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Einleitung 

 
 
 
HERLEITUNG DER FRAGESTELLUNG  
 
Digitalisierung und Partizipation 
 
Mit dem Aufkommen der sogenannten neuen sozialen Bewegungen in den 
1960er und 70er Jahren ist der Begriff des Politischen zunehmend zum Gegen-
stand einer polarisierenden Debatte innerhalb der Sozialwissenschaften gewor-
den. Im Zentrum der Auseinandersetzung steht eine (umstrittene) politische Pra-
xis, die Politik als Lebensstil, als Diskurs, als Kunst oder als Konsum direkt an 
die Sphäre des Alltags anschließt und ohne expliziten Bezug zum eigentlichen 
Terrain politischer Partizipation auskommt. Während Giddens (1991) in den 
1990er Jahren die Politisierung des Alltags mit seinem Konzept der „Life Poli-
tics“  als Konsequenz der Entwicklungsdynamik moderner Gesellschaften – der 
Zunahme von Wissen, insbesondere dem Wissen über sich selbst und den Kon-
sequenzen gesellschaftlichen und eigenen Handelns – interpretierte, stellten an-
dere mit Blick auf konventionelle Formen der Beteiligung eine schwindende En-
gagement-Bereitschaft auf Seiten der Bürger1 fest. Zudem wurde (und wird) an 
der Idee einer Alltagspolitik kritisiert, dass sie den Begriff des Politischen ent-
werte: Wenn auf einmal alles politisch sein kann, ist nichts mehr politisch. 

Neu belebt wird dieser andauernde Disput gegenwärtig vor allem durch die 
Emergenz neuer, webbasierter Beteiligungsformen, deren politischer Gehalt und 
Konsequenzen für die Demokratie höchst widersprüchlich eingeschätzt werden. 
In Bezug auf den Effekt digitaler Medien, gehen Autoren wie E. Morozov 

                                                             
 1   Da die Differenzierung zwischen den Geschlechtern in dieser Arbeit von Bedeutung 

ist, wird zur besseren Lesbarkeit folgende Schreibweise verwendet: Wo beide Ge-

schlechter gemeint sind, wird die männliche Schreibweise verwendet, während die 

weibliche Schreibweise dort verwendet wird, wo es explizit um Frauen geht. 



8 | POLITISCHE KONSUMENTINNEN IM SOCIAL WEB 

(2013) von einer zunehmenden Tendenz zu kostengünstigen und niederschwelli-
gen Formen politischer Partizipation aus. Ziviles Engagement würde dabei redu-
ziert auf Praktiken eines „Clicktivism“  wie das Zeichnen von Petitionen, Spen-
den oder das Betätigen der Like-Schaltfläche auf sozialen Netzwerken wie Face-
book. Auf der anderen Seite sehen Autoren wie H. Jenkins (2006) oder Y. Benk-
ler (2006) die Entwicklung einer neuen netzwerkbasierten Teilnahme-Kultur, die 
individualisierte Formen von kreativem Engagement stärkt. Folgt man Theorien 
der netzwerkbasierten Teilnahme oder netzwerkbasierten öffentlichen Räumen 
(wie soziale Netzwerke, Wikis und Weblogs), ist davon auszugehen, dass soziale 
Medien im Netz Verbraucher dazu befähigen und motivieren, aktive „Produt-
zer“ von Medien-Inhalten zu werden (Bruns 2010). Bezogen auf das Politische 
wird als Folge eines andauernden Individualisierungsprozesses politischer Parti-
zipation die fortschreitende Transformation – wenn nicht Auflösung – von priva-
ter und öffentlicher Sphäre diagnostiziert (Benkler 2006; Baringhorst/Kneip 
2010). Andere betonen neue Formen der Selbstdarstellung (Reichert 2008; 
Schmidt 2011) sowie einen schwindenden Einfluss formaler Organisationen der 
politischen Beteiligung (Castells 2005: 169; Papacharissi 2009; Boyd 2006) und 
sehen eine Entwicklung hin zu auf „Schwarmintelligenz“ (Benkler 2006: 172f; 
Meckel 2008) basierenden Netzwerken. Während optimistische Perspektiven die 
neuen Formen der Hervorbringung und Vermittlung von politischem Wissen 
positiv einschätzen, warnen die Vertreter eher pessimistischer Einschätzungen 
vor einer Fragmentierung und einem Zerfall politischen Wissens (Habermas 
2008: 161f; Sunstein 2009) sowie vor dessen Entertainisierung (z.B. Leggewie 
2009). Dass von den neuen Artikulations- und Partizipationsmöglichkeiten im 
(Social-)Web bislang nur ein Bruchteil der Internetnutzer Gebrauch macht,2 deu-
tet Leggewie als Lethargie,3 während er den wenigen Aktiven eine „simulative 
Pseudobeteiligung“ unterstellt (ebd.: 81). Diese wenigen Aktiven seien zudem 
privilegiert, wie Untersuchungen über den Zusammenhang von Beteiligung im 

                                                             
2   Laut ARD/ZDF Online Studie beteiligten sich 2014 14% der Internutzer an Online-

Foren, 5% an Blogs gegenüber den 82%, die regelmäßig Informationen suchen. Aller-

dings liegt der Anteil derer, die das Internet für Online-Shopping nutzen ebenfalls 

„nur“ bei 16% - und die Wirtschaft spricht von einem Markt der Zukunft! 

3   „Woran diese Utopien [wie zum Beispiel eine „elektronische Weltagora“, Anm. 

K.W.] immer schon krankten, ist die Tatsache, dass die meisten Menschen sich aus 

reiner Rezeptionstätigkeit ungern befreit sehen und den Status des Produzenten gar 

nicht anstreben, sondern lieber das konsumieren, was andere produzieren […]“ (Ebd.: 

77) 
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Web und sozio-ökonomischen Merkmalen zu belegen suchen (vgl. Schlozman et 
al. 2010). 

 
Politischer Konsum 
 
Ähnliche Vorbehalte werden in Bezug auf Praktiken des politischen Konsums 
formuliert, deren Trägern mehr Statusdenken als Gemeinwohlorientierung unter-
stellt wird. Demgegenüber sehen Sozialwissenschaftler weltweit in der Orientie-
rung von Verbrauchern auf mehr als ihre so genannten Bedürfnisse eine neue 
Form der politischen Beteiligung (Micheletti/Stolle 2003; Baringhorst 2010), die 
in ihrer Steigerung gesamtgesellschaftliche und globale Dimensionen annehmen 
könnte (Lamla 2013; Micheletti 2013). Als „Consumer Citizen“ oder Verbrau-
cherbürger orientiere dieser Bürgertypus seine Konsumpraktiken an den Rechten 
Dritter (Generationenfolge, Arbeitsbedingungen in Produktionsländern, Tiere, 
des Planeten, der Pflanzen) und zielt mit seinen Einkaufsentscheidungen darauf 
ab, durch Kauf oder Boykott, diese Rechte durchzusetzen. 

Gleichwie politischer Konsum als Form politischer Beteiligung zu bewerten 
ist, muss anerkannt werden, dass das Kaufen oder Nicht-Kaufen aus Gründen 
des Gemeinwohls mittlerweile nach Spenden und Wählen zur häufigsten Form 
politischer Beteiligung in Europa zählt (Teorell et al. 2007). Und noch eines ist 
anzuerkennen. Es sind vor allem Frauen, die ihren alltäglichen Konsum als Mit-
tel zum Ausdruck ihres politischen Willens nutzen (vgl. Stolle 2005; Micheletti 
et al. 2013). Innerhalb der politischen Verbraucherforschung wird dieser Beob-
achtung jedoch kaum Beachtung geschenkt, währenddessen die historisch orien-
tierte Konsumforschung resümiert: „Konsumieren ist nicht geschlechtsneutral.“ 
(Delitz 2005: 45) Mit Eröffnung der ersten Warenhäuser in Europa gegen Ende 
des 19ten Jahrhunderts hat sich diese Erkenntnis etabliert und ist zu einer sozia-
len Tatsache geworden, mit ganz unterschiedlichen Folgen. Konsum, in seiner 
modernen Spielart der sich ausweitenden Verfügbarkeit von Waren, hat histo-
risch gesehen erstmalig einen öffentlichen Raum geschaffen, den Frauen selb-
ständig betreten und in welchem sie eigenständig agieren konnten. Dieses He-
raustreten aus der opaken Sphäre des Hauses hat nicht nur dazu geführt, dass 
Frauen als Konsumentinnen erstmalig als Trägerinnen von Rechten – denen 
einer Verbraucherin – Gelegenheit erhielten, diese Rechte in sozialer Interaktion 
zu erproben, sondern sie wurden zugleich zu Protagonistinnen des dichotom ver-
laufenden Diskurses zur Konsumgesellschaft stilisiert. Dieser Diskurs verläuft 
bis heute zwischen den Polen der Souveränität einerseits und der Manipulation 
andererseits (z.B. Hitzler/Pfadenhauer 2006; Hellmann 2013: 21–24; Lenz 
2007). Mittels psychiatrischer Diagnostik wurden Frauen bereits zu Beginn des 
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20ten Jahrhunderts als Kaufsüchtige oder Kleptomaninnen (Kraepelin 1915) der 
Kategorie der manipulierten Subjekte zugeordnet. Und als „zwanghaftes Kau-
fen“ in den 1980er Jahren als psychische Erkrankung wiederentdeckt wurde 
(Faber/O’Guinn 1987), wurden und werden bis heute, insbesondere im publizis-
tischen Diskurs, immer wieder Frauen als Risikogruppe konstruiert (Scherhorn 
et al. 1990, Müller et al. 2012).4 Parallel dazu hat der deutsche Konsumsoziologe 
Kai-Uwe Hellmann mit seiner Aussage „shopping is female“ und der daran an-
knüpfenden These, dass irrationale, affektuelle Konsumpraktiken vorwiegend 
Frauen vorbehalten seien, eine geschlechtsstereotype Sichtweise auf Konsum 
verfestigt. 

Mit der Ausweitung der Verbraucherforschung auf das Phänomen des politi-
schen Konsums belegen dagegen seit 2002 sozialwissenschaftliche Studien, dass 
es überproportional viele Frauen sind, die ihren Konsum am Gemeinwohl aus-
richten, um politische Veränderungsprozesse zu forcieren (Stolle et al. 2005). 
Diese Beobachtung markiert im Bereich der geschlechtsspezifischen Perspektive 
auf Konsumpraktiken einen Bruch, da sie die Rolle der Konsumentin aufwertet, 
ihr Souveränität und moralische Bedeutung verleiht. 

 
Partizipation von Frauen 
 
Bezogen auf die neuen Medien sind von Seiten der feministischen Forschung 
früh Hoffnungen formuliert worden, dass hier eine Chance für Frauen zu mehr 
Beteiligung bei gleichzeitiger Verringerung geschlechtlicher Benachteiligung bis 
hin zu einer Auflösung geschlechtlicher Konstruktionen im Cyberspace liege 
(Haraway 1985; Turkle 1998). Doch nach einer anfänglichen Euphorie stellte 
sich zunehmend Ernüchterung ein. Ein Beispiel frauenpolitischer Forschung ist 
das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung finanzierte Projekt 
„Frauenbewegung online – Empowerment und Partizipation mit Hilfe elektroni-
scher Vernetzung“ (Laufzeit 2001–2005 unter Leitung von Gabriele Winker, TU 
Hamburg-Harburg). Die Autorinnen fassen die Ergebnisse folgendermaßen zu-
sammen: 

 

                                                             
4   Darüber hinaus werden Frauen in der Popkultur nicht nur regelmäßig als leidenschaft-

liche Käuferinnen dargestellt, auch Kaufsucht als typisch weibliche – wenn auch nicht 

ernst zu nehmende Erkrankung – hat mittlerweile ihren Platz in der Unterhaltungs-

branche gefunden (z.B. Kinsellas „Confessions of a Shopaholic“, „Männerhort“, aber 

auch Formate wie „Shopping Queen“). 
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„Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die untersuchten Frauennetze das Internet 
vor allem zur Informationsbereitstellung und -suche nutzen. Interaktive Möglichkeiten 
finden sich nur vereinzelt auf den Internet-Seiten der Frauennetzwerke; auch für die Frau-
enpolitikerinnen ist die Nutzung dieser nachrangig. Dennoch gibt es einige viel verspre-
chende Ansätze, die verdeutlichen, dass das Internet zu Austausch und Beratung geeignet 
ist. Politische Aktionen finden in frauenpolitischen Kontexten so gut wie gar nicht statt.“ 
(Frauenbewegung online)5 

 
Hier ist anzumerken, dass die Social-Web-Nutzung erst im Zuge des Breitband-
ausbaus und der Einführung von Flat-Rate-Tarifen für weite Teile der Bevölke-
rung attraktiv wurde (vgl. Gscheidle/Fisch 2007). Die ARD/ZDF-Onlinestudie 
bezog die Social-Web-Nutzung als „Mitmachnetz“ beispielsweise erst ab dem 
Jahr 2007 in ihre jährlichen Untersuchungen ein (vgl. ebd.)6. Vor diesem Hinter-
grund kann die Frage, wie sich das Social Web auf das politische Engagement 
von Frauen auswirkt, kaum als beantwortet gelten. 

Feministische Forschung konzentriert sich in ihren Medien bezogenen Ana-
lysen auf Öffentlichkeit (bzw. das Herstellen alternativer Öffentlichkeiten), poli-
tische Praktiken und neue Identitätsformen im Internet (Drüeke/Klaus 2014). 
Transformationsprozesse von Partizipation im Kontext der Digitalisierung wer-
den exemplarisch anhand von Frauen- und Mädchennetzwerken untersucht. Im 
Fokus stehen dabei netzbasierte Frauen-Projekte, die konkret frauenpolitischen 
Themen gewidmet sind (Schachtner/Winkler 2005; Kannengießer 2014). Mit 
diesem selektiven Blick auf netzbasiertes Engagement von Frauen wird die 
Möglichkeit übersehen, dass Frauen sich auch abseits frauenpolitischer Themen 
engagieren könnten. Genau diese Überlegung formuliert auch Genz in Anschluss 
an (in Deutschland kontrovers diskutierte) postfeministische Ansätze: 

 
„Postfeminism responds to the changing qualities of female/feminist experiences in the 
context of a late liberal society in which people are less willing to become ideologically 

                                                             
5   Vgl. http://www.frauenbewegung-online.de/empowermentStart.htm (zuletzt geprüft 

am 6.12.2014). 

6   Während im Jahr 2007 gerade einmal 15% private Netzwerke (also ausgenommen 

z.B. XING oder LinkedIn, Wikipedia und YouTube) nutzten, stieg diese Zahl bis 

2013 auf mehr als das Dreifache (46%) an (http://www.ard-zdf-onlinestudie. 

de/index.php?id=433, zuletzt geprüft am 22.09.15). Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

Frauen 2007 mit nur 11% gegenüber 17% männlicher Internutzer in privaten Netz-

werken unterrepräsentiert waren, während sich die Zahlen mittlerweile ausgeglichen 

haben (vgl. http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/index.php?id=434, zuletzt geprüft am 

22.09.15). 
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identified with any political movement, even though at the same time they are still experi-
encing gendered struggles in their private and public lives.“ (Genz 2006: 337) 
 

Ein Merkmal des neuen politischen Stils von Frauen sei die fehlende Bereit-
schaft, sich an den Kämpfen ideologischer Lager zu beteiligen, die Formen kon-
ventioneller Politikbeteiligung hervorbringen würden. Die Erfahrung von Un-
gleichheit und Ungerechtigkeit ist zwar nach wie vor Bestandteil des Alltags von 
Frauen, aber die Praktiken, die Konsequenz dieser Erfahrungen sind, lassen sich 
nicht mit einem konservativen Politikverständnis fassen. Was die (neue) Art der 
politischen Beteiligung von Frauen angeht, bedeutet das aber auch, dass sie in 
Politikfeldern stattfindet, die eben nicht auf frauenpolitische Themen begrenzt 
sind. Richtet man nun den Blick auf den Mainstream der Partizipationsfor-
schung, um mehr darüber zu erfahren, welche der neuen politischen Beteili-
gungsformen wie und warum von Frauen genutzt werden, wird man schnell fest-
stellen, dass Geschlecht dort nicht berücksichtigt wird: Wie Micheletti und Stolle 
formulieren, forscht die Beteiligungsforschung an der Beteiligung vorbei, da sie 
sich nur auf formale Mitgliedschaft konzentriert. Neue und andere Formen poli-
tischer Beteiligung, auch die von Frauen, werden so konsequent ignoriert, ob-
wohl sich empirisch nachweisen lässt, dass entsprechende Praktiken und Frauen 
als deren Trägerinnen immer stärker im politischen Feld präsent sind: 

 
„By focusing exclusively on the decline of formal organizations, the mainstream literature 
fails to acknowledge the fact that women have always participated in ‚politics‘ and that 
women’s participation in political and social life has risen constantly during the past dec-
ades.“ (Micheletti/Stolle 2003: 2) 
 

Von Sigrid Baringhorst (2012a) ist die These aufgestellt worden, dass in dem 
Zusammenwirken von Social-Web-Nutzung und politischem Konsum eine ent-
scheidende Dynamik liege, die diese beiden Alltags- und Lebensstil verbunde-
nen Praktiken möglicherweise in Richtung eines neuen Politik- und Bürgerver-
ständnisses transformiere (Baringhorst 2012b). Diese Überlegung bildet den 
Ausgangspunkt dieser Arbeit. Am Beispiel politischen Konsums werden neue 
Formen der Beteiligung von Frauen im Alltag off- und online untersucht. Es 
wird davon ausgegangen, dass die medialen, konsumpolitischen Praktiken von 
Frauen als Teil eines allgemeinen Trends hin zu neuen Formen von Bürgerschaft 
interpretiert werden müssen. Diese sind gekennzeichnet von der Abkehr vom 
(nur) wählenden „dutiful citizen“  und einer Hinwendung zum „actualizing“  
(Bennett 2008) bzw. „autonomous citizen“ (Coleman 2008). Diesbezügliche 
Charakteristika sind eine stärkere Kopplung politischer Anliegen und der Selbst-
Identität wie auch ein verändertes bürgerschaftliches Selbstverständnis. Dieses, 
so die Vermutung, speist sich vor allem aus neuen, digital ermöglichten Formen 
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der Wissensproduktion, die nicht nur das Verhältnis von Konsumenten und 
Unternehmen, sondern auch von politischen Experten und Laien (also Bürgern) 
verändern und potentiell enthierarchisieren. In Anschluss an kulturalistische An-
sätze wie den von Peter Dahlgren soll untersucht werden, inwieweit das Social 
Web für Verbraucherinnen einen Raum zur Vermittlung zwischen Verbraucher- 
und Bürgeridentität werden kann, in dem verbraucher- und bürgerschaftliche 
Handlungsautonomie erlernt und entwickelt werden kann. Deshalb wird für die 
hier verfolgte Fragestellung ein prozess- und praktikenorientierter Begriff von 
Autonomie und Identität entwickelt, der in doppelter Perspektivierung konsum- 
und politischer Agency wie Identität nach den jeweiligen Vermittlungsinstanzen 
an der Schnittstelle von Alltag und Social Web forscht. In dieser Hinsicht 
schließt diese Arbeit an Konzepte der Lifestyle-Politics (Giddens 1991) und der 
Subpolitik an (Beck 1993), deren politisches Potenzial sich gerade aus dem kol-
lektiv wahrgenommenen Missverhältnis von Autonomiezwang und Grenzen per-
sönlicher Entscheidungsfreiheit ergibt (vgl. Poferl 2004: 61). 

Als Ausgangspunkt einer solchen, auf Frauen als politische Akteure zuge-
spitzten Untersuchung, bietet der Alltag einen hervorragenden Zugang, da diese 
Perspektive die für die Konstruktion von Geschlechtlichkeit bedeutsame Grenz-
ziehung zwischen öffentlich und privat sichtbar macht. Politischer Konsum bie-
tet sich als Zugang zu dem alltagspolitischem Engagement von Frauen an, nicht 
nur weil Konsum für Frauen, wie bereits erwähnt, einen historisch herausragen-
den Stellenwert einnimmt, sondern auch aufgrund der sich auf die Position der 
Konsumenten stärkend auswirkenden Digitalisierung. Margareth Scammell (2003) 
verweist zunächst grundlegend auf die gestiegene Konkurrenzsituation, der sich 
Unternehmen angesichts globaler Produktzirkulation und den damit einherge-
henden digitalen Vergleichs- und Bezugsoptionen von Waren, gegenübersehen 
(vgl. ebd.: 122ff). Die Konkurrenz um Güter sei durch die Konkurrenz um Kun-
den abgelöst worden, infolgedessen die Marktmacht der Konsumenten steige. Da 
die Frage nach den Konstitutionsbedingungen von politischer Handlungsfähig-
keit auch die Frage nach der Möglichkeit autonomen Handelns und von Identität 
insgesamt an der Schnittstelle von politischem Konsum und Social Web adres-
siert, sind insbesondere solche Untersuchungsteilnehmer von Interesse, für deren 
Identität Konsum und Social Web zentrale Funktionen erfüllen. Dies trifft auf 
Frauen aus mehreren Gründen zu: 

 
• Konsum ist askriptiv mit der Rolle der Frau verknüpft, weshalb für Frauen der 
 richtige Konsum ein maßgeblicher Faktor für die Generierung von gesell-
 schaftlicher Anerkennung ist. 
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• Da andere Betätigungsfelder noch immer häufig zugangsbeschränkt sind, be-
 deutet das Feld des Konsums für Frauen eine nicht zu unterschätzende Chance 
 zur Selbstverwirklichung bzw. zur Expression ihres Selbst. 
• Frauen nehmen in westlichen Gesellschaften eine dominante Rolle im Konsum 
 ein, was als ein empirischer Beleg für die vorangegangenen theoretischen Ar-
 gumente interpretiert werden kann. 
• Frauen sind gegenüber Männern bei sämtlichen, Internet bezogenen Praktiken 
 in der Minderheit, mit Ausnahme des Social Webs. Es wird davon ausgegan-
 gen, dass sich darin sowohl die von Frauen häufig in Familien und Beziehun-
 gen übernommene Funktion als Beziehungspflegerin spiegelt, wie auch dass 
 das Social Web besonders geeignet ist, um sich selbst und seinen Konsumstil 
 darzustellen. 
 
Obwohl hier die generalisierende Bezeichnung „die Frauen“ verwendet wird, ist 
klar herauszustellen, dass Geschlecht als eine soziale Konstruktion begriffen 
wird und die geschlechtsspezifischen Verhaltensweisen, die beobachtet werden, 
Folge eines geschlechtlich codierten Sozialisationsprozesses sind. Auf der ande-
ren Seite muss berücksichtigt werden, dass dieser Sozialisationsprozess zu unter-
schiedlichen Ausprägungen von Geschlechtspraxis führen kann. Wenn von „die 
Frauen“ gesprochen wird, wird sich damit primär auf die in quantitativ-
empirischen Verfahren notwendig erzeugte Generalisierung, die Frauen und 
Männer entlang ihres biologischen Geschlechts verortet, bezogen. Generalisie-
rungen sind mitunter unvermeidlich, z.B. wenn es, wie hier am Beginn der Ar-
beit, darum geht, die geschlechtsspezifischen Unterschiede im Konsumverhalten 
darzustellen. Wenn mehr Frauen als Männer die Arbeit des täglichen Konsums 
besorgen, ist darin jedoch kein Ausdruck einer biologischen Determination zu 
sehen, sondern es handelt sich um die Folge sozialer Differenzierungsprozesse. 
Deshalb ist es auf einer analytisch tiefer gehenden Ebene wichtig, diesen Diffe-
renzierungsprozessen auch innerhalb der häufig homogen dargestellten Gruppe 
der Konsumentinnen nachzuspüren. 
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FORSCHUNGSVORHABEN  
 
Reduziert auf Praktiken des Kaufens/Nicht-Kaufens verbleibt politischer Kon-
sum in einer sprachlosen, nur symbolischen und nur an den Markt gerichteten 
Ausdrucksgestalt. Aus einer praxeologischen Perspektive muss jedoch anerkannt 
werden, dass auch in Kaufpraktiken ein Wissen zum Ausdruck kommt, das nicht 
nur auf ein Produktwissen im engeren Sinne reduziert werden darf. Gleicherma-
ßen wird in diesen Kaufpraktiken ein Wissen um das eigene Wollen kommuni-
ziert, was auf einer Vorstellung von einem Gemeinwohl wie auf einer Reflektion 
eigener Präferenzen basiert. In der politikwissenschaftlichen Diskussion – insbe-
sondere um Beteiligung mittels neuer Medien und Konsum – ist umstritten, was 
überhaupt politisches Handeln ist (z.B. Moor 2014). Deshalb wird im Folgenden 
eine stärker prozessorientierte Sicht entwickelt, bei der politisches Handeln als 
Politisierung von Praktiken untersucht wird. Mediatisierung kommt so als 
„Durchgangspunkt sozialer Praktiken“ Bedeutung zu – neue Medien können 
soziale Praktiken transformieren, müssen dies aber nicht zwangsläufig tun. Em-
pirische Grundlage der Untersuchung stellen Tagebücher politischer Konsumen-
tinnen dar, in denen sie über einen Zeitraum von mindestens acht Wochen ihren 
täglichen Konsumalltag, ihre Medienpraktiken sowie ihr (konsumbezogenes) 
politisches Engagement on- und offline dokumentieren. Die Auswahl der Fälle 
verläuft nach dem Kriterium der Fallkontrastierung. Dabei werden solche Tage-
bücher in die Analyse einbezogen, die einerseits Gemeinsamkeiten hinsichtlich 
ihrer Medienpraktiken und der Art und Weise der Integration von Mediennut-
zung in den (Konsum-)Alltag aufweisen, sich aber andererseits hinsichtlich der 
Orientierung ihrer politischen oder ethischen Anliegen sowie der dabei zum Ein-
satz kommenden Strategien unterscheiden. Ein weiteres Kriterium zur Kontras-
tierung liefert das Ausmaß der Einbindung der politischen Konsumentinnen in 
Verbraucherorganisationen on- und offline. Zur Rekonstruktion der biographi-
schen Dispositionen, die, wie oben angeführt, erfahrungsgemäß einen entschei-
denden Einfluss auf die Robustheit von Konsummustern ausüben (können), wer-
den die entsprechenden Passagen aus den semi-strukturierten Interviews mit den 
Teilnehmerinnen als ergänzendes Datenmaterial in die Untersuchung miteinbe-
zogen. Dies betrifft primär die erste Sequenz der Interviews, da sie als narratives 
Element in den Interviews jeweils das Werden zur politischen Konsumentin 
thematisieren. Die Auswertung des Datenmaterials erfolgt anhand einer Kopp-
lung des Kodierverfahrens der Grounded Theory und der Sequenzanalyse: Im 
ersten Schritt der Datenanalyse geht es zunächst um die Herstellung von Ver-
gleichbarkeit des, im Falle der Tagebücher, sehr heterogenen Materials. Durch 
das offene Codieren können so sukzessive Passagen identifiziert werden, die sich 
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für eine komparative, fallübergreifende Analyse eignen. Das Ergebnis der fall-
übergreifenden Analyse leitet die Auswahl der Fälle an, die im weiteren Verlauf 
der Auswertung im Zentrum stehen. Von den 26 zur Verfügung stehenden Tage-
büchern sollen mindestens drei auf diese Weise für die weitere Analyse herange-
zogen werden. Im nächsten Schritt werden die nach o.g. Kriterien ausgewählten 
Tagebücher so wie die Eingangssequenzen der entsprechenden Interviews mit-
tels eines sequenzanalytischen Verfahrens interpretiert. Dieses Verfahren bietet 
sich im Hinblick auf die Fragestellung an, die darauf abzielt, mögliche Brüche in 
den Handlungsverläufen zu identifizieren sowie die individuellen, Fall bezoge-
nen Strategien der politischen Konsumentinnen, mit ihnen umzugehen, zu re-
konstruieren. Da das Datenmaterial einmalige Einblicke in das individuelle Han-
deln in Social Web Umgebungen liefert, ist damit die Möglichkeit gegeben, auch 
die nicht-ökonomische Handlungsdimension politischen Verbraucherhandelns 
sowie wechselseitige Integrationsprozesse aus einer online-offline Perspektive 
zu untersuchen. Damit wird auch das Verhältnis von digitalen Informations- und 
stärker offline-situierten Konsum- und Wissenspraktiken in ihrer Beziehung zu 
auch biographischen Dispositionen beleuchtet. 

 
 

FORSCHUNGSPRAKTISCHER RAHMEN  
 
Die hier verfolgte Fragestellung schließt an das von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft geförderte Projekt „Consumer Netizens – neue Formen von Bür-
gerschaft an der Schnittstelle von politischem Konsum und Social Web“ an, das 
unter der Leitung von Prof. Dr. Sigrid Baringhorst an der Universität Siegen von 
Oktober 2011 bis August 2015 durchgeführt wurde. Im Rahmen dieses Projektes 
wurden die Einstellungen, Deutungen und Praktiken politischer Konsumenten in 
den Bereichen Konsum und Bürgerschaftlichkeit im Social Web untersucht. Ziel 
des Projektes war die Identifizierung neuer, webbasierter Formen politischer 
Partizipation und der damit einhergehenden (Neu-)Definitionen von Bürger-
schaftlichkeit. Daran knüpft die vorliegende Dissertation an und untersucht kon-
kret die Praktiken von Frauen im Kontext einer, womöglich im Entstehen begrif-
fenen, verbraucherpolitischen Kultur im Social Web. 

Empirisch basiert die Arbeit auf der Analyse der Partizipationstagebücher, 
deren Konzeption und Erhebung von der Autorin methodisch und praktisch 
maßgeblich begleitet wurden. Ein zweiter Anknüpfungspunkt ergibt sich aus 
dem DFG-Projekt „Cybercash – Konsumpraktiken in der virtuellen Alltagsöko-
nomie“ das von 2004 – 2007 am Zentrum für Medien und Interaktivität an der 
Justus-Liebig-Universität unter Leitung von Prof. Dr. Sighard Neckel und Prof. 
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Dr. Jörn Lamla durchgeführt wurde. Dort ging es primär darum, die Auswirkun-
gen der Digitalisierung von Konsum im Kontext von Vermarktlichungsprozes-
sen des Internets kritisch zu erforschen; also insbesondere die durch das Internet 
initiierten Reproduktions- und Transformationsprozesse des alltäglichen Kon-
sums in den Blick zu nehmen. Dabei zeigte sich, dass die Autonomie der Ver-
braucher im Netz nicht zuletzt von einer widerstandsfähigen Konsumroutine ab-
hängig ist, die die Verbraucher vor den möglichen Verstrickungen innerhalb des 
„Digitalen Basars“ (Lamla 2008a) zu schützen vermag. Die Widerständigkeit 
der ökonomischen Alltagsroutine verortet Lamla in den biographischen und kul-
turellen Dispositionen, die aber zumindest in diesem Projekt auch ein Grund da-
für sein mögen, warum sich die Verbraucher eher zurückhaltend oder passiv in 
Bezug auf die Verfolgung oder Artikulation verbraucherpolitischer Anliegen ge-
zeigt haben: Während bei „Cybercash“ typische Verbraucher wie z.B. Schnäpp-
chenjäger befragt wurden, also Verbraucher, die ihr Konsumverhalten nicht pri-
mär an Kriterien des Gemeinwohls, des Tier- und Pflanzenschutzes usw. aus-
richten, sind die Teilnehmer des Projekts „Consumer Netizens“ genau nach die-
sen Kriterien ausgewählt worden. Daraus ergibt sich, dass sie eine andere Wahr-
nehmung und Aufmerksamkeit für Konsum bezogene Wissensproduktion in den 
Medien und damit im Social Web aufweisen. Gleichzeitig müsste ihre Konsum-
routine sich ungleich störanfälliger darstellen, da sie ihre eigenen Konsumprak-
tiken beständig vor dem Hintergrund einer wie auch immer gearteten Ethik und 
Moral reflektieren. Zudem muss man berücksichtigen, dass sich das Social Web 
seit dem Erhebungszeitraum von „Cybercash“ rasant weiterentwickelt hat, ins-
besondere was die Beteiligung an sozialen Netzwerken wie Facebook oder Twit-
ter angeht. 

 
 

AUFBAU DER ARBEIT  
 
Die Arbeit ist in zwei Teile gegliedert. Im ersten Teil erfolgt die Aufarbeitung 
des Forschungsstands (Kapitel 2) zu Frauen im Social Web an der Schnittstelle 
von Politik und Konsum. Dabei gilt es herauszuarbeiten, wie die Rollen von 
Frauen als Konsumentinnen und Bürgerinnen in der sozialwissenschaftlichen 
Forschung generell wie in der Frauenforschung speziell beschrieben und mit 
dem Aspekt der Digitalisierung verknüpft werden. Dies stellt eine besondere He-
rausforderung dar, weil insbesondere die Forschung zum politischen Konsum 
bislang nicht unter dem Gesichtspunkt von Gender betrieben worden sind. Vor 
diesem Hintergrund muss der Forschungsstand gewissermaßen zweifach be-
arbeitet und nach sinnvollen Anschlussstellen gesucht werden. In ähnlicher Wei-
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se steht eine Integration wissenssoziologischer Überlegungen sowohl für den Be-
reich des politischen Konsums wie auch der frauenspezifischen Digitalisierungs-
forschung noch aus. Diese Arbeit kann diesbezüglich nur als ein erster Vor-
schlag zur Entwicklung einer entsprechenden Forschungsperspektive sein (Kapi-
tel 3). Deren Anliegen ist es, die praktische Vermittlungsleistung individueller 
Akteure, die in ihrem medialen Alltag Konsum und Politik miteinander verein-
baren, als Form von Identitätsarbeit empirisch beobachtbar zu machen. Es wird 
dabei angenommen, dass das Ziel dieser identitären Vermittlungsarbeit die 
pragmatische Herstellung von Handlungsfähigkeit ist. Als Prozess der Autono-
misierung zielt diese darauf ab, vorhandene konsumptive oder auch bürger-
schaftliche Dispositionen zu reflektieren, evtl. zu hinterfragen und womöglich 
daran anschließende Praktiken zu verändern. 

Der zweite Teil der Arbeit beginnt mit der Darstellung des methodischen 
Vorgehens (Kapitel 4) sowie der im Rahmen des DFG-Projekts „Consumer Ne-
tizens“ entwickelten Typologie, die für die Fallauswahl von entscheidender Be-
deutung ist. Dem schließt sich in Kapitel 5 die Analyse an. In diesem ersten ana-
lytischen Schritt werden die konsumpolitischen Alltagspraktiken on- und offline 
zunächst fallbezogen dargestellt. Im zweiten Schritt erfolgt die komparative 
Analyse, die mittels der Methode des Vergleichs auf der Ebene der Praktiken, 
des alltagsspezifischen Kontextes dazu dient, die Bedingungen für Politisie-
rungschancen für Frauen im Social Web zu konkretisieren. Eine zusammenfas-
sende Diskussion der Ergebnisse unter Rückbezug auf die theoretischen Voran-
nahmen erfolgt in Kapitel 6. 



 

Forschungsstand 

 
 
 
Ein Schlaglicht auf die historische Konsumforschung zeigt, dass die Konstruk-
tion von Weiblichkeit eng an die Rolle der Frau als Konsumentin geknüpft ist. 
Daraus ergibt sich die Überlegung, dass mit dem Wandel der Konsumentinnen-
rolle – insbesondere deren Politisierung – auch eine Veränderung bzgl. des Re-
pertoires bürgerschaftlicher Praktiken von Frauen verbunden sein kann. Es wird 
davon ausgegangen, dass ein eher weiblich kodiertes Bürgerverständnis mit sei-
ner Bevorzugung flacher Hierarchien, dem Fokus auf die eigene Erfahrungswelt 
sowie der stärkeren Betonung von Autonomie und Individualität, auch bei For-
men kollektiven Handelns, zahlreiche Anschlussstellen für sowohl Social Web 
wie auch alltagsökonomisches Engagement aufweist. 

 
 

VON DER MANIPULATIONS - ZUR 

SOUVERÄNITÄTSPERSPEKTIVE :  GESCHLECHT  
IM KONTEXT DER POLITISIERUNG VON KONSUM 
 
Entwicklung des  Konsumsubjekts 
 
Der Konsumsoziologie Kai-Uwe Hellman stellt fest, dass im 19. Jahrhundert 
noch problemlos von einer Klassengesellschaft gesprochen werden könne, bei 
der die Position des einzelnen maßgeblich von seiner Arbeit bestimmt wurde und 
der daraus folgenden Verfügungsgewalt über Waren und Dienstleistungen. 
Arbeit stelle bis ins 20. Jahrhundert das zentrale Organisationsprinzip für sämtli-
che Fragen der eigenen Lebensführung und der Selbstbestimmung dar (Hell-
mann 2011b: 25). Der Bedeutungsverlust der Arbeit sei durch das gestörte Ver-
hältnis von Berufs- und Lebenskontinuität bedingt. Da andererseits auch Familie 
und Schichtzugehörigkeit an Bedeutung für die Ausbildung einer Identität verlo-
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ren hätten, stellt sich Hellmann die Frage, ob nun Konsum die Funktion einer 
Sozialisations- und Individuationsinstanz übernehmen könne. 

Um nun etwas präziser darzustellen, wie Konsum in dieser Funktion an Be-
deutung gewonnen hat, wird ausschnittsweise auf David Riesmans Studie „Die 
einsame Masse. Eine Untersuchung der Wandlungen des amerikanischen Cha-
rakters“ (Riesman 1950) zurückgegriffen. Schon bei Riesman lässt sich beob-
achten, dass der Wandel der Erwerbsarbeit und daraus folgend der Erwerbsbio-
graphie in Zusammenhang mit der sich ändernden und zunehmenden Bedeutung 
von Konsum gebracht wird. Riesman vollzieht die Entwicklung moderner Ge-
sellschaften in drei Phasen nach und identifiziert für jede Phase einen vorherr-
schenden Charaktertypus. Paradigmatisch für die erste Phase, die man in die vor-
industrielle Zeit verorten kann, sei der Typus des Traditions-Geleiteten. Die tra-
ditionalen Gesellschaften seien gekennzeichnet durch ein hohes Maß an Stabili-
tät, das durch die Weitergabe von Verhaltensweisen, Praktiken und Sitten von 
Generation zu Generation, aufrechterhalten wird (vgl. ebd.: 27). Dazu tragen die 
festen Strukturen der Familie, der Stände und natürlich die Religion wie auch re-
gionales Brauchtum maßgeblich bei. Die Rollen sind sozio-kulturell vorbe-
stimmt und von den Kindern wird nicht mehr erwartet, als dass sie sich anpassen 
und sich auf die frühzeitige Übernahme der Arbeit ihrer Eltern vorbereiten (vgl. 
ebd.: 28; 53). Es besteht daher auch ein geringes soziales Bedürfnis an Eigen-
ständigkeit, welche innerhalb des dichten Netzes sozialer Wertsetzungen auch 
wenig Raum zur Entwicklung hätte. 

Die Zunahme von Beschäftigungsoptionen infolge der Industrialisierung 
macht eine Distanzierung von traditionellen Rollen erforderlich (vgl. ebd.: 31). 
Im Zuge der erheblichen Dynamisierung des Wandels der gesellschaftlichen Or-
ganisation werden nun nicht nur neue Arbeitsformen geschaffen, sondern auch 
eine steigende soziale Mobilität in Gang gebracht: 

 
„Die größten Chancen, die diese Gesellschaft zu vergeben hat – und die größte Initiative, 
die sie denen abverlangt, die mit den neuen Problemen fertig werden wollen –, werden 
von Charaktertypen verwirklicht, denen es gelingt, ihr Leben in der Gesellschaft ohne 
strenge und selbstverständliche Traditionslenkung1 zu führen.“ (Ebd.) 

 

                                                             
1   Die deutsche Übersetzung ist hier insofern inkonsequent, als Riesmans zwei Begriffe 

„directed“  and „direction“  mit „geleitet“ und im Falle des Substantivs mit „Len-

kung“ übersetzt werden, was eine graduelle Verschiebung in Bezug auf die Intensität 

der Führung beinhaltet. 
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Das Subjekt muss sich nun im Verlauf seiner Individuation von traditionalen 
Rollenschemata lösen und einen flexiblen Umgang mit den daran verknüpften 
Vorstellungen lernen. Die Erziehung im Elternhaus nimmt bei diesem Lernpro-
zess den zentralen Stellenwert ein, wird aber begleitet von der Wahrnehmung 
zunehmend pluralisierter Lebensmodelle und -vorstellungen, die erst eine Dis-
tanz zu den tradierten Verhaltensnormen ermöglichen. Entsprechend müssen die 
Werte, die es in dieser Phase inkorporiert, insofern abstrakt sein, als sie nicht zu 
eng an ein klar definiertes Lebensziel gebunden sein dürfen, sondern das Subjekt 
von einer Art „innerem Kreiselkompass auf Kurs gehalten wird“ (Riesman 
1966: 33). In der Konkurrenz unterschiedlicher Werte oder Ziele sieht Riesman 
eine weitere Ursache für den dynamischen sozialen Wandel (vgl. ebd.: 55). Die 
Erziehung beruht auf einer subtilen Kontrolle der Konformität, deren Ziel die 
Etablierung einer starken Selbstdisziplin ist (vgl. ebd.: 57). Die sich hier bereits 
andeutenden Prozesse der Zunahme an sozialer (und räumlicher) Mobilität sowie 
eines grundlegenden Wandels der Beschäftigungsstruktur erfahren in der Folge-
zeit erheblich an Beschleunigung. Kürzere Arbeitszeiten führen zu einer Aus-
weitung der Freizeit und der in sie verlagerten Aktivitäten (vgl. ebd.: 34). Paral-
lel dazu verläuft ein Prozess der ökonomisch-gesellschaftlichen Umdeutung ge-
sellschaftlicher Prosperität, die sich immer stärker an der Steigerung der Produk-
tivität und damit zwangsläufig der Steigerung des Konsums ausrichtet. Aller-
dings stehen die noch konservierten Werte der Innen-Lenkung wie Knappheits-
bewusstsein und Sparbedürfnis einem Verbrauchsbedürfnis und Überfluss-
Bewusstsein nicht ohne Konflikte gegenüber: „[…] den Jungen muss einerseits 
wirtschaftlich Gelegenheit gegeben werden an dem Überfluss teilzunehmen, an-
derseits müssen sie die hierfür erforderliche Charakterstruktur besitzen.“ (Ebd.: 
35). In dieser Gesellschaft werden die inneren Prinzipien des Kreiselkompass 
durch ein flexibleres Instrument ersetzt: die Radaranlage (ebd.: 69). Denn die 
Prinzipien, die in frühen Phasen der kindlichen Entwicklung dem Kind durch die 
Eltern nahe gebracht und ein Leben lang konserviert wurden, werden jetzt von 
der Außenwelt vorgeben, vornehmlich von der sozialen Gruppe, in der man lebt 
oder von öffentlichen Personen, die man vermittelt über die Massenmedien 
kennt. Es beginnt die Phase der Außen-Lenkung: 

 
„Das gemeinsame Merkmal der außen-geleiteten Menschen besteht darin, dass das Ver-
halten des einzelnen durch die Zeitgenossen gesteuert wird; entweder von denjenigen, die 
er persönlich kennt, oder von jenen anderen, mit denen er indirekt durch Freunde oder 
durch die Massenunterhaltungsmittel bekannt ist. Diese Steuerungsquelle ist selbstver-
ständlich auch hier ‚verinnerlicht‘, und zwar insofern, als das Abhängigkeitsgefühl von 
dieser dem Kind frühzeitig eingepflanzt wird. Die von dem außen-geleiteten Menschen 
angestrebten Ziele verändern sich jeweils mit der sich verändernden Steuerung durch die 
von außen empfangenen Signale. Unverändert bleibt lediglich diese Einstellung selbst und 
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die genaue Beachtung, die den von den anderen abgegebenen Signalen gezollt wird.“ 
(Ebd.: 37) 
 

Das Streben nach bestimmten, festgelegten Zielen wird beim Außen-Geleiteten 
abgelöst von dem Streben nach der Anerkennung anderer. Es lässt sich ange-
sichts der zunehmenden Fragmentierung der Beschäftigungsstruktur in vonei-
nander getrennte Expertensysteme auch nicht mehr so einfach bestimmen, wel-
che Positionen Erfolg und Anerkennung versprechen. Die Massenkommunika-
tionsmittel nehmen im Stadium der Außen-Lenkung eine entscheidende Rolle 
bei der Erziehung der Kinder ein – auch dadurch, dass die Eltern Fernsehen und 
Zeitschriften als Ratgebern zur Erziehung heranziehen (vgl. ebd.: 64). Darin 
spiegelt sich deren Unsicherheit, wie sie mit ihren Kindern umgehen sollen. 
Gleichzeitig zeigen sie, dass sie die Orientierung an anderen für eine angemes-
sene Vorgehensweise halten, um diese Unsicherheit zu bewältigen. Weil die 
Meinung der anderen so zu einem herausragenden Kriterium für die Angemes-
senheit des eigenen Auftretens, der Erscheinung und der Verhaltensweisen wird, 
gewinnt auch Mode als Ausdruck eines gemeinsamen Geschmacks an Bedeu-
tung (vgl. ebd.: 86). Die zunehmende Differenzierung des Systems der Produk-
tion von Gütern und Dienstleistungen erfordert für das Fällen von Konsument-
scheidungen sehr viel mehr Wissen und Feingefühl als zuvor. Gerade im Hin-
blick auf die Unterscheidung von Qualitätsmerkmalen bedarf es einer Schulung 
des Konsumverständnisses, da Nuancen in der Verarbeitung und der verwende-
ten Stoffe oft nur noch von einem Profi bemerkt werden können (vgl. ebd.: 88). 
Neben den Informationen, die die Massenmedien hierfür liefern, gewinnt der 
Austausch der Konsumenten über ihre Konsumerfahrungen an Bedeutung. Es 
geht hier aber nicht nur um einen bloßen Austausch über Qualität und Mode, 
sondern auch um die Offenbarung der inneren Gefühls- und Erlebniswelt, die in 
Kombination mit der Ware den Geschmack erst wirklich zum Ausdruck bringen 
(vgl. ebd.: 87; 89). Da der Konsum infolge dessen als ein Mittel zur Aufrecht-
erhaltung oder zum Knüpfen von sozialen Beziehungen gesehen werden kann, 
ergibt sich daraus auch, dass die Konsumgüter von ihrem ursprünglichen Zweck 
der Bedürfnisbefriedigung abgelöst werden. Bemerkenswert ist darüber hinaus, 
dass bei Riesman die Rechtfertigung für den Kauf von Gütern oder die Inan-
spruchnahme von Dienstleistungen eine besonders wichtige Rolle spielt. So 
nehmen auch innerhalb von kleinen Konsumgenossenschaften Diskussionen um 
das beste Produkt und das schönste Urlaubsziel einen großen Raum ein. Die 
Massenmedien unterstützen den Entscheidungsprozess, indem sie sowohl über 
alternative Produkte informieren wie auch Gründe zur Verfügung stellen, die 
eine Rechtfertigung erheblich erleichtern. Darüber hinaus nehmen die Massen-
medien die Rolle eines „anonymen Verbündeten“ ein, der den Außen-Geleiteten 
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in seinem Konsumverhalten da unterstützt, wo das direkte soziale Umfeld ihn 
kritisiert (ebd.: 100). 

Diese Überlegungen zeigen, dass das Subjekt sich in sozialen Kontexten dem 
Erlernen und Herausbilden einer „Konsumprofessionalität“, die der Anerken-
nung und Wertschätzung anderer bedarf, kaum entziehen kann. Das bedeutet 
notwendigerweise die Herausbildung kommunikativer und konsumptiver Fähig-
keiten, was nicht nur Geld, sondern vor allem Zeit kostet. Verweigert sich ein 
Subjekt diesem Bildungsprozess, kann es daran liegen, dass ihm die notwendi-
gen Ressourcen fehlen, oder aber es verweigert sich, zumindest gelegentlich, 
willentlich. Im Fall des nicht Wollens ist das Subjekt aber generell in der Lage, 
sich anzupassen. Es verfügt über die Radaranlage des Außen-Geleiteten, es kann 
sie nur in dem Sinne besser kontrollieren als er zu ihrer (vorübergehenden) De-
aktivierung fähig ist. Ein solches Subjekt nennt Riesman autonom (ebd.: 254), 
während das Subjekt, das sich aufgrund von Beschränkungen nicht anpassen 
kann, als anomal bezeichnet wird, wenngleich hier greift, dass es sich bei diesen 
Typisierungen ebenfalls um Idealtypen handelt (ebd.: 253). So gälten beispiels-
weise in der Phase der Außenlenkung die als anomal, die den gesellschaftlichen 
Wandel gewissermaßen „verschlafen“ haben und sich von ihrer Innen-Lenkung 
nicht zu lösen vermögen. Aber auch die, welche sich zu sehr darum bemühen, es 
den anderen in Bezug auf ihr Aussehen, ihren Geschmack und ihr Auftreten 
recht zu machen und damit überangepasst erscheinen, gehören zum Typ der 
Nicht-Autonomen. Bei ihnen scheint die Radaranlage pausenlos Forderungen 
von außen an das Subjekt heranzutragen und sie zu ständiger Arbeit an sich 
selbst zu zwingen: „[…] ihre Überkonformität macht sie zu einer Karikatur des 
angepassten Verhaltensmusters – das unerreichbar für sie ist, weil sie sich zu 
sehr anstrengen, um es zu erreichen.“ (Ebd.: 256) 

Lamlas Rezeption von Riesman betont gegenüber der hiesigen Darstellung 
noch einen weiteren Aspekt, der auf die Chance zur Entwicklung von Verbrau-
cher-Autonomie verweist. Autonomie sei – wenn überhaupt – dann in der Frei-
zeitgestaltung realisierbar (vgl. Lamla 2013: 189). Die Freizeit garantiere zu-
nächst einen Bereich des Rückzugs, die dem Subjekt einen Raum biete, sich 
selbst wieder näher zu kommen – im Spiel, im Träumen, im Verfolgen von Hob-
bys (vgl. ebd.: 210). Soziale Beziehungen, hier vorrangig Freunde, seien als 
Interaktionspartner unabdingbar, da durch sie Prozesse der Authentifizierung 
und Anerkennung unterstützend begleitet werden könnten (vgl. ebd.). In diesem 
Zusammenhang sei auf die Rolle von „Freizeitberatern“ hinzuweisen, die das 
Subjekt in seiner Autonomie insofern unterstützen könnten, als sie mit ihrer Ex-
pertise einerseits von Zeitdruck entlasten und andererseits angemessene Angebo-
te zur Freizeitgestaltung entwickeln könnten (ebd.). Das Verhältnis von Ver-
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braucher und Freizeitberater sei jedoch weniger im Sinne von Kunde und Ver-
käufer zu gestalten als vielmehr von Patient und Therapeut: Denn um Autonomie 
zu steigern, sei es nicht die Aufgabe der Beratung zu verkaufen, sondern dem 
Verbraucher entdecken zu helfen – sich selbst und Freizeitangebote. 

Dass die Herstellung von Autonomie für den Verbraucher durch Prozesse der 
Individualisierung und Mediatisierung erschwert wird und zentral nach Orientie-
rungshilfen Ausschau gehalten werden muss, steht außer Frage. Andererseits ist 
zu betonen, dass im Stadium der Außen-Lenkung überhaupt erst die Chance be-
steht, als Verbraucher autonom zu werden. Wenn Riesman von „Innen-
Lenkung“ spricht, suggeriert dies womöglich, als sei es das innere, authentische 
Selbst, welches dort lenkt. Dabei handelt es sich jedoch um einen Fehlschluss. 
Die Innen-Lenkung basiert auf der (unreflektierten) Inkorporation bestimmter 
Wert- und Moralvorstellungen, die nicht zuletzt, sondern ganz entscheidend von 
der sozialen Herkunft (den Eltern/Großeltern/sozialem Milieu) bedingt und her-
vorgebracht werden. Zwar ist der Innen-Gelenkte weniger störanfällig für von 
außen an ihn herangetragene Konsumzumutungen und -ansprüche, das aber nur, 
weil sich der Verbraucher im Zuge seiner Sozialisation eine Konsummoral und 
-präferenz als unhinterfragbare Verhaltensnorm angeeignet hat. Die Übernahme 
von kulturellen Geschmacksurteilen, die aus der jeweiligen Stellung innerhalb 
der gesellschaftlichen Struktur resultieren, kann jedoch kaum als Beispiel von 
Verbraucherautonomie angeführt werden, wenn sie nicht mit einer Reflexion 
über die Konstitutionsbedingungen eben jener Geschmackspräferenzen einher-
geht. Diese wird laut Riesman jedoch erst im Stadium der Außen-Lenkung mög-
lich, wo das Nebeneinander unterschiedlichster Angebote und Konsumstile das 
Verharren in vorgegebenen Geschmacksstrukturen infrage stellen. Demgegen-
über kritisch ist an Riesmans Darstellung zu sehen, dass sie den Wandel der Er-
werbsarbeit ins Zentrum einer Auseinandersetzung mit Konsum rückt. Aus die-
ser spezifischen Perspektive folgt, vor allem männliche Charaktertypen und de-
ren Wandel zu beschreiben, da für Frauen die Erwerbsarbeit erst ab dem Stadium 
der Außen-Lenkung an Bedeutung gewinnen dürfte, insbesondere solche Er-
werbsarbeit, die Räume der Selbstverwirklichung bietet oder zumindest Potential 
zur Identifizierung mit sich bringt. So taucht die Frau als Verbraucherin in 
Riesmans Darstellung auch erst im Stadium der Außen-Lenkung auf, wo Ries-
man ihr von Vornherein besondere Schwierigkeiten in Aussicht stellt, was ihre 
Chancen zu autonomen Verbraucherverhalten angeht: 
 
„Diese Entwicklung [zur Außen-Lenkung, Anm. K.W.] bedeutet für Mädchen eine beson-
dere Belastung, teils weil die Frauen in unserer Gesellschaft tonangebend im Konsum 
sind, teils weil sie sich im allgemeinen weit mehr als Männer dazu gedrängt fühlen, jede 
von ihnen erwartete Rolle auch zu spielen.“ (Riesman 1966:93) 
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Die Rezeption von Riesmans Werk in der Konsumsoziologie erweckt den Ein-
druck, es würde hier allgemein ein Wandel von Verbrauchertypen beschrieben 
werden. Tatsächlich aber beschreibt Riesman Wandlungsprozesse von männli-
chen Charaktertypen bis hin zum Stadium des Außen-Geleiteten, bei dem der 
Wunsch, bei anderen Zustimmung und Anerkennung zu finden, andere Ziele 
überlagert. Dass sich diese Geschichte aus Sicht von Frauen anders darstellt, da-
rauf wird in Randnotizen zumindest verwiesen, zum Beispiel wenn Riesman zur 
Phase der Innen-Lenkung schreibt, dass diese gänzlich von Arbeit und dem da-
zugehörigen Ethos dominiert sei, während sich Konsum „auf einem Neben-
schauplatz“, den Frauen dominierten, abspielte (ebd.: 127). Ähnlich wie Veblen 
(1899) mehr als fünfzig Jahre zuvor sieht er in dieser Phase den Konsum an 
Frauen delegiert. Was heißt das aber für die Entwicklung von Frauen als Kon-
sumsubjekten? Muss vor diesem Hintergrund nicht angenommen werden, dass 
Frauen – zumindest in Bezug auf Konsum – schon immer „außen geleitet“ wa-
ren, es sogar sein mussten, um die Funktion „demonstrativer Konsumentinnen“ 
angemessen ausüben zu können? Freiwillig, so Riesman, hätten sich Frauen in 
jedem Fall nicht in diesem Maße dem Konsum zugewandt. Bis zu einer ersten 
Öffnung des Arbeitsmarktes im Zuge des zweiten Weltkrieges und noch darüber 
hinaus, seien die Möglichkeiten von Frauen, außerhalb des Hauses und des Kon-
sums tätig zu werden, immer weiter reduziert worden. Verantwortlich dafür sei 
ein Prozess der Professionalisierung solcher Tätigkeiten, die vormals als eine 
Form ehrenamtlichen Engagements von Frauen getragen wurden wie die Pflege 
von Alten- und Kranken (vgl. ebd.: 295). Nach Riesman führen diese einge-
schränkten Möglichkeiten zu einer seelischen Verarmung, die ihrerseits dazu 
führt, emotionale Bedürfnisse mittels Konsum zu befriedigen. 

 
Shopping is female? 
 
Konsum ist eine symbolische Welt kommunikativer Zeichen. Erst durch die 
Möglichkeit des gemeinsamen Bezugs auf geteilte Bestandteile dieser symboli-
schen Welt – denn die Kenntnis dieser symbolischen Zeichen des Konsums ist 
ungleich verteilt – wird eine Konsumpraktik im Kontext ihres Vollzugs interpre-
tierbar. Ob diese in einer bestimmten Situation, wie häufig a priori unterstellt, 
dem Prinzip der Nutzenmaximierung folgt oder aber der Initiierung von Freund-
schaften oder eben als politische Handlung, muss jeweils erst sorgfältig erwogen 
werden. Als soziales Handeln stellt Konsum eine Form der Kommunikation mit 
hohem Symbolcharakter dar. Diese Perspektive auf Konsum unterscheidet sich 
von den gängigen Definitionen von Konsum, bspw. wird auf zwei Begriffe ver-
zichtet: Kaufen und Bedürfnisse. Hellmann verweist darauf, dass in den Sozial-
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wissenschaften zwischen einem Konsum im engeren und einem im weiteren 
Sinne zu unterscheiden sei (Hellmann 2005: 10), wobei letzterer eben gerade 
auch die Verwendung von gekauften Waren und Dienstleistungen fokussiere. 
Dennoch verbleibt diese Perspektive auf Konsum in ihrer historischen Differen-
zierung zwischen Produktion und Konsumption sowie deren Betonung einer 
Geld-vermittelten Praktik. Bleibt man zunächst bei dieser Lesart von Konsum, 
wird in den Sozialwissenschaften zudem zwischen existentiellen und Luxusbe-
dürfnissen unterschieden, wobei insbesondere letztere den Gegenstand konsum-
soziologischer Forschung darstellen: 
 
„Zwar trifft man in der Forschungsliteratur auf eine dem ersten Anschein nach recht hete-
rogene, in der Bedeutung jedoch relativ synonyme Terminologie, da sämtliche Arbeiten 
gemeinsam haben, dass sie hinsichtlich des Shoppingthemas von einer Unterscheidung 
ausgehen, die sich in der Sache so darstellt: auf der einen Seite das Einkaufen als Pflicht 
und Notwendigkeit, auf der anderen das Shopping als Vergnügen und Selbstzweck.“ 
(Hellmann 2005: 14) 
 

Problematisch an dieser Form der Definition ist das Wort der Notwendigkeit, da 
sich kaum verallgemeinern lässt, welche Art des Konsums notwendig ist, wählt 
man westliche Gesellschaften als Ausgangspunkt der Betrachtung. Diese Leer-
stelle schafft Raum für Auseinandersetzungen um die richtige Definition und de-
ren Interpretation, die, zumal wenn es sich um Fragen allgemeiner Wohlfahrt 
und sozialen Zuwendungen handelt, immer machtpolitisch motiviert sind. Zu-
dem suggeriert die Aufteilung in Grundbedürfnisse und Luxusbedürfnisse eine 
Hierarchisierung oder Priorisierung von Bedürfnissen als Mangelempfinden, die 
so zumindest noch nicht empirisch belegt wurde. Während Hellmann diesem Di-
lemma mit der Aussage zu entkommen scheint, es gäbe in westlichen Gesell-
schaften gar keine existentiellen Bedürfnisse mehr, sondern man habe nur noch 
von Luxusbedürfnissen zu sprechen, wäre die Alternative, eher für eine Ver-
schmelzung der beiden Kategorien zu plädieren. Das Bedürfnis nach Kleidung 
und Nahrung gibt es nach wie vor, es lässt sich aber nicht losgelöst von seinen 
sozialen und kulturellen Bezügen befriedigen. Was zum Leben notwendig ist 
und was ein gutes Leben ausmacht, unterscheidet sich nicht nur in Abhängigkeit 
von der jeweiligen Kultur eines Landes, sondern es lassen sich bereits auf der 
Ebene sozialer Milieus deutliche Unterschiede feststellen (Bourdieu 1987, 
Schulze 1992). Die sozialen, kulturellen und ökonomischen Bedingungen ent-
scheiden darüber, was ein (Luxus-)Bedürfnis ist. Eine solche Unterscheidung 
bringt demnach kaum analytischen Gewinn. In ähnlicher Weise ist der Fokus auf 
das Kaufen in der Betrachtung von Konsum zu kritisieren. Auf diese Weise gerät 
eine ganze Reihe Konsumpraktiken aus dem Blick – zugunsten einer Lesart von 
Konsum als einem Akt des monetären Transfers. Sicher, es werden diesbezüg-
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lich auch die Gründe für den Kauf und die konkrete Nutzung des Konsumobjekts 
im Anschluss untersucht, trotzdem ist damit ein Fokus auf Konsum gewählt, der 
gerade in westlichen Gesellschaften mit den vielen Beispielen, abseits des (Geld 
vermittelten) Marktes zu konsumieren: durch teilen, verschenken, selbst produ-
zieren, reparieren, restaurieren, Urban Farming/Gardening usw., bedeutende 
Entwicklungen zu übersehen droht. Aus einer geschlechtersoziologischen Per-
spektive ist zudem die Unterscheidung zwischen den zwei Ordnungen des Shop-
pings, die Hellmann einführt, bedenklich, was sich nicht zuletzt in der Auswahl 
seiner Zitate niederschlägt: „Mit dem Blick einer Frau gesehen: ‚Hats are the 
one thing, housekeeping is another.‘“( Bowlby: Carried Away, 2001: 119 zitiert 
nach Hellmann 2005: 14). Denn versteht Hellmann unter Shopping erster Ord-
nung ein Kaufen mit Ziel, ist für ihn beim Shopping zweiter Ordnung das Kau-
fen selbst das Ziel: 
 
„Das ‚buying‘ beschränkt sich ganz nüchtern auf den Kauf konkreter Güter und bezeich-
net gleichsam einen technischen Vorgang, eine Routine, die fast automatisch ausgeführt 
wird, ohne nennenswerte innere Anteilnahme. Beim ‚shopping‘ steht hingegen das Erle-
ben und Erfahren des möglichen Erwerbs beliebiger Sach- und Dienstleistungen im Vor-
dergrund [...].“ (Hellmann 2005: 15) 
 

Lenkt man den Blick auf die Adjektive und Attribute, mit denen diese zwei Ord-
nungen des Shoppings jeweils konnotiert werden, fällt auf, dass die erste Form 
des Einkaufens einem Sinn und Zweck folgt, rational und ohne sich verführen zu 
lassen („ganz nüchtern“), während Affekte und Kontrollverlust paradigmatisch 
für das Shopping zweiter Ordnung seien. Die Reproduktion solcher dichotomer 
Begriffspaare lässt die Erinnerung an Bourdieus Arbeit „Die männliche Herr-
schaft“ wach werden, in der herausgearbeitet wird, dass sich Geschlechterunter-
schiede unter anderem dadurch so hartnäckig in das kollektive Gedächtnis einge-
schrieben haben, weil sie permanent über das System der Sprache mit genau sol-
chen Gegensatzpaaren: hart – weich, rational – affektuell, zielorientiert – erleb-
nisorientiert, als historische Denkschemata reproduziert werden (vgl. Bourdieu 
1998: 180f). Wenn Hellmann also in Bezug auf den US-Amerikanischen Marke-
tingstrategen Paco Underhill die Unterschiede im Kaufverhalten von Männern 
und Frauen herausstellt, ohne den Konstruktionscharakter dieser sozialen Praktik 
zu reflektieren, trägt die Übernahme dieses Blickwinkels zur Reproduktion von 
bestimmten Konsumpraktiken als weibliche Praktiken bei. So kommt es zu Aus-
sagen über weibliche Konsumpraktiken wie: „Ganz anders Frauen, die nicht 
selten ohne klare Vorstellungen einkaufen gehen, und selbst wenn es einen Ein-
kaufszettel gibt, macht dieser mitunter nur einen kleineren Teil dessen aus, was 
Frauen wirklich beim Shopping tun.“ (Hellmann 2005: 23) Aussagen die, wie 
Hellmann selbst einräumt, ohne wissenschaftlich-empirische Basis auskommen 
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(vgl. Hellmann 2005: 24). Oder mit den Worten Don Slaters formuliert: „The 
female shopper is ideologically inscribed as the norm, irrespective of the statis-
tics that demonstrate a diversity of practice.“ (Slater 2005: 39) 

Colin Campbell (2000) stellt den starken Zusammenhang von Konsum und 
Geschlecht in den Mittelpunkt ihrer Bearbeitung der Frage, warum Frauen stär-
ker von pathologischem Kaufverhalten betroffen seien als Männer. Als hilfreich 
erweist sich ihr Hinweis darauf, dass schon in der Unterscheidung von Shopping 
und Kaufen ein geschlechtsbezogenes Deutungsmuster wirksam wird, welches 
Praktiken des Shoppings unmittelbar an die geschlechtliche Rolle des Frau-Seins 
kopple. Dies könne auch als Begründung angeführt werden, warum Männer auf 
der Ebene von Aussagen dem Shopping mit großer Antipathie begegneten: Sie 
schützten damit ihre geschlechtliche (männliche) Identität. Komplementär dazu 
drückten Frauen eine positive Einstellung gegenüber Shopping aus: 

 
„Since it has been suggested that at root the male-female dichotomy in modern societies is 
little more than a direct correlate of the more general contrast between production and 
consumption [...] the feminine nature of shopping could be seen as a special instance of 
that equation.“ (Campbell 2000: 60) 

 
Zur Unterscheidung von Shopping und Kaufen lässt sich nun zunächst einmal 
sagen, dass Frauen das mehr irrationale, affektgesteuerte Shopping zugeordnet 
wird, Männern jedoch das rationale, zielorientierte oder strategische Kaufen. 
Doch diese Unterscheidung ist auf der praktischen Ebene kaum stichhaltig vor 
dem Hintergrund, dass Frauen beide Praktiken ausüben, wobei das normale Kau-
fen sogar den weitaus größeren Anteil der Alltagspraktiken ausmachen dürfte als 
das Shopping. Campbell weist zudem darauf hin, dass Männer auf der Ebene des 
konkreten Vollzugs von Praktiken durchaus auch Shopping machen – sie neh-
men es aber nicht als solches wahr (vgl. ebd.: 61). Dies führt zu dem weiteren 
Punkt, dass Shopping auf der semantischen Ebene nicht nur mit einer Frau als 
Aktrice assoziiert wird, sondern zudem auch ganz bestimmte Artefakte mit Prak-
tiken dieses geschlechtsspezifisch konstruierten Shoppings verknüpft seien: 
Während der gewöhnliche Wocheneinkauf überwiegend mit dem Kauf von Nah-
rungsmitteln in Verbindung gebracht wird, hätten Untersuchungsteilnehmer 
Shopping am ehesten mit dem Kauf von Kleidung und Schuhen assoziiert (ebd.: 
63). 

Die Geschlechtsunterschiede bestehen jedoch nicht nur in jeweils unter-
schiedlichen Produktvorlieben, sondern auch in den jeweiligen Praktiken der 
Entscheidungsfindung. Im Marketing werde sich auf Frauen konzentriert, da sie 
die kaufkräftigste Gruppe ausmachten (vgl. Mitchell et al. 2004: 332). Die Mar-
ginalisierung von Männern in der Verbraucherforschung stehe dem Vorwurf 
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einer männlichen Ideologie in der Verbrauchertheorie gegenüber (E.C. Hirsch-
man 1993). Da Männer aber zunehmend Konsumpraktiken in ihren Alltag inte-
grierten, sei es spätestens jetzt notwendig, sie in der Forschung als Konsumenten 
zu berücksichtigen. Die zusammenfassende Darstellung typisch männlicher 
Konsumeigenschaften lässt das Bild eines autonomen Verbrauchers evozieren: 
 
„Male consumers tend to be less persuaded by marketing practices (possibly because they 
have less advertising focused on them), are less field dependent and have been found to be 
less influenceable. Males are also more analytical and logical than females and also more 
likely to prefer simplifying decisions heuristics.“ (Ebd.: 334) 

 
Im Marketing wird Geschlecht als die entscheidende Variable gesehen, die das 
Konsumverhalten beeinflusst. Während Einkommen, Alter usw. ebenfalls eine 
wichtige Rolle spielten, um das Verhalten von Konsumenten vorhersagen zu 
können, seien es die Geschlechtsunterschiede, die maßgeblich Interesse, Gesprä-
che und Begeisterung für bestimmte, d.h. geschlechtlich codierte Produkte 
steuerten: „Despite the obvious impact of lifestyle, lifestage, income and age on 
consumers’ behaviour within each of these, essentially, men and women have an 
interest in, talk about, and show a fondness for, different products.“ (Ebd.: 331) 
Obwohl der Einfluss von Geschlecht auf das Konsumverhalten weitläufig be-
kannt sei, beklagen Mitchell et al. auf diesem Gebiet ein Forschungsdefizit. 
Wenn überhaupt seien die Studien begrenzt auf sehr enge Bereiche (wie Kauf-
sucht) oder sehr produktspezifisch (Hauserwerb) (vgl. ebd.). 

Zusammenfassend dargestellt, identifizieren die Autoren Männer als Kon-
sumenten, die vorwiegend Kommunikations- und Technologieprodukte kaufen, 
die Vielfalt suchen, die weniger Marken kaufen, die weniger umweltbewusst 
sind und auch weniger umweltfreundliche Produkte kaufen, die unabhängiger, 
selbstbewusster, mehr wettkampf-orientiert und extern motiviert sowie risikobe-
reiter einkauften. Frauen seien demgegenüber häufiger perfektionistisch einge-
stellt, lesen häufiger Verbraucherzeitschriften, beschäftigen sich mehr mit den 
Risiken von Produkten und achteten mehr auf Produktlabels und Informationen, 
sie beschwerten sich häufiger über schlechte Produkte oder Dienstleistungen und 
würden andere Konsumenten eher über gute oder schlechte Produkte/Dienstleis-
tungen informieren (ebd.: 332f). Der Blick auf die frauenbezogene Konsumfor-
schung liefert also ein widersprüchliches Bild: Zunächst kann von einer Domi-
nanz der frauenbezogenen Konsumforschung gesprochen werden. Dass Frauen 
in Marketing-Analysen ein Vorrang eingeräumt wird, ist der Beobachtung ge-
schuldet, dass sie die Konsum-Hauptverantwortlichen in der geschlechtlichen 
Arbeitsteilung sind. In seinem Ratgeber für an Frauen adressiertes Marketing 
(„What women want“) betont Underhill (2010): „Women control not just a per-
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centage of active income in the world [...] but a large percentage of passive in-
come, meaning family money, or money they’ve inherited.“ (Ebd.: 2) Darüber 
hinaus gibt der Marketing-Stratege zu bedenken, dass immer mehr Frauen be-
rufstätig seien und das in gut bezahlten Positionen, die sie dank ihres besseren 
Abschneidens im Bildungssystem erreichten (vgl. ebd.: 4f). Unternehmen könn-
ten es sich deshalb schlicht nicht leisten, ihre Geschäfte allein an den Wünschen 
männlicher Kunden zu orientieren. Wenn eine Frau sich in Geschäften als „se-
cond-class citizen“ behandelt fühle, verliere man nicht nur eine Kundin, sondern 
setze eine Kettenreaktion in Gang: Frauen liebten es im Gegensatz zu Männern 
über ihre Kauferfahrungen zu sprechen und diese zu verbreiten (vgl. ebd.: 3). 

 
Konsum und die Konstruktion von Weiblichkeit 
 
Das Ziel von Marketingforschung besteht darin, die Präferenzen und Bedürfnisse 
(potenzieller) Kundinnen und Kunden auszuloten, um ihre Produkte und Dienst-
leistungen absetzen zu können. Deshalb richten sich die Untersuchungsfragen 
danach, welche Umgebung Frauen beim Kaufen wünschen, nach welchen Krite-
rien sie ihre Entscheidungen treffen usf. Sie liefert jedoch keine Antwort auf die 
Frage, warum Männer und Frauen unterschiedlich konsumieren, was eine Frage-
stellung darstellt, die eher von der Konsumsoziologie oder von der Gender-
Forschung zu beantworten wäre. Doch hier ist es mit der Dominanz frauenbezo-
gener Fragestellungen vorbei: Systematische Arbeiten darüber, ob und in wel-
cher Form im Konsum Geschlechterrollen festgeschrieben sind, fehlen, wie 
Heinz-Gerhard Haupt in seinen einführenden Bemerkungen zu „Konsum und 
Geschlechterverhältnisse“ ausführt (Haupt 1996: 395). Dies sei erstaunlich, da 
sich die Dichotomisierung der Geschlechterrollen in öffentlich-privat, arbeitend-
nicht-arbeitend im Begriffspaar produktiv-konsumtiv reproduziere (vgl. ebd.: 
398) und in zwei Diskurssträngen, dem antimodernistischen sowie den sozial-
politischen Reformdebatten fortsetze (vgl. ebd.: 398f, siehe auch Lenz 2007). 

Dass Konsum zu einem Empowerment führe, ist eine These, die gerade im 
Hinblick auf Frauen in historischer Perspektive nicht allgemein geteilt wird. 
Neben dem allgemein konsum-kritischen Diskurs der Frankfurter Schule (vor al-
lem Horkheimer/Adorno 1969), der die negativen Folgen von Massenkonsum 
für die Gesellschaft geschlechtsübergreifend thematisiert, lässt sich auch eine 
sehr deutlich auf Frauen konzentrierte Lesart von Konsumkritik oder besser: Kri-
tik an Konsum durch Frauen, rekonstruieren. Diese Manipulationsperspektive 
wird überwiegend von Psychologen aufgegriffen und begleitet den modernen 
Konsum seit der Eröffnung der ersten Warenhäuser im 19ten Jahrhundert. Frau-
en als Käuferinnen wurden schon 1915 von Kraeplin und 1917 von Abraham als 
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Opfer von Oniomanie, Kaufmanie oder auch Kleptomanie beschrieben. In die-
sem frühen psychologischen Diskurs werden Konsumentinnen als schwach, ge-
fühlsgesteuert und irrational konstruiert. Diese Vorstellung und das daran ge-
knüpfte Konsumentinnenimage setzte sich bis in die 1990er Jahre, zum Teil 
noch bis heute fort (vgl. Reisch/Scherhorn 1996, Müller et al. 2005, Mül-
ler/deZwaan 2012). Süchtige Käuferinnen, so eine der aktuell dominanten Inter-
pretationen, wollten primär ihre inneren Defizite kompensieren. Relevanz käme 
hierbei weniger dem Akt des Kaufens selbst zu als vielmehr der symbolischen 
Bedeutung der Ware (vgl. Reisch/Scherhorn 1996: 5). In den repräsentativen 
Kaufsuchtstudien, die in Deutschland in den 1990er Jahren (1991 und 20012) 
durchgeführt wurden, erschienen Frauen als überproportional gefährdete Gruppe. 
Aber warum sollten vor allem Frauen auf Kaufen zurückgreifen, um ihre „inne-
ren“  Defizite zu kompensieren? Reisch und Scherhorn gingen dieser Frage nach 
und untersuchten verschiedene Thesen, die das Verhältnis von Frauen zu Kon-
sum erklären sollten: U.a. dass Frauen häufiger kauften, dass Frauen aufgrund 
ihrer Rollen-Sozialisation nach eher passiven und emotionalen Wegen suchen, 
um mit Stress umzugehen und dass Kaufen eine sozial anerkannte Beschäftigung 
für Frauen darstellte (vgl. ebd.: 9). Ohne nun die Diskussion von Frauen und 
Kaufsucht an dieser Stelle auszuweiten, werden lediglich einige recht interessan-
te Ergebnisse skizziert, die Reisch und Scherhorn in Bearbeitung dieses Zusam-
menhangs erzielt haben. Nachdem sich in dem Sample zunächst Frauen als klar 
anfälliger für Kaufsucht gezeigt hatten, wurde das Sample in Gruppen aufgeteilt, 
nämlich in Kaufsüchtige sowie in gefährdete und kompensatorische Konsumen-

                                                             
2   Der Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland förderte bei den zwei weltweit bis-

lang größten repräsentativen Kaufsuchtstudien Bemerkenswertes zutage: Während in 

Ostdeutschland noch 1991 Kaufsucht kaum nachgewiesen werden konnte (der Anteil 

Kaufsuchtgefährdeter in der Bevölkerung lag bei 1%), lag die Wahrscheinlichkeit in 

Westdeutschland zum selben Zeitpunkt bei 6%. Kurz nach der Wiedervereinigung gab 

es also deutliche Unterschiede im Konsumverhalten. 2001, zehn Jahre später, hatten 

sich die Zahlen angeglichen. Das politische wie das wirtschaftliche System haben also 

zweifelsohne einen Einfluss auf den Konsum der Bürger, wobei das Verhältnis von 

Kultur und Kaufsucht bislang noch nicht näher untersucht worden ist. Insofern lässt 

sich über die Zusammenhänge nur spekulieren. Da Kaufsucht bislang nur in westli-

chen Demokratien nachgewiesen wurde (USA, Kanada, Österreich, Deutschland), ist 

lediglich das Vorhandensein des Zusammenhangs zu bestätigen. In der psychologi-

schen Forschung geht man derzeit von einer Impulskontrollstörung aus, weshalb die-

ser kulturelle Strang der Kaufsuchtforschung nicht weiter verfolgt wird. 
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ten. Daraufhin verschwanden die Geschlechtsunterschiede in der Gruppe der 
Kaufsüchtigen vollständig (Unterschiede ließen sich nur noch anhand der favori-
sierten Warengruppen feststellen: Frauen kaufen eher Lebensmittel, Kleidung 
und Make-Up, Männer eher Prestige und Status symbolisierende, technische 
oder sportive Waren). In der Gruppe der kompensatorischen Käuferinnen und 
Käufer blieben Frauen dominant. Wenn man nun, anders als die Autoren, kom-
pensatorischen Konsum nicht als Vorstufe zur Kaufsucht, sondern als davon dis-
tinktes Konsummuster auffasst, ließe sich damit zumindest ein Rückschluss auf 
weibliche Konsumpräferenzen bzw. weibliche Konsumeinstellungen ziehen. 
Kompensatorischer Konsum besteht darin, persönliche Probleme, Frustrationen, 
aber auch Tagträume und den Wunsch nach Neuem zu lösen bzw. zu befriedigen 
(vgl. ebd.: 11). Von dieser Feststellung ist es nur noch ein kleiner Schritt bis zu 
der Überlegung, dass Frauen nicht ihre persönlichen Probleme – die so genann-
ten „inneren Defizite“, sondern gesellschaftlich erzeugte und sich geschlechts-
spezifisch auswirkende Problemlagen mittels Konsum zu bearbeiten versuchen. 
In dieser Perspektive wäre Kaufsucht eine psychische Störung, die entweder auf 
eine Störung der Impulskontrolle3 oder eine zugrundeliegende Persönlichkeits-
störung mit Zwangscharakter zurückzuführen wäre und entsprechend auch beide 
Geschlechter gleichermaßen betrifft. Demgegenüber könnte das kompensatori-
sche Kaufen als eine Strategie zum Ausgleich keinesfalls innerer Defizite, son-
dern vielmehr gesellschaftlich bedingter und damit strukturell erfahrener Be-
nachteiligung interpretiert werden, was das Ausmaß der Betroffenheit von Frau-
en erklären könnte. Diese Lesart gewinnt an Plausibilität, bringt man die Kon-
junktur der deutschen Kaufsuchtforschung Ende der 1980er und Mitte der 
1990er Jahre in einen Zusammenhang zu den Konsequenzen der zweiten Frau-
enbewegung. Giddens (1991) sieht im Feminismus der zweiten Frauenbewegung 
den eigentlich Beginn dessen, was er als „Life Politics“  bezeichnet (ebd.:215f). 
Denn obwohl Emanzipation weiterhin ein zentrales Anliegen darstellte, waren es 
erstmals Praktiken des Alltags, die zur Erreichung politischer Ziele eingesetzt 
wurden. Doch wohin führen die formalen Emanzipationserfolge von Frauen, 
wenn sie sich von konventionellen Rollenbildern abwenden, jedoch über keine 
Alternativen verfügen? Das Problem, dem sich Frauen, nicht nur in Deutschland, 
Ende der 1980er Jahre gegenüber sahen, war vor allem ein Problem der Identität: 
 
                                                             
3   Die Kaufsuchtforschung schwankt bis heute zwischen diesen beiden Krankheitsbil-

dern zur Erklärung der einer Kaufsucht zugrundeliegenden Störung, was sich unter 

anderem in dem uneinheitlichen Begriffsapparat widerspiegelt: Kaufsucht, Compulsi-

ve Buying, Shopping Disorder. 
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„For in liberating themselves from home, and from domesticity, women were faced with a 
closed-off social environment. Women’s identities were defined so closely in terms of the 
home and the family that they ‚stepped outside‘ into social settings in which the only 
available identities were those offered by male stereotypes.“ (Ebd.: 216) 

 
Dieser „Schritt nach draußen“ konnte kaum in Form einer männlichen Er-
werbsbiographie erfolgen, nicht nur aufgrund von Umsetzungsproblemen, son-
dern auch, weil dies letztlich die Übernahme männlicher Identitätsentwürfe be-
deutet hätte. Folglich erschienen (und erscheinen) emanzipierte Frauen doppelt 
defizitär: Einerseits, da sie ihre konventionelle Geschlechterrolle als Hausfrau 
und Mutter nicht mehr ausfüllen, andererseits weil sie als männliche Frauen 
ebenfalls unvollkommen erscheinen. Kompensatorischer Konsum erscheint in 
diesem Kontext als Chance, sowohl durch den Kauf vor allem weiblich codierter 
Produkte die Identität als Frau zu stützen und gleichzeitig durch den Kauf an 
sich, als symbolische Geste der Verfügungsgewalt über mehr als die notwendi-
gen Mittel, den eigenen Status aufzuwerten. Es ist dieser Doppelcharakter des 
Konsums, dass er nach außen Status kommunizieren lässt und nach innen die 
eigenen Identitätsentwürfe stützt, der ihn für Frauen auf der Suche nach neuen 
Rollen- und Lebensmustern besonders attraktiv macht. Hinzu kommt, dass der 
„Schritt nach draußen“ sich für Frauen historisch als Schritt in die Kaufhäuser 
darstellte. 

Das Verhältnis von Konsum und Geschlecht bzw. das Bild, das man von 
Konsumentinnen hat, ist historisch und nicht zuletzt durch die populäre Kultur 
mitkonstruiert. Ein anschauliches Beispiel dafür liefert Erica Carter (2000), die 
sich in ihrer Studie „Deviant Pleasures“ damit auseinandergesetzt hat, wie Vor-
stellungen von einer „guten“  Frau mit bestimmten Konsumpraktiken assoziiert 
werden. Carter untersucht das sich wandelnde Verhältnis von Konsum und 
Weiblichkeit am Beispiel der Konstruktion von geschlechtlicher Identität in 
deutschen Filmen der Nachkriegszeit. Als Genre hat sie das Melodrama gewählt, 
da es auch unter feministischen Filmkritikerinnen als das „weibliche“  (ebd.: 
359, Anführungszeichen im Original, Anm. K.W.) Kinoformat gelte. Zudem er-
laubt der Zuschnitt auf das Alltagsleben als Gegenstand des Melodramas die Be-
trachtung der damit verbundenen Konsumpraktiken, in denen sich die Rolle der 
Frau als Hausfrau und Bürgerin reproduzieren: „It follows then that postwar me-
lodrama, insofar as it promoted familial and thus housewifely values, is likely to 
have had an important relation to contemporary discourses of female consump-
tion.“ (Ebd.: 359) 

Die Situation in Nachkriegsdeutschland ist auch deshalb so interessant, weil 
Deutschland anders als andere europäische Länder auf die Arbeitskräfteknapp-
heit reagierte: „[...] after a brief period of wartime autonomy women were ‚pus-
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hed back‘ into the home, more or less without resitance.“(Ebd.. Statt die Frauen, 
die sich in der ersten Zeit nach dem Krieg als Arbeitnehmerinnen und Ernähre-
rinnen der Familie bewährt hatten, aktiv in die Arbeitsmarktpolitik zu integrie-
ren, wurden Gastarbeiter aus dem europäischen Ausland angeworben, was den 
Frauen den Weg zurück in die heimische Sphäre nahe legte (vgl. dazu auch Ger-
hard 2008). „In this context, housewives were seen to play a key role in the man-
agement and regulation of the familial (and by extension, it was argued, nation-
al, economy.“ (Carter 1996: 362) In ihrer Analyse zeigt Carter, wie bei der 
Konstruktion einer sozial privilegierten Weiblichkeit im Kontrast zu einer ge-
fährdeten und scheiternden Weiblichkeit auf bestimmte Konsumpraktiken, 
-orientierungen und -einstellungen zurückgegriffen wurde. Die (für ihren Luxus 
oder ihren persönlichen Erfolg) arbeitende Frau erlebt durch die Liebesbezie-
hung zu einem moralisch überlegenen Mann eine Metamorphose, so dass sie das 
Abendkleid mit dem Haushaltskittel vertauscht, ihren Schmuck abnimmt und 
sich voll auf das Wohl des Mannes konzentriert. Was die in dieser Weise 
gezähmte von der freien Frau unterschied, war ihre Einstellung zu Konsum: 
„And just as traditional nationalism had allotted domestic roles to women, so 
too did the movement for consumer rationalization, which specifically situated 
the rational housewife as the agent of national recovery.“ (Ebd.: 368) Besonders 
anschaulich ist das Beispiel, das Carter in ihrer Analyse des Films „Without you 
All Is Darkness“4 anführt: In einer Szene soll die mit Abendkleid und Schmuck 
ausgestattete Eva Bartok einen Kaffee kochen, eine Aufgabe, an der sie scheitert, 
da sie sich mit ihren Juwelen in der Kaffeemaschine verheddert (ebd.: 369). In 
der populären Kultur wird der dichotome Diskurs von Souveränität und Manipu-
lation aufgenommen und mit jeweils den Frauentypen assoziiert, die als erfolg-
reiche bzw. scheiternde Weiblichkeit gelten sollen. 

Die Historikerin Victoria de Grazia (2000) zeigt in ihrer Studie „Nationali-
zing Women“, dass sich bisweilen auch der Nationalstaat das Verhältnis von 
Konsum und Geschlecht zunutze gemacht habe. Dies ergebe sich daraus, dass 
nicht nur Konsum und Geschlecht in einer besonderen Beziehung zueinander 
stünden, sondern auch Konsum und Bürgerschaft – wenngleich eine wissen-
schaftliche Aufarbeitung dieser Verhältnisse insgesamt noch ausstünde: „The re-
lationship of consumption to citizenship and more generally to collective identi-
ties is a complex one, not least because this relationship has not yet been ade-
quately conceptualized.“ (De Grazia 2000: 277) Das Verhältnis von Konsum 
und Bürgerschaft sei laut der Historikerin Victoria de Grazia in zwei Richtungen 

                                                             
4   Deutscher Filmtitel: „Ohne Dich wird es Nacht“ (1956). 
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denkbar: In einer ersten Lesart trägt Konsum zur Integration bei, weil es den Be-
zug auf ein gemeinsames, kommerzielles Idiom über Klassen und Milieugrenzen 
(Regionen, Ethnien) hinweg ermöglicht, woraus eine gemeinsame Auffassung 
über Ansprüche entsteht. Auf diese Weise stärkt Konsum die Autorität des Na-
tionalstaates, da es die Herausbildung einer nationalen, kollektiven Identität be-
fördert. Bei der zweiten Lesart treibt Konsum die gesellschaftliche Fragmentie-
rung voran, die zu einer Segmentierung politischer Öffentlichkeit führt und die 
staatliche Autorität untergräbt. Gerade durch transnationale Märkte und zuneh-
mende Differenzierung kommt es zu einer Vielzahl von Subjektivitäten, die 
themenbezogen Koalitionen miteinander eingehen (Stichwort: „Identity poli-
tics“). De Grazia sieht die Frauen zu Beginn des 20ten Jahrhunderts als die Vor-
reiterinnen des heutigen politischen Konsums und knüpft damit stärker an die 
Souveränitätsperspektive an. Dies begründe sich auch damit, dass Konsum für 
Frauen lange das einzige gesellschaftliche Feld darstellte, im dem sie überhaupt 
Gemeinwohlansprüche artikulieren und aus ihrem privaten Lebenszusammen-
hang heraustreten konnten: 

 
„This argument holds that the invention of the department store and other centralized insti-
tutions of shopping brought women into downtown commercial districts and other spaces 
from which their semicloistered domesticity, as well as their lack of civil liberties, had 
previously excluded them.“ (Ebd.: 275)  

 
De Grazia argumentiert, dass neue Formen öffentlich-kommerzieller Räume und 
Kommunikationsmittel erheblich dazu beigetragen haben, Personen, die vormals 
außerhalb der bürgerlichen Gesellschaft und ihres patriarchalen und traditionalen 
Systems standen, dazu zu ermutigen, sich zu artikulieren (vgl. ebd.) – bzw. einen 
geeigneten Raum darstellten, die Artikulation eigener Meinung und Rechte zu 
erlernen. 

Aus einer allgemeineren Perspektive rekonstruiert Heike Delitz in ihrer his-
torisch ausgerichteten Untersuchung zur Soziologie der Architektur der Waren-
häuser die Geschichte des modernen Konsums auch als Geschichte der moder-
nen Frau. Der Konsum sei eng mit der Entwicklung moderner Frauenrollen ver-
bunden: „Spätestens in der Blütezeit der Warenhäuser wird die Frau zur prä-
genden Figur der Konsumgesellschaft.“ (Delitz 2005: 45) Diese Warenhäuser 
legitimierten den Konsum der Frau und schufen einen „Emanzipationsraum“, 
wobei andererseits die Verführbarkeit der Konsumentin, das „durch das Sehen 
verleitet werden“, problematisiert werde (ebd.). Diese kritische Sicht auf den 
Konsum von Frauen zu Beginn des 20ten Jahrhundert trete im weiteren Verlauf 
in den Hintergrund. Spätestens ab den 1930er Jahren käme es zu einer Rationali-
sierung des Konsums, der mit einer steigenden Berufstätigkeit der Frauen ein-
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hergehe: „Die neue Frau reklamiert Unabhängigkeit im Geschmack für sich und 
bestimmt selbst, wann sie verführt wird […]. Sie konsumiert strategisch […], 
haben es doch die Hübschen und Gepflegten leichter im Kampf um Arbeit.“ 
(Ebd.: 49) 

 
Politischer Konsum 
 
Autoren wie zuerst Margareth Scammell (2003), aber auch Michele Micheletti 
(2003; 2004), George Ritzer (2012) und Axel Bruns (2008) verweisen auf eine 
Veränderung im Verhältnis von Produktion und Konsumption, infolge derer die 
Konsumenten an Einfluss auf verschiedene Aspekte des Produktionsprozesses 
gewinnen. Um gegenwärtige Entwicklungstendenzen im Bereich von Bürger-
schaft und Konsum nachvollziehen und einordnen zu können, ist es hilfreich, 
sich die doppelte Hybridität des Phänomens zu vergegenwärtigen (Lamla 2013: 
71). Die spezielle Problematik, die sich aus dem Gegenüberstellen und gleichzei-
tigem Verschmelzen von Bürger und Konsument ergibt, wird deutlicher, wenn 
man sich anschaut, mit welchen Motivlagen die Verbraucherbürger im Gegen-
satz zu den Bürgerkonsumenten ausgestattet werden. Wo Letztere ganz an sich 
selbst und dem eigenen Wohl orientiert sind, muss der Verbraucherbürger das 
eigene tägliche Wohlbefinden mit den Rechten Dritter auf einen Nenner bringen: 
Das Motiv eines Engagements durch den Lebens- und den Konsumstil kann nun 
nicht mehr durch eine utilitaristische Kosten-Nutzen-Überlegung bearbeitet wer-
den, sondern erfordert eine Vermittlungsleistung, um durch die eigenen Kon-
sumentscheidungen gezielt Kriterien des Gemeinwohls und eventuell der Nach-
haltigkeit durchzusetzen. Damit stellt die sozialwissenschaftliche Konzeption 
des Verbraucherbürgers einen Kontrast zum neo-behavioristischen Konsumen-
tenmodell dar, das sich gerade in der europäischen wie der deutschen Real-
Verbraucherpolitik durchsetzt. 

Die Idee von Konsumpraktiken als Formen politischer Partizipation ist um-
stritten, da sie individuelle und teils höchst eigensinnige Praktiken, die zudem 
auch noch in der Privatsphäre situiert sind, gegen etablierte Vorstellungen von 
politischem Handeln als gemeinschaftlich, auf Aushandlung und Öffentlichkeit 
ausgerichtet, in Stellung bringen muss. Einen Lösungsvorschlag hat Micheletti 
mit der Idee einer „individualized collective action“ (Micheletti: 2003: 21) vor-
gelegt. Sie stellt dabei die Überlegung an, dass sich ein zumindest imaginiertes 
kollektives Handlungselement dann ergebe, wenn ein Verbraucher mit seinem 
Konsumhandeln die Vorstellung verknüpft, dass andere Konsumenten sich aus 
denselben ethischen oder politischen Gründen für dieselbe Handlung entschlie-
ßen. Lamla beschreibt dieses Engagement „idealtypisch durch einen spontanen 
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Aktivismus gut informierter Bürgerinnen“ und deutet es als eine spezifische poli-
tische Ausdrucksform der Spätmoderne (Lamla 2013: 45). Das Bezeichnende 
dieser Ausdruckform sei die Vermischung von Verbraucherbürger und Bürger-
verbraucher, deren Handlungen nur durch die Perspektivierung dieser Rollenhy-
bridität verstanden werden könnten. 

Mikael Klintman (2013) hat diese Vermischung als Ursache der rationalen 
(Nicht-)Begründbarkeit von konsumpolitischen Handlungen identifiziert, da die 
Rationalität der Verbraucher und die der Bürger sich nicht immer in Deckung 
bringen ließen. Ausgangspunkt seiner Überlegungen bildet eine historische Re-
konstruktion von Bürger und Konsument (Klintman 2013: 18). Der Bürger wird 
zunächst als aktiv Handelnder, sich im Kampf für die eigenen Interessen trans-
zendierender Werte, wahrgenommen, während der Konsument als passiver 
Gegenspieler – oder sogar objektiviert als Gegenstück zum Produzenten – ge-
dacht wird, der, wenn überhaupt Träger seiner Handlung, diese nur an eigenen 
Interessen und Nutzen orientiert. Es sei also zu bedenken, dass in die Konstruk-
tion der Verbraucherrolle historisch schon immer das Moment der Manipulier-
barkeit und Irrationalität hineingewoben war. Doch sei die unterstellte Irrationa-
lität des Verbrauchers genauso zu hinterfragen wie das Konzept der Rationalität 
generell. Rationalität sei nicht ausschließlich das Ergebnis einer kognitiven Leis-
tung, sondern müsse sich an den sozialen Verhältnissen, die sie erzeugen, be-
währen. Insofern muss Rationalität entsprechend der sich verändernden Gege-
benheiten wie den sich verändernden Prinzipien der Anerkennung immer wieder 
neu und reflexiv hergestellt werden. Reflexiven Konsum versteht Klintman als 
Prozess des sich selbst-bewusst-Machens, was man mit dem eigenen Lebensstil, 
Konsum usw. alles verursacht bzw. anrichtet. Dabei können die Individuen auf 
Ressourcen wie Informationstechnologien zurückgreifen, die sie bei ihrem 
kritischen Reflexionsvorgang unterstützen: „Reflexivity here refers to the act of 
individual subjects directing awareness towards themselves, reflecting upon 
their own practices, preferences, and even the process of reflection itself.“ 
(Klintman 2013: 33) Beck (1996) geht Klintman zufolge über dieses Verständnis 
von Reflexivität noch hinaus, indem er versuche aufzuzeigen, dass aus diesem 
vielen Nachdenken über sich selbst, sein Handeln und die möglichen Konse-
quenzen, dem Subjekt vor allem eines bewusst würde: dass es nicht genug weiß 
und zu wenig oder gar keine Kontrolle hat (vgl. ebd.: 34). Aus diesem Grund 
seien auch Gewohnheiten als nicht reflektierte Routinepraktiken rational in dem 
Sinne, dass sie den Konsumentenbürger entlasteten. Darüber hinaus sei zu be-
rücksichtigen, dass Gewohnheiten vor allem aber auch dazu dienten, die Bin-
dungen zu sozialen Bezugsgruppen aufrechtzuerhalten. Einerseits, da gemeinsa-
me Gewohnheiten Zugehörigkeit und Angemessenheit signalisierten, anderer-
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seits auch, da die Beständigkeit von Verhaltensgewohnheiten den anderen das 
Einschätzen und Erwarten von bestimmtem Verhalten ermöglicht (vgl. ebd.: 41). 
Deshalb sei eine Veränderung von Gewohnheiten für das Mitglied einer sozialen 
Gruppe nicht ohne Risiko, da die Gruppe abweichendes – ungewohntes – Ver-
halten, zumindest anfänglich, mit hoher Wahrscheinlichkeit abstrafen wird. 
Klintmans Idee einer anspruchsvollen, reflexiven Vermittlungsleistung zwischen 
Verbraucher- und Bürgerrationalität steht in scharfem Kontrast zu den gegen-
wärtig diskutierten neuen Beteiligungsformen im Bereich des politischen Kon-
sums wie auch des Social Webs. Der Verbraucher sei aus Sicht der Verhaltens-
ökonomik kaum fähig, als Verbraucher rational zu handeln – Angst vor Status-
verlust, Herdentrieb, Erstbeste-Wahl anstatt die beste – vor dem Hintergrund sei 
es zweifelhaft, ob gerade der unselbständige und mental überbeanspruchte Ver-
braucher nun auch noch Bürgeraufgaben übernehmen könne (Reisch 2011). Und 
in Bezug auf Social Media sei es höchst problematisch, bei den eher wahllosen 
und uninformierten, zudem häufig affektiven Klicks von politischer Partizipation 
zu sprechen (Morozov 2013). Wie aber stellt sich politischer Konsum nun empi-
risch dar? Welche Praktiken können identifiziert werden und was motiviert die 
Verbraucherbürger? 

Arbeiten zum politischen Konsum schließen eher an die Souveränitäts-
Perspektive an, da der Verbraucher nicht nur als hinreichend kompetent angese-
hen wird, Konsumentscheidungen zu treffen, sondern diese auch vor dem Hin-
tergrund ethischer oder politischer Beweggründe zu reflektieren (Michelet-
ti/Stolle 2003). Micheletti und Stolle (2005) unterscheiden in ihrer Konzeptiona-
lisierung politischen Konsums drei Formen von Praktiken: Den Boykott von 
Produkten, den sie als historisch älteste Form des politischen Konsums identifi-
zieren, den Buycott, als „die politisch, ethisch und/oder ökologisch motivierte 
Entscheidung für  bestimmte Produkte und Geschäfte“ (Micheletti/Stolle 2005: 
41) sowie das „diskursive politische Verbraucherhandeln“, das als Thematisie-
rung der Folgen von Produzentenhandeln verstanden werden kann, wobei die 
Autorinnen hier den Rahmen solcher Thematisierungen auf den Markt selbst be-
schränken (vgl. ebd.). Konsumpraktiken als Formen der politischen Beteiligung 
können folglich über den bloßen Kauf- oder Nichtkauf von Produkten hinausge-
hen und, beispielsweise als Culture Jamming (Baringhorst 2010), Züge einer an-
dere Konsumenten aktivierenden Sozialkritik annehmen. Demgegenüber über-
wiegt in der empirischen Forschung ein Verständnis von politischem Konsum 
als ökonomische Praxis, was zur Folge hat, dass unter politischem Konsum vor-
rangig der gezielte Kauf bzw. Nicht-Kauf (Buy- bzw. Boykott) von Waren und 
Dienstleitungen aufgrund einer politischen oder ethischen Motivation verstanden 
wird (Micheletti 2013). Doch obgleich in der empirischen Forschung häufig da-
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rauf beschränkt, werden theoretisch nicht nur Kaufentscheidungen, sondern auch 
Markt-Vermeidungsstrategien wie die Eigenherstellung von Gütern oder der dis-
kursive Austausch mit anderen über Marktprozesse als Formen politischen Kon-
sums gefasst (ebd.). Gerade dem diskursiven Konsum kommt in Hinblick auf 
Prozesse der Wissens- und Meinungsbildung eine herausragende Bedeutung zu, 
doch wurde diesem Phänomen in empirischen Studien bislang kaum Aufmerk-
samkeit geschenkt (Crépault 2013). 

Um den Unterschied von Kaufen und Konsum weiter zu veranschaulichen, 
soll kurz eine Überlegung angeführt werden, die von Hartmut Rosa (2011) ange-
stellt wurde. Ausgangspunkt ist seine Beobachtung, dass es sowohl einen Trend 
zur De-Materialisierung von Konsum gibt – also immer mehr Konsumgüter nur 
noch digital konsumiert werden: Musikstücke, Nachschlagewerke, Romane 
usw., es aber andererseits einen Anstieg von an Körper gebundene Käufe gibt, 
die den potenziellen Handlungsspielraum der Akteure vergrößern sollen. Was in 
Bezug auf letzteres Phänomen jedoch auffällt, ist, dass die erworbenen Gegen-
stände: der Tennisschläger, der Flügel, die Angel, zwar gekauft werden, dass 
aber ihre konkrete Verwendung aufgrund deren Zeitkosten, die zunächst einmal 
darin bestehen, ganz grundlegend die Kompetenzen zu erlernen, den Gegenstand 
überhaupt adäquat nutzen zu können, immer wieder aufgeschoben wird oder 
ganz ausgesetzt wird. Dies verweist auf eine grundlegende Differenz zwischen 
Kaufen und Konsum. Während für den Kauf vor allem ökonomische Ressourcen 
aufgewendet werden müssen, braucht es zur Verwendung Zeit. Die Möglichkei-
ten, sich Güter besitzrechtlich anzueignen, haben sich extrem gesteigert und die 
dafür aufgewendete Zeit hat sich beinahe ebenso extrem verkürzt. Gleichgeblie-
ben ist aber die Zeit, die für eine kompetente Aneignung nötig ist: 
 
„Im Grunde ist die Gleichung einfach: (Real-)Konsumtion erfordert den Einsatz von öko-
nomischen Ressourcen einerseits und von Zeit andererseits. Während sich durch die Stei-
gerung der Produktivität und im Gefolge dessen, was ich oben als Dekommodifizierung 
beschrieben habe, die aufzuwendenden ökonomischen Ressourcen für zahllose Konsum-
güter relativ gesehen dramatisch reduziert haben, ist der erforderliche Zeiteinsatz nahezu 
gleich geblieben. Ein Drama zu lesen, eine Oper zu hören oder einen Flügel beziehungs-
weise Tennis spielen zu lernen, ist so aufwendig wie vor zweihundert Jahren.“ (Rosa 
2011: 127–128) 

 
In diesem Zitat wird noch etwas deutlich: Anders als Kaufen erfordert Konsum 
nicht nur eher Zeit als Geld, Konsum erfordert darüber hinaus auch kulturelles 
Kapital. Die Aneignung dieses kulturellen Kapitals in Form konsumspezifischen 
Wissens ist aber nicht nur abhängig von der Verfügbarkeit von Zeit. Da es sich 
um ein nicht-zertifizierbares Wissen handelt, also eines, dessen Tausch- oder 
Transformationswert sich nicht auf den ersten Blick erschließt, ist es, wie Bour-
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dieu gezeigt hat, vor allem vom sozialen Herkunftsmilieu abhängig, ob jemand 
eine Kulturtechnik wie Klavierspielen erlernen wird. 

Eine weitere interessante Beobachtung zum Verhältnis von Zeit, Kauf und 
Konsum stammt von den Autoren Sullivan und Gershuny. In ihrer Studie „Work 
rich – time poor“ widmen sie sich dem „inconspicious consumption“, dem un-
auffälligen Konsum. Damit spielen sie auf den bekannten Ausdruck des 
„demonstrativen Konsums“ von Thorstein Veblen (2007) an, nur, dass die Käu-
fer teurer Gegenstände nun nicht mehr dazu kämen, diese auch gebührend ande-
ren vorzuführen, sondern sie mangels Zeit in die Garage oder auf den Dachbo-
den verbannten: „The purchased goods may therefore remain ‚ in storage‘ as 
tangible symbols of a Potenzial, but as yet unrealized and probably, in the mean-
time, unrealizable, future.“ (Sullivan/Gershuny 2004: 90) Von Seiten der Pro-
duktion gelte ein Produkt als konsumiert, wenn es gekauft wurde. Aus soziologi-
scher Perspektive müsse jedoch zwischen dem Kaufakt und der Benutzung 
unterschieden werden, da genau dieser Raum zwischen den beiden Handlungen 
„voll gestopft ist mit Bedeutung und symbolischen Gehalt“ (ebd.: 89). Faktisch 
können sich Praktiken des demonstrativen und des unauffälligen Konsums aber 
überschneiden, wenn die Waren beispielsweise vor Besuchern zur Schau gestellt 
werden oder die Besitzer sie ständig thematisieren. Im Vordergrund des unauf-
fälligen Konsums steht jedoch weniger das Bedürfnis, Wertschätzung und An-
erkennung von anderen zu gewinnen als vielmehr eigene Phantasien und Wün-
sche über eine bestimmte Identität oder einen bestimmten Lebensstil anzuregen, 
die oder den die Käufer mit den Waren verknüpfen. Sullivan und Gershuny ge-
hen davon aus, dass Waren nicht nur anderen einen bestimmten sozialen Status 
anzeigen können, sondern auch der Selbsteinschätzung der Konsumenten selbst 
dienen. Die Selbstidentität ergibt sich demnach nicht nur aus der eigenen Ge-
schichte, sondern auch aus Phantasien darüber, wer man gerne sein möchte: „We 
are extending the notion of identity to encompass not simply the story of who we 
are, but also the fantasy of who we would like to be.“ (Ebd.: 92) 

Den Blick stärker auf das Gesamtphänomen politischen Konsums statt nur 
auf einzelne Aspekte zu richten, erscheint aber auch deshalb sinnvoll, um den 
teils berechtigten Zweifeln an der politischen Dimension eines „Green Shop-
pings“ begegnen zu können. Skeptiker sehen in dem zunehmenden Kauf von 
Bio- und Fair-Trade-Produkten kaum Anlass, diesen als Beleg für eine Re-
Demokratisierung der Gesellschaft mittels Konsum zu werten. Stattdessen inter-
pretieren sie einen Lebensstil wie den der LOHAS (Lifestyle of Health and Sus-
tainability) als einen Versuch, sich von anderen Konsumenten distinktiv abzu-
setzen. Moral sei nicht der Antrieb zum Kauf oder Nichtkauf von Produkten, 
sondern der Kauf von moralischen Produkten solle den Lebensstil aufwerten und 
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von anderen unterscheidbar machen. Daniel Miller (1998) weist in diesem Zu-
sammenhang darauf hin, dass nicht nur eine Diskrepanz bestehe zwischen dem, 
was Verbraucher angeben zu kaufen und dem, was dann tatsächlich in ihrem 
Warenkorb liegt (Mind-Behavior-Gap), sondern auch in den Motiven, die für 
den politischen Konsum angeführt werden. So erweise sich die Sorge um den 
Planeten und zukünftige Generationen bei eingehenderer Untersuchung regel-
mäßig als Sorge um das eigene (leibliche) Wohl – und evtl. noch das der Fami-
lie.5 Demgegenüber erscheinen politische Konsumpraktiken, die nicht primär auf 
den Markt abzielen, inklusiver, da sie weniger ökonomische Ressourcen bean-
spruchen. Das Weniger-Verbrauchen von Wasser, Energie, Lebensmitteln, Klei-
dung, Spielsachen etc. gerät als Exit-Option zwar durchaus in die Nähe des Boy-
kotts, stellt jedoch keine gezielte, im Sinne von an ein Unternehmen oder eine 
Marke adressierte, Nicht-Kaufentscheidung dar. Insofern erscheint die Frage be-
rechtigt, ob ein derartiges Engagement noch als politisch gelten kann. Wer aber 
nicht uneingeschränkt in die Steuerbarkeit des Marktes (durch Konsumenten, 
Nicht-Regierungsorganisationen und den Staat) vertraut, wird womöglich auch 
Strategien in Betracht ziehen, die direkt auf die Verwirklichung verbraucherpoli-
tischer Anliegen abzielen. Beispiele für derartige Formen politischen Konsums 
können vor allem den Stichworten „Ressourcen schonen“ und „marktalternative 
Konsumformen“ zugeordnet werden. Zumindest in Bezug auf letzteres lassen 
sich auch gerade im Hinblick auf das Internet neue Formen des kollaborativen 
Verbraucherhandelns – u.a. die Gründung von Genossenschaften, gGmbHs, 
Praktiken des Crowdsourcing oder des Open Source identifizieren, bei denen 
Verbraucher gemeinschaftlich und kreativ Alternativen zu herkömmlichen Pro-
dukt- und Dienstleistungsformen schaffen. Der „Klassiker“ solcher alternativen 
Marktformen ist freilich das Prosuming (Toffler 1983), also die Eigenproduktion 
oder -bereitstellung von Waren und Dienstleistungen. Der Trend zum Prosuming 
zeichnet sich unter anderem in Projekten des Urban Gardenings, aber auch an 
zahlreichen Internetplattformen, die Verbraucher mit Informationen zur Selbst-
versorgung (wie stelle ich meine eigene Gesichtscreme her, wie mache ich To-
maten haltbar usw.) anleiten, ab. An dieser Stelle ist die Unterscheidung von 

                                                             
5   Zum Vergleich empfiehlt sich hier die Lektüre der Studie von Thøgerson (2011), der 

die Lesart des eigennützigen Verbrauchers für einen analytischen Fehlschluss hält. 

Verbraucher neigten vielmehr dazu, ihre eigentlichen (moralischen) Motive bei Kon-

sumentscheidungen in Befragungssituationen zu verschleiern, um dem normativen 

Leitbild eines rationalen – und damit eben eigennützigen – Verbrauchers zu entspre-

chen. 
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Bruns (2008) „professionellem Prosumenten“ und dem „produzierenden Pro-
sumenten“ sehr hilfreich. Bruns unterstellt dem Prosumenten-Begriff von Toff-
ler, dass dieser sich seit der Einführung des Begriffs in den 1980er Jahren von 
einem produzierenden Prosumenten zu einem eher mitarbeitenden, sich durch 
spezifisches Verbraucherfachwissen auszeichnenden, professionellen Prosumen-
ten entwickelt habe. Während also in der ursprünglichen Fassung des Begriffs 
noch die Möglichkeit marktalternativer Praktiken enthalten war, tritt der profes-
sionelle Prosument (wieder) in ein hierarchisches Verhältnis zum Markt, das sich 
im Sinne der Fragmentierungs- und Homologiethese (Lamla 2010b) beschreiben 
lässt. Denn der professionelle Prosument ist von der Vereinbarkeit seiner kultu-
rell-ästhetischen Ansprüche mit den Prinzipien des freien Marktes überzeugt. 

Der häufige Verweis auf das „Mind-Behavior-Gap“ politischer Konsumen-
ten (u.a. Reisch 2011, Miller 1998) deutet auf eine weitere Unschärfe in der Dis-
kussion um politischen Konsum hin: Politischer Konsum wird fast automatisch 
in Zusammenhang mit Nachhaltigkeit gedacht und erforscht. Daraus ergibt sich 
aber eine problematische Gleichsetzung der Begriffe „nachhaltig“  und „poli-
tisch“, womit Spielarten politischen Konsums aus dem Blick geraten, bei denen 
ökologischen Beweggründen überhaupt keine Bedeutung zukommt. Wenn je-
mand aufgrund seiner Vorstellungen von Datenrecht digitale Netzwerke wie 
Utopia oder Facebook boykottiert und zudem andere Kommunikationskanäle 
nutzt, um wiederum die Nutzer dieser Netzwerke auf deren bedenklichen Um-
gang mit Daten hinzuweisen, dann ist das nicht weniger eine Form politischen 
Konsums als die Nutzung eines Elektro-Autos, um zugunsten nachfolgender Ge-
nerationen seinen ökologischen Fußabdruck zu reduzieren. Es sind bei politi-
schem Konsum also grundsätzlich verschiedene Gemeinwohlorientierungen 
denkbar, die sich neben dem Schutz der Erde und ihrer Lebewesen z.B. auch 
konkret an der Verwirklichung und Durchsetzung von genuinen Verbraucher-
rechten ausrichten können. 

Die Fixierung auf Nachhaltigkeit z.B. in Form eines „sustainable citizens-
hip“  (Micheletti/Stolle 2012) einerseits und auf Praktiken, die auf den konven-
tionellen Markt abzielen andererseits, erzeugt eine Leerstelle in der politikwis-
senschaftlichen Forschung, was das Feld des Konsums an sich angeht. Wird die-
ses nämlich als ein mit Bedeutung und Sinn versehenes Feld kommunikativen 
Handelns verstanden, müssten viel stärker auch generelle konsumbezogene Ver-
änderungsdynamiken in den Blick genommen werden. Um bspw. zu verstehen, 
wie eine Verbraucheridentität zur Verbraucherbürgeridentität transformiert wird, 
wäre es hilfreich, zunächst einmal genauer zu verstehen, was denn eigentlich die 
Bedingungen und Bezüge von Verbraucheridentität gegenwärtig darstellen. Da-
mit ist vielleicht auch ein Stückweit das Grundproblem der Plausibilisierung von 
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politischem Konsum als politische und damit kollektiv-fähige Partizipationsform 
verknüpft – es fehlt die verbraucherpolitische Agenda, an der sich gemeinschaft-
liches Verbraucherhandeln orientieren könnte. Die Werte, die in quantitativen 
Befragungen operationalisiert werden, werden häufig aus anderen sozialen Be-
wegungen wie der Umwelt-, Arbeiter- und Friedensbewegung entliehen. Die 
(fortschreitende) Entwicklung politischen Konsums wird zumeist mit der Frus-
tration der Bürger mit den als unzureichend empfundenen Möglichkeiten der 
Einflussnahme, die konventionelle Formen politischer Beteiligung bieten, heraus 
erklärt, andererseits mit einem gestiegenen Bedarf an politischer Beteiligung. 
Zur Begründung, warum der gerade mittels Konsum gedeckt wird, werden meist 
die Verfügbarkeit, die Alltagstauglichkeit und die niedrigen Kosten einer Politik 
mit dem Einkaufswagen angeführt. Eine solche Sicht vernachlässigt jedoch min-
destens vier Aspekte: 

 
• Konsum ist ein System von symbolischen Bedeutungen, das in seiner Konsti-
 tution bestimmten Regeln folgt und in deren Umsetzung gesellschaftliche 
 Strukturen reproduziert. Es handelt sich nicht um einen kulturfreien Raum, der 
 nach Belieben umgedeutet werden kann. Eine Transformation von Kon- 
 sumpraktiken muss deshalb immer einhergehen mit einer Transformation der 
 Bedeutung erzeugenden Struktur.6 An dieser Stelle wäre also zu fragen, wie 
 sich das System Konsum verändert hat, so dass dessen Politisierung möglich 
 (oder zumindest wahrscheinlicher) wurde. 
• Aus ökonomischer Sicht ist ein Konsumhandeln, das nicht an dem optimalen 
 Verhältnis von Bedürfnisbefriedigung und Kostenaufwendungen orientiert ist, 
 irrational. An dieser Stelle steht eine Auseinandersetzung mit dem Konzept 
 der Bedürfnisse aus politikwissenschaftlicher Perspektive aus (vgl. auch 
 Klintman 2013). 
• Angesichts der grundlegenden Problemstellung einer Kollektivierung von 
 Verbraucher(-interessen), muss genauer untersucht werden, ob sich (neue) 
 Verbraucherleitbilder identifizieren lassen, denen Kollektivierungs- und Mobi-
 lisierungspotenzial innewohnt. Das diesbezüglich auf Riesmans Studie aus den 
 1950er Jahren zurückgegriffen wird, ist bezeichnend für die Forschungsaktivi
 täten in dem Bereich. 

                                                             
6   D.h. wenn Konsumpraktiken sich auf der Mikroebene zusehends verändern, deutet 

dies auf einen gesellschaftlichen Strukturwandel hin, da Strukturen und Praktiken über 

die in ihnen enthaltenen kulturellen Codes und Regeln in einem sich wechselseitig 

konstituierendem Verhältnis stehen. 
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• Politische Verbraucherforschung muss auch solche Formen politischen Kon-
 sums in den Blick nehmen, die sich jenseits von Markt und Nachhaltigkeits-
 moral konstituieren. Der derzeitig sehr selektive Blick auf ökonomische Prak-
 tiken politischen Konsums droht sonst dieselbe Perspektive einzunehmen wie 
 diejenigen, die den Konsumenten die Verantwortung für die Folgen der Kon-
 sumgesellschaft zuschreiben und entsprechende Ansprüche formulieren. 

 
Empirische Befunde 
 
Empirische Studien zu politischem Konsum entsprechen dem im obigen Ab-
schnitt diskutierten Verständnis politischer Konsumpraktiken als primär ökono-
misches und an Nachhaltigkeitskriterien ausgerichtetes Engagement. Die im 
Folgenden dargestellten Ergebnisse stammen aus einer Studie, durchgeführt von 
Michele Micheletti, Dietlind Stolle und Marc Hooghe (2005), und helfen zu ver-
stehen, welche sozio-ökonomischen Faktoren mit dieser Lesart politischen Kon-
sums korrelieren, welche Produktgruppen bevorzugt betroffen sind und welche 
Gemeinwohlvorstellungen, beziehungsweise welche Werteorientierungen mit 
dieser Engagementform einhergehen. Dem wird die Diskussion einer europäi-
schen Studie aus dem Jahr 2007 vorangestellt, die die Relevanz politischen Kon-
sums im Verhältnis zu anderen Formen politischer Partizipation mittels eines 
Vergleichs von zwölf europäischen Staaten – darunter Deutschland – untersucht. 

 
Politischer Konsum in Europa und im Vergleich zu anderen 
Partizipationsformen 
Die Autoren der Studie leiten die Präsentation ihrer Ergebnisse mit einer Opera-
tionalisierung politischer Partizipation ein, verstanden als jede Aktion, deren Ziel 
die Beeinflussung politischer Folgen/Ergebnisse ist (Teorell et al. 2007: 336). 
Entscheidend für die Bestimmung politischer Partizipation seien folgende Krite-
rien: 

 
• Eine Aktion muss ein beobachtbares Verhalten sein. 
• Akteure sind nicht-professionelle Politiker. 
• Der Aktion liegt die Absicht zugrunde zu beeinflussen (im Sinne von „Ziele 
 verfolgen“). 

Adressat der Aktion muss nicht zwangsläufig ein Regierungsvertreter sein: 
 „What is required is that the target of the act is any ‚political outcome‘, that 
 is, any decision over the authoritative allocation of values for society.“ (Ebd.: 
 336) 

 

•
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Infolge dieser Definition schließen die Autoren politische Diskussionen in Fami-
lien, unter Freunden und Altersgenossen als Form politischer Beteiligung aus. 
Diese Sichtweise sei ihrer Auffassung von (westlichen) Demokratien als über-
wiegend repräsentativ geschuldet, in denen Bürger Entscheidungen nur indirekt 
beeinflussen, selbst jedoch nicht an Entscheidungsprozessen beteiligt sind (vgl. 
ebd.: 336f). Insofern muss man den gesamten Bereich horizontaler Kommunika-
tion (Stichwort: diskursiver politischer Konsum) als wichtigen Bestandteil bei 
bspw. der Formierung von Widerstand (vgl. A.O. Hirschman 1993: 173) aus der 
Untersuchung ausgeklammert sehen. 

Die Ergebnisse zeigen zunächst einmal, dass die häufigsten Partizipations-
formen im Länderdurchschnitt denen von Deutschland entsprechen. Die häufigs-
te Partizipationsform ländervergleichend und in Deutschland ist Wählen mit 
70,6% bzw. mit 82,8% (Westdeutschland), gefolgt von Spenden (allgemein) mit 
je 36%, Petitionen zeichnen mit 23% bzw. 31% sowohl in West- wie in Ost-
deutschland und schließlich auf dem vierten Platz der Buykott mit 22% bzw. 
27% in West- und 12% in Ostdeutschland. Im Ländervergleich steht der Buykott 
in Staaten wie Dänemark (45%) und Schweden (48%) sogar auf dem zweiten 
Platz nach Wählen, in Norwegen (44%) und der Schweiz (39%) auf dem dritten. 
Insgesamt fällt auf, dass politischer Konsum damit in Ländern wie Russland 
(4%), Rumänien (3%), Portugal (4%) und Moldawien (3%) nur geringfügig 
praktiziert wird, was aber auch auf andere Partizipationsformen in Relation zu 
anderen Ländern in der Untersuchung zutrifft. In Bezug auf Deutschland ist be-
merkenswert, dass die Nutzung des Internets für politische Partizipation hier 
(sowohl in Ost- und wie in Westdeutschland) mit nur 6% im Vergleich zu Nor-
wegen (21%), den Niederlanden (19%), Schweden (18%) und der Schweiz 
(16%) extrem gering ausfällt. 

Im nächsten Schritt ihrer Untersuchung prüften Teorell et al., ob sich die ver-
schiedenen Partizipationsformen zu Clustern bündeln lassen. In Anlehnung an 
den Erklärungsansatz von Albert O. Hirschman (1974) wurde die Typologie an-
hand von eher Exit- und eher Voice-orientierten sowie repräsentativen bzw. ex-
tra-repräsentativen Beteiligungsformen gebildet. So ergeben sich folgende fünf 
Partizipationssets: Wählen, Kontaktieren, politischer Konsum (darunter nun auch 
Spenden), Protestaktivität, Parteiaktivität. Der Test dieser Typologie brachte 
zwar einerseits kaum wirklich Überraschendes hervor – wie, dass die Teilnahme 
an Streiks und Demonstrationen am ehesten mit politischer Protestaktivität kor-
reliert – andererseits zeigte sich aber auch, dass die Hypothese über einen Zu-
sammenhang von Spenden und politischem Konsum sich als richtig erwies und 
dass zwischen Petitionen zeichnen und politischem Konsum ebenfalls eine signi-
fikante bzw. im Vergleich zu den anderen Clustern sogar die höchste Korrelation 
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existiert (vgl. ebd.: 345). Nun bleibt noch die Frage offen, in Verbindung mit 
welcher Partizipationsform besonders stark auf das Internet zurückgegriffen 
wurde. Tatsächlich hängt die Internetnutzung vor allem mit dem Set „Kontaktie-
ren“ zusammen und stärkt somit eher die vertikale Kommunikation, als dass es 
für horizontale Verständigung im Hinblick auf Protest eingesetzt würde (vgl. 
ebd.: 354). Dies mag aber mitunter dem Umstand geschuldet sein, dass individu-
elle Kommunikation zwischen Bürgern, wie eingangs angemerkt, nicht Gegen-
stand der Erhebung war. In Bezug auf politischen Konsum und Internetnutzung 
zeigt sich lediglich „a moderate correlation between Internet use and consumer 
participation, perhaps indicating a future Potential of the information technolo-
gy“ (ebd.). 

 
Sozioökonomischer Status und Werthaltungen von Boy- und 
Buykottern 
Um politischen Konsum für repräsentativ angelegte Studien als politische Parti-
zipation operationalisierbar zu machen, haben Micheletti et al. 2005 eine länder-
vergleichende Pilotstudie in Schweden, Belgien und Kanada durchgeführt. Ziel 
war vor allem die Entwicklung eines „Political consumer index“, mit dem sich 
politischer Konsum messen lassen sollte. Da es bei politischem Konsum nicht 
ausreichend sei zu fragen, ob man an entsprechenden Praktiken teilnehme (lässt 
sich nicht wie Wählen abfragen: Habe gewählt/nicht gewählt), wurde politischer 
Konsum zunächst operationalisiert als Kauf/Nichtkauf von Produkten und 
Dienstleistungen aus ethischen oder politischen Gründen (Micheletti et al. 2005: 
250). Die Konsistenz des Verhaltensmusters wurde mittels der Erhebung der 
Häufigkeit von politischen Konsumakten festgestellt. Um zudem etwas darüber 
zu erfahren, wie politische Konsumenten diese Beteiligungsform selbst und im 
Vergleich zu anderen Beteiligungsformen einschätzten, wurde auch eine Angabe 
dazu erbeten, wie sie deren Effektivität jeweils beurteilten. Im Hinblick auf die 
Befürchtung, dass politischer Konsum als Anzeichen für eine zunehmende Ab-
kehr von konventionellen Formen politischer Partizipation zu interpretieren sei, 
wurden auch weitere, von den Befragten praktizierte Formen politischer Beteili-
gung erhoben sowie das Vertrauen, welches sie unterschiedlichen kollektiven 
Akteuren des politischen Systems entgegenbrächten, erfragt. Schließlich wurde 
auch, die für politischen Konsum als besonders wichtig eingestufte, postmateria-
listische Orientierung erhoben. 

Die Ergebnisse der Studie zeigen zunächst im Hinblick auf den Hintergrund 
der Teilnehmer, dass sich Frauen in weitaus höherem Maße als Männer an politi-
schem Konsum beteiligen, wohingegen weder Religion noch das Einkommen 
noch der Bildungsstatus der Eltern einen Einfluss auf politischen Konsum zu ha-
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ben scheinen. Einen signifikanten Zusammenhang gibt es zwischen politischem 
Konsum und dem Herkunftsland der Befragten (ebd.: 259). In Bezug auf die 
Praktiken des politischen Konsums zeigte sich, dass die Befragten etwas stärker 
dazu tendieren, ein Produkt/Dienstleistung aus ethischen/politischen Gründen zu 
kaufen (72%) als nicht zu kaufen (63%). Lebensmittel sind dabei die Produkte, 
die am häufigsten Gegenstand politischen Konsums sind (63% im Vergleich zu 
Kleidern 41%). Auf die Effektivität von Boykotten vertrauen immerhin 65% der 
Teilnehmer und mehr als 15% berücksichtigen Kriterien des Gemeinwohls bei 
jedem Einkauf. Die Befürchtung, politischer Konsum verdränge andere Formen 
politischer Beteiligung, konnte hingegen nicht bestätigt werden (ebd.: 260). Es 
zeigt sich insbesondere zwischen politischem Konsum und unkonventionellen 
Formen der Beteiligung (Demonstrationen, Culture Jamming, Petitionen zeich-
nen) ein positiver Zusammenhang: 
 
„These relations within our pilot sample at least demonstrate that political consumerism 
reveals itself not as an entirely new phenomenon, but as part of an array of activist per-
formances that serve to broaden the spectrum of politics. These insights have been con-
firmed in other studies in which selected aspects of political consumerism were analyzed 
alongside other forms of individualized political participation.“ (Ebd.) 

 
Politische Konsumenten beteiligen sich zwar genauso häufig an konventionellen 
Formen politischer Partizipation, haben dabei aber sehr viel weniger Vertrauen 
in die Effektivität dieser Praktiken (vgl. ebd.) wie auch generell in etablierte 
politische Institutionen. Demgegenüber schätzen sie die Effektivität unkonven-
tioneller und vor allem individualistischer Beteiligungsformen (vgl. ebd.: 261) 
höher ein. Ebenfalls hoch ist ihr Vertrauen zu anderen Bürgern. Als hochsignifi-
kant hat sich die Beziehung zwischen Postmaterialismus und politischem Kon-
sum erwiesen. Daraus ziehen die Autoren folgendes Resümee: 
 
„Political consumerism reveals itself as a consistent form of behavior that is strongly re-
lated to post-materialism and a critical mood toward all institutions. It is practiced together 
with unconventional and individualistic forms of political action, but not necessarily with 
conventional political acts.“ (Ebd.: 261) 
 

Allerdings wird in dieser Aussage nicht zum Ausdruck gebracht, dass die Rele-
vanz von Postmaterialismus je nach Herkunftsland stark variiert. Die stärkste 
(positive) Korrelation zeigt sich beispielsweise in Schweden. Dies kann als Hin-
weis darauf interpretiert werden, dass der kulturelle Hintergrund einen entschei-
denden Einfluss darauf hat, mit welcher Orientierung Praktiken politischen Kon-
sums einhergehen. Auf der Rangliste der Aktionsformen, die als besonders ef-
fektiv eingestuft werden, belegt politischer Konsum lediglich den sechsten Platz 
(nach Wählen, freiwilligem Engagement, Spenden, Parteieintritt, Demonstrie-
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ren). Die Autorinnen interpretieren dies so, dass politische Konsumenten selbst 
den politischen Konsum als eher additive (und nicht substantielle) Aktionsform 
bewerten. Dies erscheint vor dem Hintergrund zumindest bedenkenswert, dass 
die Befragten einerseits kein Vertrauen in die etablierten staatlichen und nicht-
staatlichen, internationalen Organisationen haben, andererseits jedoch auf die 
Frage, welche Beteiligungsform ihrer Ansicht nach am effektivsten sei, gerade 
solche nennen, bei denen genau die Akteure adressiert werden, denen sie am 
wenigsten Vertrauen entgegenbringen. Diese paradox anmutende Einstellung 
könnte darauf verweisen, dass politische Konsumenten ein Missverhältnis zwi-
schen akzeptierten und als legitim/effektiv empfundenen Modi der Beteiligung 
und deren praktischer Ausgestaltung, z.B. bei der konkreten Umsetzung des 
durch die Wähler kommunizierten politischen Willens, wahrnehmen. 

 
Geschlechterunterschiede 
Während – bezogen auf Deutschland – sich der Zusammenhang von Geschlecht 
und konventioneller, politischer Beteiligung (aus Sicht der Frauen) negativ dar-
stellt, sind es Frauen, die den Bereich des politischen Konsums dominieren. Die 
Daten des European Social Surveys von 2004 zeigen für Deutschland insgesamt 
eine Wahlbeteiligung von 81,1% und eine Beteiligung an Boykotten von 21,9% 
� wobei der Boykott nur eine mögliche Form der Beteiligung im Feld des politi-
schen Konsums darstellt (Gallego 2007). Betrachtet man den Einfluss von Ge-
schlecht im europäischen Vergleich, zeigt sich für die Beteiligung an Wahlen 
kaum noch ein Zusammenhang. Ein negativer Zusammenhang für die Wahlbe-
teiligung von Frauen kann nur noch für Deutschland, Norwegen, die Slowakei 
und Polen nachgewiesen werden. Sehr gering fallen die Zahlen aus, was die Mit-
arbeit an einer Partei angeht. Für Deutschland liegt der Anteil derer, die sich in 
einer Partei engagieren, bei 3,2%. Er weist zudem ebenfalls einen negativen Zu-
sammenhang zur Geschlechtszugehörigkeit bzw. Frau-Sein auf. Dies trifft auf 
insgesamt 11 der 17 untersuchten europäischen Länder zu. Für die Teilnahme an 
Boykotts als Indikator für politischen Konsum kann demgegenüber ein positiver 
Zusammenhang zur Geschlechtszugehörigkeit in vier europäischen Ländern 
nachgewiesen werden: Deutschland, Dänemark, Schweden und Finnland. Vor 
dem Hintergrund dieser ländervergleichenden Studie muss konstatiert werden, 
dass Deutschland zu den Ländern gehört, in denen die Geschlechtszugehörigkeit 
eine entscheidende Rolle dabei spielt, ob und wie sich jemand politisch beteiligt. 

Warum bevorzugen gerade Frauen eher unkonventionelle politische Prakti-
ken � hat es etwas mit ihrer Einstellung zum Staat zu tun, fühlen sie sich nicht 
angemessen repräsentiert, so dass politischer Konsum zu einer „Waffe der 
Außenseiter“ wird? (Stolle 2003: 4). Andererseits ist nichts darüber belegt, dass 



FORSCHUNGSSTAND | 49 

andere benachteiligte Gruppen sich außergewöhnlich stark an politischem Kon-
sum beteiligen. Gallego, die den Zusammenhang zwischen sozialer Ungleichheit 
und politischer Beteiligung untersucht, konnte keinen Zusammenhang zwischen 
Einkommen und der Teilnahme an Boykotten feststellen, das gleiche trifft für 
die Zugehörigkeit zu einer ethnischen Minderheit zu. Ein positiver Zusammen-
hang zeigt sich jedoch bei der Bildung, einer Tätigkeit im Dienstleistungsbereich 
wie bei Personen, die keiner Beschäftigung nachgehen (vgl. ebd.: 12). Diese ins-
gesamt doch eher heterogenen Befunde werden von Wissenschaftlern, die politi-
schen Konsum als Form politischer Beteiligung per se infrage stellen, als Belege 
dafür gewertet, dass es sich hierbei eher um eine Distinktions-Strategie handelt. 
Warum sich dieser aber in Deutschland 21,9% der Bevölkerung, in den Nachbar-
ländern Niederlanden nur 8,8%, in Belgien 9,9% und in Polen sogar nur 5% be-
dienen, wird damit nicht erklärt (Gallego 2007: 5). Ein anderer Erklärungsansatz 
hebt stärker auf soziales Kapital als entscheidende Voraussetzung oder mindes-
tens förderliche Kontextbedingung ab. Die Einbindung in ein soziales Netzwerk 
ermöglicht Lernprozesse und stellt nicht zuletzt einen wichtigen Aktivierungszu-
sammenhang für politische Beteiligung dar. Es ist wichtig zu berücksichtigen, 
dass hier keine sozialen Netzwerke im Sinne von hierarchisch organisierten Ver-
bänden oder ähnliches gemeint sind, sondern eher locker-kommunikative Netz-
werke, die vermutlich stärker durch ihren Fokus auf Alltagsprobleme als durch 
kollektiv-politische Ziele verbunden sind (Stolle 2003: 6). 

Die starke Repräsentanz von Frauen sowohl bei Praktiken des politischen 
Konsums wie auch bei unkonventionellen und eher individualistischen Formen 
der Beteiligung könnte darauf verweisen, so die Überlegung von Micheletti und 
Stolle, dass Frauen generell andere Formen der Beteiligung vorziehen, also etwa 
fluidere, sporadische und weniger (oder anders) organisierte (vgl. ebd.: 3). Dem 
steht die Überlegung gegenüber, dass Frauen aufgrund der Arbeitsteilung im 
Haushalt über eine größere Expertise für Konsum verfügten, die sich aus ihrer 
häufigeren Beschäftigung mit konsumnahen Praktiken ergäbe. Entsprechend 
wurde im Datenmaterial nach Hinweisen auf Unterschiede in der Konsumexper-
tise von Frauen und Männern gesucht. Doch zumindest im Hinblick auf die er-
hobenen Indikatoren, wie die Kenntnis von Konsumlabels, konnten keine Unter-
schiede hinsichtlich dieser Wissenskategorie festgestellt werden (vgl. ebd.: 14). 
Erst beim Kauf zeigten sich deutliche Differenzen zwischen den Geschlechtern 
mit einer Divergenz von häufig über 20% (z.B. bei Lebensmitteln und Papier für 
Schulkinder) (ebd.: 13). Auch schien das Herkunftsland einen Effekt auf die Ge-
schlechterunterschiede zu haben: Die Unterschiede zwischen den Geschlechtern 
steigen mit der generellen Verbreitung des Phänomens im Herkunftsland, ent-
sprechend waren die Unterschiede im politischen Konsumverhalten von Frauen 
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(8%) und Männern (7%) in Belgien am niedrigsten und in Schweden (Frauen 
34%, Männer 20%) am höchsten. Aber warum kaufen Frauen häufiger politisch, 
wenn sie über dasselbe Wissen hinsichtlich Produktlabels verfügen? Micheletti 
und Stolle formulieren fünf verschiedene Erklärungsansätze, um dem stärkeren 
konsumpolitischen Engagement von Frauen auf die Spur zu kommen (vgl. ebd.: 
14): 

 
• Handelt es sich um eine Verzerrung aufgrund der Studienteilnehmer (Studie-
 rende)? Unter Umständen gehörten die Befragten ja zu einer Gruppe „Hyper-
 Aktiver“ junger Frauen (ebd.: 15)? 
• Oder liegt es daran, dass Frauen sich historisch schon immer am ehesten ihrer 
 Kaufkraft bedient haben, um politisch Einfluss zu nehmen? 
• Kaufen Frauen einfach häufiger ein und haben folglich einfach mehr Gelegen-
 heit zum politischen Konsum? 
• Greifen bei Frauen womöglich andere oder breitere Motivationsquellen für po-
 litischen Konsum? 
• Oder, daran anschließend, ist es die stärkere Betonung postmaterieller Werte 
 bei Frauen und der damit einhergehenden Formen politischer Beteiligung, die 
 dazu führen, dass Frauen Konsum eher als politisches Handlungsfeld interpre-
 tieren? 
 
Die Prüfung des ersten Erklärungsansatzes ergab, dass die Frauen im Sample 
sich nicht generell stärker beteiligen als Männer. Interessanterweise zeigten sich 
dennoch Unterschiede im Modus politischer Beteiligung: Signifikante Unter-
schiede ergaben sich erstens bezüglich konventioneller politischer Beteiligung, 
bei denen Männer klar dominierten, zweitens bezüglich individualistischer poli-
tischer Beteiligung, bei der Frauen klar dominierten. Insofern vermuten die Au-
torinnen zumindest einen Zusammenhang zwischen dem Geschlecht und der 
Form der politischen Beteiligung (vgl. ebd.: 15). Wenn Frauen sich insgesamt 
eher individualistisch beteiligen, liegt es nahe, dass Konsum mit seinen Mög-
lichkeiten der Individualisierung einen besonders attraktiven Handlungsbereich 
darstellt. Den zweiten Erklärungsansatz können die Autorinnen bestätigen, in-
dem sie bei einer Reihe historisch wichtiger Konsumentenaktionen die Rolle von 
Frauen als Initiatoren und maßgeblichen Trägerinnen des Protestes herausarbei-
ten, darunter unter anderem die „White Label Campaign“ (Start der Kampagne 
gegen Kinderarbeit 1899)7, der von Rosa Parks initiierte Montgomery Bus Boy-

                                                             
7   http://stopchildlabor.org/?p=615 (zuletzt geprüft am 5.8.2014). 
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cott (die afro-amerikanische Frau weigerte sich im Jahr 1955 ihren Platz im Bus 
für einen weißen Mann zu räumen)8 oder, um ein neueres Beispiel zu nennen, 
der bereits in den 1970er Jahren beginnende Boycott von Nestlé-Produkten, der 
insbesondere auf die aggressive Vermarktung von Babymilch-Ersatzproduk-ten 
abzielte und bis heute andauert9. Die Liste der Beispiele kann noch um eines er-
weitert werden, das durch eine bemerkenswerte Wortneuschöpfung das steigen-
de Selbstbewusstsein von Frauen markiert, kraft ihres Konsums politisch aktiv 
zu werden: Der von jungen Frauen initiierte und erfolgreich ausgeführte Boykott 
gegen Abercrombie & Fitch (A&F) 2005. Der von den Aktivistinnen kurzerhand 
in „Girlcott“  umbenannte Aufruf, keine Produkte von A&F zu kaufen, richtete 
sich gegen die derzeit gerade erschienene T-Shirt-Kollektion, bei der Frauen auf 
ihren Brüsten Sprüche tragen konnten wie „Who needs brains when you’ve got 
these?“10 Nur einem Monat nach dem ersten Girlcott-Aufruf, der dank nationaler 
Medienberichterstattung große Aufmerksamkeit erregte, nahmen A&F die um-
strittene Kollektion wieder aus dem Verkauf. 

Die Annahme, dass politischer Konsum historisch ein wichtiges Politikfeld 
von Frauen ist, scheint also gerechtfertigt. Aber kann dadurch das Engagement 
in diesem Bereich auch hinreichend erklärt werden? Micheletti und Stolle unter-
suchten die Frage, ob Shopping generell eine häufiger und regelmäßiger von 
Frauen vollzogene Praktik darstelle. Im Vergleich der alltäglichen Kaufgewohn-
heiten der männlichen und weiblichen Teilnehmer ihres Samples konnten dies-
bezüglich jedoch keine signifikanten Unterschiede festgestellt werden. Während 
Micheletti und Stolle ihre Hypothese daraufhin zurückweisen, ist zu bedenken, 
dass es sich bei dem Sample um Studentinnen und Studenten handelte, die 
mehrheitlich noch nicht in festen Partnerschaften und mit Kindern lebten. Das 
erklärt auch, warum in diesem Sample die männlichen Studierenden tatsächlich 
selbst und genauso häufig wie die weiblichen einkaufen gingen. Wie aber bspw. 
von Nina Baur (2011) in einer Aufarbeitung des Zusammenhangs von Konsum-
stil und Geschlecht festgestellt, greift die geschlechtliche Arbeitsteilung erst mit 
der Gründung eines gemeinsamen Haushalts und insbesondere nach der Geburt 
des ersten Kindes. 

Schließlich untersuchten die Autorinnen auch die Motive, die die Befragten 
als handlungsleitend für ihr Engagement angaben, hinsichtlich der Unterschiede 

                                                             
8   http://www.montgomeryboycott.com/ (zuletzt geprüft am 5.8.2014). 

9   http://ibfan.org/our-history (zuletzt geprüft am 5.8.2014). 

10  http://www.parentdish.com/2005/11/07/abercrombie-and-fitch-to-pull-offensive-

shirts-after/ (zuletzt geprüft am 5.8.2014). 
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zwischen Frauen und Männern. Ihre These konnte vor allem dahingehend bestä-
tigt werden, dass Frauen über vielfältigere Quellen der Motivation für ihr Enga-
gement verfügen, also z.B. bei der Frage, warum sie ethisch kauften, von der 
Möglichkeit Gebrauch machten, gleich mehrere Gründe anzugeben. In der Fra-
ge, ob es Unterschiede in den bevorzugten Motivquellen gebe, zeigten sich 
Unterschiede nur in der Sorge um „Rechte von Kindern und Tieren“. Außerdem, 
das sollte man ebenfalls berücksichtigen, waren die Unterschiede zwischen den 
Ländern Belgien und Schweden wesentlich auffälliger als die zwischen der Ge-
schlechtern: 
 
„Surprisingly, the gender differences are minor, and country differences are much more 
apparent […] On all motivational sources, except corporate issues and other, women indi-
cate more concern – even though this tendency is not statistically significant in all but one 
issue area: It is a universal fact that women in all three countries indicate to be more con-
cerned about issues of animal and children’s rights than men, a gender difference particu-
larly strong in Belgium.“ (Ebd.: 18) 
 

Bedeutungsvoll ist ohne Zweifel die Erkenntnis, wie stark der nationale Einfluss 
auf die Motivation jeweils ist. Für die Kanadier ist das Wohlergehen anderer die 
wichtigste Quelle der Motivation, für die Schweden die Sorge um die Umwelt 
und für die Belgier die Kritik an Unternehmenspraktiken (im Vergleich zu den 
anderen Ländern) (vgl. ebd.: 19). Um ein etwas deutlicheres Bild von den politi-
schen Konsumenten zu zeichnen und um zu prüfen, ob politischer Konsum kon-
ventionelle Beteiligungsformen verdrängt oder eher ergänzt, wurden weitere 
Formen politischer Beteiligung erhoben. Hier zeigte sich, dass Personen, die 
politisch konsumieren in gleicher Weise an sonstigen politischen Praktiken par-
tizipieren wie nicht politisch Konsumierende. Allerdings fällt auf, dass politische 
Konsumenten sehr viel stärker unkonventionelle Beteiligungsformen bevorzugen 
wie „Check-book-like forms of associations, while they also have more experi-
ence with unconventional forms of participation (demonstrations, culture jam-
ming, civil disobedience)“ (ebd.: 22). Bei Formen unkonventioneller Beteiligung 
zeigt sich auch wieder eine stärkere Beteiligung auf Seite der Frauen. Was aber 
den Unterschied zwischen politischen Konsumenten und nicht-politischen an-
geht, zeigt sich dieser erst auf der Ebene der Einstellungen: 
 
„While political consumers participate in conventional participation acts just as often as 
other people, they do not believe as much in the effectiveness of these methods as we 
would expect them to given their background characteristics, and this corresponds to the 
fact that in general they have less trust in a variety of institutions.“ (Ebd.: 23) 
 

Politische Konsumenten beteiligen sich also in gleicher Weise an Politik wie an-
dere, sie haben nur weniger Vertrauen darauf, dass diese konventionellen Betei-
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ligungsformen effektiv sind, ein Ergebnis, das von der o.g. europäischen Studie 
bestätigt wird. Im Gegenzug vertrauen sie in weitaus höherem Maße auf die Ef-
fektivität unkonventioneller und individualistischer Methoden (vgl. ebd.). Insge-
samt betrachtet ermöglicht die Datenlage es nicht, ein schärferes Bild der politi-
schen Konsumentin zu zeichnen. Besonders viele Fragen werfen die Länder-
unterschiede sowohl hinsichtlich der Quantität der Beteiligung wie auch den 
damit verfolgten Anliegen auf. Worauf sowohl diese Länderunterschiede wie 
auch die Unterschiede bei der Beteiligung von Männern und Frauen zu verwei-
sen scheinen, ist, dass in Praktiken politischen Konsums vor allem ein spezifisch 
kulturelles Konsumverständnis zum Ausdruck gebracht wird, dass sich mit den 
gängigen Methoden deduktiv-nomologischer Verbraucherforschung kaum erfas-
sen lässt. 

 
Werte und Konsum 
Eine weitere Hypothese ist, dass Praktiken eines politischen Konsums als Aus-
drucksmöglichkeit für postmaterielle Werte genutzt werden, die eingebettet sind 
in einen generellen Wertewandel in wohlhabenden Gesellschaften: Sorge um die 
Umwelt, Werte von Gleichheit und persönlicher Integrität, Inklusion von Mino-
ritäten, Menschenrechte, Nachhaltigkeit usw. (zur These eines umgreifenden 
Politikwandels im Zusammenhang mit Mediatisierung siehe auch Baringhorst 
2012a, 2015). Betont wird in diesem Erklärungsansatz insbesondere die Quer-
verbindung von postmateriellen Werten und der Forderung nach personaler 
Autonomie und Ausdrucksmöglichkeiten des Selbst durch beispielsweise mehr 
Wahlmöglichkeiten bei Produkten wie aber auch bei politischen Beteiligungsan-
geboten (vgl. Stolle/Micheletti 2003: 6). 

Als Begründung für den Anstieg von politischem Konsum ist ein Wertewan-
del von einer materialistischen hin zu einer postmaterialistischen Orientierung in 
die Diskussion eingebracht worden. Den Zusammenhang zwischen postmateria-
listischer Orientierung und der Teilnahme an politischem Konsum konnten Stol-
le et al. 2005 belegen. Nicht belegbar war jedoch, dass sich Männer und Frauen 
hinsichtlich ihrer Orientierung unterschieden. Diese Daten können durch die von 
Lauren Copeland (2014) in den Vereinigten Staaten durchgeführte Studie bestä-
tigt werden. Auch in Copelands repräsentativer Studie wurde ein starker Zu-
sammenhang zwischen Postmaterialismus und politischem Konsum gefunden, 
jedoch kein Zusammenhang zwischen Postmaterialismus und Geschlecht. Dieser 
Zusammenhang zeigt sich jedoch, wenn die Grundgesamtheit anders gewählt 
wird: In ihrer Studie „Materialism, conspicuous consumption and gender diffe-
rences“ konnten die Autoren Segal und Podoshen (2013) einen Zusammenhang 
zwischen einer materialistischen Orientierung und dem (männlichen) Geschlecht 
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eindeutig belegen. Die Ausgangsfrage der nordamerikanischen Studie war, wel-
che Rolle Besitz im Leben von Frauen und Männern spielt bzw. welcher Wert 
ihm beigemessen wird. Den Zusammenhang zwischen Werte-Orientierung, Be-
sitz und Geschlecht zu verstehen, sei vor allem für konsum-basierte Ökonomien 
(wie die USA) wichtig, umso mehr, als Materialismus und demonstrativer Kon-
sum mit der wachsenden Bedrohung selbstschädigenden Konsumverhaltens as-
soziiert würde (vgl. ebd.: 189). Ein fundiertes Verständnis für den Zusammen-
hang zwischen Geschlecht, Konsumgewohnheiten und Materialismus helfe, die 
hier ansetzenden Marketingstrategien besser sichtbar zu machen, die auf die ge-
schlechtliche Identität der Konsumenten abzielten. Materialismus wird von den 
Autoren als negativ konnotiertes Wertesystem eingeführt, bei welchem dem Be-
sitz ein zentraler Stellenwert im Leben eines Menschen eingeräumt wird, ver-
bunden mit der Überzeugung, dass Besitz zum persönlichen Glück(lichsein) 
notwendig sei. Materialistisch orientierte Personen neigten entsprechend dazu, 
andere ebenfalls nach der Quantität und Qualität ihres Besitzes zu beurteilen. 
Außerdem sei ein negativer Zusammenhang zwischen Materialismus- und Ge-
meinwohlorientierung belegt. Im Hinblick auf das Geschlecht zeigen die Auto-
ren, dass Männer nicht nur häufiger materialistisch orientiert sind, sondern auch 
häufiger demonstrativen Konsum praktizieren. 

Alarmierend sei aus ihrer Sicht, dass Männer auch eher dazu tendierten, ma-
teriellen Besitz mit Lebensglück zu assoziieren und als gutes Mittel zur Selbst-
darstellung zu interpretieren. Demgegenüber gaben Frauen an, beim Einkaufen 
häufig auch Dinge einzukaufen, die sie vorher nicht eingeplant hatten. Die Auto-
ren vermuten als Erklärung, dass die Fortschritte, die Frauen in den letzten Jah-
ren hinsichtlich ihrer Möglichkeiten und insbesondere ihrer sozialen Identität 
gemacht haben, in Verbindung mit impulsivem Kaufen stehen, insofern dieses 
ebenfalls mit der Identitätskonstruktion verbunden sein könnte: 
 
„We believe these results may be due to the increasing effect American culture has wit-
nessed in terms of social identity. Women in the US have seen tremendous strides in the 
social environment and we believe that the increase related to impulse purchases, which 
may be related to identity construction, is an externality related to social movement.“ 
(Ebd.: 195) 
 

Dies würde erklären, warum Frauen trotz der geringeren materialistischen Orien-
tierung einen so starken Fokus auf Konsum als Freizeitaktivität haben. Wenn 
Konsumentinnen mit ihrem Konsum nicht auf die Verbesserung ihres sozialen 
Status, ihres Ansehens abzielen, ist es nahe liegend, den Konsum als Experimen-
tierfeld für Identitätsentwürfe zu nutzen, insbesondere, da diese Identitätsentwür-
fe für Frauen (außerhalb der häuslichen Sphäre) schon immer gefehlt haben und 
traditionell männliche Identitätsentwürfe zunehmend infrage gestellt werden. 
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Lebensstil 
In ihrem Beitrag „Lebensstil und Geschlecht“ zeigen Nina Baur und Leila 
Akremi, dass die Lebensstil- und die Geschlechterforschung kaum miteinander 
verknüpft seien, obwohl sich gerade mit Blick auf das Geschlecht deutliche 
Unterschiede in der Gestaltung des Lebens- und insbesondere des Konsumstils 
belegen ließen (vgl. Baur/Akremi 2011: 269). 
 
„Gemäß dem Doing-Gender-Ansatz konstruieren und signalisieren wir in unserem Alltag 
unser soziales Geschlecht über unser konkretes Tun, d.h. dass jemand ein Mann oder eine 
Frau ist, erkennen wir an Kleidung, Essen, Körperhaltung, Beruf, Freizeitaktivitäten usw.“ 
(Ebd.: 279) 

 
Sie schlagen deshalb für die Untersuchung von Konsumpraktiken vor, stärker die 
semantische Ebene, also die jeweils spezifische Bedeutung einer Konsumpraktik 
zu berücksichtigen. Wertvorstellungen könnten sich in unterschiedlichem Han-
deln äußern, andererseits könnte jedoch gleiches oder ähnliches Handeln mit 
unterschiedlichen Wertvorstellungen einhergehen (vgl. ebd.: 270). Nur so ließen 
sich Aussagen über Lebensstile treffen, die sich zu sozialen Milieus verdichten, 
bestimmte Wertvorstellungen teilten und bestimmte Handlungen mit dem je-
weils gleichen Sinngehalt verbänden. Geschlechterrollen käme in diesem Zu-
sammenhang eine große Ausdrucksstärke zu, da Vorstellungen über Geschlech-
terrollen und -praktiken an spezifische soziale Milieus gekoppelt seien. Mit 
Blick auf unterschiedliche Praktiken-Komplexe konstatieren die Autorinnen zu-
nächst, dass immerhin 50% der deutschen Paare nach dem klassischen Ernährer-
Hausfrau-Modell zusammenlebten (ebd.: 272). Wenn beide Partner einer Berufs-
tätigkeit nachgingen, sei diese geschlechtlich konnotiert als sich klare Männer-
domänen beruflicher Tätigkeit wie der wissenschaftlich-technische Bereich aus-
machen ließen (ebd.). Eine reine Frauendomäne stelle demgegenüber die Haus-
haltsplanung und -organisation dar, insbesondere die Textilpflege sowie die 
Pflege von Angehörigen (vgl. ebd: 273). Im Bereich der Freizeitpraktiken zögen 
Frauen Angebote der Hochkultur vor: Lesen, Oper, Theater, während Männer 
sich eher Beschäftigungen in politischen, ehrenamtlichen oder erlebnisorientier-
ten Kontexten suchten (vgl. ebd.: 274). Wesentliche Unterschiede zeigten sich in 
Bezug auf Körperpraktiken, insbesondere Ernährung und Sport. Während Sport 
und Technik als wesentliche Bezugspunkte bei der Konstruktion von Männlich-
keit fungieren, sei die Ernährung spätestens ab der Pubertät für Frauen der zen-
trale Mechanismus, um ihren Körper zu kontrollieren (vgl. ebd.: 275). Bei Klei-
dung und Kosmetik ließe sich eine starke Standardisierung bei Männern feststel-
len, jedoch – in Bezug auf Gesundheit – eine Betonung riskanter Praktiken, ins-
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besondere in Bezug auf Gewalt und Drogen, aber auch auf die Unterlassung ge-
sundheitlicher Vorsorge. 

Dass Frauen und Männer trotz dieser unterschiedlichen Lebensstile zusam-
menlebten, ließe sich mittels des Konzepts der Lebensthemen erklären. Ein Le-
bensthema organisiere bestimmte Vorstellungen über die Zukunft und die Werte, 
an denen die Lebensführung orientiert werde, was eine Verfolgung desselben 
Lebensziels durch eine geschlechtlich organisierte Arbeitsteilung ermögliche. 
Die Differenzierung von Lebensstilen auf der vertikalen Ebene erfolge primär 
durch Macht- und Distinktionskämpfe über das Ausstattungsniveau. Die Orte 
dieser Auseinandersetzung seien klassischerweise Politik und Ökonomie, doch 
kämen auch Kultur und damit dem Konsum große Relevanz zu (vgl. ebd.: 280). 
Dies gehe zurück auf die sich im Zuge der Industrialisierung etablierende Sphä-
rentrennung von privat und öffentlich, wobei Männern der Bereich der Produk-
tion, Frauen der des Konsums zugewiesen worden sei (vgl. ebd.: 281). Männer 
müssten dabei einen zweifachen Kampf ausfechten: Einerseits gehe es um die 
Deutungsmacht dessen, was einen (erfolgreichen) Mann ausmache, andererseits 
darum, in Anlehnung an die herrschende Deutung, die entsprechenden Ressour-
cen zu besetzen, um dem aktuellen Männlichkeitsideal zu entsprechen (vgl. ebd.) 
Dieses Männlichkeitsideal ist – wenn auch nicht mehr unumstritten – immer 
noch in seiner Arbeitsorientierung zu verorten, die eine Konzentration und 
Unterordnung aller anderen Aktivitäten auf den beruflichen Erfolg erfordert. Die 
Rolle der Frau sei dazu komplementär konstruiert, da ihr nun in der geschlechtli-
chen Arbeitsteilung alle Aufgaben zufielen, um das Leben um den Mann herum 
zu organisieren: 

 
„Damit sich der Mann voll auf seine Arbeit konzentrieren kann (sowohl emotional wie 
auch hinsichtlich seiner Arbeitszeiten), organisiert die Frau den Familienalltag um ihn he-
rum. […] Hausfrauen sind also nicht nur für die Kinderbetreuung, sondern auch für den 
Konsum und die Alltagsorganisation verantwortlich, was ihnen die Verleihung des Titels 
‚Hüterinnen des Konsums‘ von Ludwig Erhard einbrachte.“ (Ebd.: 182) 
 

In einer zweiten Dimension differenzieren sich soziale Milieus hinsichtlich ihrer 
Modernität aus, eine Entwicklung die Baur und Akremi einerseits mit der stei-
genden Prekarität des Mann-als-Ernährer-Modells, andererseits mit dem Auf-
kommen sozialer Bewegungen, insbesondere der Frauenbewegung ab den 
1960er und 1970er Jahren erklären. Eine Abkehr vom Ernährer-Hausfrau-Modell 
ließe sich etwa im „individualistischen Milieu“ ausmachen. Die Partner stünden 
in beruflicher Hinsicht auf demselben Status, beim gehobenen Ausstattungsmi-
lieu seien bspw. beide Akademiker. Männer übernehmen hier häufig Aufgaben 
in der Kinderbetreuung und beteiligten sich an Haushaltstätigkeiten, wobei ins-
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besondere das Kochen als Haushaltspraktik des modernen Mannes hervorgeho-
ben werden könnte. Interessant ist an dieser Stelle aber die Beobachtung, dass, je 
mehr sich Männer und Frauen im individualisierten Milieu im Bereich von Be-
rufstätigkeit und Haushaltstätigkeit annähern, der Bereich der Freizeitaktivitäten 
und insbesondere der Konsum wichtiger für die Ausgestaltung geschlechtlicher 
Rollenbilder wird (vgl. ebd.: 288) 

Die Abwertung von Frauen, die sich der Aufgabe widmen, die Karriere eines 
Mannes zu unterstützen, indem sie ihn von allen Pflichten und Anstrengungen 
des Alltags befreien, kann Baur kaum nachvollziehen (Baur 2013). Und führt 
man sich die Komplexität des Aufgabenbereichs vor Augen, ist das ein durchaus 
berechtigter Einwand. Baur vermutet, dass durch den, von den sozialen Bewe-
gungen (mit-)angestoßenen, Wertewandel, aber auch die Prekarisierung der Er-
werbsarbeit, die die Ernährerfähigkeit des Mannes zunehmend infrage stellten, 
tradierte Geschlechtsrollen revolutionär verändert würden (ebd.). Angelika Po-
ferl (2012) gibt zudem zu bedenken, dass sich im Zuge des zunehmend dynami-
schen sozialen Wandels in der zweiten Moderne (Beck) die Geschlechterverhält-
nisse verändern und diese Veränderungen wiederum konstitutiv für Meta-
Prozesse des sozialen Wandelns seien. Zu betonen sind an dieser Stelle vor allem 
die erweiterten Möglichkeiten von Frauen als Aktricen, sowohl Einfluss zu neh-
men wie eigene Themen auf die politische Agenda zu setzen. In ihrer Analyse 
des Forschungsstands kommt sie jedoch zu einem unbefriedigenden Ergebnis: 
Geschlecht als erklärende und analytische Variable fände auch im Mainstream 
soziologischer Theorie und Forschung nach wie vor nur randständige Beachtung, 
beispielsweise, wenn andere Variablen sich für Erklärungen als unzureichend 
erweisen (vgl. Poferl 2012: 136). 

 
Praxeologischer Zugang zu Konsum 
 
Dies ist auch der Grund, warum unter anderem die beiden Autorinnen Sahakian 
und Wilhite (2014) für ein stärker alltagspraktisches Verstehen des „Wies“ und 
„Warums“ des Konsums plädieren (vgl. auch Jäger-Erben/Offenberger 2014). 
Ausgehend von verschiedenen Spielarten einer Theorie der sozialen Praxis wen-
den Sahakian und Wilhite diesen Ansatz auf die Verbraucherforschung im The-
menschwerpunkt nachhaltiges Konsumverhalten an. Statt einen isolierten Ver-
braucher und seine Entscheidungen auf der einen Seite, eine neue Technologie 
und ihre Möglichkeiten auf der anderen Seite zu betrachten, werden in einer pra-
xeologischen Perspektive die Zusammenhänge zwischen Produkten, Körpern 
und sozialer Welt in den Blick genommen. Der Ausgangspunkt einer solchen 
Perspektive sind Praktiken, in denen Waren, Subjekte, Wissen und soziale Struk-
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turen miteinander verbunden sind. Insofern gestaltet sich die Forschungsarbeit 
komplex, verspricht jedoch auch reichhaltige Ergebnisse und Einsichten zu pro-
duzieren (Sahakian/Wilhite 2014: 26–27). Praktiken können am besten als Rou-
tinen verstanden werden, also als bestimmte Verhaltensweisen in ähnlichen Situ-
ationen � nicht als exakte Wiederholungen, aber mit gemeinsamen Kernelemen-
ten (vgl. Reckwitz 2005: 7). Denn es handelt sich bei den sozialen Praktiken kei-
neswegs um bloße „Automatismen“, sondern um die praktische Ausdrucksge-
stalt (kollektiven) sozialen Sinns (ebd: 8). Wenn es auch kein kohärentes For-
schungsprogramm für Praxistheorien gibt, ist man sich darüber einig, dass räum-
lich, zeitlich und materiell eingebettete soziale Praktiken die zentrale analytische 
Einheit bilden (vgl. ebd.). Als Kern des Sozialen sind sie anderen Aspekten wie 
Identität oder Sozialstruktur übergeordnet. Besonders hilfreich sei eine praxeo-
logische Perspektive bei der Analyse von Akteur-Aktant Interaktionen, wobei 
die Praktiken nicht mehr nur Handlung, sondern auch Interpretation und Aneig-
nung und zwar in einem wechselseitigen Verhältnis sind: 
 
„Gegen eine bloße Reduktion von Dingen und Artefakten auf bloße ‚erleichternde‘ Hilfs-
mittel und gegen eine Totalisierung von Technik als gesellschaftsdeterminierender, akul-
tureller Kraft wird in der praxeologischen Technikforschung das ‚Reich der Dinge‘, die 
vom Konsum bis zur Organisation in den Alltag involviert sind, unter dem Aspekt ihres 
mit ‚know-how‘ ausgestatteten und veränderbaren Gebrauchs betrachtet. Die alltäglichen 
Bestände der Techniksoziologie werden damit in ihrer Abhängigkeit von den Wissensbe-
ständen der Benutzer ‚kulturalisiert‘, andererseits erscheint die Handlungspraxis ‚materia-
lisiert‘, abhängig von den Interaktionen mit nicht beliebig manipulierbaren Objekten.“ 
(Reckwitz 2003: 285) 
 

Trotz der Diversität praxeologischer Ansätze lassen sich bestimmte gemeinsame 
Kernelemente ausmachen. Da sie „impliziten Interpretationsformen“ und „kul-
turell geformten emotional-motivationalen Zuständen“ folgten, wird durch sie 
ein Wissen darüber, wie etwas gemacht wird, zum Ausdruck gebracht, dessen 
Artikulation für die ausführenden Akteure eine Schwierigkeit darstellt (Reckwitz 
2005: 7f). Zudem seien soziale Praktiken distinkt in dem Sinne, als sie für einen 
bestimmten Bereich des Sozialen – als Beispiele gibt Reckwitz u.a. den Bereich 
des bürgerlichen Ehelebens und der wissenschaftlichen Forschung – eine Verhal-
tensstruktur, ein Handlungsregelwerk darstellen, das als handlungspraktische 
Lösung nur in diesem Bereich legitim ist. 

Während in Marketing-Studien die Historizität der Dispositionen unspezi-
fisch in den Bereich nicht kalkulierbaren Geschmacks verschoben werde, sei die 
Analyse von Praktiken als Ausdruck ihrer biographisch-historischen Genese ins-
besondere in der Soziologie Bourdieus (1976) zentral. Da aber Bourdieu den 
Habitus nicht zuletzt als Klassenstruktur- und -strukturierungsmerkmal relativ 
stabil konstruiert hat, stellen sich Sahakian und Wilhite die Frage, ob und wie 
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sich Dispositionen verändern lassen – und damit auch das Verhalten (Sahakian 
2014: 28). Man könne sich drei Säulen von Praktiken vorstellen, die immer mit-
einander in Beziehung stünden: Den Körper, die materielle Welt und die soziale 
Welt mit ihren Normen, Werten und Institutionen (ebd.). Würde nun in einem 
dieser Bereiche eine Veränderung stattfinden, bspw. die Erfindung eines neuen 
Produkts, könne das theoretisch zu einer Veränderung des Konsumverhaltens 
führen. Wahrscheinlicher werde eine Veränderung des Verhaltens jedoch, je 
mehr Bereiche (Säulen) von Veränderung betroffen seien: Also z.B. der Befund 
schlechter Blutwerte, ein neues Ernährungsmittelergänzungspräparat und ein zu-
nehmender Diskurs über die Verantwortung jedes einzelnen, seine Gesundheit 
zu optimieren. Dem liegt die aus der Techniksoziologie bekannte Überlegung 
zugrunde, Handlungsträgerschaft nicht nur in Subjekten, sondern auch in sozia-
len Normen oder Artefakten zu suchen, gewissermaßen als „verteilte Agency“: 
Artefakte, u.a. Technologie, können insofern als Handlungsträger oder Ko-Autor 
von Handlung aufgefasst werden, da in ihnen Kultur als Wissen, Werte usw. 
eingeschrieben ist und die Art und Weise der Nutzung beeinflussen. Im Prozess 
der Aneignung von Artefakten kann es zu Transformationen oder unerwarteten 
Handlungen kommen, die aus dem jeweiligen körperlichen und sozialen Settings 
der Subjekte resultieren: 

 
„Technologies are ‚scripted‘ in that they embody a certain form of knowledge and moral 
judgement, which leads to new reciprocal dispositions between people and things, and in-
deed ‘new forms of knowledge about the world‘.“ (Sahakian 2014: 29) 

 
Die Doxa als das stillschweigende und nicht hinterfragte Wissen hinter oder bes-
ser: in einer Praktik kann durch seine Problematisierung oder auch nur Artikulie-
rung herausgefordert werden. Den Diskurs der Doxa kann man in Anlehnung an 
Bourdieu als Heterodoxie bezeichnen. Die Heterodoxie kann wieder zur Doxa 
werden, indem Begründungen für die Praktik gefunden werden oder Alternati-
ven als untauglich ausgeschlossen werden. Die Chance zur Veränderung durch 
die Bewusstmachung bestimmter Vorstellungen oder Vorlieben sei jedoch ge-
ring, zumal gerade die den Alltagspraktiken zugrunde liegenden Normen und 
Werte eher selten Bestandteil eines (öffentlichen) Diskurses würden. 

 
„Once reconsidered, the decision can either be conservative – to reaffirm or reestablish 
doxa – or it may be contested. It can be said that in both cases, the doxa is challenged pre-
cisely because it is no longer left unspoken. Tacitly accepted social rules and values con-
tribute to the stability of practices.“ (Sahakian 2014: 29–30) 

 
Um das herausgeforderte, nun nicht mehr schweigende Wissen tatsächlich in 
eine Verhaltensänderung zu überführen, müssten Lernprozesse auf allen Ebenen 
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stattfinden: Die Bereitschaft, Informationen mental und körperlich in Praktiken 
umzusetzen, was dann zur Aneignung/Erzeugung praktischen Wissens führen 
kann (vgl. ebd.: 30). Als Beispiel, wie sich diese Überlegungen konkret im Kon-
text von Nachhaltigkeit anwenden lassen, berichten die Autorinnen von einer er-
folgreichen Kampagne im Vereinigten Königreich, bei der es darum ging, die 
Menschen dazu zu bringen, Leitungswasser anstelle von Flaschenwasser zu kon-
sumieren. Während Aufklärungskampagnen ohne nennenswerten Effekt blieben, 
gelang es der „London on Tap“ –Kampagne, die sozialen Restriktionen, die mit 
dem Konsum von Leitungswasser verbunden sind, in das öffentliche Bewusst-
sein zu bringen. Zunächst wurde der Konsum von Flaschenwasser in Restaurants 
öffentlich diskutiert, wobei hervorgehoben wurde, dass es sich hierbei um eine 
soziale Norm handle, die es so in anderen Ländern nicht gäbe. Ziel dieses Schrit-
tes war es, an den vorab ausgeführten Begriffsapparat anzuschließen, die sich 
stillschweigend hinter der Praxis des Flaschenwasserkonsums verbergende Doxa 
zu artikulieren und diese einer potentiellen Veränderung überhaupt erst zugäng-
lich zu machen. Diese Diskussion bewirkte unter anderem, dass die Scham, die 
mit dem Bestellen von Leitungswasser einherging, so zu reduzieren, dass in 
einem zweiten Schritt Anreize zum Bestellen von Trinkwasser erfolgreich wer-
den konnten (pro Bestellung 1€ für die Organisation „Water Aid“ , außerdem 
Designwettbewerb um die schönste Glaskaraffe) (vgl. ebd.: 32–33). 

Um andere bei diesen Lernprozessen zu unterstützen, könnte es, wie im Bei-
spiel die Diskussion über Wasser, Angebote geben, die konkret praktisches Erle-
ben anbieten oder aber kommunikative Strukturen bereitstellen, innerhalb derer 
soziale Kontexte des Konsums verhandelt werden könnten (vgl. ebd.: 31). Um 
Aufmerksamkeit oder Interesse für nachhaltige Lerninhalte zu wecken, seien 
abstrakte und unspezifische Sentenzen wie „den Planeten retten“ ungeeignet. Ih-
nen fehle der Bezug zur konkreten Lebenspraxis der Subjekte und stehe für sie in 
keinem bedeutungsvollen Bezug zu ihrer Alltagswelt. Besser geeignet seien des-
halb z.B. Erzählungen, die direkt an der Alltags- und Erfahrungswelt der Subjek-
te ansetzten und ihnen „packages of situated knowledge“ bereitstellten (vgl. 
ebd.: 31). Folglich lässt sich die Strategie, die die Autorinnen vorschlagen, so 
zusammenfassen: Erst gilt es, die soziale Norm aufzudecken, die einer umwelt-
schädigenden Praktik zugrunde liegt, dann die entsprechende Praktik neu zu co-
dieren, indem ihr eine andere Bedeutung gegeben wird und Anreize, z.B. Dis-
tinktionsgewinne, zu schaffen. Fraglich ist indes, ob es bei einer einmaligen 
Verhaltensänderung bleibt oder die neue Handlung zur routinierten Praktik wird. 
Ein weiteres Problem sei, dass die Konzentration auf eine Praktik nicht-
intendierte Folgen haben kann, wenn nicht berücksichtigt wird, in welchem Zu-
sammenhang sie mit anderen Praktiken des Alltags steht (vgl. ebd.: 37). So kann 
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es z.B. dazu kommen, dass die Nutzung von Energielampen zu einem Anstieg 
des Energieverbrauchs führt, weil sie häufiger und länger eingeschaltet werden 
(Rebound-Effekt). Wie Praktiken im Alltag miteinander verknüpft sind, ist jedoch 
schwer

 
vorherzusagen. 

Der praxeologische Ansatz ist zweifelsohne vielversprechend für die Erfor-
schung von politischem Konsum als vergleichsweise stark in den Alltag inte-
grierte politische Praktik, allerdings stellt die Motivation des Forscherteams hier 
nicht zuletzt eine Verhinderung dar: Auf der Suche nach Möglichkeiten, die 
Dispositionen zu verändern, kommen die Autoren letztlich aber nur dahin, die 
Praktiken zu verändern, in dem diese als nicht mehr adäquat zur Problembewäl-
tigung/Handlungsanforderung dargestellt werden – nicht aber die zugrundelie-
genden Dispositionen. Das Beispiel mit dem Leitungswasser ist gut zur Veran-
schaulichung dieser Vorgehensweise geeignet: Als Disposition, die den Konsum 
von Leitungswasser in Restaurants verhindert, wird die soziale Situation ange-
führt, in der die Norm des Verhaltens in Restaurants: Sich richtig verhalten und 
nicht vom Kellner beschämen zu lassen, handlungsleitend wird. Das Bestellen 
von Leitungswasser wird als unangemessen interpretiert, weil es bspw. Spar-
samkeit (Verweis auf Armut) oder defizitären Geschmack als Interpretation zu-
lässt. Die zugrundeliegende Disposition ist es also, nicht als minderwertig zu 
gelten. Was also mit der Kampagne „London Tap“ gelingt, ist dem Bestellen 
von Leitungswasser vorübergehend zu gesellschaftlichem Ansehen zu verhelfen. 
Die eigentliche Disposition – gesellschaftliches Ansehen durch das Zuschaustel-
len ökonomischen und/oder kulturellen Kapitals zu gewinnen – bleibt davon un-
berührt. Der praxeologische Ansatz erweist sich dennoch als vielversprechender 
analytischer Zugang zur Komplexität eines politischen Konsumalltags. Bezogen 
auf die weiter oben dargestellten Befunde der quantitativen Studien zu politi-
schem Konsum, könnten die kulturell bedingten Unterschiede politischer Kon-
sumpraktiken aus einer Rekonstruktion der Logik der Praxis womöglich nach-
vollzogen werden. Strittig dürfte sein, wie die durch Politisierung und Digitali-
sierung bedingten Transformationsprozesse auf der Mikroebene eingeschätzt 
werden können. Während Bourdieu Veränderungen des Habitus für weitestge-
hend ausgeschlossen hielt, erscheinen doch die Argumente von Sahakian und 
Whilhite einleuchtend, dass Transformationen auf der Mikroebene dann wahr-
scheinlich werden, wenn gesellschaftliche Wandlungsprozesse sowohl auf den 
Körper wie auch auf die materielle und soziale Welt wirkten. Entscheidend 
scheint in diesem Kontext zu sein, konkret welche Dispositionen politische 
Transformationsprozesse begünstigen. 
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Politischer Konsum online 
 
Aus dem Bereich des bürgerschaftlichen Engagements ist das Internet heute 
nicht mehr wegzudenken. Das haben in der Vergangenheit eine ganze Reihe von 
Studien höchst unterschiedlichen Zuschnitts auf breiter empirischer Basis belegt 
(z.B. Donk et al 2004, Vowe/Dohle 2008, Baringhorst et al. 2010). Gleichzeitig 
besaß das Internet von Anfang an einen stark privatwirtschaftlichen Charakter 
und im Zuge der Ausbreitung des Web 2.0 gewann der kommerzielle Aspekt im 
Internet weiter an Bedeutung. Digitalisierung muss also vor dem Hintergrund 
verschiedener Dynamisierungsprozesse – Politisierung, Kommerzialisierung, In-
dividualisierung und Globalisierung – gesehen werden, die einen anhaltenden 
Druck auf die Routinen des Alltags ausüben, z.B. Praktiken der Kommunikation, 
des Einkaufens, des Gestaltens von Freundschaften usw. anzupassen und zu ver-
ändern. Welche Konsequenzen mit dieser vervielfachten Transformationsdyna-
mik verbunden sind und wie sich etwaige Veränderungsprozesse strukturell auf 
den Wandel von Gesellschaft auswirken, ist unklar. Baringhorst (2010) spricht in 
dem Zusammenhang der Veralltäglichung politischen Protests zunächst einmal 
von „neuen Gelegenheitsstrukturen“, wobei Wandlungsprozesse im politischen, 
ökonomischen und medialen Feld adressiert werden, die eine „Kopplung der 
Bürgerrolle an den Konsumentenstatus“ begünstigen (Baringhorst 2010: 12). 
Für den Bereich des Politischen seien insbesondere neue Governance-Strukturen 
zu berücksichtigen, deren Kennzeichen die Zunahme der Beteiligung von unter-
schiedlichen Akteuren (nationalstaatlichen, europäischen, internationalen, insbe-
sondere aber auch zivilgesellschaftlichen) bei der Lösung von Problemen sei. 
Nicht-Regierungs-Organisationen komme gerade bei nur trans-territorial zu lö-
senden Fragestellungen eine wachsende Bedeutung zu, wobei häufig die Ver-
bindlichkeit und Zuständigkeit unklar bliebe (vgl. ebd.: 15). NRO fungieren als 
eine Art „Weltgewissen“, deren Öffentlichkeits-wirksame Kampagnen auf die 
Mobilisierung der Konsumenten abzielten, um Druck auf Regierungen wie Kon-
zerne auszuüben (ebd.). Indem sie globales Marktgeschehen direkt mit der All-
tagspraxis von Konsumenten verknüpfen, leisten sie das, was man als „Rückbet-
tung“ (Giddens 1995: 102) bezeichnen könnte, nämlich die Bereitstellung eines 
Rahmens, um abstrakte Prozesse im wirtschaftlichen Bereich reflexiv auf ihr 
eigenes Leben und ihren lokalen Kontext beziehen zu können. Ökonomische Ge-
legenheitsstrukturen ergeben sich scheinbar paradoxerweise aus dem „Machtzu-
wachs transnationaler Unternehmen“, die mittels der Androhung der Verlage-
rung von Produktionsstätten und Firmensitzen ihre Interessen gegenüber natio-
nalstaatlichen Regierungen durchsetzen können (Baringhorst 2010: 16). Beson-
deres Gewicht komme in diesen Auseinandersetzungen den Verbrauchern zu, die 
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ihrerseits mittels der Androhung oder Wahl der Exit-Option – begünstigt durch 
das Vorhandensein alternativer, gleichwertiger Produkte – die Veränderung von 
Unternehmenspraktiken anschieben könnten (vgl. ebd.: 16f). Problematisch er-
scheint aus Sicht der Verbraucher, dass ihnen in derartigen Konflikten ein immer 
höheres Maß an Verantwortung zu geschoben wird, sie aber bei dem Versuch, zu 
legitimen Alltagspraktiken zu finden, mit konfligierenden Expertenmeinungen 
sowie einer wachsenden Anzahl selbst-ernannter Experten konfrontiert sind. 
Eine zusätzliche Herausforderung, aber auch Chance für eine politische Kon-
sumpraxis ist mit der Mediatisierung von Alltagshandeln verbunden. Baringhorst 
verweist unter Bezugnahme auf Margareth Scammell (2000), Arvidsson (2006) 
und Bennett (2003) darauf, dass die Marktbeziehungen zwischen Anbietern und 
Verbrauchern durch neue IuK-Technologien entscheidend zugunsten einer Stär-
kung der Verbraucher verändert würden. Als mediale Gelegenheitsstrukturen 
hebt sie „die neue(n), effiziente(n) Möglichkeiten der kollektiven Wissensproduk-
tion und ortsungebundener Gemeinschaftsbildung sowie auch für die Suche nach 
Informationen aller Art“ hervor (Baringhorst 2010: 18). Gleichzeitig muss aber 
berücksichtigt werden, dass der Zugang zu mehr Information für die Verbrau-
cher unter Umständen problematisch sein kann – nicht nur, weil es womöglich 
zu einem „Information overload“ kommt, sondern weil sich durch die Digitali-
sierung die Produktionsweise von Wissen überhaupt grundlegend wandelt. Das 
World Wide Web stellt darüber hinaus keinen geschützten Interaktions- und 
Kommunikationsraum für Verbraucher dar: Die sich in digitalen Räumen ab-
zeichnende zunehmende Intersektionalität unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Handlungsfelder konfrontiert Verbraucher im Netz mit vielfältigen Ansprüchen 
und Bezügen: Sie werden hier sowohl von NRO wie Unternehmen auch als Res-
source gesehen, die es mittels Mobilisierung oder Manipulation für die eigenen 
Anliegen einzuspannen gilt. 

 
Verbraucherbildung im Internet 
Gegenstand politikwissenschaftlicher Verbraucherforschung ist die Analyse ver-
braucherpolitischer Themen und Maßnahmen (Policy Analyse), die Untersu-
chung verbraucherpolitischer Akteure wie Organisationen und Institutionen (z.B. 
das BMVEL, der VZBV, NRO wie Foodwatch) sowie die Analyse von Prozes-
sen der Steuerung, Mobilisierung, Aktivierung und Vernetzung. Während in die-
ser Arbeit der Fokus der Untersuchung auf Verbraucherinnen als politische Ak-
teure gelegt wird, erfährt der individuelle Verbraucher in der politischen Ver-
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braucherforschung kaum Aufmerksamkeit.11 Doch ist auch bei einer Analyse auf 
der Mikro-Ebene zu berücksichtigen, dass den staatlichen und nichtstaatlichen 
Akteuren in der Mitgestaltung der Handlungsspielräume von Konsumenten eine 
wichtige Rolle zukommt. So legen staatliche Maßnahmen wie Gesetze und För-
derrichtlinien (z.B. bei der Modernisierung von Wohnhäusern) nicht nur norma-
tiv den potentiellen Aktionsradius von Konsumenten fest, sondern schaffen ge-
zielt Anreizstrukturen, um Konsumhandeln auch jenseits von Ver- und Geboten 
zu steuern. Hinzu kommt, dass Regierungs- wie Nichtregierungsorganisationen 
mit der Bereitstellung von Informationen Verbraucherhandeln unterstützen (und 
beeinflussen), indem den Verbrauchern unabhängig von Herstellerinteressen 
Daten zu Produkten und Dienstleistungen zur Verfügung gestellt werden, für de-
ren Abruf und Verarbeitung sie freilich selbst verantwortlich sind. Diese bislang 
auf freiwilliger Basis ablaufende Verbraucherbildung soll jedoch in Zukunft zu-
nehmend durch ihre Institutionalisierung, z.B. als Schulfach in allgemeinbilden-
den Schulen, intensiviert werden (vgl. Beschluss der KMK 201312). Zusätzlich 
dazu sollen Verbraucher durch kleine „Stupser“, sogenannten „Nudges“ in 
schwierigen Entscheidungsprozessen unterstützt werden (vgl. Reisch 2015). Dies 
bedeutet die Anwendung von Erkenntnissen der Verhaltensökonomik auf Kon-
sumentscheidungsprozesse, so dass z.B. mittels Default-Einstellungen die Wahl 
des „richtigen“  Energielieferanten vorangetrieben wird. Demgegenüber stehen 
Vorstellungen von Verbraucherbildung, die stärker auf Prozesse der kollaborati-
ven Wissensbildung von und durch Verbraucher setzen und hier insbesondere im 
Internet eine geeignete Infrastruktur für eine virtuelle Lernumgebung sehen. 
Denn bislang tun sich nicht nur staatliche Institutionen schwer mit der Bereitstel-
lung von Plattformen im Internet, die einen Austausch von Verbrauchern auf 
Augenhöhe ermöglichen würden;13 auch NRO will die Implementierung einer 
aktiv-interaktiven, nicht ferngesteuerten Verbraucher-Plattform wohl zumeist 
aus strategischen Gesichtspunkten nicht gelingen (vgl. Lamla/Strünck et al. 

                                                             
11  Auch stellt sich die politische Verbraucherforschung in Deutschland als überwiegend 

Gender-neutrales Forschungsfeld dar. 

12  http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/2013/2013_09_12-

Verbraucherbildung.pdf. 

13  Versuche in diese Richtung gab es zuletzt unter Renate Künast als Verbraucherminis-

terin: Das „Extra net“. Mittlerweile – und hinsichtlich der stark hierarchischen Kom-

munikationsstruktur kaum ein Beispiel für kollaborative Verbraucherbildung – wurde 

das Verbraucherportal www.Lebensmittelklarheit.de eingeführt (vgl. dazu auch Bar-

inghorst/Witterhold 2015). 
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2013; Baringhorst/Witterhold 2015). Nach Möglichkeiten der Beteiligung – ab-
seits von Spenden – an verbraucherpolitischen Themen bzw. nach einer Platt-
form, die das ermöglichen würde, sucht man vergebens. Eine, zumindest theore-
tische, Ausnahme wäre das Projekt „wikiproducts“14, eine Art Verbraucherenzy-
klopädie im Stil des bekannten „wikipedia“. Allerdings hat es den Anschein, als 
seien Verbraucher nur schwer von der Notwendigkeit zu überzeugen, ihr Ver-
braucherwissen sachlich zu artikulieren, d.h. ohne dabei Bezug auf sich selbst 
oder eigene Erfahrungen zu nehmen. Genau diese Gelegenheit der Sozialisierung 
oder Individualisierung von Verbraucherkommunikation bieten aber Online-
Plattformen kommerzieller Anbieter. Und mit Blick auf www.ciao.de, eine der 
mitgliederstärksten deutschsprachigen Verbraucher-Community, scheinen dem 
Anspruch der Verbraucher an virtuelle Kommunikationsräume tatsächlich am 
ehesten Anbieter des Markts nahezukommen. Ihnen gelingt es, die Verbraucher 
auf ihren Webseiten zur aktiven Teilnahme an Diskussionen zu Konsum generell 
wie auch zu Produkt- und Unternehmensbewertungen im Einzelnen zu motivie-
ren. Bedenklich daran ist, dass von einem freien Meinungsaustausch jedoch auch 
dort, zumindest auf den zweiten Blick, nicht die Rede sein kann, wenn kritische 
Community-Mitglieder aufgrund ihrer Bemerkungen ausgeschlossen und ihre 
Beiträge gelöscht werden. Dies verweist auf eine grundlegende Problematik bei 
der Nutzung von kommerziellen Social-Web-Plattformen für nicht-kommerzielle 
Zwecke: Die Nutzer müssen zunächst einmal auf einige ihrer Rechte verzichten 
– formal auf das Recht auf ihr geistiges Eigentum und informell auf das Recht 
der freien Meinungsäußerung. Hinzu kommt die Moderation durch Social-
Media-Agenten, die zwar einerseits unentbehrlich dafür ist, den Fluss der Kom-
munikation zu gewährleisten, indem sie beispielsweise neue Nutzer ermuntern, 
sich einzumischen oder auf deren Fragen eingehen. Andererseits nehmen sie je-
doch als Angestellte des Plattform-Betreibers Einfluss auf Diskussionen, um die-
se – insbesondere bei Kritik am Betreiber – abzuschwächen oder in eine andere 
Richtung zu lenken. Vor allem aber darf nicht übersehen werden, dass das Ziel 
kommerzieller Anbieter darin besteht, letztlich einen Wert aus der Community-
Arbeit abzuschöpfen. Dieser besteht dann zum einen in der Initiierung oder Ver-
festigung von Kundenbindung, zum anderen ganz einfach in dem Zugang zu 
Verbraucherdaten, die ihnen dort kostenlos zur Verfügung gestellt werden. 

Wie diese Überlegungen zeigen, spielen in aktuellen Fragestellungen ver-
braucherbezogener politikwissenschaftlicher Forschung die neuen Medien mit 
ihren Vernetzungs-, Aktivierungs- und Informationspotenzialen eine zentrale 

                                                             
14  http://de.wiki-products.org/Hauptseite (zuletzt geprüft am 5.1.2016). 
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Rolle. Mit der Ausweitung der Internetnutzung sind immer wieder Hoffnungen 
formuliert worden, dass mit dem World Wide Web ein Medium entstanden sei, 
das zu einem Abbau kommunikativer und informativer Hierarchien führen könn-
te. Kritiker wenden gegen derart optimistische Einschätzungen ein, dass von 
einer breiten und weite Teile der Bevölkerung umfassenden Beteiligung in über 
das Internet stattfindenden Diskussionen überhaupt keine Rede sein könne. 
Vielmehr nutzten einzelne sowie bereits etablierte Organisationen das Internet 
gezielt als Instrument, die allgemeine Stimmungslage zu beeinflussen. Ein weite-
res Argument gegen eine netzgestützte politische Diskurskultur sehen andere in 
deren Fragmentierung durch das Fehlen eines verbindenden Rahmens. Aus einer 
stärker auf die konsumptiven Aspekte des Verbraucherhandelns fokussierender 
Perspektive sind die strukturellen Bedingungen, denen Verbrauchern im Internet 
ausgesetzt sind, mitsamt ihrer Vor- und Nachteile, zweifelsohne von größerem 
Interesse. Unstrittig dürfte sein, dass mit dem World Wide Web eine Informati-
ons- und Kommunikationsmöglichkeit geschaffen wurde, die es Verbrauchern 
ermöglicht, so schnell und kostengünstig Herstellerinformationen abzufragen 
und zu überprüfen wie nie zu vor. Dazu tragen auch neuere Apps wie die Bar-
codescanner bei, die es dem Verbraucher schon im Laden ermöglichen, weiter 
führende Informationen zu einem Produkt abzurufen. Aus verhaltensökonomi-
scher Sicht verkehren sich die Meriten des Internets jedoch in ihr Gegenteil. Die 
gefühlt unendliche Verfügbarkeit von Informationen führe nicht zu besser in-
formierten Verbrauchern, sondern zu deren Überlastung, Orientierungsverlust 
und vor allem aus einer Nachhaltigkeitsperspektive zu schlechten Konsument-
scheidungen: Lucia Reisch (2011) stellt heraus, dass Entscheidungen von Ver-
brauchern in Abhängigkeit zur jeweiligen Situation getroffen werden, was gene-
rell die Entscheidungsfähigkeit beeinträchtige, da der situative Kontext unreflek-
tiert Einfluss auf die Entscheidung habe. Immerhin stellt sich gerade vor dem 
Hintergrund globaler und ökologischer Zusammenhänge die Interpretation von 
Produktdaten als hochkomplexer und voraussetzungsvoller Vorgang dar. 

 
 

POLITISCHE BETEILIGUNG  
 
Was das Gender Gap in der Beteiligung an politischen Prozessen angeht, 
herrscht zwischen dem Main-Stream der akademischen Partizipationsforschung 
und der feministischen Forschung Uneinigkeit in Bezug auf mögliche Erklä-
rungsansätze. Der politikwissenschaftliche Mainstream führt insbesondere drei 
Thesen an, um das schwächere Engagement von Frauen zu erklären. Die Ursa-
chen seien erstens eine „politikfernere Sozialisation“ von Mädchen, die zu einer 
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spezifischen Geschlechtsrollenvorstellung führe. Praktiken politischen Engage-
ments werden demnach als unweiblich wahrgenommen (Westle 2001: 131). Bei 
der zweiten These werde auf die sozio-ökonomischen Unterschiede zwischen 
Frauen und Männern verwiesen, die sich aus deren unterschiedlichen Lebensla-
gen ergeben. Die meist durch die geschlechtliche Arbeitsteilung begründeten 
Nachteile (weniger gesellschaftliche Anerkennung für Haus- und Familienarbeit, 
keine oder schlechter bezahlte Erwerbstätigkeit) führten dazu, dass Frauen über 
geringere Ressourcen, Interessen und Fähigkeiten verfügten, die für politische 
Partizipation notwendig seien (vgl. ebd.: 132, auch Stiegler 2008). Die vorge-
nannten sozialisatorischen und situativen Thesen hätten drittens dazu beigetra-
gen, dass sich institutionelle Formen politischen Engagements „Mustern männli-
cher Lebensführung“ angepasst hätten, was zu einer „strukturell geronnenen 
Frauenfeindlichkeit“ führte (vgl. Westle: 133). Vertreterinnen feministischer 
Forschung kritisierten an diesen Thesen und der ihnen zugrunde liegenden For-
schung zunächst grundlegend, dass Erklärungen und Deutungen zu Gender-
Effekten immer erst a posteriori erfolgten, während Geschlecht als Kategorie im 
Forschungsprozess überhaupt nicht berücksichtigt würde. Auf dieser Grundlage 
seien Aussagen zu Geschlechterrollen entsprechend kritisch zu reflektieren (vgl. 
ebd.: 134). Zudem basiere die Mainstream-Partizipationsforschung auf (Ideal-) 
Vorstellungen politischer Partizipation wie dem autonomen Subjekt, weshalb die 
Gründe für ein schwächeres Engagement bei den Frauen gesucht würden und 
nicht in den externen Bedingungen bzw. fehlenden Ressourcen, die dieses 
schwächere Engagement begründeten. Zudem seien die Indikatoren für politi-
sches Interesse vor dem Hintergrund zu hinterfragen, dass sich die Wahlbeteili-
gung von Frauen und Männern mittlerweile angeglichen hätte und Frauen gerade 
in nicht-institutionalisierten Engagement-Formen sogar stärker vertreten seien 
(vgl. ebd.: 134f). Denn das könne heißen, dass Frauen sich nicht weniger für 
politische Themen interessierten als Männer, sondern lediglich weniger für die 
Themen, die in standardisierten Befragungen erhoben würden (ebd.: 134). Auch 
sei zu überlegen, ob es angemessen und sinnvoll sei, die Partizipation von Frau-
en im Vergleich zu der von Männern zu erheben und zu interpretieren. Westle 
führt hier in Anlehnung an Vertreterinnen des Differenzparadigmas das Argu-
ment ein, dass Frauen, die im politischen System diskriminiert würden, nur kon-
sequent handelten, wenn sie sich alternative Beteiligungsformen außerhalb such-
ten. Dies sei jedoch nicht als Beleg für ein schwächeres oder minderwertiges 
Engagement zu sehen, sondern für ein anderes (vgl. Westle 2001: 136). Da die 
politische Partizipation von Frauen nur in ihrer Differenz zum Ideal des männli-
chen Aktivbürgers beurteilt wird, folge daraus ein „abgewertetes Politikver-
ständnis“ von Frauen (ebd.: 136). Demgegenüber seien die alltagsnahen und or-
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ganisationsfernen Beteiligungspraktiken von Frauen als Formen eines genuin 
anderen Politikstils (nicht eines defizitären) zu betrachten (vgl. ebd.). 

 
Das Politische als Aushandlungsgegenstand 
 
Pierre Bourdieu (2010) greift auch in seinen Abhandlungen zum Politischen auf 
den von ihm eingeführten Begriff des Feldes zurück. Demnach folgen die Akteu-
re in dem jeweiligen Feld – z.B. dem der Wissenschaft – den feldspezifischen 
Regeln, die der Vergabe von Positionen im Feld zugrunde liegen und sich auf 
den notwendigen Einsatz an Kapital beziehen. Der Feldbegriff ist dem des Sys-
tems (Luhmann) wie auch dem der Sozialen Welten (Strauss) nicht unähnlich, 
insofern auch beim Feld dessen relative Eigenständigkeit – Autonomie – sowie 
die Auseinandersetzung mit einer bestimmten Frage, wobei es bei Bourdieu um 
(Deutungs-)Macht geht, zentrale Merkmale bilden. Je eher die Feldspieler in der 
Lage sind, die Regeln des Feldes selbst festzulegen, umso autonomer ist das Feld 
(vgl. Bourdieu 2013: 97). Für Akteure im politischen Feld bedeutet das, dass sie 
sich entsprechend der Spielregeln verhalten müssen, um akzeptiert und erfolg-
reich zu sein. Bourdieu beschreibt den Prozess des Erlernens und Aneignens der 
feldspezifischen Wissensinhalte und Verhaltensweisen als eine „Konversion“ 
(ebd.: 98). Beispielsweise muss ein Berufseinsteiger im Feld des Börsenhandels 
nicht nur ein umfangreiches Wissen über Devisen, Fonds und Anleihen besitzen, 
sondern dieses Wissen auch in einer bestimmten Art und Weise anwenden und 
präsentieren können. Für professionelle Politiker gelte ebenfalls ein Verhaltens-
codex, dessen Nicht-Befolgung im schlimmsten Fall durch Ausschluss, z.B. mit-
tels der Skandalisierung des regelwidrigen Verhaltens, sanktioniert würde. Eine 
wichtige Erkenntnis für diese Arbeit ist aber vielmehr, dass das Funktionieren 
des politischen Feldes – Bourdieu unterstreicht hier die Parallelen zum Feld der 
Religion – auf der Trennung von Experten und Laien beruhe. Grund für diese 
Trennung sei „das eherne Gesetz der Oligarchie“, bekannt vor allem durch Ro-
bert Michels (1911), der die Tendenz zur Machtakkumulation als zwangsläufi-
gen (Neben-)Effekt jeder Art der Bürokratisierung beschrieb. Dem stellt Bour-
dieu (2013) gegenüber, dass es andererseits zahlreiche Zugangsmöglichkeiten 
zum politischen Feld gebe und sich die Verteilung dieser Chancen auch statis-
tisch (anhand von Wahlbeteiligung oder der Bereitschaft, seine Meinung zu sa-
gen) darlegen ließe. Die Unterschiede, die sich in diesen Umfragedaten manifes-
tierten, wiesen aber auf einen zweiten Mechanismus in der Segregation von Ex-
perten und Laien hin, nämlich auf die „sozialen Bedingungen des Zugangs zur 
Politik“  (ebd.: 99). Beispielsweise hätte das Geschlecht einen bedeutsamen Ein-
fluss darauf, ob jemand sich kompetent fühle, eine politische Frage zu beantwor-
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ten: Frauen fühlen sich weitaus seltener politisch kompetent als Männer (vgl. 
ebd.). Gleiches gelte für arme und weniger gebildete Bürger. Die Folge des Zu-
sammenhangs von politischer Beteiligung und sozio-strukturellen Merkmalen 
nennt Bourdieu einen versteckten Zensusmechanismus, der allen modernen De-
mokratien zugrunde liege. Ressourcen, die die Teilnahme am Politischen bzw. 
den Zugang zum und Erfolg im politischen Feld ermöglichen, sind in dieser Les-
art also in erster Linie Geschlecht, Bildung und, wie Bourdieu hinzufügt, öko-
nomisches Kapital, das sich in freie Zeit konvertieren lasse (vgl. ebd.). Der wich-
tigste Mechanismus zur Machterhaltung sei die Schließung, d.h. die Abwehr von 
Eindringlingen, also nicht professionellen Politikern. So würden Bürger bei Ver-
suchen, sich zu beteiligen, indem sie bspw. Vorschläge zur Lösung eines Pro-
blems machten – so es ihnen überhaupt gelänge, ihren Vorschlag zu artikulieren 
und sich Gehör zu verschaffen, was an sich nach Bourdieu schon eher unwahr-
scheinlich sei15 – als inkompetent bezeichnet: 
 
„Weil sie es nicht ertragen können, dass Laien in den geheiligten Zirkel der Politiker ein-
dringen, rufen sie diese zur Ordnung, sowie die Kleriker die Laien zurecht gewiesen hat-
ten [...] Wenn man einem einfachen Bürger sagt, er sei politisch inkompetent, beschuldigt 
man ihn, unrechtmäßig Politik zu betreiben.“ (Ebd.: 100) 
 

Das politische Feld funktioniert also, solange die implizite Annahme, dass nur 
Politiker Politik machen können, von den am Spiel Beteiligten nicht hinterfragt 
wird. Auch die politischen Handlungen selbst seien eher auf die der anderen 
Politiker – deren Themen und Standpunkte – bezogen als auf die Wählerbasis. 
Dies sei eine Folge des Abschottungseffekt, bei dem das Feld eine zunehmend 
interne, also an sich selbst gerichtete Logik entwickle, die sich dann als Stel-
lungnahme für oder gegen eine Partei ausdrücke (nicht jedoch für den Mandan-
ten) (vgl. ebd.: 102). Entscheidend sei in diesem Prozess die Entwicklung einer 
„spezifischen Kompetenz“, „ein Gespür für das jedem Feld eigene Spiel“ (vgl. 
ebd.: 103). Bourdieu veranschaulicht, was er mit feldspezifischer Kompetenz 

                                                             
15  Bourdieu (1930 – 2002) konnte die Möglichkeiten zur Veröffentlichung, wie sie sich 

mit dem Social Web bieten, nicht mehr in seine Überlegungen einbeziehen. Da seiner 

Ansicht nach die Medien und der professionelle Journalismus ebenfalls zum Feld der 

Politik dazugezählt werden müssten, hätten die Journalisten entsprechend ein Interes-

se an der Beibehaltung des Status Quo, an dem sie durch die Verteilung medialer 

Aufmerksamkeit aktiv mitwirken. Diese Überlegung ist zweifelsohne auch in Zeiten 

von Social-Web-Prodnutzung und Do-it-Yourself-Journalismus noch wirksam, inso-

fern die mitgliederstärksten sozialen Netzwerke und News Communitys in der Hand 

der großen Medienkonzerne sind. 
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meint am Beispiel der Kunst. So sei es im künstlerischen Feld von zentraler Be-
deutung eine „selbstverständliche Kenntnis einer bestimmten Reihe von Dingen“ 
zu haben und nicht etwa Bilder malen zu können (ebd.). Durch politische Sozia-
lisation erlerne der Neuling im politischen Feld die politische Kultur, deren Be-
standteil nicht (nur) in der Kenntnis von Sachverhalten beruhe, sondern auch von 
Tricks, Phrasen und Konfrontations- und Konflikttechniken. Im Gegensatz zum 
Feld der Mathematik, welches aufgrund seiner Abgeschlossenheit zu den auto-
nomsten zähle, müssten sich die politischen Experten zumindest von Zeit zu Zeit 
den Laien zuwenden. Damit bewegt sich Bourdieus Beschreibung auf die Gren-
zen des Feldes und auf die Journalisten zu, denen die Aufgabe zukommt, diese 
Begegnung von Experten und Laien zu vermitteln. Wenn es darum geht zu ent-
scheiden, wer oder was zum politischen Feld gehört, wendet Bourdieu eine ein-
fache Regel an: „Man erkennt die Präsenz oder Existenz eines Akteurs in einem 
Feld daran, dass dieser den Zustand des Feldes verändert (oder dass sich viel 
ändert, wenn er nicht mehr da ist).“ (Ebd.: 105) Die Grenzen eines Feldes zu be-
stimmen bzw. die Fähigkeit, sie zu definieren, ist eindeutig mit Macht verbun-
den. Je weniger die impliziten Regeln, das Wissen darüber, was das Feld über-
haupt sei und warum diese dazugehören und jene nicht, Gegenstand von Ver-
handlungen sind, desto autonomer kann das Feld funktionieren und seine Akteu-
re agieren. Es könne aber passieren, dass die Grenzen des Feldes infrage gestellt 
werden, wenn eine Revolution (verstanden als die Einführung einer neuen Deu-
tung) einen Paradigmenwechsel einleitet. Dadurch werde der Nomos, die dem 
Feld zugrunde liegende Sicht- und Teilungsprinzipien verändert (vgl. ebd.: 106). 
Ein Spezifikum des politischen Feldes sei nun, dass dessen Sicht- und Teilungs-
prinzipien am Gemeinwohl ausgerichtet sein müssten, wobei die Definition des 
Gemeinwohls sich aus den Sicht- und Teilungsprinzipien ergibt (ebd.): „Wenn 
das von mir vorgeschlagene Teilungsprinzip von allen anerkannt wird, wenn alle 
die Welt so sehen, wie ich sie sehe, dann habe ich die ganze Kraft der Personen, 
die meine Sicht teilen, hinter mir.“ (Ebd.: 107) 

Deshalb ist der Kampf um die Vorherrschaft dessen, was als Nomos zu gel-
ten hat, der zentrale Machtkampf, der das politische Feld ausmacht. Die Chance, 
eine Definition durchzusetzen, ist dabei abhängig von ungleich verteiltem Kapi-
tal und Deutungsmacht. Im politischen Feld sei dies überwiegend ein symboli-
sches Kapital, „das an den Bekanntheitsgrad gebunden ist, daran, bekannt und 
anerkannt, notabel [Herv. im Original, Anm. K.W.] zu sein [...]“ (ebd.: 108). 
Prestige sei nun erstens vom Gewicht der Partei, der man angehört, abhängig, 
sowie zweitens von dem Gewicht, das man selbst in dieser Partei hat (vgl. ebd.: 
110). In dieser Lesart ist der Bürger mit den schlechtesten Zugangsvorausset-
zungen zum politischen Feld auf der untersten Ebene politischer Einflussnahme 
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und Macht anzusiedeln. Von politischen „Aktiven“  und „Passiven“ zu sprechen 
verschleiert jedoch die „ökonomischen und sozialen Bestimmungsgründe der 
politischen Arbeitsteilung“ (ebd.: 43). Im politischen Feld werden Produkte er-
zeugt, die den „auf den Status von ‚Konsumenten‘ reduzierten gewöhnlichen 
Bürger“ zur Wahl angeboten werden (ebd.: 45). Transformationsprozesse kön-
nen aber einen Paradigmenwechsel einleiten, der das „Monopol der Professio-
nellen“ zum Verhandlungsgegenstand macht (ebd.). 

Die sozialen und kulturellen Zugangsbeschränkungen zum politischen Feld, 
wie Bourdieu sie empirisch an der Bereitschaft, seine politische Meinung zu äu-
ßern, untersucht hat, sind oben bereits als versteckter Zensusmechanismus einge-
führt worden. Dieser ist für die hiesige Fragestellung von außerordentlichem In-
teresse, da er einerseits auf eine strukturelle Benachteiligung von Frauen bei der 
Chance der Beteiligung an Politik verweist, andererseits aber auch generelle 
Rückschlüsse auf die für politische Beteiligung mindestens notwendigen Res-
sourcen darstellt. Es dürfte ohne weiteres selbstverständlich sein, dass ein Gefühl 
von politischer Kompetenz, verstanden als die Befähigung, zu einer politischen 
Frage begründet Stellung nehmen zu können oder einfacher: eine Meinung zu 
haben, eine zentrale Voraussetzung dafür ist, ob man politisch aktiv wird. Poli-
tisch aktiv werden, kann hier ganz grundlegend verstanden werden als das Ver-
treten einer politischen Meinung in der Öffentlichkeit. Frauen und Männer, wie 
Bourdieu auf Basis von Umfragedaten belegt, unterscheiden sich in Bezug auf 
die Einschätzung ihrer politischen Kompetenz. Interessant ist, dass es auch einen 
Bereich politischer Fragestellungen gibt, den ethischen, bei denen sich Frauen 
und Männer gleich kompetent fühlen (vgl. Bourdieu 1987: 628). Bourdieu er-
klärt dies durch traditionelle Moralvorstellungen, denen zufolge Frauen zur Be-
arbeitung ethischer Fragen „zuständig und berufen sind“ (ebd.). Je stärker die 
Frage jedoch auf Politik im „eigentlichen Sinne“ abziele16, desto drastischer fal-
le die Anzahl der Antwort-Verweigerer unter den Frauen aus, nicht jedoch unter 
den Männern. Eindeutig setzt eine Stellungnahme zur Außenpolitik Frankreichs 
voraus, dass man Vorstellungen darüber hat, wie sich diese darstellt und mit 
welchen Folgen sie für die algerische und französische Bevölkerung verbunden 
wäre. Darin kommt nun aber nicht ein geringes Wissen von Frauen über Außen-
politik zum Ausdruck, sondern die Frage aktiviert aufgrund der Art, wie sie ge-
stellt ist, die geschlechtliche Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern. Nach 

                                                             
16  Wortlaut der Frage: „Finden Sie es im Hinblick auf die französisch-algerischen Be-

ziehungen wünschenswert, dass Frankreich seine Politik [Herv. im Original weggelas-

sen, Anm. K.W.] der Zusammenarbeit mit Algerien fortsetzt?“ (Bourdieu 1987: 628). 
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Bourdieu steigt bei den Männern das Gefühl, zu einer politischen Meinung ver-
pflichtet zu sein, in dem Maße, wie Frauen eine Antwort verweigern. Hinzu 
kommt, dass mit fallendem sozio-ökonomischen Status das Ausmaß dieser ge-
schlechtlichen Arbeitsteilung zunimmt, das Gefälle zwischen den Geschlechtern 
hinsichtlich der Selbsteinschätzung ihrer Kompetenz immer weiter zunimmt 
(vgl. ebd.: 629). Im Hinblick auf politischen Konsum ist jedoch Bourdieus Be-
obachtung wichtig, dass, je mehr die Fragen Bereiche des Alltagslebens oder des 
Privatlebens berührten, sowohl die Unterschiede zwischen den Geschlechtern 
wie auch zwischen Gebildeten und weniger Gebildeten abnehmen (ebd.). 

 
Politische Kompetenz – also das, was von der politische Elite darunter verstan-
den wird, ziele primär auf die technische Dimension politischer Fragen ab und 
würde auf diese Weise zu einer Zugangsvoraussetzung politischer Teilhabe. Die-
ser Zusammenhang ist umso bedeutsamer, wenn man berücksichtigt, dass  
 
„die Neigung ein politisches Vermögen zu gebrauchen (zu wählen, ‚politisch zu argumen-
tieren‘ oder ‚Politik zu treiben‘, sich bemisst an der Realisierung dieses Vermögens oder, 
wenn man so will, dass Gleichgültigkeit nur ein anderer Ausdruck für Ohnmacht ist.“ 
(Ebd.: 632) 

 
Ein spezifisches Wissen ist also nicht ausreichend, um eine politische Meinung 
zu haben und auch zu vertreten. Von zentraler Bedeutung ist es, sich dazu be-
rechtigt zu fühlen und, wie Bourdieu bekräftigt, dass diese Einschätzung der 
Eignung wiederum gesellschaftlich anerkannt wird (vgl. ebd.: 641). Die politi-
sche Meinung ist nach Bourdieu die Voraussetzung jeglicher politischer Hand-
lung. Als Leitgedanke wohne ihr zudem notwendig „Mobilisierungsfähigkeit in-
ne“ (Bourdieu 2013: 149). 

 
Kritik am Politikbegriff der Main-Stream-Forschung 
 
Dass die Autonomie des politischen Feldes derzeit prekär geworden ist, zeigt 
nicht zuletzt die Diskussion darüber, was als politisch gelten kann. Z.B. kritisiert 
Westle den eingeschränkten Politikbegriff der Mainstream-Forschung, insofern 
nur solches Handeln als politisch definiert würde, welches sich konkret auf die 
Beeinflussung politischer Prozesse mittels institutionalisierter Engagementfor-
men bezöge. 
 
„Erfahrungsbereiche von Frauen, expressives Handeln und Identitätsbildungsprozesse 
würden damit in den vorpolitischen Raum abgeschoben, obwohl die Interessen von Frauen 
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evtl. nicht derart zweckrational durchsetzbar seien17. Dies enthülle einen Politikbegriff, 
der auf der veralteten, fiktiven Trennung von Privatheit und Öffentlichkeit, von Gesell-
schaft und Staat beruht.“ (Ebd.: 137) 
 

Die Autorin deutet auf einen möglichen Lösungsweg hin, die Partizipation von 
Frauen und Männern unabhängig voneinander zu erforschen, wobei auch dem 
seit Kurzem eingeworfenen Argument Rechnung getragen werden könnte, dass 
Frauen keine homogene Gruppe bildeten (vgl. ebd.: 138). Den Ausgangspunkt 
von Westles Untersuchung, inwieweit die Wahrnehmung geschlechtlicher Un-
gleichheit bei der Partizipation ein Methodenartefakt sein könnte, ist zunächst 
die Feststellung, dass „Arbeiten zur Partizipation unter Berücksichtigung von 
Geschlecht auf der Grundlage neuer Umfragedaten bislang kaum vorliegen“ 
(ebd.: 138). Entsprechend können die Ergebnisse, die auf ALLBUS-Daten von 
1998 basieren, kaum mehr als angemessen zur Beurteilung der politischen Parti-
zipation von Frauen in Deutschland im Jahr 2015 angesehen werden. Anderer-
seits zeigt Westle in ihrer Analyse „ungeklärte Reste“ bezüglich der ungleichen 
Beteiligung von Frauen und Männern auf, die bis heute nicht geklärt worden 
sind. Denn die Autorin kommt in ihrer Analyse zu dem Schluss, dass Frauen sich 
auch bei gleichen sozio-ökonomischen Voraussetzungen als schlechtere Bürge-
rinnen einschätzten. Sogar bei gleichem politischem Interesse bewerteten Frauen 
ihre politische Kompetenz geringer und schätzten ihr politisches Interesse, ihre 
Fähigkeiten und Chancen zur Einflussnahme insgesamt geringer ein. Zu einem 
ähnlichen Resümee kommen auch Geißel und Penrose (2003) in ihrer Aufarbei-
tung der genderbezogenen Partizipationsforschung zwei Jahre später. Während 
laut den Autorinnen die politikwissenschaftliche Mainstream-Forschung auf 
quantitative Befragungen zurückgreift, in denen geschlechtsspezifische Deutun-
gen von „politisch“  nicht berücksichtigt werden (und auf diese Weise, wie kri-
tisch angemerkt wird, ein androzentrisches Politikverständnis reproduziert und 
zur Norm erklärt wird), wird in der feministischen Forschung verstärkt mit quali-
tativen Methoden gearbeitet, die diesem Umstand Rechnung tragen. Dabei ist al-
lerdings darauf hinzuweisen, dass sich die feministische Forschung stark auf 
spezifische Partizipationsformen bzw. das Engagement für spezifische politische 
Anliegen fokussiert: In der genderorientierten Partizipationsforschung werden 
speziell Formen der Partizipation untersucht, „die traditionell einen großen Teil 
des weiblichen Beitrags zum Gemeinwohl ausmachen“ (Cornelißen 1993: 325, 
zitiert nach Geißel/Penrose 2003: 12), d.h. Aktivitäten in Frauenvereinen und in 
der Frauenbewegung sowie soziales Engagement. Die Autorinnen verweisen da-

                                                             
17  Westle bezieht sich hier auf Birgit Sauer (1994). 
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rauf, dass es zwar einige Thesen gibt, was das Engagement von Frauen in sozia-
len Bewegungen angeht, jedoch kaum empirische Belege neueren Datums. Frau-
en würden häufiger als Männer eine Professionalisierung und Institutionalisie-
rung einer Bewegung ablehnen. Ihnen scheint die identitätsstiftende Wirkung 
einer Aktion für die jeweilige Gruppe oft wichtiger zu sein, Männer scheinen 
dagegen mehr auf die Außenwirkung zu achten – so zumindest die Ergebnisse 
älterer Studien (Rubart 1988). Aufgaben seien häufig nach traditionellen Ge-
schlechterrollen aufgeteilt: zum Beispiel wären Frauen eher bereit, pflegerische 
Tätigkeiten bei Besetzungen, Demonstrationen o.ä. zu übernehmen; Männer 
würden leichter eigene inhaltliche Aspekte in die Arbeit der Initiativen einbrin-
gen. Cornelißen (1993) spekuliert, dass Frauen und Männer auch gelegentlich 
die Problemlagen unterschiedlich definieren (ebd.: 328). Es fehlen allerdings ak-
tuelle empirische Daten, um die genannten Thesen zu bestätigen (Geißel/Penrose 
2003: 12). In der genderorientierten Umfrageforschung wird – trotz wiederholt 
geäußerter Kritik – beispielsweise das Interesse an Politik mittels der Aufforde-
rung sich selbst als sehr stark, stark, mittel oder wenig politisch interessiert ein-
zuschätzen erhoben (vgl. Heß-Meining 2005: 384). Den Befragten bleibt es da-
bei selbst überlassen zu entscheiden, was politisch für sie bedeutet. Das ist pro-
blematisch, denn wie die Politikwissenschaftlerin Jennifer Fitzgerald (2013) in 
einer vergleichende Studie (Kanada/USA) feststellen konnte, changieren die De-
finitionen dessen, was für einen Bürger oder eine Bürgerin politisch ist, sogar 
innerhalb relativ homogener Gruppen (befragt wurden jeweils Mitglieder kom-
munaler Bürgeraktionsgruppen) erheblich. Nicht nur die nationalstaatliche Zu-
gehörigkeit, sondern auch die ideologische Orientierung, die (Nicht-
)Mitgliedschaft in einer Partei, die Bildung, das Alter und das Geschlecht haben 
einen Einfluss darauf, was als ein politisches Thema gilt (vgl. ebd.: 466). Dabei 
verstärken sich einzelne Faktoren nicht nur, entscheidend ist auch ein persönli-
cher Bezug zu einem Thema – wenn Bürger von einem Thema selbst betroffen 
sind, tendieren sie stärker dazu, es als politisch aufzufassen (vgl. ebd.: 467). Auf 
die offene Frage, was die Bürger selbst unter politisch verstehen, gaben 37% 
eine Definition ab, die sich direkt auf die Regierung bezog, beispielsweise: „It 
means anything related to government bodies.“ (Ebd.) Bei einer zweiten Grup-
pe, die 34%18 des Samples ausmachte, herrschte demgegenüber eine Betonung 
des kontroversen Charakters von politisch vor, also Statements wie: „When diffe-

                                                             
18  Die Studie selbst war eher qualitativ angelegt, die Gesamtteilnehmerbezahl belief sich 

auf 241. Das Ziel der Studie war es aber auch nicht, die häufigste Definition von 

„politisch“ zu erheben, sondern die Heterogenität des Politikverständnisses. 
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rent people [...] have an interest in an issue to which others may be opposed. 
The issue then becomes ‚political.‘“ (Ebd.: 468). Diese zwei dominanten Lesar-
ten von politisch seien bedeutungsvoll, da Bürger, die beispielsweise die Deu-
tung von politisch als Regierungsangelegenheit favorisierten, damit auch Urteile 
über die politische Natur von Dingen fällten – die sich nämlich dann daraus er-
gibt, ob die Regierung sich mit ihnen befasst oder nicht (vgl. ebd.). Wenn auch 
nicht repräsentativ, deuten die Ergebnisse der Studie zudem auf ein unterschied-
liches Politikverständnis der Bürgerinnen und Bürger hin. Frauen tendierten zu 
einer engeren Definition dessen, was ihrer Ansicht nach politisch sei. Während 
also beispielsweise die Mehrheit der Männer ein Gespräch über Greenpeace 
politisch nennen würde, sehen das Frauen nicht so (vgl. ebd.: 473). Wenn aber 
Frauen nur einige wenige Themen als politisch auffassen, folgt daraus, dass sie 
mit der Frage nach ihrem politischen Interesse ein wesentlich geringeres The-
menspektrum assoziieren als Männer. Für derartige Zusammenhänge wollte auch 
Ulrike Heß-Meining sensibilisieren, bevor sie die Unterschiede im Politikinte-
resse von Frauen und Männern auf Basis der Allbus-Daten von 2002 vorstellte: 
Während bei den Männern 14,8% ein sehr starkes bzw. 27,6% ein starkes Inte-
resse an Politik angaben, waren es demgegenüber bei den Frauen nur 6% bzw. 
17,6% (vgl. ebd.: 384). 

Belegt ist der Zusammenhang von Efficacy, also dem Gefühl der Wirksam-
keit eigener Handlungen, und Beteiligung, mit für Frauen dramatischen Folgen: 
Empirisch deutlich nachweisbar wirkt sich das politische Kompetenzgefühl (In-
ternal Efficacy), also die Einschätzung der eigenen politischen Kompetenz, so-
wohl auf die Partizipation in konventionellen als auch in nichtkonventionellen 
Formen aus (Westle 2001: 153; Vetter 1997). Empirische Studien weisen gleich-
zeitig auf eklatante geschlechtsspezifische Unterschiede in der Kompetenzüber-
zeugung hin. Diese unterschiedlichen Kompetenzüberzeugungen haben fatale 
Folgen: Zweifel an den eigenen Kompetenzen stellen eine der wesentlichen Bar-
rieren von Frauen, eine politische Karriere zu verfolgen, dar. Der Faktor „politi-
sches Kompetenzgefühl“ ist somit für die Erklärung geschlechterunterschiedli-
cher Partizipation zentral (Geißel/Penrose 2003: 17). 

Sie empfehlen vor dem Hintergrund genannter Forschungsdefizite ausdrück-
lich eine stärkere Zusammenarbeit von Mainstream und feministischer For-
schung (vgl. ebd.: 19). Hilfreich könnte es beispielsweise sein, wenn in der 
Mainstream-Forschung mittels qualitativer Methoden Prozesse politischer Sozia-
lisation also Politisierungsprozesse untersucht würden (ebd.). Die Kritik feminis-
tischer Forschung an der Mainstream-Position kann nicht gänzlich zurückgewie-
sen werden. Wenn man aktuelle Publikationen zu politischer Partizipation, Me-
diennutzung, politischer Bildung nach Ergebnissen oder Einschätzungen zum 
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Geschlechterverhältnis durchsucht, scheint das kaum auch nur eine Randnotiz 
wert. Hier scheint es an einer grundlegenden und kontinuierlichen Berücksichti-
gung von Geschlecht zu fehlen. Feministische Forschung andererseits fokussiert 
in ihren Studien zur politischen Partizipation von Frauen auf ein bestimmtes 
Politik-Feld, nämlich auf frauenpolitisches Engagement. Wie andere politische 
Felder von Frauen mittels nicht-institutionalisierten Praktiken bearbeitet werden 
oder welche Rolle dabei neuen Medien zukommt, wird weder in der „Main-
stream“ noch in der feministischen Forschung untersucht. Beate Hoecker ver-
weist darauf, dass bei der geringen Beteiligung von Frauen an institutionalisier-
ter Politik zu berücksichtigen sei, dass es sich gerade in Deutschland um ein his-
torisch durch Männer erzeugtes System handele: 
 
„Bis zum Jahr 1908 war Frauen durch das preußische Vereinsgesetz von 1850 die Mit-
gliedschaft in Parteien untersagt, und auch das allgemeine Frauenwahlrecht erhielten sie 
erst 1919 und damit 50 Jahre später als die Männer. Insofern hatten Frauen an der Gestal-
tung des politisch-parlamentarischen Systems keinen Anteil. Vielmehr fanden sie beim 
Eintritt in die politische Sphäre eine bereits verfestigte Grundstruktur vor, und auch heute 
noch sind die Formen der politischen Arbeit, also die Organisationsstrukturen sowie die 
Versammlungs- und Kommunikationsstile männlich geprägt.“ (Hoecker 2009: o.S.) 
 

Dem entspricht auch die zentrale Bedeutung von Autonomie für Frauen aus poli-
tikwissenschaftlicher Perspektive wie aus soziologischer. Wenn eine Vielzahl 
von Frauen andere Formen politischer Beteiligung präferiert, als diejenigen, die 
gewöhnlich in quantitativen Befragungen erhoben oder die in den Medien als 
solche dargestellt werden, dann kann das darin begründet sein, dass Frauen we-
niger Vertrauen in die dominanten Formen politischer Gestaltung haben und 
nach individuelleren bzw. autonomeren Formen der Beteiligung suchen. Dies 
könnte darauf verweisen, dass Frauen grundsätzlich andere (demokratische) Ver-
fahrensweisen und Politikstile oder sogar eine andere politische Ordnung präfe-
rieren könnten. Von Interesse wäre es, stärker zu beleuchten, wie Frauen selbst 
ihr alternatives Engagement einschätzen: Als eine Ergänzung vorhandener, als 
politisch anerkannte Praktiken oder verorten sie sich selbst überhaupt nicht im 
Feld politischen Handelns? Gesetzt den Fall, das alternative Engagement von 
Frauen ließe sich als Ausdruck eines anderen Politik- oder Demokratie-Stils auf-
fassen, könnte es dann nicht auch als eine Form von Kritik an der bestehenden 
politischen Ordnung gelesen werden? Die Autorinnen Zobl und Drüeke verwei-
sen darauf, dass „culture is the site of political critique and intervention“ 
(Zobl/Drüeke 2012: 16). Insofern als sich das Engagement von Frauen stärker in 
kulturellen Praktiken (als genuin politische) ausdrückt, scheint die Idee, es hier 
mit einem grundsätzlich kritischen Engagement zu tun zu haben, recht plausibel. 
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Politischer Konsum als Dritte Wege Feminismus 
 
Die Forderung nach dem Recht auf Selbstbestimmung ist als das zentrale Postu-
lat der sozialen Bewegungen zu sehen, die ab den 1960er Jahren in Deutschland 
aufkamen (Offe 1985). Besondere Relevanz kommt ihr in der Frauenbewegung 
zu. Während andere soziale Bewegungen inhaltlich (auch) auf andere Themen-
bereiche fokussiert waren – Frieden, Umwelt, Anti-Atomkraft – kann man sagen, 
dass die Artikulation des Anspruchs auf Autonomie den Kern der zweiten Frau-
enbewegung ausgemacht hat. Wie Gerhard schildert, ging dem ein Prozess vo-
raus, im Zuge dessen sich politisch organisierte Frauen (zunächst vorwiegend 
Studentinnen) immer mehr bewusst wurden, dass sie mit ihrer Arbeitskraft poli-
tische Anliegen unterstützten, ohne dass ihren Anliegen als Frauen die gleiche 
oder überhaupt Aufmerksamkeit und Unterstützung zuteilwurde: 
 
„[…] weil sie in den Versammlungen nicht zu Wort kamen und es leid waren, Flugblätter 
zu tippen oder Kaffee zu kochen und allein für die Betreuung der Kinder verantwortlich 
zu sein, um den Genossen so den Rücken für ihre politische Arbeit freizuhalten.“ (Gerhard 
2008: 202) 

 
Um sich aus dieser Art „politischer Arbeit“ zu lösen und eigene Vorgehenswei-
sen für die Bearbeitung politischer Anliegen zu entwickeln, wählten die Studen-
tinnen zu dieser Zeit den Weg, sich zunächst von den männlichen Kommilitonen 
zu separieren und eigene Gesprächskreise zu initiieren. Doch auch mit der Aus-
weitung der Frauenbewegung auf andere soziale Milieus blieb diese Strategie 
des Separatismus zur Ermöglichung von Autonomie erhalten. Aber die Bewe-
gung sollte nicht nur autonom von anderen organisiert werden, sondern auch 
autonom in Bezug zu einem „Staat und seinen Institutionen, die, als patriarcha-
lische und systemstabilisierende erkannt, abgelehnt werden“ (Knäpper 1984, zi-
tiert nach Gerhard 2008: 203). Gerhard fügt hinzu, dass auch die individuelle 
Ebene von Autonomie hier bedacht werden muss: „Individuell bedeutete Selbst-
bestimmung zunächst und vor allem die Entscheidung über den eigenen Körper 
sowie Befreiung aus männlicher Bevormundung und ökonomischer Abhängig-
keit“ (ebd.). Im hiesigen Kontext von großer Bedeutung ist die sich daraus not-
wendigerweise ergebende Entwicklung neuer Partizipationsformen: 
 
„Alternative Formen politischer Einmischung, ein neuer Politikbegriff und damit eine 
Veränderung der zivilgesellschaftlichen Sphäre im Verhältnis zum Staat sind in der Bun-
desrepublik von der Außerparlamentarischen Opposition und der Studentenbewegung 
aufgebracht und praktiziert worden. Autonome, dezentrale und basisdemokratische Pro-
test- und Aktionsformen, antistaatliche und antiinstitutionelle Orientierungen kennzeich-
nen den Protest und die Initiativen auch der neuen sozialen Bewegungen.“ (Ebd.: 204) 
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Auf der Suche nach politischen Ausdrucksmöglichkeiten jenseits patriarchal ge-
prägter Strukturen, die ein selbstbestimmtes Engagement ermöglichen, wenden 
sich Frauen, so die These, vom Mainstream der politikwissenschaftlichen For-
schung nicht als politisch wahrgenommenen Handlungsfeldern zu. In diesem 
Kontext spielen Konsum und digitale Handlungsmodi des Kommunizierens und 
Vernetzens eine herausragende Rolle, da sie den (pragmatischen) Rückbezug 
gemeinwohlorientierter Anliegen auf die individuelle Handlungssphäre des All-
tags gestatten. Doch die feministische Forschung (in Deutschland) ist zurückhal-
tend, diese Praktiken als frauenspezifisches Engagement anzuerkennen, weil aus 
ihrer Sicht damit der Feminismus Gefahr laufe, entpolitisiert zu werden: 
 
„In fact, the notions of a postfeminist politics and/or a political postfeminism have often 
been seen as futile, if not oxymoronic. Postfeminism has been defined as a depoliticization 
of feminist goals, inherently opposed to activist and collective feminist politic.“ (Genz 
2006: 336) 

 
Doch muss das so genannte postfeministische Engagement von Frauen zwangs-
läufig in Opposition zum Feminismus der zweiten Frauenbewegung interpretiert 
werden? Stephanie Genz gehört hier zu den Wissenschaftlerinnen, die einen 
vermittelnden Standpunkt einnehmen, um zunächst den Tendenzen und Mög-
lichkeiten der politischen Beteiligung von Frauen nachzuspüren. Den Ausgangs-
punkt ihrer Überlegungen bildet die Neuausrichtung politischer Steuerung in 
Europa, wie sie von Tony Blair und Gerhard Schröder als „Politik des Dritten 
Weges“ eingeleitet wurde. Die „Politik des Dritten Weges“ stellt einen auf 
Anthony Giddens zurückgehenden Kompromissvorschlag dar, um die über-
kommenen Grenzen zwischen linker und rechter Politik zu überwinden und zu 
einem stärker auf den Einbezug der Zivilgesellschaft setzenden Dialog zu finden. 
Überkommen seien die Grenzen deshalb, weil keines der Lager in der Lage ist, 
auf die brennenden Fragen gegenwärtiger Gesellschaften adäquat zu reagieren: 
 
„He [Anthony Giddens; Anm. K.W.] uses the label ‚Third Way‘ to refer to the debate 
about the future of left-of-center parties in the face of the major changes of our time – 
globalization, technological change, the coming of the knowledge-based society and 
changes on the level of individual life.“ (Ebd.: 347) 

 
Mit dieser Politik gehe eine normative Aufwertung der Bürger einher, die nun 
stärker in die Verantwortung genommen werden, nicht nur für sich selbst, son-
dern auch für die Gesellschaft insgesamt. Für Frauen bedeute diese Entwicklung, 
dass sie zunehmend unter Druck geraten, da sie als nicht Erwerbstätige oder 
Teilzeitbeschäftigte mehrheitlich zur Gruppe der Verlierer gehören. Hinzukom-
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me, dass sie als schlechte Bürger angesehen werden, da sie der Anforderung 
einer eigenverantwortlichen Bürgerlichkeit nicht gerecht werden: 
 
„The idea of ‚responsible‘ (i.e. economically successful and competitive) citizenship im-
plies a move away from the expectation of welfare and can be seen as a direct message to 
the disadvantaged and the poor, single mothers being a representative case of both.“ (Ebd.: 
335) 

 
Da es sich um eine Entwicklung handelt, deren Ausgang nicht abgesehen werden 
kann, fehlt es nicht nur praktisch an Bezugspunkten im Sinne von Communitys, 
Regeln und Referenzen, sondern im Stadium eines Experiments kann von einer 
politischen Effektivität bzw. der Wirksamkeit politischer Handlungen (noch) 
nicht die Rede sein (vgl. ebd: 339). Im Gegensatz zu anderen Sozialwissen-
schaftlern, die in diesem Bild bereits Anzeichen für den Niedergang der Demo-
kratie in Europa erkennen (wollen), betont Genz, dass dies ein historischer Mo-
ment sei, in dem die Grenzen von Politik, Wissenschaft und populärer Kultur 
neu verhandelt würden, ohne dass sich schon Aussagen über das Ergebnis dieses 
Prozesses machen ließen (ebd.: 337). Die teils entgegengesetzten Wahrnehmun-
gen zum gegenwärtigen Stand postfeministischer Politik führt Genz auf die wi-
dersprüchlichen und unklaren Deutungen dessen zurück, was überhaupt als poli-
tisch zu gelten habe. Sie können als Folge eines postmodernen Prozesses der 
Neuverhandlung oder Auflösung der Grenzen zwischen unterschiedlichen Sphä-
ren gedeutet werden. Für Frauen sei die gegenwärtige Situation zunächst einmal 
mit einer doppelten Leistungsanforderung verbunden, ohne dass ihnen auf der 
anderen Seite die Möglichkeit offen stünde, sich mit anderen Frauen zu solidari-
sieren und zu politischen Forderungen zu kommen: „While women are clearly 
expected to pull their weight and fully move into employment (with which many 
feminists would agree), they are also denied the sense of collectivity provided by 
the feminist movement.“ (Genz 2006: 335) Die aktuell geltenden kulturellen 
Rahmenbedingungen stehen jedoch einer Kollektivierung von Frauen, die bspw. 
die gemeinsam erfahrenen Probleme dieser doppelten Belastung (Erwerbsarbeit 
und Hausarbeit) zum Thema nehmen würde, entgegen. Das Leitmotiv seien 
stattdessen neo-traditionelle Werte, die den Fokus auf die Familie lenkten und so 
zu einer neuen Art der Individualisierung führten, die einer Solidarisierung be-
nachteiligter Gruppen im Wege ständen. Während im Zuge der zweiten Frauen-
bewegung Weiblichkeit infrage und schließlich in Opposition zu Feminismus 
gestellt wurde, bietet sich über den Postfeminismus die Möglichkeit, eine weib-
liche und feministische Identität zu entwickeln – eine Verbindung, die der aka-
demisch-feministische Diskurs scharf kritisiert, da darin ein Rückschritt zu tradi-
tionalen Frauenbildern gesehen wird (vgl. ebd.: 344). Diese Möglichkeit wird 
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von Genz nicht ausgeschlossen, gleichzeitig lehnt sie es ab, die Versuche von 
Frauen, weiblich politisch zu handeln, von vornherein zu verurteilen. Diese Ex-
perimente mit Politik und Weiblichkeit eröffneten einen Raum für „die Kons-
truktion neuer Weiblichkeiten, angelehnt an Vorstellungen von Autonomie und 
Agency“ (ebd.: 345) [Übersetzung K.W.]. Der Kopplung von politischem und 
ökonomischem Handeln kommt in diesem postfeministischen Experimentierfeld 
eine zentrale Rolle zu: 
 
„While critics have tended to dismiss these everyday acts of shopping as instances of pa-
triarchal colonization, the paradoxical possibility of ‚active consumption‘ also contains the 
seeds of a sexual micro-politics whereby women exert their consumer agency to achieve 
empowerment by using their bodies as political tools within the parameters of a capitalist 
economy.“ (Ebd.) 
 

Genz ist zögerlich, was die Perspektiven eines, wie sie es nennt „Third Way Fe-
minism“ auf dem Level von Makro-Politik angeht. Doch verdienen ihrer Ansicht 
nach die Anstrengungen von Frauen, ihre Identität als Frauen im Kontext von 
einer alltagsgebundenen Politisierung neu zu entwerfen, zumindest Beachtung. 

 
 

ONLINE(FRAUEN)FORSCHUNG 
 
Geschlechterrollen reproduzieren sich nicht nur in den Bereichen Konsum und 
Politik, auch die Medien und die den Medien zugeordneten Praktiken sind ge-
schlechtlich konnotiert. Die über die Massenmedien kommunizierten Bilder und 
Erzählungen von männlichen und weiblichen Akteuren und den ihnen zuge-
schriebenen Praktiken verfestigen zudem konventionell-stereotype Sichtweisen 
auf Geschlecht. Darüber hinaus lässt sich feststellen, dass Frauen gegenüber 
Männern in medialen Darstellungen unterpräsentiert sind, was beispielsweise 
von Elisabeth Klaus (1998) schon in den 1990er Jahren belegt wurde.19 Dass das 
noch heute ungebrochen Gültigkeit besitzt, stellt Heike vom Orde (2013) im Zu-
ge ihrer Aufarbeitung des Forschungsstands zu Geschlechterstereotypen in Me-
dien fest, denn „alle vorhandenen Analysen zur Geschlechterrepräsentation im 
deutschen Fernsehen belegen die generelle Unterrepräsentanz von Menschen 
weiblichen Geschlechts in fiktionalen und nonfiktionalen Formaten“ (ebd.: 12). 

Außerdem verliefe die Darstellung von Männern und Frauen in eng definier-
ten Rollen, was angesichts der Bedeutung, die mediale Darstellungen für He-

                                                             
19  Zu erwähnen ist auch die Küchenhoff-Studie aus den 1970er Jahren, die zu ähnlichen 

Ergebnissen führte (Küchenhoff/Boßmann 1975). 
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ranwachsende als Orientierung für die Entwicklung ihrer sozialen Identität ha-
ben, bedenklich sei (vgl. ebd.: 11). In Anlehnung an die Ergebnisse der IZI-
Studie „Children’s Television Worldwide: Gender Representation“ stellt vom 
Orde fest, dass in Kinderprogrammen lediglich 32% der Charaktere Mädchen- 
und Frauenfiguren sind. Dabei seien diese Charaktere nicht nur häufig hilfloser 
und als Mitläuferinnen statt als Anführerinnen gezeichnet, besonders besorgnis-
erregend sei ihre Darstellung. Dreiviertel der weiblichen Charaktere seien mit 
Körpern ausgestattet, deren Maße weit an denen realer Körper vorbeigingen. 
Auch im Bereich der Nachrichtenberichterstattung ließe sich die Weiterführung 
der bereits in 70er und 80er Jahren von Kommunikationswissenschaftlerinnen 
angemahnte Marginalisierung und Trivialisierung bei der Darstellung von Frau-
en beobachten. Für Deutschland stellt der GMMP-Report (Global Media Moni-
toring Project-Report) von 2010 fest, dass an dem Tag der Stichprobenziehung 
gerade einmal 22% der Medienberichterstattung in Radio, Fernsehen und Print 
Frauen thematisierte. Und das an dem Tag, an dem die deutsche Kanzlerin ihre 
Antrittsrede hielt (10.11.2009).20 Vor diesem Hintergrund wird verständlich, wa-
rum Feministinnen mit der Verbreitung des Internets anfangs große Hoffnungen 
für eine stärkere Beteiligung und Repräsentanz von Frauen in der öffentlichen 
Kommunikation verbanden. Demgegenüber weist Laura Bates (2013) darauf hin, 
dass die negative und stereotype Darstellung von Frauen mit dem Aufkommen 
neuer IuK-Technologien sogar noch zugenommen hätte. Verantwortlich dafür 
sei die Aufmerksamkeitsökonomie von Mediennachrichten, die im World Wide 
Web verschärften Bedingungen unterliege (mehr Anbieter, problemloses „Um-
schalten“ der Nutzer von einem Nachrichtenkanal auf einen anderen sowie der 
Druck, auch ohne Neuigkeiten „News“ zu produzieren). Als Beispiel für eine 
Strategie, Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen und News-Leerstellen zu füllen, 
führt Bates die Webseite der britischen Zeitung „Daily Mail“  an, die laut Bates 
eine eigene News-Rubrik eingerichtet an, die der Kommentierung von Frauen-
körpern dient21. Neben so genannten „Creep Shots“, bei denen überwiegend 

                                                             
20  http://cdn.agilitycms.com/who-makes-the-news/Imported/reports_2010/national/Ger-

many.pdf. 

21  Die News-Rubrik der Daily Mail für Frauen heißt FEMAIL und reduziert Frauennach-

richten auf den Bereich des Körpers. Z.B. befasste sich die Top-Schlagzeile am 

25.3.2015 mit der Haar-Verlängerungskampagne des britischen Models Jessica 

Wright, Platz zwei war der Bericht über eine Tänzerin, die trotz eines angeblich ent-

stellenden Geburtsmal im Gesicht auf plastische Chirurgie verzichtet: Allein dieser 

Bericht verzeichnete bereits um die Mittagszeit über 300 Kommentare von Leserinnen 
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Bilder von Frauen ohne deren Wissen im Internet hochgeladen und kommentiert 
würden, sei insbesondere das Aufkommen von „Lads Magazines“ mit großer 
Sorge zu betrachten. Dabei handelt es sich um an männliche Nutzer adressierte 
Online-Communitys, deren Kommunikation von einem ausgeprägten Frauenhass 
bis hin zu Aufrufen zu Gewalt an Frauen gekennzeichnet sei. Wie Bates auf Ba-
sis ihrer eigenen Erfahrung schildert, sind Frauen, die im World Wide Web für 
die Rechte von Frauen eintreten, täglich Anfeindungen ausgesetzt, die – unter 
dem Schutz der Anonymität – bis hin zu Mord- und Vergewaltigungsandrohun-
gen reichten (Bates 2013: 55). Wenn diese Angriffe auch zum Rückzug von ei-
nigen Frauen aus dem Netz führe, so betont Bates auf der anderen Seite die 
Chancen, die sich Frauen durch Medienplattformen zur wechselseitigen Informa-
tion, alternativen Darstellung und zum Zusammenschluss böten. Einen Erfolg 
konnten Bates und ihre Mitstreiterinnen (darunter die Initiatorin der Kampagne 
„Women, Action, and the Media“, kurz WAM, Jaclyn Friedman)22 z.B. gegen-
über Facebook verbuchen, indem sie Gewalt an Frauen verherrlichende Inhalte 
auf Facebook dokumentierten und die Ergebnisse mittels Twitter verbreiteten. 
Facebook, das bis dahin zumindest Anfeindungen gegen Homosexuelle und Ju-
den sanktionierte, stimmte zu, demnächst auch an Frauen adressierte Hassbot-
schaften zu ahnden. 

Die Hoffnung, dass sich mit der Internettechnologie für Frauen die Möglich-
keiten der Mitgestaltung und Teilnahme ausweiten würden, wurde schon in der 
Anfangszeit des Internets von einer ganzen Reihe von Wissenschaftlerinnen arti-
kuliert (Donna Haraway und Sherry Turkle sind hier die meist zitierten Autorin-
nen). Als offener Kommunikations- und Interaktionsraum könne das Internet da-
zu beitragen, dass Personen, die sonst in der Medienöffentlichkeit unterrepräsen-
tiert seien – was in gleichem Maße auf deren Interessen und Themen zutreffe – 
sich zu Wort meldeten. Dabei spielte nicht nur die Möglichkeit des Zugangs zu 
„one-to-many“-Kommunikation eine Rolle, entscheidend sei auch, dass Frauen 
sich in der digitalen Kommunikation durch Anonymität schützen könnten. Auch 
sei das Spiel mit unterschiedlichen Identitäten im Netz eine Gelegenheit, sich 
selbst abseits tradierter Rollenmodelle auszuprobieren und zu entwickeln. Nach 
dieser euphorischen Anfangsphase machte sich jedoch zunehmend Ernüchterung 
breit. Frauen erwiesen sich bei der Nutzung des Internets als wesentlich zurück-

                                                                                                                                  
(der Bericht über das Model kam auf lediglich 62). (Vgl. auch: http://www.daily 

mail.co.uk/femail/index.html, zuletzt geprüft am 25.03.2015). 

22  http://www.nzz.ch/aktuell/digital/facebook-revidiert-content-policy-1.18089618 (zu-

letzt geprüft am 25.03.2015). 
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haltender als Männer, was sich in einem Digital Divide der Geschlechter aus-
drückte. 

 
Onlinenutzung in Deutschland nach Geschlecht 
 
Von einem Digital Divide der Geschlechter kann heute aber kaum noch die Rede 
sein. Das zeigen nicht zuletzt auch die statistischen Daten, die den rasanten An-
stieg des Anteils von Frauen unter den Internetnutzern in den letzten zehn Jahren 
belegen. Noch 2003 lag der Anteil der Nicht-Nutzerinnen im Bundesdurch-
schnitt bei 57,9% gegenüber 41,2% Nicht-Nutzer bei den Männern. Doch mitt-
lerweile haben Frauen erheblich aufgeholt: 2013 sind 81,4% der Männer und 
71,8% der Frauen online (Nonliner 2013). Laut ARD/ZDF-Onlinestudie für das-
selbe Jahr nutzten in Deutschland insgesamt 77,2% der Bevölkerung (über 14 
Jahren) das Internet gegenüber 53,5% zehn Jahre zuvor (2003) (van Eime-
ren/Frees 2013). Hier zeigen die Zahlen noch eine etwas deutlichere Dominanz 
von Männern bei der Online-Nutzung: Gegenüber 71,1% aller Frauen in 
Deutschland nutzen 83,5% der männlichen Bevölkerung das Internet (ebd.). 
Während die durchschnittliche Verweildauer sich 2003 noch deutlich unter-
schied (Frauen 110min/Tag gegenüber Männer 161min/Tag), ist die Verweil-
dauer bei Männern nur geringfügig auf 174min/Tag angestiegen, die der Frauen 
aber auf 163min/Tag (ebd.: 361). Einen weitaus größeren Einfluss als das Ge-
schlecht hat das Alter auf die Internetnutzung, bspw. verbringen die 14–
29jährigen durchschnittlich 237min/Tag im Internet gegenüber 120min/Tag bei 
den 50–69jährigen. Laut (N)Onliner 2013 nutzen 97,5% der 14–19jährigen das 
Internet gegenüber 63,7% (30,2%) der 60–69jähringen (Initiative 21-D 2013). 
Einen erheblichen Einfluss hat zudem die Bildung. Hier zeigt sich das massivste 
Gefälle bei den Absolventen von Volks- bzw. Hauptschule, von denen nur 
60,7% online sind gegenüber 91,5% der Abiturienten.23 In Bezug auf die gezielte 
Nutzung von Onlineanwendungen lassen sich eher geringfügige Unterschiede 
ausmachen: Männer nutzen etwas häufiger Suchmaschinen (85 zu 80), sie sen-
den etwas häufiger Emails (80 zu 78), sie suchen häufiger gezielt nach Informa-
tion (76 zu 69), dafür surfen sie aber auch häufiger ziellos (48 zu 40), Frauen 
nutzen etwas häufiger Online-Communitys (41 zu 37), Männer deutlich häufiger 
Apps (40 zu 29), Videoportale (38 zu 25) und laden deutlich häufiger Dateien 
herunter (29 zu 15). Kaum einen Unterschied gibt es beim Bestellen von Bü-
chern und CDs (4 zu 4), Ersteigern (5 zu 6) oder beim Onlineshopping generell 

                                                             
23  http://www.initiatived21.de/portfolio/nonliner-atlas/ (zuletzt geprüft am 25.3.2015). 
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(6 zu 6). Interessant dürfte noch der Hinweis sein, dass sich Männer lt. 
ARD/ZDF Online Studie von 2013 im Internet auf der Ebene der Inhalte sehr 
viel stärker mit wirtschaftlichen Themen auseinandersetzen als Frauen (37 zu 
19), mit Sport (50 zu 21), mit Wissenschaft (50 zu 37), während Frauen ein stär-
keres Interesse im Bereich Kultur, Boulevard und Angebote für Kinder an den 
Tag legen (van Eimeren/Frees 2013: 365). Blendet man jedoch die Unterschei-
dungslinie Mann/Frau aus, sieht es so aus, dass Frauen das stärkste Interesse on-
line für aktuelle Serviceinformationen haben, sich bspw. über Verkehr und Wet-
ter informieren, bevor sie aus dem Haus gehen, gefolgt von dem Interesse an ak-
tuellen Nachrichten zum politischen Geschehen (49) überregional/international 
und regional (46). Zudem lohnt sich noch der Blick auf die Nutzung von Social 
Media wie auf mobile Internetnutzung. Gerade bei letzterer zeigen sich deutliche 
Unterschiede in der mobilen Nutzung sozialer Netzwerke: Frauen kommunizie-
ren häufiger unterwegs via mobiler Onlineanwendungen (78 zu 76), wofür sie 
insbesondere Facebook (40 zu 20) und Whatsapp (39 zu 33) einsetzen (van Ei-
meren 2013: 390). Dazu passt, dass Frauen auch in Bezug auf die Frequenz der 
Nutzung von sozialen Netzwerken leicht dominieren (63% der weiblichen Nut-
zerinnen nutzen täglich soziale Netzwerke gegenüber 57% der männlichen Nut-
zer). Dabei bevorzugen Frauen einen Laptop oder ein Smartphone, um das Inter-
net nutzen, während Männer sehr unterschiedliche Zugangsmöglichkeiten, wie 
bspw. auch Spielekonsolen oder Smart TVs, verwenden. 

 
Digitalisierung und Transformation 
 
Mit dem Aufkommen des Social Web wurde die Diskussion um das Potenzial 
und den Einfluss der Digitalisierung auf demokratische Partizipation und demo-
kratische Prozesse im Internet wiederbelebt. Dazu trägt mitunter bei, dass sich 
zunehmend eine Perspektive von Mediatisierung als einem Meta-Prozess sozia-
len Wandelns etabliert (Hepp 2011: 69). Mit dem Präfix „Meta“  soll ausge-
drückt werden, dass es sich dabei nicht um eindeutig zeitlich, räumlich oder 
thematisch eingrenzbare Phänomene handelt, sondern um solche, die alle gesell-
schaftlichen Bereiche, Institutionen, Sinnkonstruktionen usw. betreffen, ohne 
dass sich ein Anfangs- und Endpunkt des Prozesses bestimmen ließe. Friedrich 
Krotz als ein Vertreter des Mediatisierungsansatzes betont die Signifikanz vor 
allem vierer Metaprozesse, neben der Mediatisierung seien das Kommerzialisie-
rung, Individualisierung und Globalisierung, die wiederum miteinander in einem 
sich wechselseitig bedingendem Verhältnis stünden und den sozialen Wandel 
dynamisch beschleunigten (Hepp 2010: 12, Krotz 2007: 28). Die Digitalisierung 
als ein Mediatisierungsprozess hebt sich laut Krotz von anderen Medien durch 
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Entgrenzung ab, die u.a. durch die Vermischung von Situationen gekennzeichnet 
sei, in denen unterschiedliche Formen von Kommunikation gleichzeitig stattfin-
den (können). Insofern sei das zentrale Merkmal des Internets das eines Hybrid- 
oder Meta-Mediums (vgl. Krotz 2007: 35). Insgesamt ließen sich verschiedene 
Entgrenzungsprozesse ausmachen, die die Digitalisierung vorantriebe: Entgren-
zung von Zeit: Medien und Inhalte stehen immer zur Verfügung, Entgrenzung 
des Orts: Lokalität wird für Kommunikation zunehmend bedeutungsloser, jeden-
falls für ihre Ermöglichung, Entgrenzung von sozialen und situativen Kontexten, 
die sich in einer Durchmischung unterschiedlichster Motive und Anliegen zeige 
(vgl. ebd. 96). Für die Subjekte ergebe sich aus der Digitalisierung ein Rele-
vanzproblem, insofern sie unter Entscheidungs- bzw. Bewertungszwang stehen, 
da durch Entgrenzungsprozesse eine Vielzahl von Informationen und angetrage-
ner mediatisierter Kommunikation eine Selektion erfordert (vgl. ebd.: 106). Off-
line verfüge man über Routinen, die von diesem Druck entlasten, diese griffen 
jedoch online nicht oder seien nicht mehr anwendbar24: „Der Nutzer kann sich 
nicht mehr auf das Verstehen, Verarbeiten und Verwenden von Kommunikation 
beschränken, er muss im Voraus entscheiden, auf welche Kommunikation er sich 
einlässt.“ (Ebd.) 

Göttlich schlägt in Anlehnung an den Mediatisierungsbegriff von Krotz eine 
praxistheoretische Perspektive bei der Diskussion um die Auswirkungen von 
Medien auf den Alltag vor, den er als „Alltag der Mediatisierung“ spezifiziert. 
Zu berücksichtigen sei, dass dieser bei „Sozial- wie Altersgruppen aber auch in 
verschiedenen Kulturen sowie im historischen Prozess erheblich variieren“, was 
die Situationsspezifik bzw. Kontextabhängigkeit der Medienaneignung in den 
Vordergrund rückt (Göttlich 2010: 23): 
 
„Wenn man Mediatisierung als entscheidenden Aspekt des Alltags versteht, dann gilt es 
vielmehr zu betonen, dass der Alltag der Mediennutzung nicht den Charakter einer mehr 
oder weniger autonomen Sonderstruktur besitzt, sondern den eines integralen Bestandteils 
der Struktur der Gesellschaft und mit ihr der gesamtgesellschaftlichen Machtstrukturen 
hat, die sich in der Praxis fortsetzen und in deren Performativität äußern.“ (Ebd.) 
 

                                                             
24  Demgegenüber zeigen empirische Studien, dass sich Routinen des Offlinealltags, bei-

spielsweise ökonomische Praktiken, in digitale Welten verlängern und reproduzieren 

lassen (vgl. z.B. Lamla 2008b: 3111f). Insofern ist es jeweils im Einzelfall zu prüfen, 

wie individuelle Dispositionen in digitalen Räumen ausgestaltet werden und ob sich 

fallübergreifend Gesetzlichkeiten ausmachen lassen, die Anhaltspunkte zu den Vo-

raussetzungen für Reproduktions- oder Transformationsprozessen liefern. 
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Dem Autor geht es bei seinem Vorschlag darum, die Konsequenzen der Mediati-
sierung bzw. den Alltag der Mediatisierung in den Blick zu nehmen. Medien 
sollten daher als „Durchgangspunkte sozialer Praktiken“ verstanden werden. 
Eine solche Analyseperspektive muss das Ensemble aus Akteur, Aktant, Kontext 
und verfügbaren Mitteln in Bezug zu Routine und Transformation, zu Repetitivi-
tät und Unberechenbarkeit, zu Sicherheit und Kreativität setzen (ebd.: 29f). Wie 
eingangs erwähnt, kommt es in der Analyse darauf an, die unterschiedlichen Vo-
raussetzungen und Ressourcen der Akteure bei der Herausbildung und Stabilisie-
rung neuer Praktiken zu berücksichtigen: Medien und die von ihnen ausgehen-
den Dynamiken sollten nicht nur als Transformation(-schance) von Praktiken ge-
sehen, sondern umgekehrt auch der konstitutiven Funktion sozialer Praktiken für 
gesellschaftliche Transformationsprozesse Rechnung getragen werden. Mit dem 
Fokus auf Reproduktion und Transformation erhält der Aspekt der Kreativität, 
der als eine Art des Umgangs mit der Unbestimmtheit (und Unsicherheit) neuer 
Praktiken einhergeht, eine entscheidende Betonung (vgl. ebd.: 31). 

 
Webgestütztes Engagement von Frauen 
 
Welche Transformationen lassen sich nun im Bereich des bürgerschaftlichen 
Engagements von Frauen im World Wide Web beobachten? Eine Chance zur Par-
tizipation ergibt sich hier zunächst durch einen stärker individualisierten Me-
dieninhaltszuschnitt; Themen, Inhalte und Sender können je nach eigenem Inte-
resse abonniert werden, hinzu kommt die mittlerweile technisch voraussetzungs-
lose Eigenproduktion von Medieninhalten. Deshalb gelten das World Wide Web 
und insbesondere die Strukturen des so genannten Social Web auch im feministi-
schen Diskurs als potenzielles Werkzeug oder Raum zum Empowerment von 
Frauen. Neben der These, dass Frauen mittels dieser Technologie stärkeren Ein-
fluss auf Medieninhalte ausüben könnten, wurde auch die Annahme formuliert, 
dass auf diese Weise die Partizipation von Frauen an der demokratischen Öffent-
lichkeit vereinfacht und befördert würde. Politikferne Gruppen könnten sich nun 
eher gemäß ihrer Interessenlagen weiterbilden und beteiligen, gezielt eigene An-
liegen vorantreiben, wobei sie sich mittels Anonymisierung gegenüber Angriffen 
schützen könnten. Auf diese Weise wird ein unverbindliches Ausprobieren poli-
tischer Beteiligung möglich. 

Generell dominiert in der Geschlechterforschung zum Internet in Bezug auf 
sein umstrittenes partizipatorisches Potenzial die Frage, ob denn insbesondere 
feministische Politik davon profitieren könnte (z.B. Schmidt 2011). Infolge sind 
feministische Netzwerke und Blogs Gegenstand empirischer Forschung. Die 
Frage, inwieweit Web 2.0-Anwendungen einen Effekt auf die politischen Prakti-
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ken von Frauen generell – oder gar auf solche des Postfeminismus – haben könn-
ten, indem neue, alltagsbezogene mikro-politische Praktiken ermöglicht werden, 
die sich nicht primär um Frauenpolitik drehen, scheint demgegenüber wenig zu 
interessieren. In Bezug auf die digitalen Infrastrukturen setzen sich feministische 
Wissenschaftler beispielsweise mit den Suchalgorithmen auseinander, die Vor-
stellungen zu Geschlecht stereotyp organisieren. Ähnliches gelte auch für die 
mittlerweile allgegenwärtige personalisierte Werbung im Webbrowser, die ge-
schlechtsspezifisch Vorschläge für entsprechende Konsumgüter mache. Bei der 
Eingabe von „woman“ in das Suchfeld von Google erhalte man Vorschläge wie 
„the future of man“, „a devil“  oder „too pretty to work“ (ebd.: 241). Auch an 
vielen anderen Stellen seien es Algorithmen, die Empfehlungen geschlechterste-
reotyp organisieren: Gebunden an Surfverhalten, App-Käufe, youtube-Klicks 
usw. erhalten Nutzer häufig geschlechtsspezifisch ausgerichtete Werbung für 
Konsumgüter wie Lifestyle-Apps, Musikclips oder Handyspiele (Freudenschuss 
2014: 10). Nicht zuletzt veränderten, so Freudenschuss, digitale Technologien 
auch die politischen Praktiken, deren Konsequenzen und demokratische Qualität 
eine theoretische Neubestimmung erforderlich mache (vgl. ebd.: 12). Doch, wie 
das bereits in der Einleitung der Dissertation erwähnte Projekt „Frauenbewe-
gung online“ zeigt, ist das Engagement von Frauen in frauenpolitischen Zusam-
menhängen eher zurückhaltend. Und auch die kürzlich zum Thema Digitalisie-
rung erschienene Schwerpunktausgabe des Journals „Femina Politica“ stellt 
eine überwiegend negative Bilanzierung der politischen Teilhabe von Frauen im 
World Wide Web dar. Bereits in der Einleitung wird ein Zusammenhang zwi-
schen digitaler Kommunikation und Angriffen auf Feministinnen (Mord- und 
Vergewaltigungsdrohungen) hergestellt (Femina Politica 2014: 7). Diese Zu-
sammenhänge zwar anerkennend, kommen Drüeke und Zobl (2012) in ihrer 
Evaluation alternativer feministischer Medienprojekte in Europa zu einem weni-
ger pessimistischen Zwischenfazit. Für sie stellt alternative Medienproduktion, 
die sich nicht ausschließlich, aber zunehmend der Infrastruktur des WWW be-
dient, das zentrale Kommunikationsinstrument des „Third Wave Feminism“ dar. 
Wenn Frauen sich politisch engagierten, hätten sie dazu immer eigene Instru-
mente der politischen Kommunikation entwickelt („oppositional media“), die 
sich durch De-Professionalisierung, De-Kapitalisierung und De-Institutionali-
sierung auszeichneten (vgl. ebd.: 21). Kennzeichen der neuen sozialen Bewe-
gungen, wozu auch die jüngeren Erscheinungsformen feministischen Engage-
ments gezählt werden könnten, sei, dass sie das kulturelle Feld der Bedeutungs-
produktion zum Ausgangspunkt nähmen. Die Aktricen seien dabei eher über ge-
teilte Identitäten, Berufe, Interessen, Werte und Erfahrungen miteinander ver-
bunden als über (frauenpolitisch) bestimmte Ziele: 
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„NSM are profoundly cultural rather than economic in nature, focusing instead on their 
symbolic capital. Feminism – both as a movement and a plurality of feminist discourses in 
general – and contemporary feminist media in particular are profoundly cultural and rep-
resent these characteristics of new social movements.“ (Ebd.: 23) 

 
Insofern können Erscheinungs- und Ausdrucksformen der Third-Wave-Frauen-
bewegung als Paradigma für die Praktiken neuer sozialer Bewegungen in den 
neuen Medien generell angesehen und untersucht werden. Die Schwierigkeit im 
deutschsprachigen Raum zwischen dem Erbe und den Anliegen der zweiten 
Frauenbewegung und den alternativen Entwürfen einer Third-Wave-Frauenbe-
wegung zu vermitteln, zeigt sich in der Untersuchung von Drüeke/Zobl jedoch 
nicht nur im wissenschaftlichen, sondern auch im medialen Diskurs. Da Third 
Wave als individualistisch und eher als eine Art von Lifestyle Politics gilt, dockt 
die überwiegende Mehrheit alternativer feministischer Medienprojekte stärker an 
Diskussionen der zweiten Frauenbewegung an. Versuche einer Modernisierung 
zeigen sich in verschiedenen, nicht einheitlichen Neu-Etikettierungen, die von 
„New Feminism“ über „DIY-Feminism“ bis hin zu „Queer“ reichen (vgl. ebd.: 
38). Der DIY-Feminism könne dabei auf die längste Tradition zurückblicken, da 
seine Anfänge bis in die 1950er Jahren zurückreichen, und er mit seinem Fokus 
auf Technik, Selbst-Ermächtigung, Improvisation und Eigen-Initiative im Web 
2.0 ideale Entfaltungsmöglichkeiten vorfindet (vgl. ebd.: 36). Doch das World 
Wide Web stellt keinen leeren Raum oder eine von der „analogen“ sozialen Welt 
unabhängige Struktur dar. Vielfach reproduzieren sich innerhalb der Informati-
ons- und Kommunikationsströme politische und ökonomische Hierarchien und 
mit ihnen geschlechtskonstituierende Praktiken, die Ausschlusskriterien impli-
zieren. Nicht zuletzt ergeben sich – vorzugsweise für Journalistinnen – Span-
nungen für ein selbstbestimmtes Arbeiten, das zwischen Ökonomie und Auto-
nomie ausbalanciert werden muss (vgl. Schmidt 2011: 1). Wie zugangsoffen und 
wie weitreichend das WWW letztlich für Feministinnen ist, muss also infrage 
gestellt werden (vgl. ebd.). Bisher verweisen Studien eher darauf, dass die Be-
harrungstendenzen gesellschaftlicher Strukturen und ihrer Hierarchien das 
Transformationspotenzial innovativer Kommunikationstechnologie(n) überla-
gern: 
 
„Es hat sich zwar im Laufe der Zeit herausgestellt, dass das Web 2.0 mehr Partizipation 
möglich macht, jedoch heißt das nicht, dass alle die gleichen Zugangsvoraussetzungen ha-
ben und schon gar nicht, dass diese Partizipation emanzipatorischer ist und gesellschafts-
kritischer mit Inhalten umgeht.“ (Ebd.) 

 
Während sich also im deutschsprachigen Raum die Skepsis angesichts der Emp-
owerment-Chancen von Frauen durchsetzt, zeigt eine kürzlich veröffentliche 
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US-Amerikanische Studie zur Beteiligung von Frauen an der Occupy-Bewegung 
(Boler et al. 2014), dass die pessimistischen Einschätzungen im deutschsprachi-
gen Raum nicht zuletzt auch dem spezifischen (deutschen) Blick auf das Enga-
gement von Frauen geschuldet sein könnten. Die Occupy-Bewegung wird von 
Boler et al. als paradigmatisch für einen neuen sozialen Bewegungstypus, die 
hybride soziale Bewegung, gewertet. Deren Merkmale sind die horizontale Or-
ganisationsform, das Fehlen von eindeutigen Zielvorgaben an deren Stelle eine 
integrierende Kapitalismus-Kritik tritt, ihre Prozessorientierung sowie das Be-
dürfnis der Beteiligten, bei anderen ein Problembewusstsein zu wecken. Hybrid 
wird dieser Bewegungstypus genannt, weil er eine konsequente Verbindung von 
Formen der on- und offline Beteiligung darstellt, wobei dem Internet mit seinen 
Möglichkeiten der nicht-hierarchischen Kommunikation, der wechselseitigen In-
formation sowie des Aufbaus von Beziehungsnetzwerken entscheidende Bedeu-
tung zukommt. Die vier Autorinnen kommen in ihrer Studie zu dem Ergebnis, 
dass Frauen bei dem, was sie in Anlehnung an die Arbeiten von L. Bennett und 
A. Segerberg (2013) zu „connective action“ als konnektive Arbeit bezeichnen, 
eine herausragende Bedeutung zukommt. Die für die hybride soziale Bewegung 
wichtige Arbeit des Dokumentierens, des Pflegens von losen Beziehungsnetz-
werken sowie die Aufbereitung von Informationen in einer Art und Weise, dass 
sie auch von Nicht-Expertinnen und -Experten oder Nicht-Beteiligten verstanden 
werden kann (indem Informationen bspw. in affektiv ansprechende Geschichten 
verpackt werden), spielt sich meist hinter den Kulissen ab. Die Frauen, die diese 
Aufgaben zumeist übernehmen, bleiben auf diese Weise in der Außenwahrneh-
mung unsichtbar. Hinzu kommt, dass für die beteiligten Frauen feministische 
Standpunkte oder Forderungen nicht Bestandteil ihrer Selbstwahrnehmung als 
politische Akteure sind, weshalb sie nicht nur von der Sozialen-Bewegungs-
forschung, sondern auch von der Geschlechterforschung, zumindest in Deutsch-
land, kaum wahrgenommen werden. 

 
Pro-oder Contra ConsumerNetizenship 
 
Ob Netizen- oder Consumercitizenship – die Einschätzungen bezüglich der Fol-
gen einer Konsum orientierten Auffassung von Bürgerschaftlichkeit und einer 
netzgestützten politischen Kultur bewegen sich jeweils entlang dichotomisieren-
der Einschätzungen: So wird einerseits befürchtet, dass mit einer zunehmenden 
Politisierung des Konsums eine Privatisierung des Politischen einhergehe, wie 
auch dass es der netzvermittelten Kommunikation nicht mehr gelänge, einen 
gemeinsamen Rahmen für Themen – oder auch nur gemeinsame Themen zu fin-
den. Demgegenüber betonen andere die Potenziale einer digitalen Verbraucher-
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demokratie (Lamla 2008c): Nicht zuletzt könnten damit bislang in der Politik 
unterrepräsentierte Bevölkerungsschichten angesprochen und zur kostengünsti-
gen, risikoarmen Teilnahme motiviert werden. Dimitrova et al. untersuchten in 
einer Studie, welchen Effekt die Internetnutzung auf die politische Beteiligung 
von Jugendlichen in den Vereinigten Staaten von Amerika hat (Dimitrova et al. 
2014). Positive Effekte auf politische Lernprozesse generell, also ohne Internet-
zugriff, konnten nachgewiesen werden hinsichtlich eines allgemeinen Basiswis-
sens über politische Prozesse, eines Interesses an Politik sowie einer Aufmerk-
samkeit gegenüber der Medienberichterstattung. Wie das Offline-Vergleichs-
sample zeigte, profitierten männliche Jugendliche von diesen Effekten etwas 
mehr als weibliche. Die Effekte der Internetnutzung wurden in drei verschiede-
nen Samples getestet, um herauszufinden, welche Art der Internetnutzung einen 
bzw. den höchsten Effekt auf politisches Wissen hat. Dabei zeigte sich, dass die 
Nutzung von Social Media wie auch der regelmäßige Besuch von Parteiwebsei-
ten relativ folgenlos für einen Anstieg politischen Wissens war, während sich für 
den regelmäßigen Konsum von Online-Nachrichten ein positiver Effekt abzeich-
nete (vgl. ebd.: 107). Demgegenüber zeigt sich für die Frage, welchen Einfluss 
die Internetnutzung auf Formen der Offline-Beteiligung hat, ein gegenläufiger 
Trend: Während der Konsum von Online-Nachrichten nicht dazu führt, dass Ju-
gendliche sich stärker in ihrem Offline-Alltag engagieren, wirkt sich die Nut-
zung von Social Media wie auch von Partei-Webseiten positiv auf die politische 
Beteiligung aus (vgl. ebd.: 109). In Bezug auf Partei-Webseiten ist zu berück-
sichtigen, dass sich der positive Effekt nur bei Besuch von Parteien des linken 
Flügels nachweisen ließ. Der stärkste Einfluss auf einen Anstieg von politischer 
Beteiligung offline ging jedoch eindeutig von der Social-Web-Nutzung aus. Die-
se Ergebnisse sind von großer Bedeutung, denn sie belegen, dass netzbasierte 
Wissenspraktiken sich erst dann auf Formen politischer Beteiligung offline aus-
wirken, wenn sie in Interaktionszusammenhänge in digitalen sozialen Netzwer-
ken eingebettet sind: 
 
„[…] they suggest that different functions and properties of different forms of digital me-
dia, in conjunction with the motivations people may have for using them, clearly matter 
for the effects on political knowledge and political participation.“(Ebd.: 111) 

 
Die politische Onlineforschung muss entsprechend zwischen verschiedenen 
Praktiken der Online-Nutzung und verschiedenen Aspekten politischer Beteili-
gung, die davon berührt werden (können), differenzieren. 

Für die politische Internetnutzung in der Bundesrepublik lässt sich zunächst 
einmal konstatieren, dass die politische Elite, also die professionellen Politiker 
der BRD, im Vergleich zu denen in den Vereinigten Staaten zurückhaltender in 
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ihren digitalen Informations- und Kommunikationspraktiken sind. Zwar verfü-
gen die meisten Abgeordneten über eine Art elektronischer Visitenkarte, doch ist 
die Präsenz in sozialen Netzwerken vergleichsweise gering25 (vgl. Moser 2014: 
28) oder folgt einem Nutzungsschema, bei dem Facebook als eher unpersönli-
cher Infokanal fungiert. Moser selbst hat eine Befragung unter Facebook-
Nutzern aus der Schweiz durchgeführt, um herauszufinden, wie die Nutzer selbst 
ihre politische Beteiligung in sozialen Medien einschätzen. Dabei gaben immer-
hin 20,2% an, dass sie sich an politischen Facebook-Gruppen, denen sie beitre-
ten, auch aktiv beteiligen, während 53,3% die dort geposteten Neuigkeiten ver-
folgen und weitere 25,9% ihren Gruppenbeitritt als Solidaritätsbekundung an-
sehen (vgl. ebd.: 31). 93,5% sind der Ansicht, dass Facebook eine Politik von 
unten unterstützt, wenngleich 56,3% meinen, man solle die Wirksamkeit von 
Facebook nicht überschätzen. Moser selbst beurteilt die politische Beteiligung 
über Facebook-Gruppen skeptisch, da seiner Ansicht nach viele Gruppen in-
transparent seien und so unter dem Verdacht ständen, Privatheit oder bottom-up 
gesteuerte Beteiligung nur zu simulieren, während sich tatsächlich etablierte 
Politikakteure hinter den Gruppengründern versteckten (vgl. ebd.: 33). Wenn 
überhaupt, seien soziale Netzwerke wie Facebook geeignet, kurzfristige oder 
spontane Formen der Beteiligung zu unterstützen wie Demonstrationen, Boykot-
te und Petitionen (vgl. ebd.: 34). Die Verzahnung zwischen Netzwerken und 
Ökonomie sei derart ausgeprägt, dass Statements über persönliche Präferenzen – 
insbesondere den Konsum – dominierten und kein argumentativer Austausch 
über politische Themen zustande käme (vgl. ebd.). Nun hat Moser in seiner Stu-
die lediglich Onlinepraktiken bzw. die Einstellung der Nutzer zu diesen Prakti-
ken erhoben. Inwieweit diese aber – wie in der Studie von Dimitrova et al. – 
einen Einfluss auf politische Beteiligung insgesamt haben, bleibt hier ungewiss. 
Zudem muss man feststellen, dass Moser, wenn auch implizit, an einer eher kon-
ventionellen Auffassung von politischer Beteiligung und dessen, was als politi-
sches Thema gilt, festhält, denn für neuere, unkonventionelle Formen wie bei-
spielsweise politischen Konsum ist die Beförderung punktueller, sporadischer 
und nicht-mitgliedschaftsgebundener Beteiligungspraktiken durch das Social 
Web von herausragender Bedeutung. Über den spezifischen Zusammenhang von 
eher lifestyle-gebundenen Formen politischer Beteiligung und der Social-Web-
Nutzung in Deutschland liegen jedoch bislang noch keine empirischen Daten 

                                                             
25  Moser zitiert eine Studie von 2011, wonach von 620 Abgeordneten lediglich 368 über 

eine Präsenz bei Facebook verfügten, verweist aber auch auf aktuellere Zahlen von 

2013, wonach der Prozentwert von 59 auf 76 angestiegen sei (vgl. Moser 2014: 29). 
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vor. Erste Ergebnisse des mit einer Triangulation von qualitativen und quantita-
tiven Methoden verfahrenden Projektes „Consumer Netizens“ bestätigen zu-
nächst die Ergebnisse von Dimitrova et al., dass zwischen verschiedenen Nut-
zungstypen und dem jeweiligen politischen Engagement differenziert werden 
muss. Es sind unterschiedliche Typen politischer Konsumenten im Netz identifi-
zierbar, die sich erheblich darin unterscheiden, welchen Einfluss das Social Web 
auf ihre politischen Aktivitäten hat (vgl. Witterhold 2015). Während der Typus 
pragmatischer User das Internet überwiegend als Ergänzung oder Äquivalent 
seiner Offline-Praktiken nutzt, die Nutzungsimpulse also aus dem Offline-Alltag 
emergieren, lassen sich demgegenüber auch solche Nutzer identifizieren, bei 
denen das Engagement im Social Web auf Offline-Praktiken zurückwirkt: Es 
werden neue Kontakte geknüpft, die auch offline verfolgt werden, Informationen 
werden aus unterschiedlichsten Quellen gesammelt und anderen zur Verfügung 
gestellt, Veranstaltungen werden online beworben und offline durchgeführt – es 
zeigt sich also eine starke Integration der politischen Onlinenutzung in den (poli-
tischen) Alltag, der weit über den bloßen Abruf von Medieninhalten wie Zei-
tungsartikeln oder Radiosendungen hinaus geht. Facebook kommt dabei eine he-
rausragende Rolle zu, da es den Nutzern vor allem zur Systematisierung und 
dem Management von Themen und Beziehungen dient. Das Abonnement von 
Gruppen dient praktisch weniger dem Bekunden von Solidarität, wobei das mit-
unter auch ein Motiv ist, als vielmehr der Organisation individueller Nachrich-
tenkanäle. Wie Moser richtig vermutet, spielen E-Petitionen hier eine besonders 
wichtige Rolle. Innerhalb von Freundschafts- und Interessensnetzwerken ver-
breiten sich die Aufrufe zu Petitionen rasant – bspw. konnte beobachtet werden, 
wie in einem über die gesamte Bundesrepublik verstreuten Sample Untersu-
chungsteilnehmer dieselben Petitionen zeichneten, die ihnen aus je unterschied-
lichen Quellen bekannt gemacht wurden. Die Nutzer, die sehr wohl über die 
ökonomischen Motive kommerzieller sozialer Netzwerke reflektieren, nutzen 
Facebook oft rein strategisch, um ihre Informationen verbreiten zu können. Da-
rüber hinaus haben sie auch Accounts auf nicht-kommerziellen sozialen Netz-
werken, die parallel zu Facebook genutzt werden, um in einer Atmosphäre, in 
der sie personale Datensouveränität genießen, politische Diskussionen zu führen 
oder zu verfolgen. Zudem gibt es eine Nutzergruppe, die stark an den techni-
schen Möglichkeiten des Internets interessiert ist und in Kollaboration mit ande-
ren an neuen Formen der digitalen Partizipation mitarbeitet wie auch an alterna-
tiven Formen der Produktion von Konsumgütern wie Crowd Founding. Dabei 
sollten auch die diversen Tauschplattformen nicht vergessen werden, die nicht 
nur eine Marktalternative darstellen, sondern zudem dazu beitragen, Personen 
mit ähnlichen Interessen miteinander ins Gespräch zu bringen. Auf diese Weise 
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entstehen nicht nur Netzwerke so genannter „Weak Ties“, die Nutzer werden 
sich auch darüber gewahr, dass sie mit ihren konsumpolitischen Anliegen nicht 
allein sind, sondern Teil einer Bewegung hin zu einem neuen Politik- und 
Marktsystem. Im Hinblick auf die Verbraucher scheint sich damit die Lösung für 
ein altes Problem anzubieten: Die grundsätzliche Schwierigkeit, die Verbraucher 
als kollektiv agierenden Akteur und damit ihre Handlungen als genuin politisch 
vor- und darzustellen. Die Kollektivierungsunfähigkeit der Konsumenten ergibt 
sich aus ihren angeblich so unterschiedlichen Interessen und Bedürfnissen, eine 
Verständigung auf gemeinsame Anliegen wird deshalb schon theoretisch ausge-
schlossen. Die halbstaatliche Vertretung von Verbraucherinteressen, der VZBV 
(Verbraucherzentrale Bundesverband) vertritt die Konsumenten beispielsweise 
nicht nur gegen Politik und Wirtschaft, sondern auch gegenüber der der Zivilge-
sellschaft. Schließen sich zivilgesellschaftliches Handeln und Konsumhandeln 
folglich kategorisch aus? 

 
 

ZUSAMMENFASSUNG  
 
Eine wichtige Vorarbeit auf dem Weg der theoretischen Systematisierung der 
deutschsprachigen Verbraucherforschung hat Jörn Lamla (2013) mit seinem 
Buch „Verbraucherdemokratie“ geleistet. Darin stellt er fest, dass die Verbrau-
cherforschung in den letzten zwanzig Jahren wieder stärker in den Fokus einer 
ganzen Reihe von Disziplinen gerückt ist, die sich nicht nur aus der Bedeutsam-
keit des Konsums für Kultur, sondern vielfach auch aus den (negativen) Konse-
quenzen und den sich daraus ergebenden Problemlagen und Konflikten moder-
nen Konsumverhaltens speist (Lamla 2013: 40–41). An diesen Forschungsbe-
mühungen nicht unerheblich beteiligt sind auch die Sozialwissenschaften wie 
eine Reihe von Publikationen zeige, die das Verhältnis von Staat, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft in seinem gegenwärtig zu beobachtenden Wandlungsprozess 
untersuchen. Mit Blick auf die deutsche Konsumsoziologie muss jedoch nach 
wie vor, hier mit den Worten von Nina Baur (2013), konstatiert werden: 
 
„So produktiv die Differenzierung der Soziologie in spezielle Soziologien in vielen Berei-
chen ist, so problematisch ist, dass sie dadurch auch systematisch blinde Flecken entwi-
ckelt. Einer der blinden Flecken ist die Konsumsoziologie.“ (Baur 2013) 

 
Der in der Gesamtperspektive von Verbraucherforschung unsystematische Zu-
griff auf Konsum und Konsumenten liegt in dem Fehlen einer gemeinsamen 
konzeptionellen und theoretischen Basis begründet (vgl. Ölander 2005: 23ff). 
Z.B. mangele es vollständig an Ansätzen darüber, „wie die Verbraucher über-



94 | POLITISCHE KONSUMENTINNEN IM SOCIAL WEB 

haupt ihre Umwelt beeinflussen können“ (Ölander 2005: 24). Zudem genieße die 
Verbraucherforschung keine sonderlich hohe Priorität. Zumindest letztes Argu-
ment kann perspektivisch vorsichtig relativiert werden, liest sich doch in einem 
der Positionspapiere der EU-Kommission für Gesundheitsschutz und Verbrau-
cher, dass letztere durch zahlreiche Maßnahmen auf europäischer Ebene in ihrer 
Position als Marktakteur gestärkt werden sollte (EU Health and Consumption 
2012). Eine Systematisierung der deutschen Verbraucherforschung und das Set-
zen eines gemeinsamen theoretischen Rahmens stehen weiterhin an. Eine Ge-
meinsamkeit sozialwissenschaftlicher, aber insbesondere ökonomischer und psy-
chologischer Verbraucherforschung, ist die Konzentration auf Konsum als Geld 
vermittelten Tauschakt. Alternativ dazu könnte man einen Geld vermittelten 
Tauschakt als Erwerb oder Kaufen bezeichnen und damit als eine Form oder 
einen Aspekt von Konsum. Aber wie sind dann nicht-ökonomische Konsum-
praktiken einzuordnen? Um den Kern dieser Überlegung ein wenig anschauli-
cher zu machen, hilft der Blick auf eine ähnliche Diskussion in Bezug auf den 
Begriff der Arbeit. Denn eine gängige wie vielfach vor allem von der Feministi-
schen Theorie kritisierte Interpretation von Arbeit definiert diese primär als ent-
lohnte Tätigkeit. Erst in den Debatten, die im Zuge der zweiten Frauenbewegung 
ausgelöst wurden, hat sich die Auffassung etabliert, dass auch die Versorgung 
des Haushalts und die Erziehung von Kindern als Arbeit zu gelten habe und ent-
sprechend anerkannt werden müsste. Bei den Definitionen von Konsum und 
Arbeit ergeben sich gerade dort Schwachstellen, wo diese beiden Handlungsbe-
reiche sich überlappen und Frauen die maßgeblichen Aktricen darstellen, was 
eine nähere Betrachtung aus feministischer Sicht besonders lohnenswert erschei-
nen lässt. Denn durch die Konzentration auf Konsum als Markt vermittelt, gera-
ten die Selbsterzeuger, die privaten Produzenten von Konsumgütern und die da-
mit verbundenen Konsumpraktiken vollkommen aus dem Blick der Verbrau-
cherforschung: Sichtbar bleiben dann nur die Käuferinnen, die in ihren Funktio-
nen der Haushaltsführung und Fürsorge den Wocheneinkauf erledigen, auch 
häufig die Kleidung der Familie organisieren, während das männliche Komple-
mentär als Arbeiter und Produzent auftritt: „In the bourgeois tradition, women’s 
primary social role is a housewifely one, a role that involves, among other 
things, a competence in domestic consumption.“ (Carter 2000: 359) Öffnet man 
jedoch den Blick für private Formen der Produktion in der Konsumsphäre, ver-
schiebt sich diese Perspektive erheblich. Dann nämlich werden die Frauen zu 
Produzentinnen als Köchinnen, Gärtnerinnen, Dienstleisterinnen; und Kinder 
und Männer zu reinen Konsumenten. Nun ist diese Darstellung sicher überzeich-
net, z.B. gibt es den Trend zum männlichen Kochen. Hier allerdings, so die Be-
obachtung von Baur und Akremi (2011), zeigt sich, dass Männer, wenn sie pro-



FORSCHUNGSSTAND | 95 

duktive Konsumarbeit verrichten, dies vorwiegend in sozialen Arrangements 
tun, die ihnen Sichtbarkeit (und Anerkennung) garantiert (das Grill-Event). Doch 
die Frage bleibt – wie lassen sich die Praktiken an der Schnittstelle von Produk-
tion und Konsumption verorten? 

Gerade die dritte Spielart politischen Konsums, der diskursive politische 
Konsum, gewinnt durch die Digitalisierung an Bedeutung. Als Thematisierung 
der moralischen Implikationen der Folgen und Rahmenbedingungen von Pro-
duktion, Distribution und Konsumption (Micheletti 2003/Micheletti et al. 
2004/Kneip 2010) zunächst vor allem in der privaten Sphäre des Austauschs mit 
Familie und Freunden situiert, wird diskursiver Konsum im Social Web poten-
tiell Bestandteil öffentlicher Aushandlungen. Dies ist gerade vor dem Hinter-
grund bedeutsam, dass politischer Konsum häufig als individuell-isolierte Hand-
lung kritisiert wird. Zwar können auch individuelle Konsumakte als eine Form 
politischer Beteiligung interpretiert werden, doch wird eine bloß virtuell-
imaginierte Kollektivität wie sie bei der individualisierten kollektiven Handlung 
angedacht ist, dem für politische Partizipation bedeutsamen Aspekt des gemein-
samen Diskurses kaum gerecht. Das Potenzial diskursiven politischen Konsums 
im Social Web könnte in der Generierung einer verbraucherbürgerschaftlichen 
Kommunikationskultur gesehen werden, die eine Voraussetzung für eine Ver-
netzung der Consumer Citizen und damit kollektive Aktionen und Proteste auf 
translokaler Ebene darstellt. Das Social Web bietet sich dafür an, da es Prozesse 
des kollaborativen Wissensmanagements, der Herausbildung ego- und lifestyle-
zentrierter Freundschaftsnetzwerke und nicht zuletzt eine Integration derartiger 
Praktiken in die Alltagsroutine ermöglicht. Zwar haben sich frühe Annahmen zu 
einer Medienrevolution durch das Internet nicht bestätigen können, doch deuten 
sich nun insbesondere im Hinblick auf das Social Web und vor allem bei der 
jüngeren Generation einige grundlegende Veränderungen in der politischen Be-
teiligung an (vgl. Bennett 2008). 

Was das Verhältnis von Geschlecht und Konsum angeht, ist dies nicht nur 
historisch bedingt, sondern wird durch einen andauernden, auch akademischen 
Diskurs, insbesondere über die Frau als irrationale Käuferin reproduziert. Zu be-
rücksichtigen ist, dass Frauen in der Öffentlichkeit lange Zeit nur als Konsumen-
tinnen auftreten konnten. Dies hat zwar einerseits dazu geführt, o.g. Diskurs über 
Frauen und Shopping zu erhärten, andererseits belegen geschichtswissenschaftli-
che Studien, dass Frauen ihre Rolle als Konsumentin immer wieder genutzt ha-
ben, um politisch Einfluss zu nehmen. Das spezifische und ambivalente Verhält-
nis von Frauen und Konsum rückt durch die Befunde verbraucherpolitischer 
Forschung verstärkt in den Fokus akademischer Aufmerksamkeit. Bisherige 
Versuche, zwischen den gender-spezifischen Konsumdispositionen und deren 
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Politisierung zu hinreichenden Erklärungsansätzen zu finden, waren bislang je-
doch wenig ergiebig. Ein wichtiger Befund ist zunächst, dass sich politische 
Konsumentinnen und Konsumenten auf der Ebene der politischen Beteiligung 
insgesamt unterschieden. Stolle et al. wiesen nach, dass die politischen Konsu-
menten im Bereich konventioneller politischer Beteiligung klar dominierten, 
während politische Konsumentinnen im Vergleich zu den Männern häufiger auf 
Formen individualistischer politischer Beteiligung zurückgriffen. Dieser Befund 
spiegelt sich zum Teil in den Ergebnissen der Studie von Teorell et al., wo ge-
zeigt wurde, dass politische Konsumenten insgesamt und zusätzlich zu ihrem 
konventionellen Engagement häufiger auf unkonventionelle Beteiligungsformen 
zurückgriffen als nicht-politische Konsumenten. Da jedoch nicht zwischen den 
Geschlechtern differenziert wurde, ist fraglich, ob hier nicht ein frauenspezifi-
sches (unkonventionelles) Beteiligungsmuster für die Gruppe politischer Kon-
sumenten verallgemeinert wird. Auch die These, dass politischer Konsum gene-
rell eine Strategie marginalisierter Gruppen darstellt, konnte nicht bestätigt wer-
den, es sei denn, man spezifiziert dies und spricht konkret von der Gruppe der 
Frauen. Als Merkmale dieser Gruppe ist die Rolle des Einkommens umstritten, 
je nach Studie kann ein Zusammenhang zwischen Einkommen und politischem 
Konsum hergestellt werden oder auch nicht. Der Grund hierfür dürfte nicht zu-
letzt darin liegen, wie politischer Konsum jeweils operationalisiert wird, z.B. als 
Boykott oder als Buykott. Der Zusammenhang zwischen der Teilnahme am ge-
zielten Kauf z.B. ökologisch unbedenklich und fair produzierte Waren und dem 
Einkommen scheint offensichtlich, während ein hohes Einkommen für weniger 
ökonomische Ressourcen in Anspruch nehmende Praktiken keine notwendige 
Voraussetzung darstellt. Anders jedoch die Bildung und, wenn auch in der For-
schung bislang kaum reflektiert, der kulturelle Hintergrund. Je nach Nationalität 
variieren nicht nur die Beteiligungsraten für politischen Konsum erheblich, son-
dern gleichermaßen die Geschlechtsunterschiede. Diese werden größer, je stär-
ker die Beteiligung an politischem Konsum insgesamt ist. Daraus könnte man 
den Schluss ableiten, dass die Zuwachsraten politischen Konsums bei Frauen 
höher sind als bei Männern und sich deshalb die Unterschiede erst auf einem hö-
heren Level zeigen und mit dem weiteren Anstieg immer größer werden. Dies-
bezüglich ist zudem interessant, dass die Unterschiede zwischen Konsumenten 
und Konsumentinnen erst ab einer bestimmten Lebensphase deutlicher hervor-
treten. So konnten Micheletti und Stolle z.B. in Bezug auf die Quantität politi-
schen Konsums bei Studierenden kaum Unterschiede feststellen. Entsprechend 
muss man davon ausgehen, dass politischer Konsum erst ab einer späteren Le-
bensphase, z.B. der Geburt des ersten Kindes oder der Gründung eines gemein-
samen Haushalts als geschlechtsspezifische Praktik Bedeutung erhält. Zusam-



FORSCHUNGSSTAND | 97 

menfassend lässt sich in Bezug auf die Verschmelzung von Konsum und Politik 
im Handlungsrepertoire von Frauen festhalten, dass die Motivlage sich im Ver-
gleich zu Männern breiter gestaltet, also dass Frauen generell mehrere politische 
Ziele mit ihrem Konsum verknüpfen. Tatsächlich gibt es auch Hinweise darauf, 
dass für politische Konsumentinnen eher die Sorge um andere ausschlaggebend 
ist, so war die Sorge um die Rechte von Kindern und Tieren für Frauen in der 
Studie von Micheletti und Stolle die Hauptmotivation für politischen Konsum, 
während sie für die männlichen Teilnehmer kaum eine Rolle spielte. Während 
man jedoch für politische Konsumenten insgesamt eine stärker postmaterialisti-
sche Orientierung nachweisen konnte, zeigten sich in der verbraucherpolitischen 
Studie diesbezüglich keine Unterschiede. Anders aber in der zitierten Studie von 
Segal und Podoshen, wo es um den Zusammenhang von Materialismus und Ge-
schlecht ging. Sie lieferte Hinweise darauf, dass eine materialistische Orientie-
rung sehr viel häufiger bei Männern als bei Frauen zu finden sei. 

Was bei der Rekapitulation der politischen Verbraucherforschung, aber 
durchaus auch der Konsumsoziologie auffallend war, war eine Engführung des 
Konsumbegriffs auf ausschließlich Geld vermittelte Praktiken. Die Kritik an die-
sem Konsumbegriff kurz zusammenfassend gerät damit ein entscheidender Be-
reich von Konsumentinnenarbeit aus dem Blick, der nur zum Teil an die markt-
vermittelten Praktiken des Kaufens anschließt. Denn auch gekaufte Waren müs-
sen zu einem Großteil noch nachbearbeitet (z.B. gekocht, gepflegt, gewaschen) 
werden. Diese Praktiken erfordern ebenso wie eine Kaufentscheidung ein spezi-
fisches und mitunter hochkomplexes Verbraucherwissen, welches jedoch häufig 
nicht explizit gemacht wird, außer in der Praxis selbst, und da die sich im Kon-
text von Konsum meist im Privaten abspielt, mit konventionellen Forschungsme-
thoden nicht erfasst wird. Diese begriffliche Engführung schlägt sich auch auf 
die Forschung zum Phänomen des politischen Konsums nieder, so dass in empi-
rischen Studien eine Reihe von nicht-ökonomischen Konsumpraktiken aus dem 
Blick geraten. Nicht-ökonomische Praktiken politischen Konsums können, so 
die Annahme, insbesondere durch Social-Web-Technologien begünstigt werden. 
Als diskursiver politischer Konsum erweitern sie das Repertoire politischer Prak-
tiken und führen damit potenziell zu einer Transformation der Konsumentinnen-
rolle, beispielsweise dadurch, dass sie eine Explizierung konsumptiven Erfah-
rungswissens befördern und es damit aus der Sphäre des Privaten herauslösen. 
Annahmen über generelle Veränderungen der Praktiken von Konsumenten 
schlagen sich in Begriffen des Prosuming und des Produsages wieder. Die Hy-
bridisierung von Konsumpraktiken wird durch die Digitalisierung weiter beför-
dert, so dass sich neue Praxisformen an der Schnittstelle von Politik, Konsum, 
Produktion und Geschlecht beschreiben lassen. Die wenigen Untersuchungen, 
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die bislang das Empowermentpotenzial des World Wide Web für neue Formen 
der politischen Partizipation von Frauen erforscht haben, fanden zu einer Zeit 
statt, als das Social Web noch kaum verbreitet war. Ihr Fokus auf frauenpoliti-
sche Anliegen engte zudem den Forschungsfokus erheblich ein. Im Sinne einer 
Abkehr politischer Beteiligung von „emanicipatory“ hin zu „lifestyle politics“ 
findet (auch) das politische Engagement von Frauen seinen Ausdruck stärker in 
individualisierten Lebensstil-vermittelten Formen als in einem Mitgliedschafts-
gebundenen und a priori festgelegten Themenspektrum. Während also im Main-
stream sozialwissenschaftlicher Partizipationsforschung Geschlecht als konstitu-
tiver Bestandteil bei der Ausgestaltung bürgerschaftlichen Engagements kaum 
Berücksichtigung findet (Westle 2001; Schmidt/Röser 2011) und Untersuchun-
gen feministischer Forschung überwiegend auf frauenpolitische Themen konzen-
triert sind (Freudenschuss 2014; Schachtner/Winkler 2005), bleibt ein unbe-
stimmter Teil der politischen Partizipation von Frauen in anderen Politikberei-
chen, gerade auch neue Formen Web-gestützter Beteiligung, unerforscht. Vor 
diesem Hintergrund ist die Frage nach Formen und Möglichkeiten der politi-
schen Beteiligung von Frauen (neu) zu stellen. 

Für die Analyse der Politisierung von Konsum (im Alltag der Mediatisie-
rung) ist die Differenzierung Göttlichs in zwei Dimensionen, der Aneignung und 
des kommunikativen Handelns, wertvoll, weil sie erlaubt die rein pragmatische 
Nutzungsweise des Internets von der Transformation politischen, kommunikati-
ven Handelns zu trennen (ebd.: 27). Eine solche Differenzierung trägt der Über-
legung Rechnung, dass Medienpraktiken Ausdruck und Bestandteil gesellschaft-
licher Machtverhältnisse sind, deren Neustrukturierung folglich mit einer Trans-
formation von Praktiken einhergehen muss. Um bspw. zu verstehen, wie eine 
Verbraucheridentität zur Verbraucherbürgeridentität transformiert wird, wäre es 
hilfreich, zunächst einmal genauer zu verstehen, was denn eigentlich die Bedin-
gungen und Bezüge von Verbraucheridentität gegenwärtig darstellen. 

Das Engagement von Frauen besser verstehen und beschreiben zu können, 
beinhaltet zum Teil auch eine Abkehr von konventionellen Definitionen politi-
schen und/oder bürgerschaftlichen Handelns. Darauf verweisen insbesondere die 
Arbeiten, die sich mit neuen Medien oder aber mit Konsum im Kontext eines 
„third wave feminism“ auseinandersetzen. Genz macht hier mit ihrem Aufsatz 
zwischen drittem Weg und dritter Welle insbesondere auf die Schwierigkeiten 
aufmerksam, Konsum als politisches Handlungsfeld für die feministische For-
schung salonfähig zu machen. Dort hege man die Befürchtung, dass ein Enga-
gement über Konsum mit einer Rückkehr zu traditionellen Vorstellungen von 
(Zwei-)Geschlechtlichkeit gleichzusetzen sei, eben weil konsumpolitisches En-
gagement so eng an die geschlechtliche Identität gebunden sei. Ähnliche Vorbe-
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halte schildern auch Drüke und Zobl für den Bereich des digitalen Engagements 
von Frauen, wo unterschiedliche normative Sichtweisen darauf, wie frauenpoliti-
sches Engagement auszusehen habe, miteinander konkurrierten. Für sie ist es 
aber gerade ein Kennzeichen eines neuen Typs frauenpolitischen Engagements, 
dass es sich nicht um bestimmte (frauenpolitische) Ziele herum versammelt, 
sondern das Teilen gemeinsamer Erfahrungen, Werte und Identitäten im Vorder-
grund steht. Besonders hervorzuheben ist die Beobachtung der Autorinnen, dass 
diese neue Form des Engagements von Frauen vor allem auf das kulturelle Feld 
der Bedeutungsproduktion abziele. In diesem Kontext gewinnen die Social-Web-
Praktiken von Frauen an besonderer Bedeutung. Wie der kurze Exkurs zu den 
statistischen Daten zur Web-Nutzung von Männern und Frauen gezeigt hat, sind 
es Frauen, die besonders häufig auf soziale Netzwerke und hier insbesondere 
Facebook und What’s App zugreifen. Während die reinen Informationspraktiken 
im Web keinen Einfluss auf den Bereich des Offline-Engagements haben, wie 
die Studie von Dimitrova et al. (2014) zeigt, lässt sich ein Einfluss der Web-
Nutzung auf politische Beteiligung offline nur bei der Nutzung von Social-Web-
Applikationen feststellen. Die Social-Web-Kommunikation scheint, wie auch 
Sigrid Baringhorst vermutete, die Wahrscheinlichkeit von bürgerschaftlicher 
Transformation zu erhöhen bzw. stellt einen stark dynamischen Durchgangs-
punkt sozialer Praktiken dar. 

Wie deutlich geworden ist, lassen sich im Zusammenhang von Konsum und 
Social Web eine Reihe von Praktiken identifizieren, die konventionelle Auffas-
sungen von politischem Handeln unter Stress setzen. Wenngleich der Einwand, 
dass die Erweiterung herkömmlicher Definitionen von politisch, dazu führe, dass 
politisch letztlich nicht mehr identifizierbar würde, zumindest aus forschungs-
pragmatischen Gründen nicht ganz zurückgewiesen werden kann, ist es dennoch 
sinnvoll, gerade aus einer geschlechtssensiblen Perspektive, über die Folgen 
einer solchen Neukonzeption von politisch nachzudenken. Die in verschiedenen 
Kontexten geäußerte Auffassung und der in empirischer Forschung nachgewie-
sene Befund, Frauen seien weniger politisch aktiv als Männer, verliert nämlich 
vor dem Hintergrund einer Neudefinition an Gewicht. Darauf verweist nicht zu-
letzt die Auseinandersetzung mit Bourdieu, die zeigt, dass bereits in der Fähig-
keit, bestimmte Themen als politisch oder nicht politisch zu definieren, politi-
sche Macht zum Ausdruck komme. Diese Macht spiegelt sich wieder in den un-
gleich verteilten Möglichkeiten der Artikulation politischer Anliegen, wenn-
gleich hier das Social Web dazu beiträgt, die Chancen von Nicht-Experten, ge-
hört zu werden, zu erhöhen. Damit wird jedoch die Deutungsmacht politischer 
Experten infrage gestellt, was auch deren Macht betrifft, andere als politisch in-
kompetent erscheinen zu lassen. Dass Frauen in konventionellen politischen 
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Interaktionszusammenhängen unterrepräsentiert werden, kann zum einen durch 
eine erlernte Geschlechtsidentität begründet werden, die Politik als einen nicht-
weiblichen Handlungszusammenhang interpretiert. D.h. dass Frauen lernen, dass 
sie weniger geeignet sind für politische Aktionen und bei einem entsprechenden 
Engagement riskieren, an Weiblichkeit zu verlieren. Bourdieu (1987) konnte in 
seiner Studie „Die feinen Unterschiede“ zeigen, dass Frauen sich für weniger 
kompetent halten, über politische Sachverhalte zu urteilen, während Männer, die 
ihre Expertise beurteilen sollen, zu Selbstüberschätzung neigen. Zum anderen 
haben insbesondere die Erfahrungen der Frauen in der zweiten Frauenbewegung 
dazu beigetragen, sensibler zu werden für konkrete Ausschlussmechanismen, 
mittels derer Frauen gezielt von einem stärkeren Engagement, vor allem in Par-
teien, abgehalten werden. Tatsächlich hat die Erkenntnis, dass von Frauen auf-
gebrachte Themen in politischen Diskussionen marginalisiert oder ganz ignoriert 
werden, maßgeblich zur Belebung der zweiten Frauenbewegung beigetragen. 
Dass Frauen sich trotz der ihnen im politischen Feld stellenden Restriktionen 
auch historisch schon immer politisch, wenn auch teils anders politisch beteiligt 
haben, zeigt sich am Beispiel des Konsums. 

Entscheidend in diesem Zusammenhang ist, dass die veränderten Modi der 
Wissensproduktion eine Enthierarchisierung von Experten-Laien-Beziehungen 
zumindest potenziell nach sich ziehen, eine Entwicklung, die sich aber auch zu-
nehmend auf den Bereich des Politischen, auf das Verhältnis von Etablierten und 
Außenseitern, von Politikern und Bürgern erstreckt. Dies trifft umso mehr zu, je 
stärker der jeweilige Politikbereich an den direkten Erfahrungsbereich der Bür-
ger, und im Fall von Konsum, insbesondere den der Bürgerinnen andockt. Sich 
zu Fragen des guten Lebens zu äußern, stellt für Bürgerinnen ein politisches Ter-
rain dar, das ihnen gesellschaftlich zugeschrieben ist (Bourdieu 1987: 629). Ent-
sprechend erfahren sie hier Akzeptanz und Anerkennung für ihre Ansichten, die 
sie zudem mittels ihrer praktischen Erfahrungen im Umgang mit der Alltagsöko-
nomie auch als verdient empfinden. Politischer Konsum im Social Web stellt 
somit einen neuen Politikbereich dar, der Konsumentinnen die Erfahrung politi-
scher Kompetenz und vor allem die Erfahrung von Anerkennung dieser politi-
schen Kompetenz ermöglicht. Anknüpfend an Konzepte einer „kulturellen Bür-
gerschaft“, die vor allem den Blick auf die Prozesse der Herstellung von politi-
scher Handlungsfähigkeit richtet, kann politischer Konsum so als ein Experi-
mentierfeld vormals marginalisierter Bürgertypen identifiziert werden. 

Der Blick über die für den Forschungsgegenstand relevante Literatur hat ge-
zeigt, dass es nicht nur ein kaum überschaubares Nebeneinander unterschiedli-
cher Ansätze gibt, die teils aus fehlendem Interesse, teils aus ideologischen 
Gründen eine Verknüpfung ablehnen, sondern dass daraus auch in empirischer 
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Hinsicht eine Forschungslücke klafft, was das politische Engagement von Frau-
en in neuen, sich durch Hybridität auszeichnenden Bewegungsformen angeht. 
Diese Arbeit stellt einen Beitrag dazu dar, dieses Engagement von Frauen zu 
untersuchen. Die Konzentration auf Frauen als Untersuchungsgegenstand folgt 
der Logik, dass politische Handeln von Frauen nicht in seiner Differenz zur Be-
teiligung von Männern zu erklären. Dies beinhaltet im nächsten Schritt die Ent-
wicklung einer Analyseperspektive, die das politisch Neue untersucht, ohne da-
bei von einem allzu starren Verständnis davon auszugehen, was den Charakter 
politischen Handelns ausmacht.  





 

Entwicklung einer praxeologischen 

Analyseperspektive 

 
 
 
Das grundlegende Problem, das sich politischen Verbrauchern stellt, ist, wie sie 
in ihrem medialen Alltag zwischen den verschiedenen Ansprüchen und letztlich 
auch ihrem Eigeninteresse vermitteln. Das Ineinanderfließen von politischen und 
konsumptiven Handlungszielen in Praktiken, die teils in einer medialen Öffent-
lichkeit vollzogen und gerechtfertigt werden müssen, erfordert eine besondere 
Leistung des Subjekts, die, so die Annahme, vor allem in der reflexiven Bearbei-
tung von Identitätsentwürfen besteht, wobei einerseits das langfristige Ziel in der 
Erreichung einer weitgehenden Kongruenz von Bürger- und Konsumentenidenti-
tät bestehen dürfte, andererseits in der pragmatischen Beibehaltung von situati-
ver Handlungsfähigkeit, wozu auch das Aushalten von Widersprüchen wie die 
Identifikation von unrealistischen Verhaltenszumutungen gehört. In diesem Ka-
pitel werden die für die empirische Analyse entscheidenden Begriffe des politi-
schen und des konsumptiven Handelns entwickelt, wobei besonderes Augen-
merk den Vermittlungspraktiken als Identitätsarbeit gilt. 

Ausgehend von dem im vorangestellten Kapitel ausgeführtem Forschungs-
gegenstand sind folgende Bereiche von Alltags- oder veralltäglichtem Handeln 
relevant: Politik, Konsum, Identität und Wissen. Gerade letzterem kommt aus 
praxeologischer Perspektive herausragende Bedeutung zu, einerseits, da Prakti-
ken als Wissen in actu im Zentrum der Aufmerksamkeit stehen, andererseits 
unterliegt Wissen im Kontext der Digitalisierung selbst einem Wandlungspro-
zess, der seinerseits Auswirkungen auf das politische Feld wie auf das des Mark-
tes hat. An einigen Stellen wurde nun schon auf das durch digitale Modi der 
Kommunikation und Interaktion veränderte Verhältnis von Konsumenten und 
Unternehmen, von politischen Experten und Laien hingewiesen. Wie sich diese 
veränderte Verhältnis aber konkret beschreiben lässt und wie neue Formen digi-
taler Informationspraktiken in körperliche Wissenspraktiken übersetzt oder inte-
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griert werden, blieb bislang unklar. Deshalb steht zu Beginn dieses Kapitels eine 
nähere Bestimmung des Wissensbegriffs, insbesondere dessen Abgrenzung zum 
Begriff der Information. Daran schließt die Erarbeitung einer praxeologischen 
Perspektive auf politisches und konsumptives Handeln als alltagsgebundener 
Praxis an. Um sich weiter der Frage zu nähern, wie politische Konsumentinnen 
in ihrem Alltag zwischen Verbraucher- und Gemeinwohl vermitteln, wird einer-
seits auf Identität als Vermittlungsinstanz zurückgegriffen und diese konzeptio-
nell dargelegt, andererseits wird, um dem Entwicklungs- bzw. Wandlungscha-
rakter des Forschungsgegenstands Rechnung zu tragen wie er durch Begriffe wie 
Politisierung und Digitalisierung nahe gelegt wird, ein prozessuales Verständnis 
von Autonomie erarbeitet. 

 
 

WISSEN 
 
Die vor allem durch Mannheim begründete Schule, an deren methodologischem 
Fixpunkt die Dokumentarische Methode steht, unterscheidet zwischen zwei Wis-
sensformen, dem „impliziten Wissen“, welches handlungsleitend und hand-
lungspraktisch ohne bewusste Steuerung in Aktion tritt und dem „expliziten Wis-
sen“, welches bewusst zur Verfügung steht (Bohnsack 2011: 137f). In der Lesart 
der praxeologischen Wissenssoziologie wird entsprechend zwischen konjunkti-
vem und kommunikativem (analog zu implizitem und explizitem) Wissen unter-
schieden. Das kommunikative Wissen kann als eine Art operatives Steuerungs-
wissen übersetzt werden, indem es der im Sinne von Agency bewussten, inten-
tionalen zielgerichteten Handlung folgt, deren Motive und jeweilige Logik rela-
tiv problemlos sprachlich zum Ausdruck gebracht werden können (vgl. ebd.: 
137). 

Zu unterscheiden ist die praxeologische Wissenssoziologie damit von dem 
phänomenologischen Ansatz von Alfred Schütz, der sich in seiner Analyse nur 
auf die zweite Wissensebene des explizit zugänglichen Wissens im zweckratio-
nalen Handeln konzentriert, dabei aber dessen Vor-Strukturierung durch das in-
dexikalische Wissen als geteilten Wissensbestand ausklammert. Dies ist mitunter 
auch durch das nicht gelöste Problem des Fremdverstehens begründet (ebd.: 
137–138). Da in der praxeologischen Wissenssoziologie davon ausgegangen 
wird, dass der (wissenschaftliche) Interpret nicht über höhere Verstehensleistun-
gen verfügt als der beobachtete Akteur, hat folglich die Analyse den Fokus auf 
das beobachtbare „Wie“  anstatt auf das extern konstruierte, womöglich askri-
bierte „Warum“ zu legen. Während die Diskursanalyse vorrangig die Wissens-
produktion und -hierarchien in Expertensystemen untersucht, stellt die Analyse 
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diskursiver Wissenspraktiken im Alltag bislang eine theoretische Leerstelle dar 
(vgl. Waldschmidt et al. 2009: 167): 
 
„Auf der einen Seite haben sich Diskurstheorie und -analyse bislang nur ansatzweise mit 
Alltagswissen beschäftigt, und zwar offensichtlich deshalb, weil alltagsweltliches Spre-
chen im engeren Sinne keine öffentliche Rede darstellt und somit nicht als bedeutungsvol-
le, d.h. auch mächtige und einflussreiche Diskursformation gilt. Auf der anderen Seite 
bringt die Soziologie des Alltagswissens kein großes Interesse für Macht Wissen Prozesse 
auf; sie tendiert dazu, den Machtwillen im alltäglichen Handeln zu ignorieren.“ (Ebd.: 
166–167) 
 

Diese Leerstelle spiegelt sich auch in der bislang vernachlässigten Forschung zu 
Praktiken des diskursiven Konsums im Social Web wieder. Dabei wird ein Er-
fahrungswissen über alltägliche Problemstellungen zum Ausdruck gebracht, 
welches durch seine Veröffentlichung in digitalen Kommunikationsräumen 
einerseits nicht dem Kriterium öffentlicher Rede entspricht, andererseits jedoch 
kaum mehr dem Bereich des Privaten zugeordnet werden kann. Um solche For-
men diskursiver Wissensproduktion zu untersuchen, schlagen Waldschmidt et al. 
eine Fortentwicklung der Diskurstheorie unter Einbeziehung der Theorie von 
Berger/Luckmann vor. Sie operationalisieren den Wissensbegriff, indem sie zwi-
schen Wissensinhalten als Wissen über die Beziehung zwischen Objekten und 
Dingen und Wissensformen als Wissen über die Aneignung und Verwendung 
der Inhalte unterscheiden (vgl. ebd.: 168). Wissensinhalte beziehen sich damit 
auf ein eher theoretisches Wissen, während Wissensformen stärker den Bereich 
der konkreten Anwendung der Wissensinhalte fokussiert. Der Begriff der Wis-
sensformen schließe ihrer Auffassung nach direkt an den von Schütz/Luckmann 
(2003) geprägten Begriff des Erkenntnisstils an, der wiederum an Erfahrung und 
Erleben im Alltag anknüpft (vgl. ebd.: 169). 

Im Rahmen ihrer diskursanalytischen Untersuchung eines webgestützten 
Modellprojekts zum Umgang mit und Wissen über Bioethik stießen Wald-
schmidt et al. auf den Befund, dass entgegen ihrer Erwartung die Beteiligten des 
Onlineforums weniger Expertenwissen in die Diskussion einbrachten als viel-
mehr Wissen, das auf alltäglicher Erfahrung basierte. Entsprechend beschlossen 
sie, diesen Aspekt in ihrer Studie weiter zu verfolgen und dabei zunächst zu 
einer genaueren Konzeptualisierung zu kommen, was unter Alltagswissen zu 
verstehen sei (vgl. ebd.: 167). In ihrer Konzeptualisierung unterscheiden die Au-
toren, angelehnt an die oben angeführte Unterscheidung zwischen Wissensfor-
men und Wissensinhalten, zunächst zwischen Wissensformen und Wissensbe-
ständen, also Formen der Aneignung und Verwendung von Wissen einerseits 
und den Daten, die angeeignet werden. Eine Information stellt ein dem Akteur 
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unbekanntes oder neues Datum dar, das durch dessen Verarbeitung zum Wissen 
werden kann: 

 
„Die Konfrontation mit dem Unbekannten bietet die Chance, (neu) Erlebtes zu einer be-
wussten und zugleich gewussten Erfahrung zu machen. Somit sind auch Erkenntnisstile 
wandelbar; im Prozess des Wissenserwerbs wird immer auch neues Wissen hervorge-
bracht.“ (Ebd.: 170) 

 
Bezogen auf Konsum könnte ein potenzieller Wissensinhalt z.B. die Information 
sein, dass der regelmäßige Verzehr von Brokkoli das Risiko einer Prostataer-
krankung senkt. Damit ließen sich Wissensbestände thematisch typologisieren, 
bspw. hier in Wissensbestand „gesundheitsfördernde Ernährung“. Die Aneig-
nung könnte nun auf verschiedene Weisen vonstattengehen: Z.B. im Rahmen 
eines Volksschulkurses zu gesunder Ernährung, als Resultat einer Zeitschriften-
lektüre oder als Ratschlag eines Bekannten. Hier ließen sich als Typen von Wis-
sensaneignung professionell-orientierte Weiterbildung, autodidaktische Weiter-
bildung oder nicht-standardisierte soziale Interaktion ausmachen. Dabei ist aller-
dings noch nicht geklärt, wie und ob überhaupt erworbenes Wissen in Handlung 
umgesetzt, also zur Verwendung kommt. Denn das Problem einer ausschließlich 
die diskursive Ebene von Wissen in den Blick nehmenden Perspektive ist, dass 
sie lediglich Aussagen über die Wissensbestände und die Art und Weise, wie 
diese verhandelt werden treffen kann. Der Bereich der Aneignung von Wissen, 
der über die bloße Lektüre von oder Unterhaltung über bestimmte Inhalte hi-
nausreicht, ist letzten Endes ein körpergebundener Prozess, was also die Einbe-
ziehung der Handlungsebene offline erforderlich macht. Auch Berger und 
Luckmann betonen diesen Aspekt und verweisen darauf mit dem Begriff der 
„aktuellen Reichweite“ in Abgrenzung zur „potentiellen Reichweite“ (Ber-
ger/Luckmann 2008: 70f). Nicht jede Information wird zum Bestandteil des All-
tagswissens, was aufgrund der Fülle an Informationen auch eine kaum praktikab-
le Integrationsleistung darstellen würde. Deshalb gilt es, sowohl den Prozess der 
Selektion relevanter Information näher beschreiben zu können wie auch den sich 
daran anschließenden Integrationsprozess. Denkbar wäre hier, dass es zu einer 
experimentellen, also zunächst versuchsweisen Umsetzung kommt, die bei Be-
währung erfolgreich in das Repertoire sozialer Praktiken übernommen wird. Mit 
dieser Überlegung ist man schließlich wieder bei der praxeologischen Wissens-
soziologie angelangt, die soziale Praktiken als Ergebnis und Ausdruck von Wis-
sensinhalt und Wissensaneignung fasst, den Prozess der Informationsverarbei-
tung selbst jedoch nicht in den Blick nimmt. Auf diese Weise wird der sozialen 
Strukturierung von potenziellen Wissensinhalten und der darauf folgenden un-
gleichen Aneignung nicht Rechnung getragen. Denn Interesse an Information 
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und Fähigkeit zur Verarbeitung sind immer abhängig von der sozialen Position 
des Akteurs. Darüber hinaus ist aber das bereits vorhandene Wissen entschei-
dend bei der Auswahl weiterer Informationen. Die soziale Position des Akteurs 
und die Struktur des inkorporierten kulturellen Kapitals müssen also mitberück-
sichtigt werden, um die unterschiedlichen Aneignungsformen auch als Ausdruck 
sozialer Ungleichheit interpretieren zu können. 

In Anlehnung an Schütz/Luckmann gehen Waldschmidt et al. von einem 
Passungsverhältnis von bereits inkorporierten Wissen und Information aus. Ent-
scheidend für die Auswahl von Information seien Relevanz und die aktuelle Si-
tuation (vgl. Waldschmidt et al.: 169f). In einem erweiterten Verständnis könnte 
man den Aneignungsprozesses zunächst so beschreiben, dass das neue Wissen 
und die mit ihm einhergehende neue Praktik in einem adäquaten Passungsver-
hältnis zur bestehenden Praxis stehen müssen. Damit sei der Bereich individuel-
ler Relevanzsetzungen (und die Probleme ihrer Erforschung) insofern transzen-
diert, als die jeweilige soziale Situiertheit der Praxis und ihres Akteurs als De-
terminanten der Auswahl und Verarbeitung von Wissen in den Blick genommen 
werden (vgl. ebd.). Obwohl auf rein praktischer Ebene der Überlegung von 
einem Passungsverhältnis zuzustimmen ist, ergibt sich daraus die Schwierigkeit, 
diese Relevanzen näher zu bestimmen und zu erklären. Trotz ihres Anliegens, 
eine stärker praxeologische Form der Diskursanalyse zu entwickeln, halten die 
Autoren an den verschiedenen Modi von Erkenntnisstilen fest (vgl. 171f). Dabei 
ist es eben die Unterscheidung zwischen zwei Modi von Erkenntnisstilen, die die 
praxeologische Kritik begründet. Von ihrem Standpunkt aus wird angezweifelt, 
dass der Sozialforscher mittels Distanz und Abstraktionsvermögen den Sinnge-
halt „besser“ als die Akteure selbst dechiffrieren könne. Stattdessen müsste wis-
senschaftliche Analyse selbst als soziale Praktik verstanden werden, die unter 
demselben Handlungsdruck steht und ebenso sozial strukturiert ist (auch in 
ihrem Erkenntnisstil) wie jede andere soziale Praxis auch. 

Obgleich hier nicht vorbehaltlos der Differenzierung von Erkenntnisstilen 
zugestimmt werden kann, erscheint eine Unterteilung in Wissensbestände, die 
mittels konkreter Erfahrung angeeignet werden und solchen, die zum Beispiel 
objektiviert als Text verarbeitet werden (können), sinnvoll. Diese Art von Wis-
sensbestand muss aber nicht ausschließlich als wissenschaftlich bezeichnet wer-
den. In Anlehnung an Stehr (2003) führen Waldschmidt et al. diesbezüglich aus, 
dass wissenschaftliches Wissen durch seine Unsicherheit gekennzeichnet sei, je-
derzeit revidierbar sei, was es nur in der Wissenschaft sein könne, da der Hand-
lungsdruck des Alltags die Unsicherheit ausschalte: 
 
„Für Stehr (2003, 26) liegt das Hauptgewicht der Auseinandersetzung auf dem 
,objektivierten‘ Wissen als einer ,kulturellen Ressource‘. Dieses Wissen mache insbeson-
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dere in Gesellschaften, die über Sprache, Schrift, Druck und Datenspeicher verfügen, 
einen direkten Kontakt zu den Dingen, Fakten, Regeln nicht mehr zwingend notwendig; 
vielmehr funktioniere es allein in Beziehung zu bereits vorhandenem Wissen.“ (Wald-
schmidt et al. 2009: 172) 
 

Gerade diese Differenzierung ist aber nicht unproblematisch: Wenn von vornhe-
rein von der Revidierbarkeit von Wissen ausgegangen wird, verliert man damit 
das entscheidende Kriterium, um Wissen überhaupt noch bestimmen zu können. 
Ob Wissen Wissen – also in irgendeiner Art und Weise wahr ist – zeigt nur die 
Praxis. Potenzielles Wissen kann im besten Fall als Theorie bezeichnet werden 
(und bestimmte Annahmen über den Zusammenhang von a und b zu haben, ist 
nicht auf die wissenschaftliche Praxis beschränkt). Andererseits erscheint die 
Trennung in Erfahrungswissen und objektiviertes Wissen aus Gründen einer 
weitergehenden Systematisierung als sinnvoll. Es könnte sogar sinnvoll sein, 
Theorie als weiteren ‚Aggregatzustand‘ von Wissen zu berücksichtigen. Damit 
könnte potenzielles Wissen beschrieben werden, das erst noch in der Praxis ge-
testet werden bzw. sich bewähren muss. 

 
Mediatisierung der Wissensproduktion 
 
Tina Guenther und Jan Schmidt (2008) machen sich bei ihrer Untersuchung von 
Wissensproduktion im Web 2.0 ebenfalls einen kombinierten wissenstheoreti-
schen Zugang zunutze. Um gegenwärtige Entwicklungen im Internet und insbe-
sondere die Nutzung von Social Software zu erforschen und einen ersten Aus-
blick auf das Verhältnis von offline und online vorhandenen Wissensvorräten zu 
geben, greifen sie auf die phänomenologische Wissenssoziologie von Ber-
ger/Luckmann und Schütz/Luckmann sowie Habermas’ Diskurstheorie des 
kommunikativen Handelns und den praxeologischen Ansatz zurück. Die Autoren 
verfolgen die These, dass im Zusammenwirken der Prodnutzer (vgl. Bruns 2008) 
verschiedene Wissenstypen erzeugt werden (vgl. Guenther/Schmidt 2008: 
167ff). Das im Zuge der netzbasierten Kommunikation eingespeiste Wissen re-
sultiere dabei häufig aus der Offline-Lebenswelt der Akteure, da gewisse Routi-
nen, Typisierungsmuster und Relevanzstrukturen a priori vorhanden sind bzw. 
ausgebildet werden. Zum Teil würden diese unterschiedlichen Kategorien von 
Wissen jedoch auch erst in der Netzinteraktion gebildet und wirkten dann ihrer-
seits wieder auf Handlungen und Handlungsentscheidungen in Offline-
Kontexten ein, wo sie ihrerseits dazu beitragen, den Offline-Wissensvorrat zu 
erweitern und zu verändern: 
 
„So übertragen einerseits die aktiven Nutzer ihr Wissen, ihre Handlungsfähigkeiten und 
ihre Wahrnehmungsmuster ins Netz, andererseits erhöhen sie durch die soziale Praxis des 
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Internetgebrauchs dessen soziale und kulturelle Relevanz. Prodnutzung trägt daher, wie zu 
zeigen sein wird, maßgeblich zum Verschwinden der Trennung zwischen Online- und 
Offlinewelt bei.“ (Ebd.: 168) 
 

Als Web 2.0 beschreiben die Autoren eine Vielzahl von partizipatorisch ausge-
richteten Internet-Anwendungen wie Communitys, Foren, Bewertungssysteme 
mit denen teils eine Kommerzialisierung (vgl. u.a. Meckel 2013) verbunden ist, 
wenn es um die Verwertung von User-Generated-Content (UGC) zur Profitstei-
gerung von Unternehmen geht. Jedoch sei diese Entwicklung keineswegs so neu 
wie es in der gegenwärtigen Literatur dargestellt würde, sei das Internet doch 
von Beginn an auf egalitäre Kommunikationspraktiken ausgelegt. Jedoch sei in 
den letzten Jahren, insbesondere durch die Verbreitung von Breitbandanschlüs-
sen sowie die Entwicklung benutzerfreundlicher Oberflächen, die Nutzung von 
Interaktionsangeboten im Netz einer sehr viel größeren Menge an Personen, die 
auch weniger technikaffin sein müssen, stark angestiegen. Das führe zu anderen 
Nutzungspraktiken, die der Prodnutzung einen besonderen Stellenwert geben 
(vgl. Guenther/Schmidt 2008: 169). Prodnutzung sei nun vor allem durch vier 
Merkmale charakterisiert (vgl. Guenther/Schmidt 2008: 170ff): 

 
• Nur noch analytische Unterscheidbarkeit von Produktion und Konsumption, 
 die in der Praxis ineinander aufgehen. 
• Kollaborativ, öffentlich und prinzipiell unabgeschlossen (als öffentlich werden 
 solche Formen der Prodnutzung verstanden, die ohne strenge, formale Mit
 gliedervorschriften auskommen, ein Gegenbeispiel wäre die Lehr- und Lern
 plattform Moodle, für die Studierende eine von der Universität vergebene Be-
 nutzerkennung brauchen, um sich anzumelden). 
• Einspeisung sozial relevanter Strukturinformationen, Kulturtechniken und kul-
 turell überformter Wahrnehmungsmuster ins Internet. 
• Herausforderung etablierter Vorstellungen von Wissen als Eigentum und Pro-
 dukt. 

 
Im Kontext der Kommerzialisierung des Internets stellen die Autoren vier Stra-
tegien vor, mittels derer Unternehmen versuchen, Nutzen aus UGC zu ziehen. 
Diese reichten von Formen der Kooperation, bei der beide Parteien profitieren, 
zu Formen der Ausbeutung, bei der sich Unternehmen auch der Besitzrechte an 
den kreativen Eigenleistungen der User bemächtigen und sie entsprechende Nut-
zerbestimmungen unterzeichnen lassen. Insgesamt werden unterschieden: 

 
• Harnessing the Hive: Prodnutzte Produkte werden verwendet, aber die Rechte 
 bleiben beim Prodnutzer. 
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• Harvesting the Hive: Prodnutzte Produkte werden gesammelt und in anderen 
 Kontexten wieder veröffentlicht (z.B. Sammlung aus Weblogs als Buchpubli-
 kation). 
• Harboring the Hive: Bemächtigung von UGC mittels des Aufkaufs der Platt-
 formen (bspw. so geschehen bei flickr, youtube, studivz). 
• Hijacking the Hive: Hier müssen die User ihre Eigentumsrechte an ihren In-
 halten abtreten, um die Plattform (weiter) nutzen zu dürfen. 

 
Aus Sicht einer phänomenologischen Wissenssoziologie seien laut der Autoren 
folgende Aspekte wichtig: Die soziale Wirklichkeit ist durch regelmäßige Inter-
aktion konstruiert, obwohl sie sich dem einzelnen als objektiv, unverrückbar und 
den eigenen Handlungsspielraum begrenzend darstellt (vgl. ebd.: 173). Der ge-
meinsame und als verbindlich empfundene Wissensvorrat einer Gesellschaft re-
sultiert aus Prozessen der Institutionalisierung (hierzu zählen Habitualisierung, 
Sedimentation, Repräsentation von sozialen Rollen, Integration bzw. Segmenta-
tion, Reifizierung und Tradition), der Sozialisation und der Legitimation. 
Gegenüber diesem kollektiv verfügbaren und geteilten Wissensbestand stehen 
die Strukturen der Lebenswelt und deren Wissensvorrat, die sich aus der unmit-
telbaren subjektiven Erfahrung der Akteure bilden. Wissen in Form von Routi-
nen, Typisierungen und Relevanzstrukturen sind Voraussetzung für die Hand-
lungsfähigkeit eines Akteurs. Diesen Kategorien von Wissen stehen im Web 2.0 
Typen von Wissen gegenüber, die die Autoren in Content, also jeglichen einge-
speisten Inhalt, in Text, Audio- oder Videodatei, Code (damit wird die Software 
bezeichnet, die zur Eingabe und Verarbeitung der Daten notwendig sind) und 
Metadaten (Daten über Daten wie z.B. TAGS) aufteilen. An jedem Wissenstyp 
kann im Web 2.0 Kritik geübt werden, was wiederum zur Entwicklung, Verbes-
serung und Erweiterung des Wissensvorrats beiträgt. Kritik, die den Content 
adressiert, richtet sich vor allem am Wahrheitsgehalt von Aussagen aus, wobei 
auch Formen ästhetischer, therapeutischer (Authentizität) und natürlich morali-
scher Kritik häufig vorkommen. Kritik in Bezug auf Code problematisiert die 
Unzulänglichkeit der Software, den Zweck, zu dem sie programmiert wurde, zu 
erfüllen. Hier geht es primär um Kriterien der Wirksamkeit zur Erreichung von 
Handlungszielen. Ähnlich können Metadaten kritisiert werden, wenn sie nicht 
mehr dazu nützen, Wissensorganisation zu gewährleisten. Dies sei bspw. bei 
einem TAG der Fall, der widersprüchliche oder nicht zusammengehörige Inhalte 
miteinander verknüpfte (ebd.: 179). Leider gehen die Autoren nach diesen sehr 
interessanten Ausführungen nur kurz auf ihre empirischen Erkenntnisse ein. Sie 
resümieren, dass die Funktion von Weblogs für Nutzer das Identitäts-, Bezie-
hungs- und Wissensmanagement (vgl. ebd.: 180) sei, allerdings könnten diese 
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Funktionen durchaus auch auf andere Anwendungen im Social Web übertragen 
werden, bspw. soziale Netzwerke wie Facebook. Um die Wirksamkeit von Web-
logs oder besser, das Verhältnis von Online- und Offline-Medien zu veranschau-
lichen, nennen Guenther und Schmidt den Bildblog, der die Berichterstattung der 
Bild-Zeitung kritisch begleitet und Hintergrundinformationen zu den Reportagen 
liefert. Es gibt jedoch noch weitere Beispiele für die direkte Verknüpfung von 
Online und Offline-Medien. So haben einige Zeitungen und Zeitschriften längst 
damit begonnen, Blogs von ihrer Webseite in der Zeitung abdrucken zu lassen, 
nicht zu vergessen die zunehmende Integration von Email-, Blog- oder Live-
Chat-Kommentaren von Nutzern in Talkshows, Radiosendungen etc. 
 
„Dadurch [Mechanismen der öffentlichen Kritik, Entfaltung emanzipativer und subversi-
ver Potenziale, Anm. K.W.] wird das neue Netz einerseits sozial relevanter, weil es mit 
Strukturdaten und kulturell überformten Relevanzstrukturen aufgeladen wird. Andererseits 
wird es handlungsrelevanter, weil sich die Erstellung von Content, Code und Metadaten 
an praktischen Gebrauchserfordernissen der Wissensorganisation im Alltag orientiert. Die 
Wissensvorräte im Netz knüpfen also immer besser an die lebensweltlichen Erfahrungen, 
Wissensbedürfnisse, Problemdefinition und Problembewältigungsstrategien der Nutzer an. 
Es ist diese aus der alltäglichen Praxis gespeiste Vielzahl und Heterogenität von Wissen, 
die dem Word Wide Web neue Impulse verleihen.“ (Ebd.: 185) 
 

Diese Überlegungen können zu der These zusammengeführt werden, dass die 
bislang sowohl in der diskursanalytischen wie der phänomenologischen Lesart 
von Wissen enthaltene Trennung von Alltagswissensbeständen und Experten-
wissen in digitalen Interaktionsräumen an Bedeutung verliert. Als ein Beleg 
dürfte wohl gelten, dass das meist-genutzte Lexikon – Wikipedia – vornehmlich 
von Laien mittels kollaborativer und fortdauernder Zusammenarbeit erzeugt 
worden ist und wird. Dass es bei Diskussionen um das Wissen über Bioethik den 
Beteiligten ebenfalls weniger um so genanntes Expertenwissen als um Erfah-
rungswissen ging, verweist zudem darauf, dass die Regeln wissenschaftlicher 
Erkenntnis als nicht weniger verlässlich wahrgenommen werden als der konkrete 
Praxistest. Und wenn die Trennung von Alltagswissen und Expertenwissen an 
Bedeutung verliert, müsste dann nicht in gleicher Weise die Hierarchie zwischen 
Laie und Experte flacher werden – zumindest in sozialen Welten, die entweder 
in großen Teilen Überschneidungen mit der Alltagswelt aufweisen oder für diese 
Alltagswelt von besonderer Relevanz sind? 

 
Intersektionalität 
 
Die Erwähnung von Intersektionalität als einem der signifikantesten Merkmale 
der Digitalisierung erfolgt in dieser Arbeit keineswegs zufällig. Was im Ab-
schnitt „Intersektionale Identität“ als Intersektionalität der subjektiven Autono-
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mie verhandelt wird, findet seine Entsprechung in der zunehmenden Intersektio-
nalität von sozialen Welten. Das hybride Neben- und Übereinander von sozialen 
Welten verlangt vom Subjekt eine ähnliche Ordnungsleistung wie die Reflexion 
über den Ursprung seiner diversen habitualisierten Präferenzen und Deutungen. 
Die Schwierigkeit besteht jedoch darin, im Mischungsverhältnis der Repräsen-
tanten unterschiedlicher sozialer Welten noch deren Ursprung auszumachen. 
Krotz (2007) bleibt an diesem Punkt vage, wenn er von vielen Situationen 
spricht, die sich in digitalen Räumen überlappten. Zumindest gibt er einen Hin-
weis darauf, um welche soziale Welten es sich primär handeln könnte: Anbieter 
von Medieninhalten müssten ihre Produkte verkaufen und Kunden werben, wes-
halb die soziale Welt des Marktes unumstößlicher Bestandteil der auf den Ver-
trieb von Medieninhalten angelegten Medien ist. Das gilt entsprechend für das 
World Wide Web, das erst im Zuge seiner Kommerzialisierung das kommunika-
tive Potenzial entfaltete, das seine Vordenker seit seinen Anfängen anvisierten. 
Dennoch lebt das Ideal des egalitären Austauschs von Informationen und Erfah-
rungen in zahlreichen Projekten weiter und entfaltet auf diese Weise ebenfalls 
einen erheblichen Einfluss wie der vorangehende Abschnitt gezeigt hat. Doch 
findet nicht alle und vermutlich sogar die wenigste Kommunikation im Internet 
über freie Netze statt, sondern ist meist eingebettet in Infrastrukturen von Anbie-
tern, die ein ökonomisches Interesse verfolgen. Prozesse der Intersektionalisie-
rung sind per se jedoch nicht auf Digitalisierung angewiesen wie das Beispiel 
des politischen Konsums als Hybrid aus Markt und bürgerschaftlichem Engage-
ment demonstriert. Doch ist nicht von der Hand zu weisen, dass der Zugang zu 
Information und der Austausch mit anderen über unternehmerisch gestaltete so-
ziale Netzwerke als enorme Erweiterung des Handlungs- und Erfahrungsspiel-
raums politischer Konsumenten gesehen werden muss: Da es laut Schütze 
(2002) Kommunikation ist, die eine soziale Welt ausmacht, wird die sozialen 
(Sub-)Welt des politischen Konsums durch die Digitalisierung und der Ermögli-
chung von Kommunikation zwischen Konsumenten entscheidend dynamisiert. 
Unklar ist jedoch, wie sich die Vermittlung von Markt und Engagement in digi-
talen Kommunikationsräumen darstellt, verfolgen die beteiligten Akteure doch 
nicht zwangsläufig dieselben Interessen. Trotzdem, so die bisherigen Befunde, 
scheint sich die Zusammenarbeit von Internetnutzern und Unternehmen weitge-
hend konfliktlos zu gestalten (Lamla 2010b: 13). Um das Verhältnis von Kapita-
lismus und Kultur im Internet systematisch analysierbar zu machen, stellt Lamla 
vier Thesen auf, anhand derer sich das Verhältnis von Kapitalismus und Kultur 
im Web 2.0 bestimmen lässt: Während mit Bezug auf die Homologiethese von 
einer Wahlverwandtschaft von Markt und Kultur ausgegangen werden kann, da 
sie letztlich denselben Prinzipien des profitmaximierenden Gabentauschs folgen 
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(ebd.: 20), können Kolonialisierungsversuche von Kultur durch den Markt im 
Sinne der Fragmentierungsthese verstanden werden. Die kulturelle Wertschöp-
fung engagierter Konsumenten wird als Crowdsourcing (statt Outsourcing) zu 
Werbe- und Marketingzwecken abgegriffen; der Markt nimmt in diesem Ver-
hältnis eine dominante Position gegenüber der domestizierten Kultur ein (ebd.: 
21). Mit der Kopplungsthese werden Markt und Kultur als koexistente aber prin-
zipiell unvereinbare Formen der Wertschöpfung interpretiert, die jedoch wech-
selseitig voneinander profitieren können, insofern es zu einer Vermittlung (bspw. 
über technische Agenten) kommt (vgl. ebd.). In der Aushandlungsthese findet 
die Widerständigkeit von Kultur wie der Kulturschaffenden Beachtung, die die 
leitenden Prinzipien des Marktes infrage stellen und nicht zuletzt gerade über die 
ihnen zur Verfügung gestellten Kommunikationskanäle ihre Gegenentwürfe zur 
Diskussion anbieten. Während sich Verbrauchercommunitys (Lamla 2008) und 
Markengemeinschaften (Pfadenhauer 2009) als Intersektionen von Markt und 
Kultur in Untersuchungen bislang entweder als fragmentiert oder homolog und 
eher aushandlungsarm zeigten, stellt sich die Frage, ob mit der Intersektion von 
Markt, Kultur und Politik die Hegemonie des Marktes nicht stärker infrage ge-
stellt wird. Wie in der Studie von Günther und Schmidt gezeigt wurde, trägt die 
Individualisierung von Wissensproduktion im Web 2.0 dazu bei, die Grenzen 
zwischen online und offline insofern aufzulösen, als digital-diskursive Wissens-
bestände eher Bestandteil von Praktiken offline werden als das bei Informations-
praktiken vom Typ Web 1.0 der Fall war. Zu erinnern ist in dem Kontext an die 
Studie von Dimitrova et al., wo nachgewiesen wurde, dass politische Social-
Web-Kommunikation im Vergleich zu anderen politischen Informationsprakti-
ken wie der Zeitschriftenlektüre, ungleich stärker dazu beiträgt, Politisierungs-
prozesse anzustoßen. Insofern könnte die Digitalisierung politischen Konsums 
zur Generierung spezifischer verbraucherpolitischer Wissensbestände führen, die 
Verbraucher- und Bürgerwissen miteinander koppeln. Auf diese Weise enthielte 
das Social Web ein Bildungspotential, was sich aus der Heterogenität der betei-
ligten Akteure und seiner Arenen ermöglichenden Infrastruktur unter Bedingun-
gen egalitärer Teilhabe und -nahme entfalten kann. Gleichzeitig böte ein solch 
kollaborativer Bildungsraum die Möglichkeit für Konsumenten, sich ihrer – auch 
politischen – Kompetenz in Problemkontexten zu vergewissern, in denen sie als 
Experte auftreten können. 

Zur Skizzierung dieses potenziellen Bildungsraums eignet sich die Perspek-
tive Sozialer Welten (Strauss 1991), wie sie von verschiedenen Autoren gerade 
für die Erforschung von Internet bezogenen Fragestellungen nahe gelegt wurde 
(z.B. Strübing 2006, Lamla 2010a). Eine soziale Welt stellt einen speziellen In-
teraktions- und Kulturraum dar: Speziell insofern als die kommunikative Interak-
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tion auf ein gemeinsames Anliegen bezogen ist. Aus der kollektiven Deutung 
dieses Anliegens ergeben sich konkrete Handlungsempfehlungen (Kernprakti-
ken), die unter einem Schlagwort wie bspw. „strategischem Konsum“ zusam-
mengefasst werden können. Nun ist es jedoch keineswegs so, dass die kollektive 
Deutung und Sinnzuschreibung fixiert und festgeschrieben sei, im Gegenteil tra-
gen Soziale Welten und ihre Teilnehmer modernen Wissensgesellschaften durch 
ein hohes Maß an Integration neuen Wissens und Reflexivität, z.B. in Bezug auf 
Ereignisse wie Bioskandale Rechnung (Schütze 2002). Insofern muss die Deu-
tung eines Problems und die Legitimität und Authentizität der darauf bezogenen 
Praktiken als fortlaufender Prozess gedacht werden, der im Rahmen von Binnen-
arenen als Raum der Aushandlung und Systematisierung stattfindet. Eine funk-
tionierende Binnenarena trägt zur Stabilisierung, Legitimierung und Weiterent-
wicklung der sozialen Welt bei: Die Auseinandersetzungen der beteiligten Ak-
teure haben – gerade wenn es sich wie im Fall politischen Konsums um Vertreter 
unterschiedlicher Muttersozialwelten handelt, die sich in einem bestimmten 
Themenbereich überschneiden und so eine gemeinsame soziale Teilwelt konsti-
tuieren – innovatives Potenzial. Kann nun in der Zusammenarbeit von heteroge-
nen Sozialweltvertretern in Binnenarenen der (Teil-)Sozialwelt „politischer Kon-
sum“ das innovative Potenzial an sich gesehen werden, darf dabei nicht unbe-
rücksichtigt bleiben, dass die Zusammenarbeit zur Beteiligung höchst unter-
schiedliche Akteure: Konsumenten, Unternehmen, NGOs, Personen des öffentli-
chen Lebens führt, weshalb es sinnvoll erscheint, von einer Intersektion unter-
schiedlicher sozialer Welten in einem Teilbereich zu sprechen: Die Vertreter 
einer sozialen Welt bleiben dabei den Denktraditionen und Leitideologien ihrer 
Muttersozialwelt treu, sind aber zu Kompromissen bereit, um gemeinsam mit 
den anderen ihr Anliegen voranzutreiben, das durch die Teilsozialwelt „politi-
scher Konsum“ definiert wird. Die Definition der Kernpraktik einer sozialen 
Welt durch heterogene Akteure stellt immer auch eine Aushandlung um Deu-
tungsmacht dar: Arenen erzeugen Gewinner- und Verlierer, weil es sich hierbei 
letztlich um Machtkämpfe handelt (vgl. Lamla 2010b: 14). 

 
Der gut informierte Bürger 
 
… ist ein Konzept von Alfred Schütz (1946), das entgegen seines Erscheinungs-
datums kaum an Aktualität eingebüßt hat. Ganz im Gegenteil stellt das Problem 
der Identifizierung der für das eigene Leben relevanter Themen, an denen sich 
ein potenzielles Engagement ausrichten könnte, die Kernfrage bürgerschaftli-
chen Handelns in mediatisierten Welten dar. Schütz` Akteur lebt in einer sozia-
len Welt, seiner Lebenswelt, von der er weiß, dass sie sich ihm nie vollkommen 
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erschließt. Er ist zwar – wie jeder – in der Lage, sich einen gewissen Vorrat an 
Wissen praktisch oder kognitiv anzueignen, aber was ihm nicht gelingt, ist die 
vollständige Integration der unterschiedlichen Wissensbestände. Die Wissensbe-
stände der unterschiedlichen Wissenssysteme (Expertensysteme mit Giddens) 
können sogar in ihren Aussagen einander widersprechen. Diese Widersprüch-
lichkeit der unterschiedlichen Wissenssysteme deutet Schütz als das Ergebnis 
ihrer erfolgreichen und fortschreitenden Differenzierung: 
 
„There is a stock of knowledge theoretically available to everyone, built up by practical 
experience, science, and technology as warranted insights. But this stock of knowledge is 
not integrated. It consists of a mere juxtaposition of more or less coherent systems of 
knowledge which themselves are neither coherent nor even compatible with one another. 
On the contrary, the abysses between the various attitudes involved in the approach to the 
specialized systems are themselves a condition of the success of the specialized inquiry.“ 
(Schütz 1946: 463) 
 

Dies betreffe aber nicht nur verschiedene Wissenssysteme, die im strengeren 
Sinne „wissenschaftlich“ sind, sondern auch den Lebensbereich, der durch die 
Verfolgung „praktischer“  Interessen gekennzeichnet sei. Hier sei es nicht wich-
tig, das Warum und Wie der Handlung zu begründen, solange die Handlung zum 
gewünschten Handlungsziel hinreiche (vgl. Giddens 1995: 40f). 
 
„Where our practical interests predominate we are satisfied with our knowledge that cer-
tain means and procedures achieve certain desired or undesired results. The fact that we do 
not understand the Why and the How of their working and that we do not know anything 
of their origin does not hinder us from dealing undisturbed with situations, things, and 
persons.“ (Schütz 1946: 463) 
 

Dieses unbegründete oder wissenschaftlich/kognitiv nicht abgesicherte Wissen, 
welches man als Erfahrungswissen oder praktisches Wissen bezeichnen könnte, 
überträgt Schütz im nächsten Schritt seiner Argumentation auf die soziale Welt. 
Gerade hier verlasse sich der Akteur auf sein praktisches Wissen, um seinem 
Handeln Erwartungssicherheit und praktischen Sinn zu verleihen. Er kann von 
seinem eigenen Erfahrungswissensbestand darauf schließen, dass sein Gegen-
über diesen Wissensbestand teilt und deshalb seine Handlungen korrekt dekodie-
ren kann. Hier nun aber nimmt Schütz eine Einschränkung vor: Denn der Erfah-
rungswissensbestand zweier Akteure sei nie kongruent. Diese Tatsache bezeich-
net Schütz als die soziale Verteilung von Wissen: 
 
„Useful as this concept is in many respects, it is clear that all the members of an in-group 
do not accept the same sector of the world as granted beyond question and that each of 
them selects different elements of it as an object of further inquiry. Knowledge is socially 
distributed and the mechanism of this distribution can be made the subject matter of a so-
ciological discipline.“ (Ebd.: 464) 
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Während wissenssoziologische Fragestellungen zumeist nach den Folgen oder 
Gründen für eine Ungleichverteilung von Wissen forschen, stellt sich Schütz die 
Frage, wie es zu erklären ist, dass manche Aspekte der sozialen Welt akzeptiert 
und andere kritisch hinterfragt werden, was vielleicht in die Frage übersetzt wer-
den kann, in welchen Situationen Akteure beginnen, sich selbst mehr Wissen an-
zueignen bzw. ihren Erfahrungswissensbestand kritisch zu hinterfragen (ebd.: 
465). Schütz unterscheidet idealtypisch zwischen dem „Experten“, „dem Mann 
auf der Straße“ und „dem gut informierten Bürger“. Der Experte stellt einen 
Vertreter eines Expertensystems dar: Er ist ausgebildet in seinem Fachgebiet und 
verfügt entsprechend über einen wissenschaftlich gesicherten, aber auch be-
grenzten Wissensbestand. Der Mann auf der Straße repräsentiert demgegenüber 
den Erfahrungswissensbestand: 
 
„This knowledge in all its vagueness is still sufficiently precise for the practical purpose at 
hand. In all matters not connected with such practical purposes of immediate concern the 
man on the street accepts his sentiments and passions as guides. Under their influence, he 
establishes a set of convictions and unclarified views which he simply relies upon as long 
as they do not interfere with his pursuit of happiness.“ (Ebd.: 465f) 
 

Er hat für Probleme bestimmte Rezepte parat, die sich im Alltagsleben bewährt 
haben, ohne dass diese durch eine externe Expertise abgesichert werden müss-
ten. Wo die alltagspraktischen Rezepte sich als unzureichend erweisen, folgt der 
Mann auf der Straße seiner Intuition und/oder seinen Gefühlen. Der gut infor-
mierte Bürger als Idealtypus steht nun zwischen diesen beiden. Er soll sich da-
durch auszeichnen, dass er weder durch Fachwissen „besessen“ ist, noch unre-
flektiert seinen Gewohnheiten und Gefühlen folgt, sondern in Feldern, von 
denen er weiß, dass sie ihn, wenn auch nur vermittelt betreffen, zu einer vernünf-
tig fundierten Meinung kommen will: 
 
„On the one hand, he neither is, nor aims at being, possessed of expert knowledge; on the 
other, he does not acquiesce in the fundamental vagueness of a mere recipe knowledge or 
in the irrationality of his unclarified passions and sentiments. To be well informed means 
to him to arrive at reasonably founded opinions in fields which as he knows are at least 
mediately of concern to him although not bearing upon his purpose at hand.“ (Ebd.: 466) 
 

Die idealtypische Darstellung soll jedoch nicht unberücksichtigt lassen, dass in 
der konkreten Praxis alle drei Typen miteinander vermischt sind: Der Experte 
verfügt ebenso über Erfahrungswissensbestände wie der Mann auf der Straße 
abseits seiner Rezepte auch über spezifisches Fachwissen verfügen kann. Aber in 
seiner Rolle als gut informierter Bürger entscheidet der Akteur darüber, welchen 
Experten er vertraut und wen er überhaupt als legitimen Experten in einer Frage 
anerkennt. Was ihn auszeichnet, kann, in anderen Worten ausgedrückt, als In-
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formations-Agency bezeichnet werden. Er verfügt über eine gesteigerte Bereit-
schaft zur Selbstreflexivität, sich die eigenen Gewohnheiten bewusst zu machen 
und zu hinterfragen. Er ist und wichtiger, er fühlt sich kompetent darin, Exper-
tenwissen (mittels unterschiedlicher Strategien) zu evaluieren, zu validieren oder 
zu verwerfen: „But it is the well-informed citizen who considers himself perfectly 
qualified to decide who is a competent expert and even to make up his mind after 
having listened to opposing expert opinions.“ (Ebd.: 466) 

Schütz unterscheidet vier Regionen, die sich in ihrer Relevanz und infolge in 
dem Interesse, welches den Akteur motiviert, analytisch voneinander trennen 
lassen (vlg. ebd. 468): Zunächst die Region, in der das Handeln und vor allem 
dessen Folgen direkt beobachtet werden kann und in der sich am ehesten ein Ge-
fühl von Selbstwirksamkeit entwickeln kann. Dann eine Region, auf die zurück-
gegriffen werden kann, um sich mit Mitteln auszustatten, um bestimmte Opera-
tionen auszuführen (die kommunale Infrastruktur, Einkaufsmöglichkeiten). 
Schließlich Regionen, die nicht aktuell wichtig sind, aber es eventuell werden 
könnten, wie Vorsorgeuntersuchungen oder Jobcenter. Als eine vierte Region 
lassen sich noch solche Bereiche identifizieren, die weder jetzt noch zu einem 
späteren Zeitpunkt relevant werden, wie die Entdeckung eines weiteren Sonnen-
systems oder ähnliches (wobei sich in einer zunehmend globalisiert-vernetzten 
Welt immer weniger Regionen ausmachen lassen dürften, die in keinem Wir-
kungszusammenhang zu unserer Lebenswelt stehen). Einerseits geht Schütz da-
von aus, dass es individuelle Interessen sind, die das Handeln und Wissen des 
Akteurs in einem hierarchischen System organisieren. Andererseits lasse sich 
eine solche Relevanzstruktur schwer beschreiben, da die Interessen ständigen 
Veränderungen unterliegen und durch die Einnahme unterschiedlicher Rollen 
auch miteinander in Konflikt stehen könnten. Insofern kann eine hierarchische 
Relevanzstruktur immer nur punktuell und situationsbezogen beschrieben wer-
den. Deshalb erweist sie als empirisch-analytische Kategorie als schwer zu fas-
sen. Schütz geht hier davon aus, dass der Rollenkonflikt zu bewussten Entschei-
dungsprozessen führt, was wiederum im Kontrast zur Annahme steht, dass es 
eher Affekte sind, die solche Spannungen durch Spontanentscheidungen lösen: 
 
„The interests I have in the same situation as a father, a citizen, a member of my church or 
of my profession, may not only be different but even incompatible with one another. I 
have, then, to decide which of these disparate interests I must choose in order to define the 
situation from which to start further inquiry.“ (Ebd.: 469) 
 

In seiner Unterscheidung von intrinsischen und aufgedrängten Interessen wird 
der Gegensatz von Schütz’ Ansatz zur Praxeologie besonders deutlich. Denn er 
geht davon aus, dass es selbstgewählte Relevanzen gibt, die sich spontan ange-
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eignet werden und weitere Entscheidungsprozesse beeinflussen. Dabei könnten 
diese intrinsischen Relevanzsetzungen verändert werden: 
 
„The intrinsic relevances are the outcome of our chosen interests, established by our spon-
taneous decision to solve a problem by our thinking, to attain a goal by our action, to bring 
forth a projected state of affairs. Surely we are free to choose what we are interested in, 
but this interest, once established, determines the system of relevances intrinsic to the cho-
sen interest.“ (Ebd.: 470) 
 

Demgegenüber ständen die aufgedrängten Relevanzen, die sich nicht aus selbst 
gewählten Interessen ergeben, die sich aber angeeignet werden könnten, falls es 
gelingt, sie mit intrinsischen Interessen zu verbinden. Gelänge das nicht, blieben 
diese aufgedrängten Relevanzen fremd und unverständlich (vgl ebd.: 470). 

Auch Uwe Schimank beschäftigt sich mit der Frage, wann Routinehandeln 
(vergleichbar mit dem Mann auf der Straße) einen Bruch erfährt und reflexiv 
(z.B. als gut informierter Bürger) bearbeitet wird. Routine-Handeln ermöglicht 
dem Akteur sinnvoll anerkanntes Handeln bei gleichzeitiger Entlastung seiner 
mentalen Kapazitäten. Mitunter werden Gelegenheiten, sich anders zu entschei-
den dann auch gar nicht wahrgenommen. Schimank (2011) führt den Begriff der 
„Weltoffenheit“ als anthropologische Eigenschaft des Akteurs ein, die als zwei 
Handlungsmodi, das „closing“  und das „opening“  beschrieben werden können. 
Im Falle eines „good closing“ schütze sich der Akteur vor zu vielen Umweltein-
flüssen oder er eröffne sich als „good opening“ eine Reihe von Angeboten (ebd.: 
28). Ebenso könnten „closing“  und „opening“  auch dysfunktional für den Ak-
teur werden, wenn er im Falle des „bad closing“ wichtige Einflüsse nicht mehr 
wahrnehme oder er von der Fülle von Angeboten beim „bad opening“ voll-
kommen überrollt werde (vgl. ebd.). Insofern ist es bei der Interpretation einer 
konkreten Handlung immer die Frage, welche Situationsbestandteile der Akteur 
überhaupt wahrnimmt oder wahrnehmen kann und der Ausgang der Situation 
immer offen. Ob eine Zielverfolgung erfolgreich verläuft, ist Schimank zufolge 
abhängig von dem Anspruchsniveau, dass der Akteur mit seinem Ziel verknüpft: 
Je einfacher und vager ein Ziel, verstanden als die Veränderung eines gegebenen 
Zustands, formuliert sei, umso weniger sei es davon bedroht, durch störende 
Umwelteinflüsse torpediert zu werden. Steigt das Anspruchsniveau, sei der Ak-
teur gezwungen, mit zunehmenden Umwelteinflüssen umzugehen, auf sie zu re-
agieren und seine Zielverfolgung anzupassen. Infolge könne man dann auch 
nicht mehr von Zielerreichung sondern eher von Zielverschiebung sprechen. 
Hierbei hielten sich die Prozesse von „good closing“ und „good opening“ noch 
die Waage („good closing“ hier verstanden als Beibehaltung einer Zielverfol-
gung und „good opening“ als Offenheit, die das Erkennen von Problemen und 
notwendigen Änderungen ermöglicht.) 
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„Ein zu hoch geschraubtes Anspruchsniveau schließlich treibt den Akteur ins ‚bad ope-
ning‘ einer selbst zerstörten Erwartungssicherheit. Er verrennt sich völlig in gescheiterten 
Ambitionen und überhäuft sich dabei mit so viel weiterer Komplexität in Gestalt einer 
überbordenden Agenda neuer und immer größerer Probleme, also noch anspruchsvollerer 
Ziele, dass er schließlich durch immer hilflos-chaotischeres Handeln die eigene Erwar-
tungssicherheit verliert. Der Akteur wird handlungsunfähig und so Getriebener seiner 
Umwelt.“ (Schimank 2011: 30) 
 

Auch der gegensätzliche Fall ist denkbar: Nämlich die Fixierung auf ein Ziel, 
ohne weitere Kenntnisnahme jedweder Umwelteinflüsse im Sinne eines „bad 
closings“, das aus dem Akteur schließlich einen Psychotiker machen könnte. 
Um erst gar nicht Gefahr zu laufen, sich in der Verfolgung von Zielen zu verstri-
cken, ist es nach Schimank unverzichtbar, auf routinisierte Handlungen zurück-
greifen zu können, die dem Akteur Entlastung bringen (vgl. ebd.: 31). Aber 
wann ist der Moment gekommen, in dem der Akteur sich „Reflexion auferlegt“? 
Der Routine schreibt Schimank in dem Wechselspiel von Öffnung und Schlie-
ßung die dominante Position ein: Als Garant für Erwartungssicherheit stellt sie 
die Voraussetzung für Handlungsfähigkeit dar. Für den Bereich eines politischen 
Alltagshandelns ist die Frage eines „good openings“ bzw. eines „good closings“ 
ganz entscheidend. Die Lektüre der morgendlichen Zeitung oder der Nachrichten 
befreundeter Facebook-Gruppen kann für einen konsumpolitisch engagierten 
Bürger, leicht in einen ungezügelten Aktivismus übergehen, wenn er nicht über 
einen guten Schließungsmechanismus verfügt. Doch dürfte es bei einem Enga-
gement, welches sich in den Praktiken des Alltagslebens entfaltet, schwer sein, 
hier nicht in Extreme zu verfallen. Notwendig erscheint vor allem die Entwick-
lung einer Routine im Umgang mit Informationen. Zudem muss es wie bei 
Schütz’ gut informiertem Bürger zunächst um die Herausbildung relevanter 
Themen gehen. 

 
Zwischenfazit: Information und Wissen 
 
Wenn, wie in der praxeologischen Theorie, davon ausgegangen wird, dass jeder 
Vollzug von Praktiken Wissen zur Anwendung und damit zum Ausdruck bringt, 
wird deutlich, dass mit der Erforschung sozialer Praxis notwendigerweise immer 
die Erforschung von Wissen verbunden ist. Wissen, wie auch immer zunächst 
weiter definiert – ob implizit oder explizit, Fachwissen oder Alltagswissen, 
kommunikativ oder konjunktiv – bildet somit eine Basiskategorie soziologischer 
Forschung. Im Kontext von Mediatisierung ist zu berücksichtigen, dass sich die 
zwei zentralen Mechanismen des gesellschaftlichen Umgangs mit Wissen wan-
deln: Seine Distribution und seine Speicherung. Die mit der Schriftsprache er-
möglichte Speicherung von Wissen und die, mit der Erfindung des Buchdrucks, 
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ermöglichte Distribution stellen Meilensteile oder eher: Dynamisierungsexplo-
sionen der Mediatisierung und damit des Wandels von Wissen dar (vgl. ähnlich 
dazu auch Castells 2001: 375ff). Ebensolche Explosionen sind mit der Digitali-
sierung, der durch sie ermöglichten, scheinbar unbegrenzten und fast kostenneu-
tralen Speicherkapazität sowie dem World Wide Web als Distributionsstruktur – 
ebenfalls beinahe kostenneutral und damit potenziell allgemein zugänglich – 
verbunden. Hinzu kommt die Geschwindigkeit, mit der die virtuellen Speicher 
verfügbar gemacht werden können, die ihrerseits ständig erweitert und verändert 
werden. Giddens und auch Beck kommt das Verdienst zu, bereits im Kontext 
von Modernisierungsprozessen auf die Veränderung der Beziehung zwischen 
Laien und Experten hinzuweisen, eine Veränderung die ihrerseits Folgen, so-
wohl für den Alltag der Laien wie auch für die Arbeit von Experten, hat. Zu be-
rücksichtigen ist darüber hinaus aber auch, dass die veränderten Formen des 
Speicherns und Verteilens von Wissen nicht ohne Folgen für das Wissen selbst 
und die Praktiken des Umgangs mit Wissen – der Suche nach, des Aneignens 
und des Anwendens von Wissen – bleiben. Eine analytische Differenzierung in 
die Diskussion um diese Prozesse einzuführen, wird umso wichtiger, je größer 
die Distanz zwischen den Produzenten oder Autoren von Wissen und ihren Pro-
dukten wird. Denn in diese Distanz ist ebenfalls die Trennung von Körper und 
Wissen eingeschrieben, was für die praxeologische Theorie eine Herausforde-
rung darstellt, insofern ihre Grundannahme der Einheit von Wissen und Körper 
durch die Wissensgebundenheit körperlicher Praktiken infrage gestellt wird. Der 
entsprechend notwendige Unterschied ist der zwischen Information und Wissen, 
und analog dazu, der zwischen Praktiken des Wissens und Praktiken der Infor-
mation. Worin besteht nun der Unterschied zwischen Wissen und Information? 
Information ist ein Datum mit Novitätscharakter. Oder mit den Worten von 
Gregory Bateson: „In fact, what we mean by information – the elementary unit 
of information – is a difference which makes a difference […]“ [Herv. im Ori-
ginal, Anm. K.W.] (ebd. 1987: 474). Eine Information verändert etwas, z.B. das, 
was jemand vor dem Lesen dieser Arbeit wusste oder dachte. Insofern stellen 
hiesige Ausführungen zu bspw. Bourdieu für kaum einen Sozialwissenschaftler 
eine Information dar, es handelt sich um allgemein soziologisch bekannte Daten. 
Zu einer Information können sie werden, wenn sie in einen anderen Zusammen-
hang gebracht werden und auf diese Weise dazu beitragen, bestimmte Fragestel-
lungen unter einem anderen Aspekt zu betrachten. In wissenschaftlichen Arbei-
ten wird viel Zeit darauf verwandt, Autoren zu lesen, von denen man weiß, dass 
die Leser sie kennen, da sie als implizit verbindliche Lektüre für Sozialwissen-
schaftler gelten. Damit wird dokumentiert, dass man weiß, was das sozialwissen-
schaftliche Standardwissen ist. Indem vorausgesetzt wird, dass die Leser es auch 
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wissen, werden sie als Sozialwissenschaftler anerkannt. Die Verweise auf die 
wissenschaftlichen Standardreferenzen eines Faches dokumentieren die Zustim-
mung, Anerkennung und Unterwerfung unter die impliziten Regeln einer Diszi-
plin. Damit verweist der Begriff des Wissens immer auf zwei Ebenen, eine dis-
kursive und eine praxeologische. Die Diskursivität des Wissensbegriffs kann 
analog der Ausführungen zu Bourdieu und dem politischen Feld begriffen wer-
den. Wissen als Fach- (oder Feld-) Wissen dient immer der Inklusion von Exper-
ten, vielmehr aber noch der Exklusion von Laien. Sein Streitfaktor wird dabei 
umso größer, je eher Laien fachwissenschaftlicher Information habhaft werden 
können und – ganz wesentlich – je eher sie in der Lage sind, die Informationen 
zu dekodieren. Es wäre aber vor dem Hintergrund falsch, nur Wissenschaftswis-
sen als diskursives Wissen zu charakterisieren. Denn durch die Digitalisierung 
von Alltagspraktiken, die in Online-Communitys oder virtuellen Netzwerken be-
schrieben und von anderen kommentiert und bewertet werden, wird auch das 
Alltagswissen zunehmend zum Gegenstand von Aushandlungen. Analog zur 
Unterscheidung zwischen Information und Wissen lässt sich zwischen Informa-
tions- und Wissenspraktiken unterscheiden. Hierbei stellen die Informations-
praktiken einen Spezialfall der Wissenspraktiken dar, denn, wie gesagt, alle 
Praktiken sind Wissenspraktiken, da keine Praktik vollzogen werden kann, ohne 
dass dabei implizit Annahmen über die äußere Welt ausgedrückt werden. Aber 
gerade wenn man digitale Praktiken untersucht, stößt man regelmäßig darauf, 
dass Untersuchungsteilnehmer nach Informationen suchen, also nach Daten, die 
nicht Bestandteil ihres Wissens sind. Um den Komplex dieser teils sehr hetero-
genen Praktiken der Suche, Archivierung und Weitergabe von Informationen zu 
bezeichnen – in denen ein spezifisches Wissen um den Umgang mit Daten zum 
Ausdruck gebracht wird, wird im Folgenden entsprechend der Begriff der Infor-
mationspraktiken verwendet. 

Politischer Konsum im Social Web wird konzeptionalisiert als die Intersek-
tion von drei sozialen Welten, der Welt bürgerschaftlichen Handelns, der Welt 
des Konsums und der Welt des Marktes (letztere weisen zwar große Schnittmen-
gen auf, sind aber keineswegs identisch, wie z.B. die Frage nach der jeweiligen 
Kernpraktik zeigen würde). Als ein primär durch kommunikative Interaktion 
strukturiertes Phänomen rücken so Praktiken des diskursiven politischen Kon-
sums in den Vordergrund. Im Zentrum der Verhandlungen steht die Frage, wie 
zwischen Gemeinwohl und Eigeninteresse zu vermitteln ist und was ein gutes 
Leben ausmacht. Dabei entstehen neue Wissensbestände, die sich durch ihren 
Bezug zu konkreten Erfahrungen gerade im Bereich des Offline-Handelns aus-
zeichnen, wie bspw. zu Geschmack und Gefühlen. Doch wird andererseits davon 
ausgegangen, dass das digitale Engagement auch auf Wissenspraktiken im All-
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tag offline zurückwirkt und als ein eigener Modus nicht nur der Wissensproduk-
tion, sondern vor allem auch der Aneignung verstanden werden muss. In diesem 
Kontext stellt sich das von Schütz im „gut informierten Bürger“ angedeutete 
Problem der Relevanzsetzung verschärft, insofern es nicht nur jedem selbst über-
lassen ist, darüber zu entscheiden, was er als wichtig empfindet, sondern er auf 
der anderen Seite auch die Chance hat, auf Informationen zu jedem beliebigen 
Thema zuzugreifen. Die Idee von Schütz, dass sich Relevanzen in Abhängigkeit 
von der Betroffenheit des Akteurs bestimmen lassen, hat Vor- und Nachteile. 
Einerseits ist es fraglos einleuchtend, dass sich jemand eher bspw. mit den recht-
lichen Vorgaben kommunaler Bebauungspläne auseinandersetzen wird, wenn in 
seiner Nachbarschaft ein Mastbetrieb für 100000 Schweine gebaut werden soll. 
Andererseits wird es aufgrund von Mediatisierung und von Entbettungsmecha-
nismen deutlich schwerer zu bestimmen, von was ein Akteur sich betroffen fühlt. 
Denn eine Betroffenheit muss sich nicht nur bei physischer Nähe einstellen, son-
dern resultiert häufig auch aus der Wahrnehmung eines Gefühls von Ähnlichkeit 
(Durkheim 1977)1. So kann es durchaus passieren, dass jemand z.B. ein Gefühl 
von Solidarität mit einem Netzwerk von Verbrauchern in den Vereinigten Staa-
ten verspürt, mit denen ihn das Engagement gegen Gentechnikkonzerne verbin-
det, während sich vergleichbare Kooperationen im lokalen Umfeld nicht herstel-
len lassen. Insofern ist Betroffenheit eines Akteurs als erklärende Variable für 
Engagement durchaus geeignet, allerdings lassen sich die Bedingungen für Be-
troffenheit nur schwer verallgemeinern. Für den hiesigen Kontext hilfreich ist an 
Schütz Konzeption die Hybridität des „gut informierten Bürgers“, der zwischen 
„Experte“  und „Mann auf der Straße“ einen vermittelnden Standpunkt ein-
nimmt, auf der einen Seite gekennzeichnet von der Fähigkeit zu pragmatischen 
Akzeptanz („good closing“), auf der anderen Seite von der Fähigkeit, bislang für 
selbstverständlich gehaltenes Wissen (und die damit verbundenen Praktiken) zu 
hinterfragen („good opening“). Bei letzterem kommt eine Form von Informati-
ons-Agency zum Tragen, die sich aus der Erfahrung und so aus der Überzeugung 
speist, selbst kompetent in der Bearbeitung von Wissensfragen zu sein und ande-
re, Experten oder Quellen, hinsichtlich ihrer Vertrauenswürdigkeit richtig einstu-
fen zu können. Zu bedenken ist hinsichtlich der Idee einer Agency, dass diese, 
worauf auch Schimank hinweist, eine Zielvorstellung erfordert. Diese kann 

                                                             
1   Zwar sieht Durkheim diese auf Gefühlen und Ähnlichkeit aufbauende „mechanische 

Solidarität“ zwar eher als kennzeichnend für vorindustrielle Gesellschaften, doch las-

sen sich damit gleichfalls auch neue Formen der (Online-)Vergemeinschaftung über 

nationale Grenzen hinweg verstehen. 



ENTWICKLUNG EINER PRAXEOLOGISCHEN ANALYSEPERSPEKTIVE | 123 

durchaus vage sein, das ist sogar von Vorteil, um Unwägbarkeiten flexibel be-
gegnen zu können. Doch wie weit lässt sich das Anspruchsniveau einer politi-
schen Handlung reduzieren, um Erwartungssicherheit zu gewährleisten? Oder, 
noch eindeutiger: Ist es nicht die Verfolgung eines konkreten, politischen Ziels, 
dass eine Handlung als politisch charakterisiert? 

 
 

POLITISCHES HANDELN  
 
Eine alltagsbezogene politische Praxis stellt nicht nur eine Erweiterung des Re-
pertoires an politischen Handlungsformen dar, sondern ist grundlegend von an-
deren Formen politischen Handelns, die sich in einer nicht-privaten Sphäre ab-
spielen, zu unterscheiden. Denkt man an konventionelle Formen politischen 
Handelns nicht-professioneller, politischer Akteure, so fällt doch zunächst ein-
mal auf, dass politische Handlungen von Bürgern für gewöhnlich eher eingebet-
tet in bestimmte Rituale – institutionalisiert – vollzogen werden. Das klassische 
Beispiel dafür dürfte die Wahlhandlung abgeben, die alle vier Jahre alle Bundes-
bürger mit Wahlberechtigung dazu aufruft, eine politische Entscheidung zu tref-
fen. Diese politische Entscheidung wird begleitet von einem – mittlerweile 
gleichfalls mediatisierten – Wahlkampf, der dazu gehörigen Berichterstattung, 
den Plakaten und den nun wohl endgültig etablierten Kanzlerduellen nach US-
amerikanischen Vorbild. Zur Unterstützung können die Bürger bei Unsicherheit 
auch den „Wahl-o-Mat“  bemühen, ein technisches Tool, das je nach individuel-
len Präferenzen der Bürger eine Wahlempfehlung zum passenden Parteipro-
gramm erteilt. Damit zeichnet sich eine entscheidende Differenz zu einem all-
tagsbezogenen politischen Handeln ab: Bei der Bundestagswahl handelt es sich 
um ein außeralltägliches Ereignis, das von einer Vielzahl von Ritualen begleitet 
wird und es den Bürgern so ermöglicht, gerade ihre auf sich selbst gerichtete 
Alltagsperspektive ein Stück weit zu verlassen und eine Entscheidung zum Ge-
meinwohl der Gesellschaft zu treffen. Eine Politik des Alltags hat es demgegen-
über ständig mit Entscheidungen im Sinne des Gemeinwohls zu tun, ohne dass 
diese Entscheidung vergleichbar gerahmt und in einen kollektiven Politikprozess 
eingebettet wäre. Das muss eine veränderte Perspektive auf das Wie politischen 
Handelns zur Folge haben. Diese Veränderung des Wies politischer Entschei-
dungen und deren Einbettung in den Alltag anstatt in kollektiv-rituelle Prozesse 
kann aus handlungstheoretischer Sicht am besten mit einem stärkeren Fokus auf 
Praktiken anstatt auf Handlungen gefasst werden. Da in der politikwissenschaft-
lichen Theorie der Begriff der Handlung dominiert, wird dieser Vorschlag ent-
lang der Diskussion von „politisch handeln“ entwickelt. 



124 | POLITISCHE KONSUMENTINNEN IM SOCIAL WEB 

Gemeinwohlorientierung 
 
Der Begriff des politischen Handelns ist keineswegs so klar und eindeutig defi-
niert, wie es aus einer empirisch-analytischen Sicht wünschenswert wäre (Buch-
stein 2012: 20). Um politisches Handeln von anderen Handlungsformen abzu-
grenzen und so zu einer Definition zu kommen, fragt Hartmut Rosa (2012) zu-
nächst danach, was überhaupt als Handeln gelten kann. Dabei wird der Begriff 
des Handelns vom Verhalten abgegrenzt, das dem behavioristischen Reiz-
Reaktion-Modell folgt. Im Gegensatz dazu muss der Ausgangspunkt von Han-
deln „in einer (kultur-)spezifischen Selbst- und Weltinterpretation gesucht wer-
den, die einer bestimmten Handlung ihre Bedeutung, ihr Objekt und ihr Ziel 
(‚ the point‘) verleiht“ [Herv. im Original, Anm. K.W.] (ebd.: 135). 

Handlungen sind demnach nicht als singuläre Akte nachvollziehbar, sondern 
immer nur im Kontext ihrer Einbettung in die jeweils gesellschaftlichen, kultu-
rellen, lebens- und situationsspezifischen Bedingungen. Dabei erscheinen die 
Selbstdeutungen sowohl als explizit, also verbalisierbare Ansprüche oder Vor-
stellungen wie auch implizit als in den Institutionen und der jeweiligen Kultur 
(oder der täglichen Routine) festgelegte Handlungs- und Deutungsschemata. Aus 
der Deutung des Akteurs seiner Selbst, seiner Welt und seiner Handlungsoptio-
nen folgen sowohl Handlung wie auch Sinn und Identität. 

Aus der Beziehung der Bewertungen zueinander und der sie betreffenden 
Gegenstände entstehe etwas wie eine „moralische Landkarte“ –hier bezieht sich 
Rosa auf den von Taylor (1994) geprägten Terminus –, die die soziale Realität 
erst konstituiere (ebd.: 136). Handlungen sind demnach zu verstehen als Folge 
und Realisation von Bewertungen, die eine Person vornimmt. Insofern lassen 
sich Handlungen durch die ihnen zugrunde liegenden Bewertungen unterschei-
den. Im Bereich des politischen Handelns müssen dies Rosa zufolge Bewertun-
gen sein, die festlegen, in welcher Art von Gemeinschaft man leben möchte. Aus 
einem solchen Blickwinkel ergibt sich allerdings, dass einiges an Handeln, was 
in der Realpolitik stattfindet, nicht mehr als politisches Handeln definiert werden 
kann, da es häufig anderen Wertungen folgt. Zu Veränderungen oder besser: 
Veränderungsdruck komme es dann, wenn die expliziten und die impliziten 
Selbstdeutungen der Akteure nicht mehr kongruent sind, es also z.B. zu einem 
Widerspruch von Anspruch und Anerkennung kommt. Zudem bewegt sich der 
Akteur in unterschiedlichen sozialen Welten, die jeweils anderen und sich häufig 
widersprechenden Weltdeutungen folgen. Auch diese Bewegungen enthalten das 
Potenzial, den Akteur unter Druck zu bringen, um beispielsweise seine Identität 
unter den widersprüchlichen Anforderungen zu behaupten oder ggfs. situativ an-
zupassen. 
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Aktive Bürgerschaft 
 
Weniger handlungs- als demokratietheoretisch nähert sich Sandra Seubert (2012) 
dem Begriff des politischen Handelns in ihrem Beitrag „Politisches Handeln in 
der Bürgergesellschaft“. Zu Beginn führt sie eine Unterscheidung von politi-
scher Partizipation und politischem Handeln ein. Ersteres sei eine spezielle Form 
politischen Handelns, das als institutionalisiertes politisches Handeln seinen 
Platz innerhalb des politischen Systems habe und durch gemeinsame Unterneh-
mungen von Bürgern zur Beeinflussung unterschiedlicher Ebenen dieses Sys-
tems gekennzeichnet sei (Seubert 2012: 105). Entsprechend müsse politisches 
Handeln als Oberbegriff einer weiteren Definition zugeführt werden: 
 
„Wenn politisches Handeln ein umfassenderer Begriff ist, so bedeutet das, dass er nicht 
auf die Mitwirkung an formellen Prozeduren der Entscheidungsfindung, vor allem Wah-
len, begrenzt werden kann. Politisches Handeln umfasst Aktivitäten, die nicht unbedingt 
an formelle Mitgliedschaft (Staatsbürgerschaft)) gebunden sind, und es kann auch in so-
zialen Sphären stattfinden, die nicht als politisch in einem engeren Sinn gelten, wie die 
Familie oder der ökonomische Bereich. Die traditionellen Trennlinien zwischen dem Poli-
tischen (bzw. Öffentlichem) und dem Privaten werden fragwürdig, wenn die ursprünglich 
dem Haushalt (,oikos’) bzw. dem ,Ökonomischen’ zugeordnete Sphäre der Konsumption 
politisiert wird oder wenn die gesellschaftliche Bedeutung der Familie auf neue Weise in 
den Blick gerät.“ (Ebd.) 
 

Symptomatisch zeige sich diese Verschiebung oder Auflösung der Grenzen von 
politisch-nichtpolitisch oder privat-öffentlich an der inflationären Verwendung 
des Begriffs der Bürgergesellschaft, mit dem neue Formen politischer (Selbst-) 
Steuerung beschrieben oder propagiert würden, die den Bürger nicht mehr nur an 
politischen Prozessen beteiligten, sondern vielmehr politische Arbeit an den 
Bürger delegieren (vgl. ebd.: 106). In dieser Lesart sei politisches Handeln zu 
verstehen als aktive Bürgerschaft. Was kennzeichnet also aktive Bürgerschaft? 
Diese sei nämlich nicht ein rein juridischer Status, sondern eine Rolle, die vo-
raussetzungsvoll erlernt werden müsse. Wichtige Voraussetzung und Ziel des 
politischen Bildungsprozess sei nach Kant das Erwachsen einer „inneren Mün-
digkeit“ (ebd.: 110): 
 
„Der Erfolg dieses Projekt hängt, so kann man Kant lesen, davon ab, dass inneres (perso-
nales) Vermögen und äußere Handlungsbedingungen eine Entsprechung finden [...] 
Selbstbewusstsein und eine innere Unabhängigkeit schaffende Tätigkeit sind ja tatsächlich 
von ,äußeren’, will heißen materiellen und kulturellen Bedingungen abhängig und so ge-
sehen lässt sich das Ausschlusskriterium auch in eine Inklusionsforderung umwenden.“ 
(Ebd.) 
 

Zu einer exkludierende Bedingung für Bürgerfähigkeit werde die Forderung 
nach innerer Unabhängigkeit aber bei Kant, der diese Unabhängigkeit an den 
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Besitz von Kapital gebunden sieht. Damit würde einer nicht unerheblichen An-
zahl von Personen(-gruppen) die Fähigkeit, als Bürger selbstbestimmt handeln 
zu können, aberkannt. Wenn aber nicht Kapital bzw. ökonomische Unabhängig-
keit hinreichendes Mittel zur Ausübung der Bürgerrolle sei, was dann? Die Fi-
xierung auf rechtliche Voraussetzungen des Bürgerseins oder -werdens vernach-
lässigen den Aspekt der Sozialisation und Bildung des Bürgers. Dies zu ignorie-
ren, heißt, Bürgertugenden nur dort zu finden, wo entsprechende Voraussetzun-
gen gegeben sind: Entsprechend würde Bürgerhandeln vor allem in der Sphäre 
des Bürgerlichen lokalisiert, die über die notwendigen Ressourcen, ökonomisch 
und kulturell, zur Beteiligung verfügten. Wenn Seubert die Frage danach, was 
politisch handeln heißt, zwar nicht beantwortet, sondern umformuliert, welche 
Aktivitäten mit der Rolle des Bürgers verbunden seien, verweist sie somit aber 
auf einen wichtigen Aspekt: Bürgerschaftlichkeit oder politisch handeln lassen 
sich nicht per definitionem bestimmen. Stattdessen ist es sinnvoll, sich den Vor-
gang des Hineinwachsens in die Bürgerrolle, den Prozess der individuellen Poli-
tisierung, unter Gesichtspunkten der Freiheit, Gleichheit und Selbständigkeit 
genauer anzusehen. Die Anerkennung einer Person als Bürger mit Bürgerrechten 
bildet den institutionellen Rahmen aktiver Bürgerschaft, doch auf welche Weise 
der Bürger einen Weg findet, diesen Rahmen zu füllen, bleibt offen. Die Ent-
scheidung, die der Bürger mündig und autonom, also selbstbestimmt handlungs-
fähig, in diesem Rahmen zu treffen hat, ist eine ethische: Was ist gut oder nicht 
gut für die Gesellschaft? Doch zu Recht bemerkt Seubert, dass in einem ausdif-
ferenzierten gesellschaftlichen System die Verantwortung für Missstände de-
legierbar ist, da für alle gesellschaftlichen Teilbereiche institutionelle Zuständig-
keiten angegeben werden können: 
 
„In diesem Zusammenhang drängt sich die Frage auf, welches Maß an gesellschaftlicher 
Verantwortung nicht delegiert werden kann [...]. Wenn die Frage des jeweils realisierbaren 
Grades an Verantwortung, die Frage der Reichweite des eigenen Handlungsspielraums 
letztlich nur aus der ersten Person heraus zu bestimmen ist, liegt in der Zurechnung von 
Verpflichtung ein unhintergehbares subjektives Moment. Dieses subjektive Moment ist 
nicht institutionalisierbar, aber für demokratische Gesellschaften lebenswichtig.“ (Ebd.: 
112–113) 
 

Es darf nicht darum gehen, den Schuldigen und den Verantwortlichen auszuma-
chen, in dem Moment wird die Problemlösung aufge(sc)hoben. Aus subjektiver 
Sicht kann nur eine Rolle spielen, wofür man sich selbst verpflichtet fühlt, nicht 
wofür andere einem die Verantwortung zuschreiben. Die autonome Übernahme 
von Verantwortung ist, was Seubert unter Pflichtgefühl versteht. Damit spielt sie 
an auf die Handlungsfähigkeit, aber vor allem auch auf die Handlungsbereit-
schaft des Bürgers, seine Umwelt, also das politische und soziale Geschehen, das 
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ihn umgibt und für das er sich zuständig oder von dem er sich betroffen fühlt, zu 
beobachten – und im Fall des Falles einzugreifen. Ein bloßes Anschauen reicht 
da freilich nicht aus, ein Beobachten muss mit der Bereitschaft zum Lernen und 
der Fähigkeit zum Verstehen einhergehen. Ansprechbar-Sein, eine auf Öffent-
lichkeit bezogene Urteilsfähigkeit herauszubilden, das gelänge dem Bürger nur 
in sozialen Kontexten, in diskursiven Räumen, in denen gemeinsam mit anderen 
die Wirksamkeit des eigenen Handelns erlebt werden kann. Dem gegenüber am-
bivalent einzuschätzen seien jedoch Mediatisierungsprozesse, bei denen die Ver-
netzung mit anderen utilitaristischen (Selbstoptimierungs-) Motiven folge. 

 
Cultural Citizenship 
 
Diese Lesart von Bürgerschaft (und politischem Handeln) ist anschlussfähig an 
Konzepte eines „Cultural Citizenship“: 
 
„When cultural citizenship is defined as a discursive process it brings into focus the learn-
ing dimensions of citizenship and the socialization processes initiated by the different so-
cializing agents of society.“ (Klaus und Lünenborg 2012: 201)  

 
Statt Bürgerschaft nur als Ensemble von Rechten und Pflichten zu definieren, 
wird mit dieser Lesart von Bürgerschaft ihre kulturelle Konstitution in den Blick 
genommen. Kulturell ist Bürgerschaft, weil es kulturabhängig ist, welche Rech-
ten und Pflichten mit dem Bürger-Sein assoziiert werden und darüber hinaus, auf 
welche Art und Weise sie praktisch umgesetzt werden (können). Da Kultur aber 
ebenfalls Repräsentant und Produzent von sozialen Strukturen ist, liegt es damit 
nahe, dass kulturelle Unterschiede, z.B. als Lebensstile bestimmter sozialer Mi-
lieus, auch Differenzierungen im bürgerschaftlichen Handeln erzeugen, die eben 
auch als kulturell bedingte Ungleichverteilung von Chancen zu Macht und Ein-
flussnahme darstellen. Cultural Citizenship verweist als theoretischer Ansatz da-
rauf, die Sozialisationsinstanzen von Bürgerschaft zu berücksichtigen, die sonst 
als Opposition oder Gegensatz zur politischen Sphäre gelten: Fiktion, Entertain-
ment, Emotionen (vgl. ebd.: 201f). „Education and media with all their different 
facets, then, move to the forefront of the realization of citizen rights.“ (Ebd.: 
202) 

Obwohl Cultural Citizenship eher als Sammelbegriff denn als einheitliches 
Konzept verstanden werden muss, lassen sich nach Klaus und Lünenborg einige 
grundlegende Gemeinsamkeiten ausmachen. Statt Citizenship juridisch-normativ 
zu verorten, wird Bürgerschaft als situiert in den Alltagspraktiken „of sharing 
space and forming and exchanging ideas“ verstanden (ebd.: 202). Darüber hi-
naus werden Macht und Ungleichheitsverhältnisse anerkannt, die auf die Diffe-
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renzierung zwischen unterschiedlichen Bürgertypen und ihren Praktiken im Um-
gang mit dem Staat hinweisen. Unterschiede zwischen Bürgern deuten nicht zu-
letzt auf einen ungleichen Zugang zu oder Besitz von kulturellen Ressourcen 
(Bildung, Kompetenzen, Erfahrung) hin, der in der Forschung berücksichtigt 
werden sollte. Cultural Citizenship kann nicht per se als Rezept für Empower-
ment verstanden werden, doch ist es als ein Forschungsansatz eher geeignet als 
andere, den Erzeugungsregeln für Marginalisierung wie auch gerade den im Be-
reich der neuen Medien stattfindenden Transformationsprozessen nachzuspüren. 
Hier sehen auch Klaus und Lünenborg die größten Potenziale: 
 
„Cultural Citizenship is an essential dimension of citizenship in media society and unfolds 
under the conditions of unequal power relations. It entails all those cultural practices that 
allow competent participation in society and includes the rights to be represented and to 
speak actively. Media as a particular form of cultural production is both an engine and an 
actor in the processes of self-making and being-made, in which people acquire their indi-
vidual, group-specific and social identities.“ (Ebd.: 204) 
 

Welchen Stellenwert diese politischen Praktiken formal haben oder einmal ha-
ben werden, lässt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur schwer bestimmen. 
Klaus und Lünenborg sehen die sich gerade im Verhältnis von Produzent und 
Konsument auf medialer Ebene ändernden Praktiken als Hinweise auf eine neue 
oder sich wandelnde Demokratie, die womöglich stärker kulturelle Praktiken in 
Problemlösungsszenarien integrieren können wird. Als eine Alternative führen 
die Autorinnen Hermes (2006) an, die Cultural Citizenship vor allem als For-
schungsansatz verstehe, der bislang kaum oder wenig beachtete Dimensionen 
von Bürgerschaftlichkeit, vor allem neue Praktiken im Kontext von IuK-
Technologien, in den Mittelpunkt rückt (vgl. Klaus und Lünenborg 2012: 206). 
Die pessimistischen Perspektiven auf die zukünftige und schon im Gang befind-
liche Entwicklung der Demokratie machen es erforderlich, das Konzept von 
Bürgerschaft grundlegend zu überdenken. Statt an theoretischen Annahmen über 
die Rolle des Bürgers festzuhalten, gilt es zu verstehen, wie die Bürger selbst 
ihre Verantwortung und ihre derzeitige Situation interpretieren (vgl. Dahlgren 
2006: 267). Peter Dahlgren vergleicht zunächst drei unterschiedliche Bürger-
schafts-Konzeptionen – liberale, kommunitaristische und demokratische. In der 
liberalen Lesart kommt der Bürger schon „fertig“ in der Demokratie an. Die ra-
tionale Verfolgung eigennütziger Interessen ist als Voraussetzung gelungener 
Bürgerschaftlichkeit ausreichend. 

 
„There is a strange absence of sociological perspective in liberal theories of citizen-ship. 
The individual is seen implicitly as emerging as a fully-formed citizen, devoid of social 
bonds, out of some sociocultural black box, ready to play his or her role in democracy.“ 
(Dahlgren 2006: 268–269) 
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Demgegenüber sehen kommunitaristische Ansätze, teils stärker, teils schwächer, 
in der Vermittlung und Aneignung kollektiver Werte die entscheidende Voraus-
setzung guter Bürgerschaftlichkeit. Die republikanische oder neo-republika-
nische Lesart von Bürgerschaft stellt insofern einen Kompromiss dar, als hier 
sowohl individuelle Rechte wie auch Gemeinschaft als wichtige Voraussetzun-
gen oder Ziele von Bürgerschaftlichkeit anerkannt werden. Aktiver Beteiligung 
wird ein hoher Stellenwert eingeräumt, insofern nicht nur Rechte in Anspruch 
genommen werden, sondern mit politischer Beteiligung auch die persönliche 
Entfaltung � durch Anerkennung, durch Kontakt zu anderen usw. � verbunden 
werden kann (ebd.). Dahlgren ist dafür, die überkommenen Dichotomien, die das 
Politische bestimmen sollen (rational vs. emotional, ernst vs. unterhaltend usw.), 
zu überwinden, um den Weg frei zu machen für neue Konzeptionen von Bürger-
schaftlichkeit. Die 1980er Jahre mit dem enormen Anstieg politischer Beteili-
gung abseits konventioneller Beteiligungsformate hätten einer Vielzahl theoreti-
scher Arbeiten den Weg gewiesen, Bürgerschaft und die Voraussetzungen von 
Bürgerschaft zu überdenken. Beispielsweise werde aus Sicht der Cultural Stu-
dies gesellschaftlicher Interaktion ein fundamental wichtiger Stellenwert einge-
räumt, da sie Individuen helfe, sich sozial zu entwickeln, ihre Identitäten auszu-
bilden, Werte zu festigen und auf produktive Weise mit Konflikten umzugehen. 
Wo aber Cultural Studies einen Weg sehen, weiter an Konzepten von Bürger-
schaftlichkeit zu arbeiten, deuten andere die Notwendigkeit, Bürgerschaftlichkeit 
über soziale Interaktion zu erlernen als verhängnisvoll, da Gelegenheiten für sol-
che Formen der Kommunikation in einer zunehmend individualisierten Welt 
immer weniger würden. Demgegenüber sei die Zivilgesellschaft als politischer 
Bildungsraum genauer zu untersuchen, um herauszufinden, ob und wie hier Bür-
gerkompetenzen gelernt und entwickelt werden können. Was aber von vielen 
Theoretikern vergessen würde, sei, dass Bürgerkompetenzen sich nicht „einfach 
so“ erlernen ließen, sondern dass ihnen praktische Erfahrung vorausginge, und 
das Erlernen einer ganzen Anzahl von weiteren Fähigkeiten, die im Alltagsleben 
der Akteure situiert sind. Der Ort, falls man das so nennen kann, an dem der 
Bürger lernt, wie er als Bürger handelt, ist deshalb eben nicht primär das politi-
sche System. Politische Identität und Selbst-Identität können in kulturalistischer 
Lesart nicht voneinander getrennt werden. Die Identität sei die Instanz, an der 
sich entscheide, ob sich Bürger für etwas mobilisierten oder nicht, die Grenzen 
zwischen Identität als Person und einer Identität als Bürger seien fließend (vgl. 
ebd.: 276). 
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Politik des Lebensstils 
 
Im letzten Kapitel seines Buches „Modernity and Self-Identity“ (1991) stellt sich 
Giddens der Frage, welche Auswirkungen die gesellschaftlichen Veränderungen 
(Entbettung, Unsicherheit, Fragmentierung, Kommodifizierung) nicht nur für 
das Individuum und seine Selbst-Identität haben, sondern welche Konsequenzen 
sie für politisches Handeln haben können. Seine grundlegende These ist, dass ein 
Wandel von emanzipatorischer Politik zu einer Politik des Lebens(-stils) statt-
findet. Die Geschichte der Modernisierung ist gleichzeitig eine Geschichte der 
Emanzipation von Religion, Tradition, familiären Abhängigkeiten. Giddens de-
finiert die Politik der Emanzipation als ein allgemeines Anliegen, das darauf ab-
ziele, Individuen und Gruppen von den Zwängen zu befreien, die ihre Lebens-
chancen negativ beeinflussen (Giddens 1991: 210). Die zwei grundlegenden 
Elemente in diesem Kampf seien a) das Abschütteln der Fesseln der Vergangen-
heit, womit eine Veränderung bejahende Einstellung zur Zukunft verbunden sei, 
und b) das Ziel, illegitime Dominierung von Individuen und Gruppen durch an-
dere zu überwinden (vgl. ebd.: 211). Die Modernisierung führe im Ganzen zu 
einer größeren Kontrolle von sozialer und natürlicher Welt, aber nicht zwangs-
läufig zu einer stärkeren Kontrolle des einzelnen über sein Leben. Aus diesem 
Grund ist eine emanzipative Politik auch primär auf die Unterschiede zwischen 
gesellschaftlichen Akteuren gerichtet, auf deren ungleiche Lebenschancen und 
die Ungleichheit verursachenden Umstände (Ethnie, Geschlecht, Machtvertei-
lung, Verteilung von Reichtum). Macht ist aus dieser Perspektive stets hierar-
chisch: „Macht wird verstanden als die Fähigkeit eines Individuum oder einer 
Gruppe seinen Willen gegenüber anderen durchzusetzen.“ (Ebd.: 211 [Überset-
zung K.W.]). Als wichtigste Phänomene der Macht können Ausbeutung, Un-
gleichheit und Unterdrückung gelten. Ausbeutung meint die illegitime Aneig-
nung von Ressourcen durch eine (privilegierte) Gruppe, was konsequenterweise 
mit einem eingeschränkten oder keinem Zugang durch andere einhergeht (Bsp. 
Öl, Wohnraum, Bildung), woraus Ungleichheit folgt. Unterdrückung schließlich 
meint konkret den Vorgang der Reduktion von Lebenschancen einer Gruppe 
oder eines Individuums durch eine andere, was ebenfalls Folge einer ungleichen 
Machtverteilung ist. Im Kampf gegen die Folgen ungleicher Machtverteilung 
muss unter Rückgriff auf moralische Werte belegt und unterschieden werden 
zwischen Formen legitimer und illegitimer Macht. Zentral zur Legitimation von 
Maßnahmen gegen ungleiche Machtverteilung, Ausbeutung, Ungleichheit und 
Unterdrückung sind Gerechtigkeit, Gleichheit und Teilnahme. Diese moralischen 
Werte sind jedoch eher als Kritik an bestehenden Verhältnissen als ein gesell-
schaftlicher Gegenentwurf zu verstehen. Das Fehlen eines konkreten zu errei-
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chenden Zielzustandes führt zu einer Bewegung weg von, aber ohne zu wissen, 
in welche Richtung diese Bewegung führen sollte. Giddens hält Autonomie für – 
wenn überhaupt – das wichtigste mobilisierende Prinzip (ebd.: 213). „Emanzipa-
tion bedeutet, dass das kollektive Leben in einer Art organisiert ist, dass das In-
dividuum fähig ist – in der einen oder anderen Weise – zu freier und unabhängi-
ger Aktion in seiner sozialen Umwelt.“ (Ebd. [Übersetzung K.W.]). Damit ver-
bunden ist kein absoluter Freiheitsbegriff, insofern als die Freiheit des Individu-
ums immer beschränkt oder in Verbindung gedacht werden muss mit seiner ge-
sellschaftlichen Verantwortung. Oder wie Giddens in Anlehnung an Habermas 
anmerkt: 
 
„Je mehr sich die sozialen Umstände einer idealen Sprechsituation annähern, umso eher 
wird eine soziale Ordnung basierend auf den autonomen Handlungen freier und gleicher 
Individuen entstehen. Wenn Individuen frei sein werden, informierte Entscheidungen über 
ihre Handlungen zu treffen, wird das die Menschheit auch auf einem kollektiven Level 
tun.“ (Ebd.: 213f [Übersetzung K.W.]) 
 

Demgegenüber setze Life Politics bereits ein gewisses Level an Emanzipation 
voraus (vor allem von Tradition und hierarchischer Dominanz), da es nicht mehr 
darum geht, die Voraussetzungen für freie Entscheidungen zu erkämpfen, son-
dern die Entscheidung konkret zu treffen (vgl. ebd.: 214): „Es ist eine Politik der 
Selbst-Aktualisierung in einer reflexiv strukturierten/geordneten Welt, in der Re-
flexivität das Selbst und den Körper mit Systemen globaler Reichweite verbin-
det.“ (Ebd.) Zur Erläuterung der Definition von Life Politics gibt Giddens an, 
dass es dabei eigentlich um „lifestyle politics“ gehe in dem Sinne, dass politi-
sche Themen in den Prozess der Selbst-Aktualisierung einfließen, wobei globali-
sierende Einflüsse tief in das Projekt der Selbst-Identität eindringen und Prozes-
se der Selbst-Identität wiederum Einfluss nehmen auf globale Strategien (vgl. 
ebd.). Als eine Politik der Lebensentscheidungen sind Life Politics untrennbar 
mit dem Projekt der Selbstidentität verbunden, da es darum geht, einen mora-
lisch gerechtfertigten Lebensstil zu entwickeln, der Selbst-Aktualisierung im 
Kontext globaler Unabhängigkeit ermöglicht. Der Entwurf der Selbst-Identität 
muss durch Reflexivität und Aktualisierung dem dynamischen Kontexten einer 
globalisierten Moderne immer wieder angepasst werden, Einstellungen müssen 
eventuell revidiert und Zukunftsentwürfe verändert werden. Dies erfordert die 
(Re-) Integration von Information, mit der das Individuum insbesondere durch 
mediatisierte Erfahrungen zunehmend konfrontiert wird (vgl. ebd.: 215). Eine 
besondere Leistung besteht hier darin, zukünftige Projekte auf eine kohärente 
und vernünftige Weise mit vergangenen Erfahrungen zu verknüpfen: 
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„Dies kann nur erreicht werden, wenn einer Person die Entwicklung einer inneren Authen-
tizität gelingt – einer Grundstruktur aus grundlegendem Vertrauen, mittels dessen die Le-
bensspanne als eine Einheit von dem Hintergrund wechselnder sozialer Ereignisse ver-
standen werden kann.“ (Ebd. [Übersetzung K.W.]) 

 
Die Notwendigkeit von Reflexivität besteht also darin, den Entwurf der eigenen 
Selbst-Identität durch fortlaufende Aktualisierungsprozesse an veränderte Rah-
menbedingungen anzupassen. Als erste sichtbare Hinwendung zu einer Life Po-
litics kann die Frauenbewegung gesehen werden, bei der der Frage „wer soll ich 
sein“ als politischer Frage Priorität eingeräumt wurde. Wie politisch sind Life 
Politics? Sie sind es sowohl in der engeren wie in der weiteren Definition, inso-
fern als der Nationalstaat immer noch die zentrale Funktion innehat, die Gesetze 
und Rahmenbedingungen zu setzen, auf deren Basis Bürger agieren können. Im 
weiteren Sinne muss das zunehmende Versagen des Nationalstaats bei der Be-
wältigung zahlreicher Problemstellungen konstatiert werden. Auch kann der 
Staat nicht auf alle Bereiche der Lebenspolitik zugreifen. Es ist jedoch unklar, 
welche Institution bzw. welche institutionellen Parameter eine Lebenspolitik 
braucht und zukünftig nutzen kann, um zu agieren, evtl. soziale Bewegungen, 
denkbar wären aber auch eher netzvermittelte Aktionen oder politischer Kon-
sum, Giddens geht diesbezüglich von einer Entwicklung neuer politischer Parti-
zipationsformen in der Zukunft aus. 

Ulrich Beck (1993) zeigt auf, dass das politikwissenschaftliche Verständnis 
politischen Handelns von einer Sichtweise der gesellschaftlichen Differenzie-
rung in Systeme geprägt sei, die von deren Selbstrefentialität und Abgeschlos-
senheit überzeugt ist. Ob ein Handeln als politisch oder nicht-politisch definiert 
wird, lässt sich entsprechend sehr einfach danach bestimmen, ob es innerhalb des 
politischen Systems und nach dessen Regeln erfolgt. Doch, so fragt Beck weiter, 
„wer sagt, dass es [das Politische, Anm. K.W.] nur in den Formen und Begriffen 
der Regierungs-, Parlaments- und Parteienpolitik möglich und wirklich wird?“ 
(Ebd.: 11) Seine These ist, dass unter den veränderten Handlungsbedingungen 
moderner Gesellschaften politisches Handeln als Sub(system)politik in anderen 
Handlungsfeldern als alternative politische Beteiligung (wieder) auftaucht, 
wenngleich in Formen, die aufgrund ihrer Novität erst noch als politisch erkannt 
und verarbeitet werden müssten (vgl. ebd.). Verantwortlich für das Auftauchen 
neuer politischer Handlungsweisen außerhalb des politischen Systems sei ein 
Generationenwechsel, der die Grundüberzeugungen (für Beck sind hier ökologi-
sche und feministische Interpretationen von Gesellschaft entscheidend) verändert 
und die traditionelle Regierungsweise infrage stellt. Durch die damit auftreten-
den Konflikte zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Akteuren würde die 
Selbstreferenzialität der Systeme Gegenstand von Aushandlungen: „Wie die so-
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zialen Klassen, so verblassen auch die sozialen Systeme im Zuge reflexiver Mo-
dernisierung. Sie werden in ihrem Bestand entscheidungsabhängig, legitima-
tionsabhängig, veränderbar.“ (Ebd.: 12). Wie Offe (1983) sieht Beck die Auf-
gaben des Nationalstaats der ersten Moderne: Wirtschaftswachstum, Vollbe-
schäftigung und soziale Sicherheit, als nicht mehr ausreichend, um staatliches 
Handeln zu legitimieren. Die Politik des Nationalstaats sei eine Politik des Per-
sonalwechsels, während sie es versäume eine Politik der Politik zu sein. Damit 
meint Beck die Beschäftigung der Repräsentanten des politischen Systems mit 
ihren eigenen Grundlagen, Prinzipien und Regelwerken: „Das Politische wird 
als regelgeleitete, regelumsetzende, nicht aber regelverändernde, gar Regeln er-
findende Politik verstanden und betrieben, als Variation in der Ausführung, 
nicht etwa als Politik der Politik“ (Beck 1993: 12). Dies führe zu der sowohl auf 
Kunst wie auf Politik abhebenden Frage, wie Politik gestaltbar sei (vgl. ebd.: 
13). Die Vorstellung, soziale Systeme existierten unabhängig von Individuen, 
kann nur solange aufrechterhalten werden, wie die Funktionsweise der Systeme 
nicht hinterfragt/kritisiert/optionalisiert würde, denn „Macht, die funktioniert, 
verschwindet aus dem Bewusstsein“ (ebd.: 17). Sobald das Handeln in gesell-
schaftlichen Systemen optional werde, gestaltbar, alternativ, wächst aus Sicht 
des Systems die Notwendigkeit, Zustimmung für seine Prinzipien und Regeln zu 
generieren, wobei hier eine zunehmende Wissenschaftsabhängigkeit als Mittel 
der Legitimation festzustellen sei (vgl. ebd.: 18). Die Zunahme von Zustim-
mungsabhängigkeit gesellschaftlicher Systeme könne als latenter Demokratisie-
rungsprozess gelesen werden, der „subpolitische Handlungsspielräume“ (ebd.: 
19) eröffne. Der wichtigste Mechanismus, um eine Institution als „permanente 
Lösung eines permanenten Problems“ erscheinen zu lassen, sei die Vermittlung 
eines Grundkonsenses über Mittel und Ziele durch Experten(-systeme) (ebd.). 
Genau darin besteht aber ein weiteres, grundlegendes Problem für die Stabilität 
gesellschaftlicher Institutionen und der Systeme, denen sie angehören: Mit der 
zweiten Moderne und ihrer Reflexiv-Werdung stehen sich mehr und mehr Ex-
perten oppositionell gegenüber und produzieren Wissen, welches in seiner Wi-
dersprüchlichkeit nicht mehr dazu taugt, die Prinzipien und Regeln der Institu-
tionen abzusichern, sondern vielmehr in Zweifel ziehen lässt: 

 
„Wenn die Profession – die Entdecker, Hüter und Erzeuger des Neuen (neuer Erkenntnis-
se, Krankheiten, Medikamente usw.) – sich aufspalten und gegensätzliche, gegeneinander 
gerichtete Wahrheiten und Wirklichkeiten erzeugen, dann und genau in dem Maße zerbre-
chen die Fiktionen oder Konstruktionen individuumunabhängiger Systeme.“ (Ebd.) 
 

Deshalb kann ein Bürger auch nicht a priori einschätzen, welche Handlungswei-
se seinem Anliegen zum Erfolg verhilft: Ob die regelmäßige Teilnahme an Wah-
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len in irgendeiner Weise ein probates Mittel ist, um die eigenen politischen An-
liegen und Ziele zu realisieren ist unter Wählern und insbesondere Nicht-
Wählern nicht unumstritten. Deshalb wäre es falsch, politische Praktiken nur auf 
das politische System zu beziehen, stattdessen müsste eine praxeologische Defi-
nition politischen Handelns das politische Wissen als Erfahrungswissen um die 
Wirksamkeit einer Praktik berücksichtigen: Ganz offensichtlich führt das Sparen 
von Wasser zu einem geringeren Wasserverbrauch, während es fraglich ist, ob 
das Ziel in seiner kollektivierten Form durch konventionell-politische Einfluss-
nahme erreicht werden könnte. Für Beck sind es insbesondere drei Aspekte, die 
die zunehmende Verhandelbarkeit von gesellschaftlichen Systemen ermögli-
chen: reflexive Verwissenschaftlichung, die ökologische Frage und das Eindrin-
gen feministischer Orientierungen und Erwartungen in die verschiedenen Profes-
sionen und beruflichen Handlungsfelder (vgl. ebd.: 20). Letzteres führe insbe-
sondere zur Infragestellung der „beruflich monopolisierten Rationalität und 
Praxis“, also einer grundsätzlichen Kritik an dem, was als Kompetenz zu gelten 
habe (ebd.). 

Den Begriff der Reflexivität bestimmt Beck jedoch etwas anders als Gid-
dens: Während bei Giddens die Expertensysteme und die Zunahme von Wissen 
im Verhältnis zur Alltagspraxis die besondere Konstellation der Moderne dar-
stellen, bei der Akteure Vertrauen in nicht physisch präsente, abstrakte Systeme 
entwickeln müssen, sieht Beck die zunehmende Konkurrenz zwischen Experten 
sowie das Aufkommen von neuen, system-externen Experten (Laien) als das 
eigentlich neue Phänomen. Der Konflikt darum, was als richtig und wahr zu gel-
ten habe, eröffne einen Handlungsspielraum, der einerseits die Möglichkeit zur 
Neugestaltung von bislang unhinterfragten Normen und Prinzipien biete (wobei 
an diesem Aushandlungsprozess auch neue Akteure beteiligt sein könnten), der 
andererseits aber auch Gelegenheit zu Passivität und Rückzug gebe: Solange 
man nichts sicher weiß, sollte man besser auch nichts tun. Die Positionen von 
Beck und Giddens müssen jedoch keinen Widerspruch darstellen, sondern kön-
nen auch als zwei sich wechselseitig verstärkende Tendenzen interpretiert wer-
den. Während die Expertensysteme sich immer weiter ausdifferenzieren und In-
formationen über die Funktionsweise von Körpern, z.B. neuen Krebsfrüherken-
nungstests usw. produzieren, wachsen gerade durch die neuen Medien die Mög-
lichkeiten, selbst zum (nicht-legitimierten) Experten zu werden und eigene Über-
legungen und Erfahrungen als alternative Lesarten von Problemlagen publik zu 
machen. Insofern stellt sich das von Giddens fokussierte Vertrauensproblem in 
noch erhöhter Schlagzahl, wobei die Authentizität von Erfahrungsberichten, so-
fern es gelingt, sie zu erzeugen und zu vermitteln, eine Option darstellt, es zu 
entschärfen: Denn die Erfahrungsberichte anderer können auch zu einer Bestäti-
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gung etablierter Verhaltensweisen und Vertrauen herangezogen werden. Wenn 
andere bei Problem X die Welt der Medizin als verlässlich einstufen und Be-
handlungsmethode Y erfahrungsgemäß als erfolgreich einstuft, ist das auch für 
den eigenen Fall die richtige Lösung. Doch wenn Giddens schreibt, man könne 
sich nicht nicht entscheiden, hat er damit nur auf einer theoretischen Ebene 
Recht. Beck ist darin zuzustimmen, dass der zunehmende Konflikt um die Ra-
tionalität und Validität von Wissen für einige Individuen, Bürger wie Politiker, 
Konsumenten wie Unternehmer, einen Vorwand darstellt, um bestimmte Pro-
blemlagen auszublenden. Der von beiden Autoren anvisierte „reflexive Citizen“ 
stellt keine zwingende Folge des Modernisierungsprozesses dar. 

 
 

ZWISCHENFAZIT :  „P OLITISCH“  DEFINIEREN 
 
Agnes Heller (1995) schrieb über den Begriff des Politischen, dass er sich auf 
zwei Arten theoretisch begründen ließe: Entweder werde mit „politisch“  ein be-
stimmtes Merkmal bezeichnet, dass eine Handlung oder einen Menschen poli-
tisch macht (ebd.: 126). Oder ein bestimmter Bereich sei politisch und damit 
werde alles, was zu diesem Bereich gehört ebenfalls politisch (ebd.). Während 
die zweite Variante sich historisch zunächst hätte durchsetzen können, habe die 
moderne Massendemokratie „der Gleichsetzung von politscher Klasse und poli-
tischer Handlung ein bleibendes Ende bereitet“ (ebd.: 127). Dem zum Trotz sei 
der Ausschluss verschiedener Themen und Menschen(-gruppen) nach wie vor 
charakteristisch für die politische Philosophie (ebd.: 134). Dass derart radikale 
Positionen Heller unangemessen erscheinen, ist nicht verwunderlich, verortet sie 
schließlich den Bezugspunkt universeller Werte im Alltag, genauer, in den Prak-
tiken des Alltags. Und Kennzeichen der Moderne sei, wie die aus den Alltags-
praktiken geschöpften Werte mit den sie vorgeblich repräsentierenden Institutio-
nen verglichen würden: „Männer und Frauen stellen dem, was ist (d.h. ihren 
politischen und sozialen Institutionen) ständig das, was sein soll (d.h. universali-
sierte Werte) gegenüber und stellen fest, dass die ersteren den letzteren nicht 
entsprechen.“ (Ebd.: 134) Die Differenz zwischen „Sein“ und „Sollen“  zu er-
kennen, ist damit die erste Bedingung für das Politische. Damit setzt Heller wie 
auch Rosa bereits die Inkorporierung universalisierter Werte bzw. eine Vorstel-
lung von Gemeinwohl voraus, die es dem Akteur erst ermöglicht, eine Differenz 
zu erkennen und sein eigenes Handeln entsprechend zu orientieren. Demgegen-
über verdeutlichen die kulturalistischen Ansätze sowohl von Klaus/Lüneborg 
sowie Dahlgren, dass erst durch die Berücksichtigung des jeweiligen Politisie-
rungsprozesses die sozialen und kulturellen Bedingungen in den Blick genom-
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men werden können, die über unterschiedliche Ausprägungen politischer Hand-
lungstypen entscheiden. Darüber hinaus ist bei einer Politik des Lebensstils die 
Besonderheit der Arena Alltag zu berücksichtigen. Anders als bei institutionali-
sierten Formen politischer Partizipation besteht hier ein besonderer Handlungs-
druck, da es nicht nur um die Verfolgung politischer Ziele geht, sondern glei-
chermaßen darum, etwas zu essen, etwas anzuziehen oder mit Freunden zusam-
men zu sein. Insofern stellt sich das Problem der Betroffenheit in anderer Hin-
sicht als bei Schütz, da die Konsequenzen alltagspolitischer Entscheidungen zu-
nächst einmal vom Subjekt selbst wahrgenommen werden, also das Subjekt von 
seiner Entscheidung, bspw. auf Fleisch zu verzichten, zunächst einmal selbst be-
troffen ist. „Politisch Handeln“ ist als Bezeichnung für das, was sich im Bereich 
von Alltagspolitik abspielt aber womöglich generell ein irreführender Begriff. 
Die starke Fokussierung auf ein Handlungsziel, welches als Entscheidungskrite-
rium für oder gegen das Politische einer Handlung herangezogen wird, ist 
schwer vereinbar mit einer Alltagspolitik, die ihre Motivation eher aus einer Ab-
kehr vom Status quo als aus einem „Hin zu“ einem zu erreichenden Zielzustan-
des bezieht, was ja bedeuten würde, dass bestimmte Vorstellungen davon vor-
handen sind, wie dieser Zielzustand auszusehen habe. Die Utopie einer Alltags-
politik kann aber zunächst einmal nicht kollektiv imaginiert werden, sondern 
wird, vorerst zumindest, in das Projekt der Selbst-Identität verlagert. 

Bei der Definition von „politisch“  muss analog zum Wissensbegriff genau 
genommen zwischen zwei Begriffsebenen unterschieden werden: Einer diskursi-
ven und einer praktischen. Dies spiegelt sich auch in den Ansätzen von Giddens 
und Beck wider. Denn worauf letzterer mit seiner Interpretation von (Sub-
)Politik u.a. aufmerksam machen möchte, ist, dass die Autonomie des Systems 
Politik durch das Aufkommen neuer Formen der Beteiligung und alternativer 
Lesarten vom Politischen infrage gestellt wird. Wie schon in der Auseinander-
setzung mit Bourdieus „politischem Feld“ gezeigt wurde, ist es für den Macht-
erhalt von Bedeutung, die Deutungshoheit darüber zu behalten, was als politisch 
gelten kann und was nicht. Deshalb stellt sich die Frage nach dem Politischen 
auf der diskursiven Ebene vor allem als eine Machtfrage dar, die darüber ent-
scheidet, welchen Akteuren Kompetenz und Berechtigung zur Lösung gesell-
schaftlicher Probleme zuerkannt wird. Auf diese Weise wird „politisch definie-
ren“  ebenfalls zu einer Form politischen Handelns. Was die Beteiligung von 
Bürgern an diesen Verhandlungen über das Politische angeht, ist die schon im 
vorangegangenen Kapitel angesprochene Informations-Agency von entscheiden-
der Bedeutung, da sie dem Bürger als politischem Nicht-Experten das Gefühl 
von Kompetenz bei der Begleitung politischer Prozesse vermittelt. Demgegen-
über betrifft die praktische Begriffsebene gleichermaßen konventionelle wie un-
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konventionelle Formen der Einflussnahme, wobei das politische Alltagshandeln 
hier aufgrund seiner Einbettung in Routinen einen Sonderfall darstellt. Informa-
tionspraktiken kommt auch hier ein wichtiger, aber nicht der wichtigste Stellen-
wert zu, da die Hauptaufgabe zunächst darin besteht, zu Routinen politischen 
Alltagshandelns zu kommen, die aber offen für Veränderungen und Anpassun-
gen bleiben. Gemeint ist die Herausbildung eines Bewusstseinszustands oder 
politischen Erkenntnisstils, durchaus im Sinne von Aktivbürgerschaft, der in 
dem Fall aktiv wird, wenn ein Problem registriert wird, für dessen Lösung der 
Akteur sich nicht nur verantwortlich, sondern auch kompetent fühlt, und darüber 
hinaus, von dem der Akteur sich weniger betroffen fühlt, als dass er sich viel-
mehr damit identifizieren kann. Genau an diesem Punkt gilt es empirisch einzu-
setzen und bürgerschaftlichen Bildungs- und Sozialisationsprozessen nachzuspü-
ren, die in der Lesart kulturalistischer Ansätze durch die Digitalisierung enorm 
befördert werden. Dahlgren spricht in dem Zusammenhang von einer „civic cul-
ture“, die als entscheidende Vermittlungsinstanz Prozesse der Selbst-
Aktualisierung sowie neue Formen gemeinschaftlichen Handelns hervorbringt. 

 
 

IDENTITÄT UND AUTONOMIE IM 

VERBRAUCHERPOLITISCHEN ALLTAG  
 
Folgt man den Hinweisen kulturalistischer Ansätze zur Erklärung neuer Formen 
bürgerschaftlichen Handelns und wendet den Blick stärker Prozessen der Politi-
sierung im Bereich von medialem Alltagshandeln zu, stellt sich die Frage, wie 
sich diese Transformationen beschreiben lassen. Versteht man Politisierung zu-
dem als einen Prozess, der auf die Entwicklung oder Transformation einer politi-
schen Identität gerichtet ist, sieht man sich im Bereich soziologischer Identitäts-
theorien zunächst mit dem Problem konfrontiert, dass konventionelle Konzepte 
von Identität in der Auflösung begriffen sind und neue Ansätze miteinander 
konkurrieren. Warum es dabei im Kern geht, ist für die politikwissenschaftliche 
Theorie nicht ohne Bedeutung. Denn mit der Abkehr von der Idee einer über die 
Zeit relativ stabilen Ich-Identität wird auch zunehmend die Fähigkeit der Subjek-
te in Zweifel gezogen, autonome Entscheidungen zu treffen. Dies wirft ein 
grundlegend anderes Bild z.B. auf Vorstellungen von politischem Handeln, die 
nicht folgenlos für normative Vorstellungen von Demokratie bleiben dürften. 
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Diskurs Autonomie 
 
Wie Mackenzie/Stojar (2000) in ihrem Vorwort zu dem Buch „Relational Auto-
nomy“ herausstellen, ist Autonomie als theoretisches Konzept in den Sozialwis-
senschaften und insbesondere der feministischen Theorie nicht unumstritten – 
um es etwas euphemistisch auszudrücken (ebd.: 3). Im Rahmen letzterer sind 
vielfältige und berechtigte Zweifel formuliert worden, die auf ganz unterschied-
liche Dimensionen des Autonomiebegriffs abzielen. Eine dieser Dimensionen 
beispielsweise nimmt die mit dem Autonomie Begriff verbundenen Vorstellun-
gen von autonomen Persönlichkeiten in den Blick – Vorstellungen die recht ein-
deutig auf einen selbstgenügsamen, unabhängigen, selbstbewussten Mann abhe-
ben, „who directs his efforts towards maximizing his personal gain“ (ebd.: 6). 
Mit dieser Vorstellung sei eine Wertehierarchie verbunden, die Unabhängigkeit 
den Vorrang vor der Interdependenz in sozialen Beziehungen einräumt, also 
Vertrauen, Loyalität und Freundschaft als nachrangig und mitunter als störend 
für die freie Entfaltung etikettiert (vgl. ebd.). In dieser Lesart stellen reziproke 
Beziehungsformen eine Bedrohung von Autonomie dar, was zunächst keine Kri-
tik an Autonomie als Konzept an sich darstellt, aber richtig darauf verweist, dass 
die Annahme, soziale Beziehungen seien der Autonomie des Einzelnen abträg-
lich, doch zumindest vor dem Hintergrund zu bedenken sei, dass ein Akteur oh-
ne die Zuwendung Dritter gar nicht erst lebensfähig sei. Eine weitere Quelle von 
Kritik speist sich aus Theorien der Postmoderne. Da das moderne Subjekt sich 
selbst nicht transparent sei, und somit zu einem unbestimmten Teil fremdgesteu-
ert, sei es entsprechend auch nicht in der Lage, frei und gemäß ganz eigener Prä-
ferenzen Entscheidungen zu treffen (vgl. ebd.: 10). Hier deutet sich schon an, 
dass autonomem Handeln ein Sich-Selbst-Transparent-Sein des Subjekts voraus-
gehen soll, welches dann aus ganz unterschiedlichen Gründen für unmöglich er-
klärt werden kann. 

So beginnt Axel Honneth (2000) seine Überlegungen zu Autonomie zunächst 
einmal rekurrierend auf Sigmund Freud mit der Feststellung, dass dem Individu-
um nicht alle seine Bewusstseinsinhalte verfügbar seien. Daraus ließe sich ablei-
ten, dass, da dem Individuum nicht transparent sei, warum es selbst so handelt, 
seine Autonomie entsprechend eingeschränkt sei (Honneth 2000: 237). Damit 
würde „die Idee von Autonomie im Sinne von Kontrollierbarkeit des eigenen 
Tuns außer Kraft“ gesetzt (ebd.). Ein zweites Argument gegen die Möglichkeit 
individueller Autonomie sei die Abhängigkeit des Subjekts von dem allgemeinen 
Sprachsystem zur Herstellung von Sinn (ebd.). Jegliche Idee oder Einsicht evo-
ziert damit niemals alleine aus dem Subjekt, sondern ist immer auf das kulturelle 
System der Sprache gegründet. Schließt man zudem Annahmen aus dem Struk-
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turalismus mit ein, komme man mit Bourdieu schnell zu dem Schluss, dass 
selbst die Entscheidung für ein Theaterstück und gegen ein Musical ihre Wur-
zeln vor allem im gesellschaftlich erzeugten Habitus habe und keineswegs als 
autonome Entscheidung angesehen werden könne.2 Doch Honneth sieht einen 
potentiellen Ausweg aus der Krise der Autonomie, die er in der Moralphiloso-
phie vor allem Kants sowie in der Rechtstheorie und in der philosophischen 
Theorie verortet (vgl. ebd.: 240). 

 
„Autonom ist der menschliche Wille [bei Kant, Anm. K.W.] dann, wenn er zu einer mora-
lischen Urteilsfindung in der Lage ist, die sich durch die Orientierung an vernünftigen 
Prinzipien und dementsprechend durch die Absetzung von persönlichen Neigungen aus-
zeichnet.“ (Ebd.: 241) 

 
Im moralphilosophischen Kontext geht es um die Kopplung eines Erkenntnis-
prozesses und der daran anschließenden willentlichen Transformation einer 
Praktik, die sich auch auf den Bereich politischen Handelns im Alltag übertragen 
ließe. Dies ist insofern eher für den Bereich des politischen Alltagshandelns 
plausibel, da die „Absetzung persönlicher Neigungen“ sich nur dort, bspw. 
durch den Verzicht auf Palmöl, vollziehen lässt. Dem stellt Honneth den Auto-
nomiebegriff der Rechtstheorie gegenüber, wo insbesondere dann von Autono-
mie die Rede sei, wenn sie angegriffen, bedroht oder verteidigt wird, also das 
Recht des Individuums auf Selbstbestimmung in Gefahr ist. Als dritte Lesart von 
Autonomie bezieht Honneth sich auf die Fähigkeit des Subjekts, sein Leben 
selbst zu führen und zu gestalten. Wie aber lässt sich diese Fähigkeit genauer be-
schreiben? Honneth bearbeitet diese Frage durch das Einführen der zwei Begrif-
fe „Bedürfnistransparenz“ und „Bedeutungsintentionalität“ (ebd.: 242): Diese 
zielen auf die Fähigkeit ab, sich selbst so gut zu kennen, um wissen zu können, 
was man will und braucht, zweitens auf die Fähigkeit, die eigene Handlungska-
pazität gut genug einschätzen zu können, um sie so einzusetzen, dass unter ers-
tens wahrgenommene Bedürfnisse befriedigt werden. An diese Perspektive auf 
Autonomie schließt Honneth an. Das Problem der Bedürfnisintransparenz ver-
sucht er durch den Hinweis auf die notwendig sozial bedingte Ich-Identität zu lö-
sen. Dabei wird das Unbewusste wie das System von Sprache und Bedeutung 
nicht mehr als „die tiefsitzenden Barrieren, sondern umgekehrt als die Konstitu-

                                                             
2   Daraus lässt sich mit Bezug auf Mead andererseits jedoch sehr klar herausstellen, dass 

auch die nicht-bewussten Bewusstseinsinhalte wie u.a. der Habitus Folge von Hand-

lungen, konkret Subjekt – Gesellschaft – Interaktionen sind. Insofern ist eine soziale 

Handlung sowohl als Bedingung wie Folge von Identität zu verstehen. 
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tionsbedingungen der Entwicklung von Ich-Identität“ verstanden (ebd.: 246.). 
Denn Identität, so zeigt Honneth mit dem Rückgriff auf die Meadsche Theorie 
des „I“  und „me“ auf, ist genau die abstrakt-reflexiv verfügbare Matrix, die so-
wohl Bedürfnisse („was will ich?“)  wie Kompetenzen („was kann ich?“) abbil-
det. Als Voraussetzungen zur Herstellung dieser Fähigkeiten sieht Honneth 

 
• das, was er in Anlehnung an Winnicott (1984) als „angstfreies Alleinsein“ 
 einführt sowie die sprachliche Kompetenz, Bedürfnisse sich selbst und ande-
 ren gegenüber artikulierbar zu machen, 
• die Fähigkeit das eigene Leben als konsistente Erzählung darstellen zu kön-
 nen, wobei die verschiedenen Lebensziele im Sinne einer individuell gesetzten 
 Wertehierarchie integriert werden müssen,  
• da Identität aus der Interaktion von Gesellschaft und Individuum gebildet 
 wird, kann das Individuum bei der Aufrechterhaltung seiner Identitätserzäh-
 lung nicht vollständig ohne den reflexiven Bezug auf gesellschaftliche Nor-
 men und Werte auskommen. 
 
Zentral erscheint beim letzten Punkt Honneths Überlegung, woraus denn diese 
übergeordnete Moral entstehen könnte: 
 
„Je stärker die Subjekte aber lernen, mit einer Vielzahl von unausgeschöpften Identitäts-
möglichkeiten in sich selber vertraut zu werden, desto aufmerksamer werden sie sich den 
konkreten Notlagen und Bedürftigkeiten zuwenden, mit denen andere Subjekte in ihrem 
Leben zu kämpfen haben.“ (Ebd.: 249) 

 
Verwiesen wird demgemäß auf eine neue Form der Solidarität, die ihren Ur-
sprung gerade in der individuell erfahrenen Krisendynamik moderner Gesell-
schaften hat und dem Individuum in der wiederholten Erfahrung des Problems 
der (Wieder-)Herstellung seiner Identität begegnet. Die Kopplung von Identität 
und Autonomie ist aber vor dem Hintergrund nicht unproblematisch, da sich ein 
Großteil der Kritik am Autonomiebegriff aus der Kritik des Identitätsbegriffs als 
konsistente Narration des Selbst speist. Innerhalb dieses Diskussionsstrangs ver-
ortet Rosa die von Honneth zu einer Voraussetzung von Autonomie deklarierte 
Fähigkeit zur Narration des Selbst in eine vergangene oder im Vorübergehen be-
griffene Ära. Die Selbsterzählung, die noch bei Giddens in den 1990ern einen 
zentralen Stellenwert einnimmt, fand demnach ihre Entsprechung in einem  
 
„dreigliedrigem Ablaufprogramm für die Beruflichkeit (Ausbildung, Erwerbsarbeit, Ren-
tenalter) und die familiale Strukturierung des Lebens (Kindheit in der Herkunftsfamilie, 
eigene Familie mit Kindern, Altersphase nach dem Auszug der Kinder).“ (Rosa 2005: 
358) 
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Der Begriff der Autonomie ist aber nicht nur ein theoretisches Konzept, er ist da-
rüber hinaus auch ein politisches Schlagwort, nicht zuletzt auch das der zweiten 
Frauenbewegung. Selbstbestimmung sowie die Anerkennung der daraus folgen-
den Lebensformen sind die wesentlichen Rechte, die Frauen für sich und andere 
forderten. Die theoretische Diskussion, die Autonomie als Konzept zurückweist, 
wird damit ihrerseits politisch. Denn wie soll das Recht auf Autonomie einge-
fordert werden, wenn von wissenschaftlicher Seite aus bestritten wird, dass es so 
etwas überhaupt gibt? Vor diesem Grund überrascht es nicht, dass gerade femi-
nistische Wissenschaftlerinnen maßgeblich dazu beigetragen haben, alternative 
Lesarten von Autonomie zu entwickeln. Damit kann sie nicht nur wieder in em-
pirischer Forschung aufgegriffen werden, sondern auch (wieder) zu einem trag-
fähigen Bezugspunkt einer gender-politischen Agenda werden. Da das her-
kömmliche Konzept von Autonomie an herkömmliche Konzepte (männlicher) 
Identitätsentwicklung geknüpft ist, muss aus einer feministischen Perspektive 
das Konzept der Identitätsentwicklung grundlegend überarbeitet werden. Dabei 
sind insbesondere die für die meisten Identitätstheorien so wichtigen linearen 
Lebensverläufe infrage zu stellen (Mackenzie/Stojar 2000: 3). 

Ein alternatives, weil weniger ideologisch aufgeladenes Konzept biete sich 
mit dem der „Agency“ an, das die Autorinnen als eine Autonomie-Kompetenz 
beschreiben, die in solchen Handlungen zum Tragen komme, die auf die Stär-
kung oder Erweiterung des eigenen Handlungsspielraums abzielen (vgl. ebd.: 4). 
Die Autorinnen plädieren für ein prozessuales Verständnis von Autonomie („Do-
ing Autonomy“), welches auch empirisch die situativen und handlungsstrategi-
schen Aspekte der jeweiligen Autonomiebewährung fokussiert (ebd.: 6). Die in-
korporierten Strukturen müssen nicht per se als Hindernis von Autonomie inter-
pretiert werden, in dem Prozess ihrer Reflexion können sie entscheidend dazu 
beitragen, Akteure zu ihrer Veränderung zu motivieren. Das Konzept der 
„Agency“, welches u.a. von Werner Rammert (2003) gerade für den Bereich der 
Techniksoziologie vorgeschlagen wurde, wird angewendet, um „unterschiedli-
che Grade von Autonomie zu messen“ (ebd.: 5).3 Denn im Gegensatz zum 
schwerfälligen, weil mit Absolutheitsanspruch auftretendem Autonomie-Begriff, 
verweist der Begriff der Agency oder Handlungsträgerschaft zunächst nur auf 
einen bestimmten Handlungsbereich und eine spezifische Situation. Es gilt nicht 
zu klären, ob eine Praxis per se autonom ist, sondern ob sie es in einer spezifi-
schen Handlungskonstellation war. Zudem soll über eine Analyse der Agency 

                                                             
3   https://www.ts.tu-berlin.de/fileadmin/fg226/TUTS/TUTS_WP_2_2003.pdf (zuletzt 

geprüft am 30.03.2015). 
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der Anteil eines Akteurs an einer Handlung genauer bestimmt werden. Martin 
Hewsons (2010) bemerkt in seiner Einleitung zur Definition von Agency in der 
„Encyclopedia of Case Study Research“, dass es häufig leichter zu verstehen sei, 
was genau Agency bedeutet, wenn man mit ihrem Verlust oder nicht Vorhan-
densein konfrontiert ist (ähnlich wie in der von Honneth eingebrachten rechts-
philosophischen Perspektive). Das sei in solchen Situationen der Fall, in denen 
man selbst zum Objekt der Handlungen anderer wird, keine Möglichkeit hat, den 
Ablauf der Dinge zu beeinflussen und sich manipuliert, unterdrückt oder unfähig 
fühle (vgl. ebd.: 12). 

Hewsons unterscheidet idealtypisch drei Formen von Agency. Als grundle-
gende Form nennt er zunächst die individuelle Agency als die Handlungskapazi-
tät von Individuen bzw. Agenten. Keine Rolle spiele es bei der Definition, ob die 
konkrete Handlung auf einem Mikro-Level, also in der Interaktion zwischen In-
dividuen, oder auf einem Makro-Level als öffentliche Handlung stattfinde (vgl. 
ebd.). Als zweite Form führt er die „Proxy-Agency“ ein, womit gemeint ist, dass 
ein Agent anstelle oder im Namen eines anderen, bspw. seines Arbeitgebers, 
handle (vgl. ebd.: 12f). Als dritte Form wird die „Collective Agency“ als kolla-
borative Handlung eines Kollektivs als der Zusammenschluss mehrerer Indivi-
duen genannt. Da sich solche Kollektive hinsichtlich des Grades ihrer Organi-
siertheit unterscheiden, sei es mitunter schwierig, die Agency präzise zuzuord-
nen. Bspw. ist ein Staat als Agent stärker organisiert als eine soziale Bewegung. 
Voraussetzung für kollektive Agency ist ein (bei Hewsons unbestimmtes) Maß 
an Kohärenz (vgl. ebd.: 13). Welcher Anteil an Handlungsträgerschaft einem 
Agenten zugebilligt wird, sei von der Intention abhängig, die in der Handlung 
umgesetzt wird. Individuen könnten mit einem Ziel oder unbewusst und zufällig 
Handlungen vollziehen. Um in einer Situation Handlungsträger zu sein, muss die 
Handlung mit einem bestimmten Ziel oder einer Intention verknüpft sein: „Acci-
dental or unconscious conduct involves things that happen to us, rather than 
things that are done by us.“ (Ebd.) Ein Ziel zu haben ist jedoch noch nicht aus-
reichend um Handlungsträgerschaft zu belegen, denn ein Ziel zu haben, bedeutet 
noch nicht, es auch umzusetzen. Entsprechend zielt das zweite Kriterium der 
Agency auf die konkrete Handlung in einer Situation ab. Das dritte Qualifizie-
rungsmerkmal von Handlungsträgerschaft ist laut Hewsons schließlich Rationali-
tät, womit er die Fähigkeit bezeichnet, die Auswirkungen des eigenen Handelns 
so einschätzen zu können, dass solche Handlungen gewählt werden, die zur Er-
reichung eines bestimmten Zieles hinreichen. Dies setze jedoch die Fähigkeit zur 
Reflexivität voraus, womit gemeint ist, die eigene Position und die Wirksamkeit 
des eigenen Handelns im Hinblick auf die gesamtgesellschaftliche Struktur zu 
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bestimmen: „To act with effect, it is necessary for agents to reflect upon their 
circumstances and to monitor the ongoing consequences of their actions.“ (Ebd.) 

Demgegenüber könnte man einwenden, dass einem Agenten durchaus auch 
dann Agency zugeschrieben werden könnte, wenn er die Konsequenzen seiner 
Handlung nicht genau bestimmen kann, bspw. wenn es darum geht, eine aktuelle 
Situation zu verändern, ohne dabei ein bestimmtes Bild von einem künftigen Ist-
Zustand vor Augen zu haben4. Die Bewältigung von Problemen ist in der All-
tagspraxis doch eher gegenwarts- als zukunftsorientiert: Jemand, der von unauf-
hörlichen Schmerzen geplagt wird, nimmt die Linderung versprechende Tablette 
trotz bekannter Nebenwirkungen ja gerade, weil gegenwärtigem Schmerz zu-
meist eine Priorität vor zukünftigem eingeräumt wird. Diese Einschätzung ist in 
Bezug zu politischem Handeln allerdings problematisch, denn wie sollte der 
gegenwärtige Verzicht auf Konsum zugunsten späterer Generationen gelingen, 
wenn alles Handeln nur gegenwartsorientiert wäre? Doch geht es im o.g. Bei-
spiel um ein akutes Problem, dass in Konkurrenz zu einem möglichen, vielleicht 
sogar wahrscheinlichen, späteren Problem tritt. Beim politischen Konsum ist die 
Problemlösung durchaus nicht ausschließlich auf eine ferne und damit ungewisse 
Zukunft gerichtet, da die Folgen bestimmter Konsumhandlungen bereits heute 
wahrnehmbar sind. Insgesamt erscheint vor dem Hintergrund der Erkenntnis, 
dass jedes soziale Handeln Kontingenz beinhaltet und die Folgen sozialen Han-
delns nie sicher vorhergesagt werden können, ein zu starres Bild, von dem, was 
erreicht werden soll, irrational. Die Gegenüberstellung von Handlungsintention 
und Handlungserfolg verspricht als Perspektive auf politischen Konsum insofern 
kaum den Nachweis von Agency zu leisten, als hier eine doppelte Zielverfol-
gung maßgeblich ist: Einerseits die Bewältigung des Alltags, wozu gewisse Rou-
tinen und eine pragmatische Haltung notwendig sind, andererseits die langfristi-
ge Ausrichtung dieser Routinen an einem nur relativ unpräzise formulierbaren 
Ziel. Aus einer praxeologischen Perspektive ist das Modell der Agency also pro-
blematisch, da es sich nur auf einen bestimmten Typus sozialer Handlungen be-
zieht, dem rationalen und bewussten Entscheidungsverhalten. Dieses stellt je-
doch im Alltag eher den Ausnahmezustand dar. Dass aber Routinen im Alltag 

                                                             
4   Das Problem besteht dann vielmehr darin, nach Veränderung einer bestimmten Situa-

tion durch Beendigung: Abbruch einer Beziehung oder eines Dienstverhältnisses z.B., 

ohne dass eine im Anschluss angestrebte Utopie bereits verfügbar war (also ein posi-

tiv-alternativer Entwurf, an dessen Umsetzung in Zukunft zu arbeiten wäre), nicht 

wieder in dieselbe Situation zurückzukehren bzw. durch Wiederholung bestimmter 

Verhaltensweisen das Wiedereintreten der Situation herbeizuführen). 
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dominieren, heißt nun auf der anderen Seite nicht, dass diese Praktiken ziellos 
oder nicht-intentional seien, ganz im Gegenteil sind sie als Beleg für wiederholt 
erfolgreiches Handeln zur Zielerreichung zu interpretieren, ohne dass sie dafür 
jeweils rational bewertet und reflektiert werden müssten. Insofern ist ein funk-
tionierender Alltag wohl Ausdruck gelingender Agency, verschließt jedoch seine 
verborgene Logik im stillschweigenden Vollzug angemessener, aber artikulier-
barer Praktiken. Daraus folgt ein methodisches Problem, dass Agency gerade 
dort unsichtbar ist, wo sie am besten funktioniert. 

 
Diskurs Identität 
 
Keupp (2006) sieht in der zunehmenden Intersektionalität gesellschaftlicher Fel-
der zunächst vor allem eine Bewältigungsprobe. Die Offenheit und Dynamik ge-
sellschaftlicher (Sub-)Systeme erforderten ein anderes Sich-Positionieren, das 
nachzuvollziehen und zu erklären auch Wissenschaftlern schwer falle, da es mit 
einer Abkehr von einer vertrauten Subjekt-Ideologie verbunden sei (vgl. ebd.: 3). 
Der radikale Bruch mit bestehenden Identitätskonzeptionen, die durch eine Ver-
mittlung von innerer und äußerer Welt, einem Wechselspiel von Autonomisie-
rung und Unterwerfung gekennzeichnet seien, drücke sich gegenwertig im Dis-
kurs der Postmoderne aus (vgl. Keupp 2012: 81). Hier würden Kontingenz und 
Fragmentierung zu wesentlichen Bestimmungsmerkmalen, die Vorstellungen 
von Einheit und Kontinuität verdrängen (vgl. ebd.). Dies führe zu einer Vorstel-
lung von Identität als ständigem Aushandlungs- und Aktualisierungsprozess, bei 
dem relativ stabile Identitätsentwürfe allenfalls noch über absehbare Zeitspannen 
(Projekte) möglich seien (vgl. ebd.: 81f). 

Für den sozialwissenschaftlichen Diskurs zeichne sich mit der Diffusion der 
Vorstellung einer veränderten Subjektidee eine inflationäre Zunahme an häufig 
gegensätzlichen Diagnosen ab, die entweder den Tod des Selbst oder seine Be-
freiung zum bspw. „narzisstischen Konformisten“ (Agnes Heller 1995: 80) pro-
gnostizieren (vgl. Keupp 2012: 86). Der Anspruch auf Autonomie ginge in die-
ser postmodernen Konstellation nicht einmal unbedingt von den Subjekten selbst 
aus, sondern sei ein Anspruch, der von den gesellschaftlichen Institutionen an sie 
gestellt würde, so zum Beispiel im Bereich der Selbstvermarktung auf dem 
Arbeitsmarkt (vgl. ebd.: 88). Anders sehe dies jedoch im Bereich des bürger-
schaftlichen Engagements aus, wo der Anspruch nach Autonomie und institutio-
nalisierter Individualisierung von den Bürgern ausgehe, die sich gegen die Vor-
stellungen der Institutionen von einem selbstlosen Engagements sträubten (vgl. 
ebd.: 89). Keupp wehrt zudem Vereinfachungen ab, die Individualisierung mit 
Atomisierung gleichsetzen. Während zwar die Abhängigkeit (und damit womög-
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lich die Intensität) von Bindungen im Vergleich zu traditional-lokalen Bezie-
hungsnetzwerken zurückginge, würden an deren Stelle häufig frei gewählte und 
individuell gestaltbare treten, deren Aufbau und Pflege durch die Digitalisierung 
stark vereinfacht werden (vgl. ebd.). Keupp betont, dass individuelle Handlungs-
fähigkeit im Hinblick auf die zu bewältigenden gesellschaftlichen Herausforde-
rungen eine zentrale Bedeutung gewinne. Um deren Grundlagen zu verstehen, 
sei der von Cotê und Levine (2002) in Anlehnung an Bourdieu entwickelter Be-
griff des „Identitätskapitals“ hilfreich, also 

 
„[…] die Summe aller Eigenschaften bzw. Merkmale, die ein Individuum in der Interak-
tion mit anderen Individuen erworben bzw. zugewiesenen bekommen hat. Dazu gehören 
soziale Ressourcen (‚tangible resources‘), wie Kreditwürdigkeit, Mitgliedschaften, Bil-
dungszertifikate, die sozusagen als, ‚Passport‘ in andere soziale und institutionalisierte 
Sphären fungieren. Und es gibt ‚intangible resources‘ wie Ich-Stärke und ‚reflexiv-
agentic-capacities‘, wie Kontrollüberzeugung, Selbstwertschätzung, Lebenssinn, die Fä-
higkeit zur Selbstverwirklichung und eine kritische Denkfähigkeit.“ (Ebd.: 91) 
 

Nach Keupp gibt es also auch unter Bedingungen verstärkten sozialen Wandels 
Chancen auf Handlungsfähigkeit und Selbstbestimmung, sie sind nur, wie der 
Blick auf die im Zitat geschilderten, notwendigen sozialen und individuellen 
Ressourcen anzeigt, ungleich verteilt. 

Gudrun Knapp, die sich kritisch mit den „Toderklärungen“ (ebd. 2012: 330) 
der Subjekte auseinandersetzt, zieht ganz grundlegend in Zweifel, ob die Linea-
rität der Subjektentwicklung wie sie „post“- moderne Lesarten andeuten würden, 
überhaupt sinnvoll ist. Wie sie in ihrer Auseinandersetzung mit Zygmunt Bau-
man erklärt, bezögen sich Sozialwissenschaftler zur Erklärung und Deutung ge-
sellschaftlichen Wandels vorwiegend auf den Bereich der Arbeitswelt: „Arbeit 
wird hier – dreißig Jahre feministischer Kritik sind anscheinend im pluralisti-
schen postmodernen Universum nicht angekommen – immer noch identifiziert 
mit Erwerbsarbeit“ (ebd.: 350). Sie will damit ihre Skepsis darüber zum Aus-
druck bringen, ob Erwerbsarbeit als klassisch männliche Domäne geeignet ist, 
Aussagen über gesellschaftlichen Wandel insgesamt zu treffen. Denn die Beob-
achtung, dass Arbeit immer weniger Raum bei der Identitätsentwicklung ein-
nehme, gelte nur, wenn der Blick auf die Erwerbsarbeit beschränkt bleibt: 
 
„Die privat geleistete Reproduktions-Arbeit, die gesellschaftlich notwendige Haus- und 
Familienarbeit, ist jedenfalls von ihrem systemisch zentralen Platz keineswegs verdrängt 
worden. Im Gegenteil: Anstatt leerer zu werden, wird ihr Raum im Zuge der Rückverlage-
rung öffentlicher Dienstleistungen in die Haushalte mit immer mehr Arbeit angefüllt.“ 
(Ebd.) 
 

Knapp macht innerhalb des heterogenen Subjekt-Diskurses vier Dimensionen 
der Kritik aus: Von einer philosophischen Warte aus seien die Bedingungen und 
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Grenzen der Erkenntnisfähigkeit des Subjekts kritisiert worden, da Sprache und 
sprachvermittelte Diskurse die Erkenntnisfähigkeit des Subjekts limitierten. 
Selbsterkenntnis sei so immer gefiltert durch kulturelle Deutungen, in denen sich 
u.a. gesellschaftliche Machtverhältnisse reproduzierten (vgl. ebd.: 354). Eine 
zweite Quelle der Subjektkritik speist sich aus der psychoanalytischen Theorie 
und Klinik. Unter Bezug auf Befunde zu Störungen im Bereich der Identität und 
Persönlichkeit (Border Line, dissoziative Störungen) würde die Fähigkeit des 
Subjekts, mit sich eins zu sein, zunehmend infrage gestellt. Zudem verweise die 
psychoanalytische Theorie darauf, dass sich eine Einheit des Subjekts – wenn 
überhaupt – dann immer nur situativ und transitorisch herstellen ließe (vgl. ebd.). 
Drittens dekonstruieren postmoderne Theoretiker politische Subjekte, insofern 
Konstruktionsprozesse kollektiver Identität(en) als fundamentalistisch problema-
tisiert werden und die Gestaltbarkeit von Politik im Ganzen infrage gestellt wird. 
Viertens werden theoretische Annahmen über die Subjektkonstitution der 
Gegenwart genutzt, um Aussagen über das (sich ändernde) Verhältnis von Sub-
jekt und Gesellschaft zu treffen (vgl. ebd.: 355). Wovon man sich hierbei zu-
meist verabschiede, sei ein Subjekt, das geprägt sei von seiner androzentrischen 
und bürgerlichen Konstitution. Da nun aber genau die Ressourcen, aus denen 
sich eine solche Identität speist, in Auflösung begriffen sind – Tradition und ein-
deutige gesellschaftliche (hierarchische) Strukturen, die sich in Klassen kategori-
sieren lassen – müsse an seine Stelle etwas anderes treten (vgl. ebd.: 356). Inner-
halb dieses Diskurses blieben jedoch einige Fragen offen. So sei nicht geklärt, ob 
es sich um das empirische Aufkommen eines neuen Charaktertypus handele oder 
ob eine normative Neuorientierung an einer anderen Form der Identitätsentwick-
lung und Subjektkonstitution angestrebt werde. Weiterhin blieben Ort und Zeit 
dieses Wandlungsprozesses unbestimmt – wo das tote Subjekt verschwindet, wo 
und wann das neue in Erscheinung tritt und gänzlich unbeantwortet blieben (die 
nicht gestellten) Fragen danach, welche gesellschaftlichen Gruppen von diesen 
Prozessen wie betroffen seien (Frauen, Immigranten, Erwerbslose, Manager): 

 
„Geht es um eine bestimmte Form männlicher Subjektivität, die erodiert – dann kann nicht 
über postmoderne Subjekte im allgemeinen gesprochen werden; es sei denn, man geht da-
von aus, daß die sonst gern als vormodern aufgefaßte weibliche Subjektivität immer schon 
postmodern war, ohne je modern gewesen zu sein.“ (Ebd.: 357) 

 
Vor dem Hintergrund dieser Debatte werden nun zunächst drei unterschiedliche 
Lesarten von Identität genauer betrachtet. Ziel ist es, zu einem Verständnis von 
Identität im Alltag zu kommen, welches anschlussfähig ist an Vorstellungen 
politischen Handelns als selbstbestimmt oder zumindest auf Selbstbestimmung 
abzielend. Daran anknüpfend werden einige Überlegungen aus der feministi-
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schen Theorie eingeführt, die durch die Entwicklung eines Konzepts von „inter-
sektionaler Identität“ und dessen Kopplung an einen prozessorientierten Auto-
nomiebegriff in besonderer Weise dazu beitragen, Vermittlungs- und Transfor-
mationsprozesse im Alltag politischer Konsumentinnen beschreiben und analy-
sieren zu können. 

 
Narration des Selbst 
 
Die Idee eines autobiographischen Romans wäre einem Großteil der Menschen 
vor Beginn der Industrialisierung wohl recht unsinnig vorgekommen. Abgesehen 
von dem Zusammentreffen von außergewöhnlichen Ereignissen, also eine ganze 
Epoche oder die Weltgeschichte erschütternden Entdeckungen, Erfindungen 
oder auch Kriege, mit der Lebensgeschichte bestimmter Personen, ist die Vor-
stellung, irgendetwas an der Lebensgeschichte einer beliebigen Person des 16ten 
oder 17ten Jahrhunderts interessant zu finden, zumindest aus dem Blickwinkel 
der Zeitgenossen, geradezu abwegig. Demgegenüber üben autobiographische 
Erzählungen in Moderne und zunehmend in der Spätmoderne eine starke Faszi-
nation aus, die ihrerseits schon wieder bemerkenswert ist. In einer (Auto-)Bio-
graphie wird die Einzigartigkeit einer Person und ihrer Geschichte belegt, ihre 
Authentizität, darüber hinaus stellt sie aber auch einen möglichen Lebensent-
wurf, inklusive dem Hadern mit den Widrigkeiten des Lebens, dem Suchen und 
womöglich dem Finden von (an)leitenden Werten und prioritär zu verfolgender 
Ziele, dar. Wie andere mit den Herausforderungen des Seins und Seins-Werdens 
oder -bleibens in modernen Gesellschaften umgehen, zeigt, ganz trivial, zu-
nächst, dass sie mit den gleichen oder ähnlichen Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben wie man selbst und, weniger trivial, wie sich in dem Erlernen oder auch 
Erfinden von Bewältigungsstrategien das unverwechselbare, einzigartige Wesen 
der Person zeigt. Die Fülle an Möglichkeiten, eigene Entscheidungen zu treffen 
– welche Religion, welcher Beruf, welche Familie – korrespondiert mit dem 
Zwang, sich den daraus ergebenden Fragen zu stellen und sie zu beantworten. 
Anders gesagt, das Subjekt steht vor der Aufgabe der Kreation einer Selbstiden-
tität, deren Bezugsrahmen nicht von außen vorgegeben wird und die den An-
sprüchen von Kontinuität und Kohärenz genügen muss. Einblicke in das Selbst-
Management von anderen gewinnen deshalb an Orientierungsfunktion, wobei 
der bereits von Simmel (1911) anvisierte Spagat zwischen Individualität und 
Konformität zu gestalten ist. Durch die Pluralisierung von Lebensstilen, die die 
Gesellschaft segmentieren, bilden sich unterschiedliche und immer mehr soziale 
(Sub-)Welten heraus, die sich im Alltag und insbesondere durch dessen Mediati-
sierung zunehmend überlappen. Dieses Neben- und Übereinander unterschiedli-



148 | POLITISCHE KONSUMENTINNEN IM SOCIAL WEB 

cher sozialer Welten zu organisieren, verlangt nach einer gewissen Flexibilität, 
um sich den jeweiligen Anforderung situativ anzupassen, ohne dass damit die 
völlige Aufgabe der Identität als solche notwendig wird (Giddens 1992: 82f). Es 
geht eher um die Übernahme eines Sets aus Praktiken, die in einem Milieu an-
erkannt und normal sind, aber unter Beibehaltung gewisser grundlegender 
Eigenschaften und Verhaltensweisen, die unabhängig von der Bewegung zwi-
schen verschiedenen Sozialwelten, erhalten bleiben. Es gilt dabei in Bezug zu 
dem Kern-Selbst zu bleiben, vor allem dann, wenn sich Krisen manifestieren und 
Entscheidungen begründet werden müssen. Begründungsstandards gibt es wei-
terhin, doch sie haben ihre Verbindlichkeit eingelöst, insofern ihre Übernahme 
selbst wieder eine Entscheidung darstellt, die Aussagen über die eigene Veror-
tung in der Gesellschaft beinhaltet. Werte und auch Wissen werden nicht mehr 
von unfehlbaren Autoritäten gestellt – was sich paradoxerweise gerade durch 
den Anstieg von Expertise begründet. Wenn also externe Referenzsysteme wie 
die Religion oder traditionelle Ideen von zweigeschlechtlichen Partnerschaften 
nicht mehr über die Autorität verfügen, individuelle Entscheidungen zu rechtfer-
tigen und mit Sinn zu versehen, muss die Antwort aus dem Subjekt selbst kom-
men. 

Es lohnt sich an diesem Punkt etwas weiter ausholen und die Überlegungen 
bei George Herbert Mead beginnen lassen: In der Mead’schen Theorie existiert 
etwas, das er die Spontanitätsinstanz nennt, das ‚I‘, welches ohne den Verbrauch 
von Bewusstseinskapazität etwas tut5 (Mead 1980: 216f). Auf diese spontane, 
zunächst unreflektierte Handlung reagiert nun die soziale Welt in Person eines 
ihrer Vertreter. Dieser Interaktionspartner interpretiert die Tat des Initiators und 
reagiert entsprechend seiner Interpretation und der daraus folgenden Beurteilung 
der Angemessenheit der Handlung. In der Interpretation der Reaktion erfährt ers-
terer etwas über sich selbst und darüber, wie er wahrgenommen wird (wobei es 
häufig nicht ganz einfach ist dazwischen eindeutig zu unterscheiden). Er ver-
gleicht dieses Bild mit anderen, bereits vorhandenen Bildern, und arbeitet auf 
diese Weise an seinem Selbstbild. Durch fortlaufende Interaktion mit der sozia-
len Umwelt steigt die Anzahl solcher interaktiv erzeugter Bilder, die sich mehr 
und mehr zu einem Selbstbild – dem ‚me‘ verdichten. Wird das Subjekt zu einer 

                                                             
5   „Agieren“ wäre mit Sicherheit der stilistisch schönere Begriff, aber er ist schon zu na-

he an dem des „Handelns“ und genau das tut das „I“ im handlungstheoretischen Sinne 

zumindest nicht. 
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Erzählung angeregt, ist es in der Lage6, die Geschichte der Integration, Verdich-
tung, Bewertung und Verwerfung dieser Bilder von seinem momentanen Stand-
punkt aus zu entwerfen. Die Geschichte kann sich im Laufe der Zeit und je nach 
dem, in welcher Situation man fragt, verändern und variiert werden. Vor allem 
ist es denkbar, dass die Erzählung sich in Bezug auf die als relevant wahrge-
nommenen Sequenzen verändern kann, teils liegen relevante Sequenzen voll-
ständig außerhalb des Zugriffsbereichs verfügbarer Bewusstseinsinhalte – je 
mehr sie jedoch einen Einfluss auf das Selbstbild entfalten, der das Subjekt in 
seiner Handlungspraxis irritiert, umso notwendiger kann es werden, diese Bilder 
beispielsweise mithilfe einer Psychoanalyse wieder verfügbar und einer erneuten 
Bewertung zugänglich zu machen. Festzuhalten ist, dass, wenn das moderne 
Subjekt Aussagen darüber treffen soll, wer er oder sie ist, d.h. in jeder Situation 
in dem eine bewusste Entscheidung notwendig wird, eine kohärente und konti-
nuierliche Geschichte des Selbst erzählt werden kann. Mittels dieser Geschichte 
kann das Subjekt seinen Handlungen Sinn verleihen, Entscheidungen treffen und 
Prioritäten setzen. 

Bei Giddens entfaltet sich die Geschichte des Selbst nicht ungestört und stößt 
u.a. bei der Begründung von Entscheidungen auf Schwierigkeiten, da externe 
Referenzsysteme nicht mehr über dieselbe Autorität verfügen wie in traditiona-
len Gesellschaften. Zu den Risiken der Selbst-Identität gehört es, sich dennoch 
an eine dieser Autoritäten – eine postmoderne Wertegemeinschaft wie die Frugi-
voren etwa – anzuschließen und damit vor der Aufgabe, eine eigene Selbstidenti-
tät zu schaffen oder zumindest in einem Bereich die Last der Entscheidung auf 
sich selbst zu nehmen, zu kapitulieren. Die Hingabe an diese Systeme bleibt un-
befriedigend und behindert die Konstruktion einer Selbstidentität, was wiederum 
zu einer exzessiveren Beschäftigung mit dem jeweiligen Bedeutungssystem füh-
ren kann. Je umfassender externe Referenzsysteme alle Bereiche des Lebens re-
geln, desto attraktiver sind sie für Personen, deren internes Referenzsystem 
schwach ausgeprägt oder nicht verfügbar ist. Weitere Risiken für die moderne 
Lebensführung resultieren aus eben jener: Während in traditionalen Gesellschaf-
ten die Angst vor der Willkür der Natur oder des Gottes (und seiner Vertreter auf 
Erden) als der zentrale Unsicherheitsfaktor gelten kann, rücken die Menschen 
selbst als Verursacher von Krisen und Katastrophen mit teils globalem Ausmaß 
in das Zentrum der Aufmerksamkeit. Die schwerwiegendsten Bedrohungen 

                                                             
6   Die Fähigkeit dazu ist von bestimmten vor allem sozialen Voraussetzungen abhängig, 

wozu neben dem entsprechenden Gedächtnis, was reflexiv in Gang gebracht werden 

muss, insbesondere die Artikulationsfähigkeit zählen. 
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gegenwärtiger Gesellschaften sind dabei hausgemacht, ob potenziell durch das 
Risiko atomarer Auseinandersetzung oder sukzessive durch die fortschreitende 
Verschlechterung der Atemluft durch Feinstaub und CO²-Emissionen. Auf indi-
vidueller Ebene hat eine solche Wahrnehmung Konsequenzen. Der wahrge-
nommene Einflussbereich eines kleinen Bauers einer traditionalen Gesellschaft 
erstreckte sich auf die Anzahl und das Ausmaß der Verhältnisse, die er lokal, 
physisch und unmittelbar manipulieren konnte. Ganz anders heute: Durch die 
Mediatisierung von Wissen und Erfahrung werden lokale Ereignisse aus ihrem 
Zusammenhang entbettet und in Form einer Erzählung in anderen Zusammen-
hängen rekontextualisiert. So wird es mit einem Mal relevant für die eigene Le-
bensführung, welche Bestimmungen es zur Verwendung von Pflanzenschutzmit-
teln in den USA gibt, weil hiesige Viehzüchter verstärkt Futtermittel aus den 
USA importieren. Kapitalismus und Mediatisierung sind die zentralen Prozesse, 
die zunehmende Kontingenz, Komplexität und Beschleunigung vorantreiben. 
Das Subjekt muss mit dieser Kontingenz umgehen und sie bei seinen Entschei-
dungen berücksichtigen. Die Ausbildung von Präferenzen ist bei der Flut von 
Medieninformationen unumgänglich. Informationen, die als störend empfunden 
werden könnten, werden ausgeblendet oder den eigenen Vorstellungen entspre-
chend re-interpretiert (vgl. ebd.: 188). Dies führt zu einem ständigen Balanceakt: 
Das mitunter überforderte Subjekt kann angesichts des Zwanges zur Wahl in 
einen Zustand der Starre verfallen oder zu Flüchtigkeit tendieren. Starre bedeutet 
die Fixierung und Aufrechterhaltung eines Sets an Vorstellungen, Einstellungen 
und Praktiken, in der rigorosen Ablehnung „jeglichen kontextuellen Relativis-
mus“ (ebd.: 189), während „der Flüchtige“ sich einem sozialen Chamäleon 
gleich der Umgebung anpasst. Chronische Unsicherheit und das Gefühl der 
Machtlosigkeit können bei anderen dazu führen, dass sie sich vollkommen aus 
der sozialen Welt zurückziehen und sich stattdessen auf das konzentrieren, was 
sie sichtbar kontrollieren können – also im Zweifelsfall ihre eigenen vier Wände, 
falls sie über die verfügen sollten.7 Die Durchdringung des Alltags mit abstrak-
ten Systemen, vor allem Expertenwissen, könne bei dem Subjekt zu einem Ge-
fühl des Ausgeliefertseins und der Abhängigkeit führen (vgl. ebd.: 191ff). Wie 
später gezeigt wird, argumentieren Rosa und Kaufmann in eine ähnliche Rich-
tung, wenn sie die steigende Verbreitung von Depressionskrankheiten genau mit 
diesen Aspekten des Lebens in modernen Gesellschaften verknüpfen. Dem-
gegenüber verweist Giddens aber auch auf diejenigen, denen der Balanceakt 

                                                             
7   Darin kann durchaus auch eine Erklärung für den Boom sowohl von Stadtgärten wie 

insgesamt regionalen Produkten gesehen werden. 
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zwischen Öffnung und Schließung gelingt, die gerade in der Mediatisierung und 
Globalisierung neue Optionen der Mitgestaltung und Solidarität ausmachen. 
Giddens hält pessimistischen Einschätzungen entgegen, dass die Beteiligungsop-
tionen in der Moderne im Gegensatz zu früheren Gesellschaften erheblich ge-
stiegen sind. Auch die Medien trügen zu einer Vereinfachung bei dem Aufbau 
von Netzwerken bei und erleichterten den Zugriff auf Informationen. Außerdem 
akzeptierten Subjekte die äußeren Bedingungen ihres Lebens niemals passiv, 
sondern reflektierten sie und tragen zu ihrer Reproduktion oder Reorganisation 
bei. Auf kollektiver wie individueller Ebene vollzögen sich durch die Reflexivi-
tät sozialen Lebens Prozesse der Aneignung in unterschiedlichen Bereichen. 
Wenn das lokale-unmittelbare Leben formbar ist, bestehe kein Grund, prinzipiell 
davon auszugehen, dass größere soziale Systeme eine unkontrollierbare Hinter-
grundumgebung formen. 

 
Situative Identität 
 
Rosas Überlegungen docken nahtlos an Giddens` Konzeption an. Als neuartige 
Form der Identität, die nun in Zeiten der Spätmoderne symptomatisch würde, 
wird von ihm die situative Identität eingeführt, bei der sich Parallelen zu Gid-
dens „Flüchtigem“ erkennen lassen. Anders als noch bei Giddens’ in der Hoch-
moderne anzusiedelnder Konzeption habe der soziale Wandel zu einer Verände-
rung der Zeitstrukturen geführt, die eine auf die Lebensspanne angelegte Plan-
barkeit des Lebens für das Subjekt nicht nur massiv erschweren, sondern fak-
tisch zu einem Hindernis bei der Bewältigung von Lebens(abschnitts)aufgaben 
werden lassen. Muster dieser neuen Art der Lebensführung zeigten sich in der 
auf den Moment bezogenen Selbstdefinition, bspw. in der Arbeitswelt, bei der 
die potenzielle Vergänglichkeit oder Transitorität immer schon mitangedeutet sei 
(vgl. Rosa 2005: 364). Diese Entwicklung beschreibt Rosa als „Verzeitlichung 
der Zeit“, die zu einer Verzeitlichung der Identität führe. Dagegen mag man 
einwenden, dass es eine solche Verzeitlichung schon immer, auch schon in tradi-
tionalen Gesellschaften gab, insofern sich Lebensabschnitte des Kind-Seins mit 
denen der rituellen Aufnahme als vollwertiges Mitglied in die Religions- oder 
Dorfgemeinschaft ablösten. Der Charakter der Beziehung zwischen Zeit und 
Identität ändert sich jedoch das erste Mal fundamental durch die Einführung der 
Wahlfreiheit und das zweite Mal durch den Verlust von tradierten Zeitstrukturen. 
Wenn in der Hochmoderne Entscheidungen noch vor dem Hintergrund antizi-
pierter biographischer Verläufe gefällt wurden, wird durch die zunehmende 
Kontingenz eine auf Zeit angelegte Planung unmöglich. Rosa weist darauf hin, 
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dass sich heute schwerlich noch bestimmen ließe, welche spezifischen Aktivitä-
ten und Orientierungen mit dem Alter einhergehen: 

 
„Zunehmend häufiger finden sich etwa Ausbildungsphasen, die traditionell mit dem Ju-
gendalter korreliert sind, auch im reiferen Alter und nach [Hervorhebung im Original hier 
weggelassen, Anm. K.W.] Abschnitten längerer Berufstätigkeit; ähnlich verhält es sich 
mit biographischen Phasen des Sichverliebens, des Heiratens und des Elternwerdens, wäh-
rend umgekehrt beispielsweise dauerhafte unfreiwillige Exklusion vom Erwerbsleben 
auch schon im Jugendalter erfahren werden kann.“ (Ebd.: 363) 
 

Wichtigste Merkmale dieser zweiten Individualisierungs- und Pluralisierungs-
welle sei der weitere Anstieg von „Wahlmöglichkeiten und Kontingenzen“ (ebd.: 
362), der sich nicht nur in einer zunehmenden Gestaltungsfreiheit des eigenen 
Lebensentwurfs, sondern auch der weniger mit Sanktionen behafteten Revidier-
barkeit von Entscheidungen zeige. Das Scheitern von Beziehungen oder not-
wendig werdende berufliche Neuorientierungen stellten noch in den Zeiten der 
Hochmoderne biographische Brüche dar, die immer auf ein Scheitern des Le-
bensentwurfs wenigstens in diesem Bereich hindeuteten. Die neue Revidierbar-
keit lässt biographische Brüche zum Normalfall werden, was vor allem daran 
liegt, dass der Lebensentwurf als solcher überhaupt keinen Bruch erfährt, da des-
sen Planung faktisch nicht mehr möglich sei (vgl. ebd.: 359). Die Steigerung der 
Wahlmöglichkeiten betreffe nun alle Bereiche des Lebens, nicht nur diejenigen, 
die man primär mit Vorstellungen von Identität assoziiert, sondern auch periphe-
re, wie die Wahl des Transportmittels, der Altersvorsorge, des Energielieferanten 
usw. – wobei nicht zuletzt der Rückzug des Staates und die Privatisierung viel-
fältiger Waren und Dienstleistungen dazu beitragen, diese Entwicklung zu for-
cieren. Kritisch ist Rosas Annahme zu sehen, dass Entscheidungen leichter revi-
dierbar seien, Freundschaften und auch Paarbeziehungen nicht mehr auf ein Le-
ben ausgelegt seien, sondern abgebrochen und neu installiert werden können. 
Dies mag für bestimmte Entscheidungen gelten, doch sie befördert eine Perspek-
tive auf alle Lebensbereiche, die so einen warenförmigen Charakter annehmen. 
Wenn Elternschaft nach ein paar Jahren dysfunktional für die weitere Lebens-
führung wird, kann man nach Alternativen suchen – und sie gewiss auch finden 
– bspw. ein Kind von jemand anderem (den Großeltern/ einem Internat) erziehen 
zu lassen. Doch führt nicht das Wissen um die Beliebigkeit, hier: sozialer Bezie-
hungen, zu einer Veränderung derer Qualität? Entweder tatsächlich in Richtung 
einer Kommodifizierung, in der z.B. ein Kind zu einer transitorischen Lebensab-
schnittserfahrung wird, die auf Zeit als bereichernd empfunden wird oder aber in 
Richtung einer Vitalisierung und Vertiefung der Beziehung, da das zeitlose Zu-
geständnis an eine einmal gefällte Entscheidung als Ausdruck des individuellen 
und freien Willens interpretierbar wird. Deutlicher ausgedrückt, muss auf die 
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Revidierbarkeit von Entscheidungen nicht logisch deren Revidierung folgen. Im 
Gegenteil: Je eher man sich als Autor seiner Entscheidung sieht, umso mehr wird 
man sich ihr verpflichtet fühlen. Was Rosa dagegen ausmachen kann, ist das 
Aufschieben von Entscheidungen, insbesondere langfristigen wie sie sich im Be-
reich des bürgerschaftlichen Engagements abzeichnen: 
 
„Jüngere Engagierte sind in schwindendem Maße dazu bereit, sich langfristig  und in vor-
definiertem Umfang an ein ‚Amt‘ [Hervorhebung im Original, Anm. K.W.] zu binden. 
Sie bevorzugen stattdessen flexible Engagementformen, über deren Dauer sie von Fall zu 
Fall befinden wollen und in denen sie über den Anteil an ihrem wöchentlichen oder mo-
natlichen Zeitbudget flexibel entscheiden können – was bedeutet, dass der Begriff Ehren 
,amt’ für diese Tätigkeitsform zweifellos irreführend ist. Bürgerschaftliches Engagement 
nimmt im Zuge der Verzeitlichung der Zeit ebenso wie die berufliche Tätigkeit und ten-
denziell auch die Aktivitäten und Bindungen im Privatleben ,Projektform’ an: Über Dauer, 
Sequenz und häufig auch Tempo wird flexibel entschieden; stets aber sind Projekte kurz-
fristig beendbar und in ihrer Laufzeit beschränkt.“ (Ebd.: 366) 
 

In der Sphäre der alltäglichen Praktiken dokumentiere sich dieser Wandel in 
einer De-Strukturierung des Tagesablaufs: Ein über die Woche sich stetig wie-
derholender Tagesablauf stehe den Akteuren im Weg, auf Unvorhergesehenes, 
plötzlich notwendig gewordene zusätzliche Arbeiten, Terminänderungen usw. zu 
reagieren, weshalb ein Festhalten an klar definierten Tagesablaufmustern dys-
funktional werde (vgl. ebd.: 367). Zu beobachten sei das Auftreten einer neuen 
Sozialfigur, des „Spielers“, als ein Typ des Umgangs mit Zeit, der verbindliche 
Absprachen nur unter Vorbehalt und mit Verweis auf diverse Einflussfaktoren 
träfe (vgl. ebd.: 368f): 
 
„Der ‚Spieler‘ überwindet die lineare, verrechnende und verplanende Zeitorientierung der 
Moderne und ersetzt sie durch eine (in gewisser Weise prämodern [Hervorhebung im 
Original, Anm. K.W.] anmutende, nun aber reflexiv gewordene) situationsoffene und er-
eignisorientierte Zeitpraxis.“ (Ebd.: 368) 

 
Demgegenüber anachronistisch entpuppten sich Versuche des „technikfaszinier-
ten Wellenreiters“ und der „strategischen Lebensführung“ mittels Informations- 
und Kommunikationstechnologien, die Steuerung der Zeit wieder kontrollieren 
und absichern zu können (vgl. ebd.: 371). Eine situative Lebensführung nimmt 
von derartigen Steuerungsversuchen Abstand und lässt sich bereitwillig auf die 
Dynamik des Alltags, des Berufs usw. ein. Dies hätte Konsequenzen für die 
Identität, die jetzt immer vor dem jeweils aktuellen Hintergrund neu definiert 
wird. Auf die Aufgabe des Identitätsprojekts, das als eine Ziel gerichtete und auf 
Kohärenz angelegte Bewegung zu verstehen ist, folgt die Aufgabe einer damit 
verbundenen Vorstellung von Autonomie, da keine halbwegs stabilen Werte und 
Präferenzen mehr auszumachen seien (vgl. ebd.: 372). Zu berücksichtigen seien 
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zwei unterschiedliche Lesarten von Identität: Einmal als eine Idee von sich 
selbst, die über verschiedene soziale Kontexte hinweg stabil bleibe und einmal 
der eines Handlungs- und Orientierungsrahmens, der sich in einem Sinn, wer 
man sei, ausdrücke (vgl. ebd.: 373): 
 
„Jener Sinn wandelt sich in seiner Substanz von Kontext zu Kontext und von Situation zu 
Situation, aber das in allen Praxiszusammenhängen entscheidungs- und handlungsleitende 
Identitätsgefühl geht dabei nicht verloren. Denn die Vorstellung einer solchen Identität be-
sagt natürlich nicht, dass alle [Hervorhebung im Original, Anm. K.W.] Identitätsmerkmale 
von Situation zu Situation verändert werden.“ (Ebd.) 
 

Vor diesem Hintergrund seien transsituationale Einheiten des Selbst, wenn auch 
reduziert und allenfalls rudimentär, noch möglich: Erstens könne eine Narration 
des Selbst immer noch gelingen, wenngleich sie je situationsabhängig formuliert 
werde. Zweitens bliebe eine rudimentäre Prägung durch inkorporierte Schemata 
(Rosa bezieht sich vor allem auf das Habitus-Konzept von Bourdieu) Ge-
schmackspräferenzen sowie routinisierte Handlungen erhalten. Problematisch 
wird der postmoderne Duktus des „ich bin viele“ „dort, wo das Subjekt gezwun-
gen ist, Relevanzen und Prioritäten zu bestimmen, und wo sich aus solcher Plu-
ralität konfligierende Handlungsanforderungen ergeben“ (ebd.: 375). Drittens 
könnten sich Objekte als Platzhalter für zeitstabile substanzielle Identitäten – 
Rosa schließt hier durchaus auch z.B. Haustiere ein – sozusagen als materielle 
Repräsentanten der Identität hilfreich erweisen.8 Viertens könne man davon aus-
gehen, dass etwas wie ein Kernselbst angeboren sei. 

Für die Autonomie des Subjekts ergibt sich die paradoxe Situation viel akti-
ver und geplanter zu steuern, dabei aber Unplanbarkeit und Kontingenz als Tat-
sache zu akzeptieren und in die Planung zu integrieren (vgl. ebd.: 380). Logische 
Konsequenz sei die fortschreitende Kapitulation der Subjekte davor, ihre Le-
bensentwürfe überhaupt zu planen, eine Zunahme der Gegenwartsorientierung 
und die Abnahme der Fähigkeit zur Aufschiebung von Bedürfnissen (vgl. ebd.: 
381f). Resultat dieser Entwicklung sei das Auftreten des „Drifters“,  dessen Cha-
rakter zerstört und Autonomie verloren sei. Letztlich müsse es zu einem Verlust 
sozialer Bindungen sowie der Selbstachtung führen. Gefühle von Machtlosigkeit 
könnten ihn besonders anfällig für Pathologien machen, wobei die Depression 

                                                             
8   Zu berücksichtigen ist folglich, dass sich selbstredend die Beziehung zu dem Objekt 

verändert. Da es als externer Bestandteil, Garant oder eben Repräsentant der Selbst-

Identität fungiert, hat es außer seinen eigenen Eigenschaften auch über eine Entspre-

chung zu denen seines Besitzers zu verfügen. Anders gesagt, das Objekt soll nicht nur 

nützlich sein, sondern auch angemessen. 
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auf der einen Seite und eine Tendenz zu Gewalt am anderen Ende des Spektrums 
ständen (vgl. ebd.: 382ff). Aus der Unfähigkeit, zeitstabile Präferenzen zu set-
zen, folgt die Unfähigkeit, sich selbst und seinem Tun Grenzen zu setzen: Alles 
wird interessant und nichts ist jemals abgeschlossen. Rosa spricht von „rasen-
dem Stillstand“, der nicht nur die Objekte, sondern auch die Kultur berühre (vgl. 
ebd.: 385). Es gebe zwar Veränderungen, aber keine Entwicklungen mehr, weil 
zur Bearbeitung von neuem ein a priori erworbener Orientierungsrahmen existie-
ren muss. Folgen pathologischer Zeiterfahrung ließen sich u.a. an dem massiven 
Anstieg von Depressionserkrankungen ablesen,9 wozu neuerdings zumindest im 
umgangssprachlichen Gebrauch auch der „Burn-Out“ zähle. 

Rosas Diagnose wirft ein düsteres Licht auf die derzeitigen gesellschaftli-
chen Verhältnisse, zumal die Zunahme von diversen psychischen Erkrankungen 
tatsächlich auf einen Zusammenhang zwischen Depression und Zwangserkran-
kungen, verstanden als der Versuch des Subjekts, das über die Maßen zu kon-
trollieren, was es eben (noch) kontrollieren kann, und dem Anspruch der zuneh-
menden Flexibilisierung und Kreativität des Selbst, zu verweisen scheinen. 
Trotzdem sollte man berücksichtigen, dass dieser Anspruch nicht jeden und nicht 
mit derselben Dynamik trifft. Boltanski und Ciapello (2003) fragen ja zu Recht 
in ihrer Analyse des Managerdiskurses danach, wer in dem neuen projektbasier-
ten und netzwerkförmigen System zu den Verlierern gehöre. Die Hauptthese zur 
Erklärung neuer Ungleichheiten in diesem System ist die, dass diejenigen, die 
flexibel und ungebunden, vor allem aber auch maximal mobil immer neue Pro-
jekte angehen, dabei nach wie vor auf lokale Infrastrukturen angewiesen seien. 
Es braucht auch in Zeiten zunehmender Flexibilisierung eine Adresse für Kor-
respondenz und je mehr der Projekt-Arbeiter in fluide Netze integriert ist, umso 
wichtiger sind die Personen, die weiterhin die Heimatbasis am Laufen halten. 
Entsprechend sind es also diejenigen, die für die Aufrechterhaltung betrieblicher 
Infrastrukturen verantwortlich sind, die nicht am Erfolg und Reichtum der ver-
netzten Projektarbeiter beteiligt werden, andererseits aber über doch relativ zeit-
stabile Tages- und Lebensentwürfe verfügen. Die Figur des Drifters ist insofern 
keine notwendige und unausweichliche Konsequenz der Spätmoderne, das ist sie 
nur oder vor allem für diejenigen, deren Selbst-Identität sich maßgeblich auf 
eine Erwerbsbiographie und dabei auf Erfolgsmaximierung ausrichtet. Es ist 
aber sowohl eine individuelle wie eine gesellschaftliche Entscheidung, ob man 
sich diesen Anforderungen an das Selbst ausliefert oder aber den partiellen bzw. 

                                                             
9   Rosa verweist auf eine französischer Studie, wonach 7 von 10 erfassten Patienten mit 

Depression auf eben diesen Zeit-Zusammenhang verweisen (vgl. ebd.: 388). 
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kollektiven Ausschluss aus der Erfolgsgesellschaft in Kauf nimmt. Für den ein-
zelnen bedeutet das, sich beispielsweise darin zu genügen, die Infrastruktur für 
die Erfolgreichen aufrechtzuerhalten, was eine, von kurzen hektischen Anwe-
senheitszeiten der Vorgesetzten abgesehen, in ihrer Kontingenz doch recht über-
schaubare Perspektive eröffnet. Doch damit lässt sich die potenzielle Bedrohung 
von Identität und Autonomie nicht auflösen, da die Zunahme von Entscheidun-
gen – in Bezug auf die Häufigkeit von Situationen, in denen Entscheidungen 
notwendig werden wie in der Ausweitung von Themenfeldern/Bereichen, in 
denen Entscheidungen möglich werden – korrespondiert mit einer verminderten 
Gewissheit darüber, wie sich diese Entscheidungen auswirken mögen sowie 
welche Art von Zukunft überhaupt erwartet werden kann. 

 
Die unmittelbare, kontextabhängige, operative Identität 
 
Jean-Claude Kaufmann (2005) sieht Identität grundsätzlich als eine Vorausset-
zung für Handeln (vgl. ebd.: 181), wobei er zwischen zwei Formen von Identität 
unterscheidet: Der biographischen, die sich in einer Erzählung ausdrücken lässt 
und einer situativen, also unmittelbaren, kontextabhängigen, operativen: kurz 
UKO-Identität (vgl. ebd.: 178). Denn er verweist darauf, dass nicht alle Hand-
lungen identitätsvermittelt in dem Sinne seien, dass ihnen eine bewusste, auf Re-
flexion basierte, die Ich-Erzählung bemühende Entscheidung vorausginge. 
Trotzdem würde der gewaltige Einfluss, den die Gewohnheiten auf die Hand-
lungsfähigkeit von Subjekten hätten, zugunsten einer wissenschaftlichen Fixie-
rung auf die biographische Identität häufig vernachlässigt. Das liegt mitunter da-
ran, dass zumeist das unmittelbare, spontane Handeln wie auch Routinehandeln 
nicht als Ausdruck der Identität interpretiert wird, sondern der geläufigen Auf-
fassung von Identität als des reflexiv verfügbaren Selbstbildes gerade zuwider-
läuft. Wenn man sich die Einwände ins Gedächtnis ruft, die eingangs unter Be-
zugnahme auf Theorien der Postmoderne, des Strukturalismus und der Psycho-
analyse gegen autonomes Handeln ins Feld geführt wurden, dann verfolgen diese 
primär das Ziel, inkorporierte Schemata, Bilder, Geschmackspräferenzen usf. als 
genau die Aspekte zu identifizieren, die dem Subjekt-Selbst fremd seien und 
folglich zu einem noch zu bestimmenden Teil zu einer Fremdsteuerung des Indi-
viduums führen (müssten). Wie Giddens sieht Kaufmann aber in diesen Aspek-
ten keineswegs (nur) das Risiko der Fremdsteuerung, sondern eine Ressource 
des Handelns, die gerade in modernen Gesellschaften an Bedeutung gewinnt, in 
dem sie das Individuum entlastet und seiner Handlungsfähigkeit überhaupt erst 
den Weg bereitet. Nun muss man, gerade im Hinblick auf die in dieser Mono-
graphie eher theoretische Auseinandersetzung bei Kaufmann berücksichtigen, 
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dass er diesen Standpunkt auf der Basis der jahrelangen empirischen Erfor-
schung von Alltagspraktiken entwickelt hat. Das Wirken der UKO-Identitäten 
belegt er anschaulich in Rückgriff auf diverse Studien, wobei diejenige über den 
Umgang mit „Schmutziger Wäsche“ (Kaufmann 1994) methodisch und analy-
tisch ohne Frage einen herausragenden Stellenwert einnimmt. Dort ging er der 
Frage nach, wie junge Paare in der Zeit des oder kurz nach dem Zusammenzie-
hen mit der Organisation der Haushaltsarbeit umgingen. Eine wichtige Erkennt-
nis diesbezüglich ist, dass bei haushaltsnahen Tätigkeiten die narrative Identität 
nicht primärer Träger von Alltagspraktiken ist, sondern an ihrer Stelle inkorpo-
rierte, habitualisierte Schemata als Praxis treten, die (teils im Widerspruch mit 
der Selbsterzählung) ihre Wirkungsmacht entfalteten (vgl. ebd.: 183). Im Falle 
der UKO-Identität hat man es mit Gewohnheiten zu tun, die nicht zuletzt auf 
einem sozial bedingten Habitus beruhen, darüber hinaus aber auch auf bestimm-
ten Imaginationen und Bildern seiner selbst. Signifikant an den Routinen, deren 
Aufrechterhaltung bei Kaufmann durch die UKO-Identitäten gelingt, ist, dass die 
Akteure, werden sie nach den Gründen für ihr Handeln befragt, zunächst einmal 
Schwierigkeiten haben, eine Antwort zu geben (vgl. ebd.: 183). Diese Schwie-
rigkeit der Subjekte, über ihre Gewohnheiten zu sprechen und die Anstrengun-
gen, die damit einhergehen, sich diese Gewohnheiten reflexiv verfügbar zu ma-
chen, lässt die Vermutung zu, dass darin einer der Hauptgründe liegt, warum 
Gewohnheiten bei der Erforschung von Identität nur eine marginale Bedeutung 
zukommt: Denn allein schon die Erhebung von Routinepraktiken setzt eine um-
ständliche und wohl unumgänglich ethnographische Herangehensweise voraus. 
Zudem darf das Argument nicht vergessen werden, dass die nicht bewussten As-
pekte des Handelns ja vielfach als Antagonisten von Identität angesehen werden. 
Doch diese Auffassung verabschiedet inkorporierte Schemata etwas zu vor-
schnell in die Sphäre des Unbewussten. Angesicht der Zunahme höchst diver-
genter Inkorporationsinhalte müssen diese im reflexiven Bezug aufeinander ge-
ordnet werden (ebd.: 184), was nicht zuletzt gelingt, da die Gewohnheiten, trotz 
ihres vermeintlichen Daseins im Schatten des Unbewussten, ihren ursprüngli-
chen Quellen gemäß an Wertvorstellungen und Glaubensüberzeugungen gebun-
den sind (vgl. ebd.: 185). Wohl nicht zuletzt in Richtung postmoderner Theorien 
adressiert, formuliert Kaufmann: 
 
„Das Subjekt bestimmt sicherlich nicht alles. Es wird insgeheim grundlegend vom sozia-
len Gedächtnis, das es verinnerlicht hat, getragen. Gleichwohl trifft es Entscheidungen, 
vor allem weil dieses Gedächtnis widersprüchlich ist [...] So schädlich es ist, die Rolle des 
gesellschaftlichen Unterbewusstsein zu missachten, so darf dessen Beachtung doch ebenso 
wenig zu einer Negation der subjektiven Selbstregulierung führen.“ (Ebd.: 185) 
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Nun könnte man dieses Potenzial – dass inkorporierte Schemata zum Bestandteil 
von Reflexion werden können, eben weil sie miteinander und/oder mit der 
Selbst-Erzählung im Widerspruch stehen – fruchtbar mit Diana Meyers Idee 
einer Reflexion über soziale und kulturelle Ordnungen, die sich aus der Inter-
sektionalität der Identität ergeben, verknüpfen, doch wiegelt Kaufmann hier ab: 
Akteure täten anderes als sich mit ihrer Selbstdefinition zu beschäftigen. Es mag 
aber Situationen geben, darauf verweist in pragmatischer Tradition wiederum 
Giddens, in denen Routinehandlungen nicht mehr angemessen sind, weil sich die 
Situation verändert hat. Tatsächlich kommt Kaufmann in seiner weiteren Ausei-
nandersetzung mit den zwei Identitätsaspekten zu der Ansicht, dass der Aspekt 
der Vermittlung – also die Reflexivität in Bezug auf die Selbst-Identität an Be-
deutung gewinnt: 
 
„Zwar bilden Gewohnheiten weiter die Grundlage, doch ihre kontinuierliche Anpassung 
erfordert den Rückgriff auf die Identität. Ein Selbstbild zu fixieren wird zu einem unum-
gänglichen Vorgang, um den Körper zum Handeln zu bewegen [...]. Inkorporierte Sche-
mata und Identitätsprozess gehen eine enge Verbindung ein, um das Handeln auszulösen. 
Dennoch stammen sie aus zwei grundverschiedenen phänomenologischen Ordnungen, 
zwischen denen in der Analyse zu unterscheiden mir wesentlich erscheint.“ (Ebd.: 184) 
 

Inkorporierte Schemata können in anderen Worten als Set von Dispositionen ge-
fasst werden, die eine Schablone oder einen Filter für Handlungen und Hand-
lungsalternativen darstellen. Aus diesen Handlungsalternativen wählt das Sub-
jekt aus, indem es Kontext und Situation berücksichtigt, um eine sowohl prag-
matisch angemessene wie den Vorstellungen von sich selbst entsprechende Lö-
sung zu suchen. Zweifelsohne kommt Kaufmann mit dieser operativen Identität 
der situativen Identität bei Rosa recht nahe, bettet sie jedoch in einen identitären 
Prozess ein, da die Auswahl einer Handlungsalternative zwar zunächst und pri-
mär die unmittelbare Situation betrifft, langfristig aber eine Entscheidung für 
eine bestimmte (biographische) Richtung darstellt (vgl. ebd.: 186). Der „identi-
täre Moment“ wie Kaufmann diese Entscheidungssituation nennt, beinhaltet re-
gelmäßig eine Infragestellung der bisherigen Entscheidungen und stellt somit 
gleichzeitig einen Moment der potenziellen Offenheit – ich könnte auch anders 
sein – dar. Häufig evozieren theoretische Abhandlungen über Identität die Vor-
stellung, eines grübelnden, sich in inneren, meditativen Dialog versenkten Sub-
jekts. Kaufmann beschreibt diesen Auswahlprozess aber nicht auf Basis theoreti-
scher Reflexion, sondern auf Basis ethnographischer Beobachtungen. Deshalb 
spricht er weniger von Selbst-Reflexion im eben genannten Duktus als vielmehr 
von dem Auftauchen von Bildern, also Visualisierungen des Selbst, die dem 
Subjekt eine rasche, weil vorwiegend affektive Auswahl gestatten. Damit gibt er 
einen weiteren, wichtigen Hinweis, der bis dato noch vollkommen unberücksich-
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tigt blieb, nämlich die zentrale Funktion, die Emotionen im Identitätsprozess zu-
kommt. Um bei den Routinehandlungen zu bleiben, kann doch konstatiert wer-
den, dass die Wahrnehmung von Wiederholung und Verlässlichkeit ein Gefühl 
der Sicherheit und Entspannung hervorruft, die dem Subjekt vermittelt, dass sein 
Handeln angemessen ist. Das Erleben von Emotionen geschieht nicht zufällig 
und lässt sich keinesfalls auf die Wirkung der in der Amygdala gebildeten Hor-
mone reduzieren. Wann welches Gefühl erlebt wird, ist abhängig von den Erfah-
rungen des Subjekts, das seine Selbst-Bilder und Gewohnheiten immer mit einer 
bestimmten emotionalen Färbung abspeichert. Diese inkorporierten Schemata 
sind zwar reflexiv nicht immer verfügbar, aber die mit ihnen verbundenen Emo-
tionen nehmen Einfluss auf die Wahrnehmung der Situation, die sie an die Ober-
fläche bringt. Gerade in Träumen von sich selbst nehmen Gefühle eine herausra-
gende Stelle ein und regulieren auf diese Weise den Identitätsprozess (vgl. ebd.: 
188f). In Bezug auf die pragmatischen Anforderungen des Alltags stellen Gefüh-
le den wohl wichtigsten Mechanismus dar, um den Körper überhaupt in Bewe-
gung zu setzen – und „eine der wichtigsten Emotionen, Entscheidungen herbei-
zuführen (sicher die wichtigste überhaupt), ist der Ärger“ (ebd.: 189). Kaufmann 
verdeutlicht diese Einsicht am Beispiel der Haushaltstätigkeiten. Die inkorpo-
rierten Schemata erzeugten eine Ordnung davon, wie die Dinge sein sollten. Eine 
Übereinstimmung zwischen dieser Ordnung und der real vorgefundenen Ord-
nung wirkt sich außerordentlich entspannend und befriedigend aus. Eine Diskre-
panz jedoch führt zu einem Gefühl der Unruhe, umso mehr, wenn die sie sich 
sichtbar (und evtl. auch durch weitere Sinneseindrücke wahrnehmbar) im physi-
schen Raum postiert. Es gibt Personen, die es z.B. nicht ertragen wollen, wenn 
z.B. Bücher auf dem Esstisch abgestellt werden, wieder andere müssen für zwei 
Handtücher die Waschmaschine einschalten oder in allen Zimmern die Heizung 
ausschalten und die Lichter löschen. Ein Beispiel, das garantiert jeder kennt, ist 
das Leeren des Mülleimers, eine überaus lästige Tätigkeit, die zudem noch mit 
unerfreulichen Sinneseindrücken und einer gewissen Vergeblichkeit gepaart ist, 
da sich innerhalb kürzester Zeit eine Wiederholung des Vorgangs andeutet. Be-
sonders ärgerlich wird das, wenn eigentlich eine andere Person für die Entsor-
gung des Hausmülls verantwortlich ist, doch irgendwann wird der Ärger über 
den Müll groß genug, um selbst aktiv zu werden. Ein leichter Ärger – das gilt 
auch für andere Gefühlslagen – ist oft nicht ausreichend, um die Handlung voll-
ends in Gang zu setzen: 
 
„Eine Reihe von gedanklichen Konfrontationen beginnt. Dabei prallen viel mehr Bilder 
als Reflexionen aufeinander, die Vorstellungen von sich selbst inszenieren, die in gegen-
sätzliche Wertesysteme eingebettet sind und von gegensätzlichen Emotionen getragen 
werden.“ (Ebd.: 190) 
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Aber auch abseits des Haushalts gibt es eine ganze Reihe von Beispielen, bei 
denen Emotionen ausschlaggebend für das Ergreifen von Initiative ist – wach-
sender Ärger über das Rauchen im Hausflur als Auslöser für eine Beschwerde 
bei der Hausverwaltung, Angst vor Einsamkeit als Grund, eine Kontaktanzeige 
aufzugeben, Sorge um das Kind als Grund, es jeden Tag mit dem Auto zur Schu-
le zu bringen usw. Stehen verschiedene Selbstbilder in Konkurrenz – man selbst 
als Mutter, die ihr Kind beschützt versus eine Mutter, die ihrem Kind den Frei-
raum zu selbständigen Handeln gibt – liegt die Lösung des Konflikts häufig we-
niger in einem rationalen Abwägen zwischen den Alternativen als einer affektu-
ellen (vielleicht vorläufig experimentellen?) Wahl. Eine identitäre Filterung kann 
in offenen, neuen Situationen stärker ausgeprägt sein. Als Beispiel nennt Kauf-
mann ein junges Paar, das gerade zusammenzieht und erst damit beginnt, neue 
Schemata zu inkorporieren. Das tägliche Aufs-Neue-Entscheiden, was von wem 
wann gemacht werden muss, mag sich mit ihrer Haltung, es anders zu machen 
als andere – insbesondere die Eltern – gut vertragen, doch geht damit eine men-
tale Bürde einher, da der Entscheidungsprozess immer wieder, mit sich selbst 
und dem anderen, verhandelt werden muss: „Die Inkorporierung eines Hand-
lungsschemata ermöglicht die Verminderung der mentalen Bürde und der affek-
tiven Verwirrung, die aus einer identitären Filterung resultieren. Das Leben 
wird einfacher und bequemer.“ (Ebd.: 193) Dagegen bedeutet die Verweige-
rung, sich routinierten Praktiken hinzugeben, eine ständige Identitätsarbeit, die 
laut Kaufmann gerade allein lebende Frauen als Ambivalenz von Erregung und 
Trauer empfinden: 
 
„Allein lebende Frauen dagegen genießen die (manchmal zu) große Leichtigkeit und 
Flüchtigkeit ihres Daseins und leiden zugleich darunter. Nachdem alles oder fast alles 
durch das Identitätssieb hindurchgegangen ist, muss das Leben jeden Augenblick wieder 
neu definiert und neu erfunden werden, in sehr unterschiedlichen Versionen, die unent-
wegt aufeinanderprallen [...] Denn das Paradoxe an einem vom Identitätsprozess be-
herrschten Leben ist, dass man nicht weiß, wer man ist.“ (Ebd.: 194) 
 

Neben den Emotionen und dem identitären Filter gibt es noch einen weiteren 
Aspekt, der die Entscheidung für eine bestimmte UKO-Identität beeinflusst: Die 
Suche nach Anerkennung. Das Subjekt entscheidet über seine Handlungsalterna-
tiven nicht nur gemäß der affektuell und/oder kognitiv empfundenen Angemes-
senheit der Handlung bezüglich des Selbstentwurfs, sondern auch im Hinblick 
auf die Zustimmung, die sein so konkretisierter Selbstentwurf von außen erhält 
oder erhalten kann (vgl. ebd. 196). Die Suche nach Anerkennung ist eine direkte 
Folge der Autonomisierung des Subjekts (ebd.) und sie nimmt erheblichen Ein-
fluss auf die Beschaffenheit des identitären Filters. Da aber die Quellen von An-
erkennung in der Gesellschaft höchst ungleich verteilt und zudem limitiert sind, 
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liege der Suche nach Anerkennung eine sich an den nächsten sozialen Interak-
tionspartner richtende Konkurrenz zugrunde. Dass die Arbeit an der biographi-
schen wie der unmittelbaren Identität Risiken unterworfen ist, berücksichtigt 
Kaufmann in Bezug auf Alain Ehrenbergs (2004) „Das erschöpfte Selbst“. So 
sieht auch er die Depression als eine pathologische Manifestation der Anforde-
rungen des identitären Zeitalters. Allerdings sei die Depression „das wirkliche 
Gegenmodell zu einem Individuum, das fähig ist, sein Handeln im Zeitalter der 
Identität zu entwickeln“ (ebd.: 202). Dies lenkt den Blick darauf, wie es Indivi-
duen gelingt, den Anforderungen gerecht zu werden ohne sich in Pathologien zu 
verstricken: „Sinnkrisen oder Handlungskrisen gestatten es uns, besser zum Hin-
tergrund des modernen Individuums vorzudringen.“ (Ebd.: 204) 

 
Intersektionale Identität 
 
Identität sei nicht fix, sondern unterliege Veränderungen, die sich nicht nur bio-
graphisch sondern durch die Bewegung des Akteurs durch unterschiedliche so-
ziale Welten, Kontexte und Milieus ergebe (Mackenzie/Stoljar 2000: 11). Will 
man theoretisch an der Idee von Autonomie als selbstbestimmtem Handeln fest-
halten, ist es notwendig, die Konsequenzen dieser Überlegungen zu berücksich-
tigen und die Beziehung von Autonomie und Identität vor dem Hintergrund zu-
nehmender Intersektionalität zu reflektieren. Genau dieses Anliegen verfolgt 
Diana Meyers mit ihrem Beitrag „Intersectional Autonomy“. Wie für Honneth 
gilt für sie ein Wissen über sich selbst, eine Selbstdefinition und eine in die Zu-
kunft gelagerte Entwicklungsrichtung als zentrale Prämisse, um gemäß dem 
eigenen Willen zu handeln (vgl. Meyers 2000: 156). Da das, was man will, aber 
zu einem Teil davon abhängt, in welchem sozialen Kontext man sich bewegt 
(hat), gemeint sind hier unter anderem biographisch-kulturelle Dispositionen 
sowie die situativen Bedingungen des Handelns, die ebenfalls sozial determiniert 
sind, wird Autonomie unmöglich. Zudem trage die Alltagssprache dazu bei, An-
nahmen über die eine Identität zu stützen. Häufig seien es lediglich dominante 
Gruppen, die überhaupt über Attribute zur Selbstbeschreibung und damit zur 
bewussten Verortung in einem sozialen, dann aber auch stigmatisierten Kontext 
verfügten (vgl. ebd.: 157). Personen, die aus sozial schwachen oder stigmatisier-
ten Milieus oder Gruppen abstammen, seien sich der Zusammenhänge zwischen 
Gruppenzugehörigkeit und ihrer Identität eher bewusst als solche, die ihre politi-
sche Einstellung als Resultat eigener Überlegungen und Erfahrungen deuteten, 
anstatt sie im Zusammenhang mit ihrer eigenen, privilegierten Sozialisation in 
entsprechenden Gruppen und Institutionen zu begreifen (vgl. ebd.: 161). Eine 
höhere Akzeptanz des Konzepts der Intersektionalität von Identität könne glei-
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chermaßen dazu beitragen, Gefühle der Scham zu reduzieren. Aufgrund der Zu-
gehörigkeit zu vielen verschiedenen sozialen Gruppen sei es unwahrscheinlich, 
dass jemand ausschließlich privilegiert sei. Indem auch die Aspekte der Identität 
reflektiert und akzeptiert würden, die aus der Zugehörigkeit zu einer benachtei-
ligten Gruppe resultierten, könne auf der anderen Seite das gesellschaftliche Op-
positionsverhältnis privilegiert – nicht-privilegiert aufgebrochen werden. Doch 
sei gerade für eher privilegierte Subjekte der Zugang zu einem Verständnis ihrer 
selbst als intersektional schwierig und ein Reflektionsprozess unwahrscheinlich. 
Dies würde nämlich bedeuten, die eigene, bessere Stellung weniger individuellen 
Leistungen als sozialen Ursachen zuzuschreiben: 
 
„If people fail to acknowledge their reliance on and eagerness to keep advantages con-
ferred by maleness, heterosexuality, wealth, whiteness, or ethnic privilege, impartiality is 
liable to be perverted into a self-serving excuse for dismissing morally warranted urgent 
political demands.“ (Ebd.: 161) 

 
Sowohl Theorien der Postmoderne wie auch Theorien einer personalen Identität 
lägen Annahmen über das soziale Selbst und dessen Agency zugrunde, die dazu 
führten, dass das Selbst und dessen Authentizität als Quelle von Autonomie ent-
weder als Illusion aufgegeben oder als relativ statisch vorausgesetzt würden (vgl. 
ebd.: 158). Theorien personaler Identität reduzierten den Einfluss sozialer Grup-
pen insofern, als sie nicht anerkennen würden, dass ihnen eine Schlüsselrolle in 
der Konstruktion von Identität zukomme. Als Folge tendierten sie dazu, die Auf-
gabe des Subjekts, sich selbst zu entdecken und zu erforschen, zu simplifizieren. 
Aber „understanding the impact of group membership on one’s identity is neces-
sary not only for personal autonomy but also for moral and political autonomy“ 
(ebd.: 158–159). Intersektionale Identität sei eine Befähigung zu einem authenti-
schen Selbst, wenn die Intersektionalität anerkannt und reflektiert wird. Daraus 
folgt auch, dass der eigene moralische und politische Standpunkt vor dem Hin-
tergrund der eigenen Sozialisation in verschiedenen sozialen Gruppen und die 
sich daraus ergebende Position in der sozialen Hierarchie sowie die Art und 
Weise der Inkorporierung von gesellschaftlichen Normen und Werten, reflektiert 
werden müssen. Dieser Prozess erfordere nicht nur Selbstwissen, sondern auch 
Selbstdefinition. Das bedeutet, dass das Subjekt über bloße Introspektion hi-
nausgehen muss, um sich selbst von außen, von der Perspektiven eines allwis-
senden Erzählers vielleicht, betrachten und verorten zu können. Wünsche und 
Einstellungen sind autobiographisch konstruiert und sich darüber klar zu werden, 
wie dieser Prozess zu welchem Ergebnis geführt hat, ist eine notwendige Vo-
raussetzung, um zu dem zu finden, was als das eigene Wollen bezeichnet werden 
kann. Meyers Einschätzung nach handelt es sich hierbei allerdings um einen 
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komplexen und anspruchsvollen Vorgang, der nicht ohne weiteres durchführbar 
sei. Das Subjekt könne diese Aufgabe nur bewältigen, wenn ihm die Entwick-
lung bestimmter Kompetenzen gelänge, wobei es sich um einen lebenslangen 
Prozess handele. So wird das Subjekt bei jeder neuen Gelegenheit zur Selbstde-
finition diese Kompetenzen, zumindest potentiell, verbessern und erweitern. Oh-
ne Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben schlägt Meyers folgende sieben 
Autonomie-Kompetenzen vor, deren Ausprägung natürlich von Subjekt zu Sub-
jekt ganz unterschiedlich gestaltet sein kann (vgl. ebd.: 165): 

 
• Die Fähigkeit zur Introspektion, Gefühle und Wünsche wahrzunehmen, die In-
 terpretation der subjektiven Erfahrung und eine Urteilsfähigkeit über die An-
 gemessenheit des Selbst-Bildes. 
• Imaginative Fähigkeiten, um über mögliche Selbst-Konzepte nachdenken zu 
 können. 
• Erinnerungsfähigkeit, um eigene Erfahrungen, aber auch die anderer sozialer 
 Akteure, seien sie persönlich bekannt oder medial vermittelt, im Gedächtnis zu 
 behalten und abrufen zu können. 
• Kommunikative Fähigkeiten, um von anderen, deren Erfahrungen und Wahr-
 nehmungen profitieren zu können. 
• Analytische Fähigkeiten, um verschiedene Selbst-Konzepte zu vergleichen 
 und gegeneinander abwägen zu können. 
• Fähigkeit zum Wollen, um dem Druck anderer, in konventionellen Selbst-
 Konzepten zu verharren, zu widerstehen. 
• Zwischenmenschliche Fähigkeiten, um sich mit anderen zusammen zu schlie-
 ßen, um gemeinsam soziale Normen herauszufordern und zu verändern. 

 
Aus der Erfahrung autonomen Handelns resultiert ein (wachsendes) Gefühl der 
Selbstsicherheit und der (Selbst-)Anerkennung. Beides stärkt die Eigenwahr-
nehmung des Subjekts als autonom oder zumindest kompetent und sichert dem 
Subjekt die Autorenschaft seiner Handlungen zu. Das Subjekt ist also nicht 
zwangsläufig getrieben von Diskursen und zerrieben zwischen den, mitunter im 
Verhältnis zueinander, paradoxen Anforderungen unterschiedlicher Gruppen. Zu 
unterschiedlichen sozialen Gruppen zu gehören, bedeute nicht das vollständige 
Aufgehen eines Subjekts in einer Gruppe, inklusive der ganzheitlichen Über-
nahme sämtlicher gruppenspezifischer kultureller Eigenarten und Werte. Des-
halb liegt gerade in der Vielfältigkeit, die das Konzept der Intersektionalität be-
tont, das Potenzial, sich gegenüber den jeweiligen Gruppen fremd zu machen 
und ihre Kultur jeweils aus der Perspektive einer anderen Rolle kritisch zu re-
flektieren (vgl. ebd.: 163). Damit besteht allerdings das Problem, dass es zwar 
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möglich ist, sich über die soziale Bestimmtheit eigener Wünsche klar zu werden, 
dies jedoch zunächst nichts daran ändert, dass der Wunsch als solcher internali-
siert ist und fortbesteht10: Dafür fehle es an der kulturellen und auch linguisti-
schen Autorität, die sozialen Kategorien zu redefinieren: „Individualistic strate-
gies of self-definition have serious drawbacks, and moreover they are unlikely to 
be entirely successful.“ (Ebd.: 165) Aus diesem Grund betont Meyers, dass in 
ihrer Auffassung von Autonomie nicht nur rein individuelle Strategien (bzw. 
Autonomie-Kompetenzen) forciert werden sollten, sondern gleichfalls der Ebene 
kollektiven Handelns eine herausragende Bedeutung zukommt. Sie sieht im Zu-
sammenschluss von Subjekten, die von ähnlichen Marginalisierungserfahrungen 
betroffen sind, eine Chance, deren (Um-)Deutungsmacht und Artikulationsfä-
higkeit zu stärken. 

 
Zwischenfazit Identität zwischen Narration und Praxis 
 
Die Vorstellung davon, wie sich politisches Handeln gestaltet, wird durch dessen 
Verlagerung in den Alltag ein stückweit irritiert. Politisches Alltagshandeln als 
Sonderfall politischen Handelns, dessen Auswirkungen zunächst einmal nicht in 
der Erreichung eines bestimmten gesellschaftlichen oder politischen Ziels wahr-
genommen werden, sondern in einer Veränderung der Alltagspraktiken und, da-
ran anknüpfend, einer veränderten Selbst-Wahrnehmung und Selbstidentität, 
lässt sich mit auf die Rationalität des Handelns und Entscheidens abhebenden 
Theorien nur schwer verstehen. Innerhalb der soziologischen Debatte darum, 
wieviel Anteil Akteure tatsächlich an ihren Handlungen haben, sieht man sich 
mit teils diametral gegenüberliegenden Standpunkten konfrontiert. Die Einschät-
zungen dazu, ob und bis zu welchem Grad ein Subjekt autonom sein kann, sind 
von dem jeweils damit verknüpften Identitätskonzept abhängig, das auf einer 
Bandbreite von Auflösung bis zu der Idee eines Kernselbst changieren kann. An 

                                                             
10  Für eine ähnliche Feststellung mit anderer Begründung empfiehlt sich Jean-Claude 

Kaufmans Studie über „Schmutzige Wäsche“. Im Rahmen dieser Studie hat er junge 

Paare in der Zusammenlegung ihrer Haushalte begleitet und zu ihrem Umgang mit der 

Wäsche befragt. Es zeigte sich, dass die Wäschearbeit sogar dann von den Frauen 

übernommen wurde, wenn diese vor dem Zusammenziehen und in Übereinstimmung 

mit dem Partner diese Arbeitsteilung abgelehnt hatten. Kaufman führt dies auf ein 

„Körpergedächtnis“ zurück, in das sich soziale Praktiken der Haushaltsführung ein-

schrieben, die selbst dann noch handlungsleitend würden, wenn sie erkannt, identifi-

ziert und sogar abgelehnt würden. 
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diesem Punkt muss hier eine pragmatische Haltung eingenommen werden, so 
spannend und facettenreich sich der Diskurs um das Ende – oder die Zukunft – 
von Identität gegenwärtig auch gestaltet. Der hiesigen Darstellung theoretischer 
Ansätze zum Begriff der Identität kommt angesichts der breiten Debatte noch 
kaum Überblickscharakter zu. Stattdessen wurden gezielt solche Ansätze vorge-
stellt, die dazu beitragen, die Spannung zu verstehen, die durch die zunehmende 
Intersektionalität Sozialer Welten ausgelöst wird. Die Idee von Meyers, Inter-
sektionalität nicht als eine Verhinderung von Identität, sondern als Chance zu 
begreifen, kommt besondere Bedeutung zu. Denn Meyers geht es gar nicht so 
sehr darum, Identität zu erklären oder als theoretisches Konzept zu verteidigen, 
sondern darum, den Begriff, vor allem auch die Idee, die mit dem der Autonomie 
verbunden ist, weiterer Forschung zugänglich zu machen und zu erhalten. So 
verzichtet sie weitestgehend auf eine starre Definition von Identität. Die ist für 
ihre prozessuale Perspektive auch eher hinderlich. Stattdessen greif sie auf die 
zwei Begriffe des Selbstwissens und der Selbstdefinition zurück, um die zwei 
grundlegenden Strategien der Annäherung an das eigene Selbst – die Sicht nach 
innen und die Sicht von außen – analytisch zu trennen. Vor diesem Hintergrund 
gewinnt auch ihr wiederholter Verweis auf die Bedeutung gemeinschaftlichen 
Handelns an Bedeutung. Während Honneth zwar in Rechnung stellte, dass das 
Subjekt auf Werte zurückgreifen müsse, um eine Vorstellung seiner Selbst und 
der Zukunft zu entwickeln, blieb indes unklar, wie das Subjekt zu diesen Werten 
kommen sollte. Meyers Darstellung ist an dieser Stelle insofern hilfreich als sie 
zumindest auf den Ort und den Anlass der Entwicklung von Werten hinweist. 
Die wechselseitige, selbst- und den anderen reflektierende Kommunikation zwi-
schen Personen, die von ähnlichen Problemlagen und Ungleichheitserfahrungen 
betroffen sind, könne dazu führen, dass zunächst fraglos übernommene Deu-
tungsschemata zurückgewiesen und neue Perspektiven auf die Welt, aber auch 
auf sich selbst erarbeitet werden. 

Wie lassen sich diese Überlegungen nun empirisch-analytisch bearbeiten? 
Aus diesem Blickwinkel ist die Idee von Kaufmann hilfreich, zwei Ebenen von 
Identität zu unterscheiden, eine reflexiv-diskursive und eine unmittelbar-
situative. Während erstere beispielsweise in narrativen Interviews zum Ausdruck 
gebracht werden kann – wobei sich die Erzählungen je nach Situation unter-
scheiden können: die Narration folgt ihrerseits einer gewissen Situationslogik – 
ist die unmittelbar-situative nur durch Beobachtung zugänglich, zumindest so-
lange, wie die Routinen des Alltags ihren Sinn erfüllen. Die Mediatisierung führt 
jedoch dazu, dass unterschiedliche soziale Welten im Alltag immer stärker mit-
einander vermischt werden, so dass die Reflexivität in Bezug auf Routineprakti-
ken erhöht wird. Diese werden nun, so zumindest die Annahme, regelmäßig zum 
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Gegenstand eines Nachdenkens über sich selbst, aber auch zum Gegenstand von 
Diskussion mit anderen. Der Alltag wird so zum Aushandlungsgegenstand einer 
breit verlaufenden Diskussion darum, was richtig ist. Betroffenheit, im Sinne 
von Schütz, ist damit für jeden gegeben. Sowohl Meyers wie auch Kaufmann 
sind letzten Endes jedoch skeptisch, was die Veränderung inkorporierter Sche-
mata angeht, gerade weil, wie Kaufmann gezeigt hat, sie zu den rudimentärsten 
Bausteinen der Identität zählen. Wahrscheinlicher ist dann eher der Fall von 
Riesmans „Überangepasstem“, der aus Angst vor Unangemessenheit jede Ver-
haltensanforderung versucht umzusetzen. Demgegenüber verweist Giddens aber 
auch auf diejenigen, denen der Balanceakt zwischen Öffnung und Schließung 
gelingt, die gerade in der Mediatisierung und Globalisierung neue Optionen der 
Mitgestaltung und Solidarität ausmachen. 

Rosa verweist zudem auf einen Aspekt, der diese Prozesse stärker in Bezug 
zu Konsum, womöglich auch politischen Konsum bringt. Nämlich die Bedeu-
tungszunahme peripherer Entscheidungen, die vor allem Konsumentscheidungen 
darstellen. Da biographische Entscheidungen vor dem Hintergrund ihrer poten-
tiellen Revidierbarkeit, sowie in zeitlicher Hinsicht aufgrund ihres transitori-
schen Charakters an Kraft verlieren, die Selbst-Identität mit Sinn und über die 
Lebensspanne hinweg mit Bedeutung zu versehen, werden die kleinen Entschei-
dungen des Alltags immer wichtiger – welcher Energielieferant, welches Haus-
tier, welches Waschmittel. Diese, und Kaufmanns Perspektive ist damit durchaus 
vereinbar, Praktiken des Alltags werden zum zentralen Element der Aufrecht-
erhaltung von einem Gefühl der Selbst-Konsistenz. Kaufmann ist zudem der ein-
zige, der hier konkret, wenn auch nicht erschöpfend auf die Rolle von Emotio-
nen in Bezug auf Identität und Praktiken eingeht. So sind es Emotionen, die 
einem Subjekt anzeigen, ob es sich angemessen verhält (durch das Gefühl der 
Scham bspw.) und sie dienen darüber hinaus als entscheidender Katalysator für 
die Aktivierung bestimmter, häufig reflexiv nicht verfügbarer Selbstbilder. 

 
 

ZUSAMMENFASSUNG  
 
Da kollektive Bildungsprozesse die zentrale Voraussetzung für die Entwicklung 
zum Bürger sind und Konsumhandlungen vorwiegend in der Alltagspraxis situ-
iert sind, wirken Mediatisierungseffekte in doppelter Hinsicht auf politischen 
Konsum ein. Sie stellen einerseits einen Erfahrungs- und Bildungsraum für poli-
tisches Handeln dar und bilden andererseits für die ökonomische Alltagspraxis 
einen dynamischen Hintergrund. Ein potenzielles Risiko birgt die Mediatisie-
rung, wie Sandra Seubert anmerkt, dadurch, dass sie Praktiken der Selbstdarstel-
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lung befördern, die an anderen als genuin politischen Zielen ausgerichtet sind. 
Dieser Umstand wird vor dem Hintergrund der Bedeutung von Konsum für die 
Identität – Prozessen der Anerkennung und der Distinktion – deutlich verschärft. 
Es zeigt sich also, dass eine Konsumorientierung zu Prozessen kollektiver Wil-
lens- oder gar Identitätsbildung geradezu in Konkurrenz stehen kann. 

Praktiken unterscheiden sich konzeptionell von Handlungen, da sie sich 
einem analytischen Zugang über Kriterien der Intentionalität, Rationalität und 
Reflexivität widersetzen. Es ist die Eigenart einer Praktik, sich als sinnvolle und 
angemessene Verhaltensstrategie gerade dadurch zu zeigen, dass sie Bewusst-
seins-Kapazitäten nur minimal in Anspruch nimmt. Ausgelöst durch bestimmte 
Problemstellungen, denen sich der Akteur schon früher in ähnlicher Form 
gegenübersah, bestimmten Gefühlen, die eine bestimmte Praktik als UKO-
Identität aktivieren, hat es den Anschein, als sei Handlungsträgerschaft in der 
praxeologischen Lesart auf eine Minimaldefinition von Krisenmanagement re-
duzierbar. Die Praxis als die Handlungsinstanz, die aus dem Repertoire ver-
schiedener Praktiken-Komplexe eine situativ angemessene aktiviert, rückt je-
doch wieder stärker in den Fokus, umso mehr sich durch Prozesse des sozialen 
Wandels die Handlungsbedingungen ändern: In der Begleitung, d.h. in der refle-
xiven Begründung und Revidierbarkeit von Transformationsprozessen bzw. der 
Reproduktion trotz veränderter Rahmenbedingungen, nehmen Prozesse der Re-
flexion der Praxis zu. Die Praxis selbst kann dabei niemals autonom sein – das 
hieße die Fähigkeit, die Folgen von Praktiken a priori bewerten zu können – aber 
je mehr die Praxis durch Transformationsprozesse zum Gegenstand reflexiver 
Betrachtung wird, umso mehr besteht die Möglichkeit der Entwicklung von 
Praktiken der Autonomie. Praktiken der Autonomie oder besser der Autonomi-
sierung werden in Anlehnung an Meyers als ein Komplex von Praktiken be-
zeichnet, die darauf abzielen, sich dem authentischen Selbst anzunähern: Durch 
Reflexion, Interaktion, durch Experimente und Spiel. Damit erfolgt eine Distan-
zierung von Autonomie als absolutem Begriff. Stattdessen wird die Entwicklung 
von Autonomie als ein andauernder Prozess verstanden. Dasselbe kann für den 
Begriff politischen Handelns gelten: Wenn Autonomie generell einen Komplex 
von Praktiken bezeichnet, die das Selbst im Kontext von Struktur fokussieren, 
kennzeichnet politisch den Prozess, sich der eigenen Vorstellung von Gemein-
wohl anzunähern und geeignete Mittel zu finden, diese Vorstellung auszudrü-
cken und zu verfolgen. Dazu gehört es, Vorstellungen über das politische Selbst 
nicht zuletzt auch im Kontrast zur Verbraucher-Identität zu entwickeln. 

Den Definitionen von „politisch“  ist gemein, dass sie entweder einen Bezug 
zu bestimmten Werthaltungen voraussetzen oder zu einem politischen Ziel, also 
einer kollektiv verbindlichen Entscheidung. Wie die Darstellung in diesem Kapi-
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tel gezeigt hat, sind beide Herangehensweisen nur eingeschränkt auf den Bereich 
alltagspolitischen Handelns anwendbar. Dies liegt zum einen daran, dass sich 
hier unterschiedliche Handlungsziele miteinander vermischen oder in Konkur-
renz zueinander stehen, so dass eine eindeutige Zuordnung zum Bereich der 
Politik oder des Marktes schwer fallen kann. Zum anderen handelt es sich bei 
Alltagshandlungen vorrangig um Routinehandlungen, also Praktiken, die zwar 
durchaus ein bestimmtes, mitunter auch politisches, Wissen und Werthaltungen 
zum Ausdruck bringen können, vor allem aber Bestandteil der Selbst-Identität 
des Subjekts sind (und weniger einer kollektiv politischen Identität, bspw. als 
Demokrat, Linker oder Globalisierungsgegner). Insofern stellt sich die Frage, 
wie das Subjekt im Alltag zwischen seiner politischen und seiner Selbst-Identität 
vermittelt, wie es also Praktiken des Konsums an – zu bestimmenden – Vorstel-
lungen von Gemeinwohl ausrichtet. Es ist davon auszugehen, dass die Neu- oder 
Umorientierung entsprechender Praktiken nicht reibungslos verläuft und es zu 
Momenten kommt, in denen eine Entscheidung für oder gegen eine Veränderung 
getroffen werden muss. Dabei stellt sich insbesondere die Frage, wie mit diesen 
offenen Situationen umgegangen wird und welchen Beitrag Informationsprakti-
ken sowie Interaktion im Social Web hierbei leisten. Dieser Frage lässt sich nur 
nachgehen, wenn der Blick auf Transformations- und insbesondere Politisie-
rungsprozesse gelenkt wird. Dieser Politisierungsprozess umfasst eine Verände-
rung des Wissens, die Ausbildung von Informationsagency wie der Entwicklung 
eines Gefühls, in alltagspolitischen Fragen kompetent zu sein. Zu untersuchen ist 
dabei jeweils, welche Rolle der gemeinschaftlichen Reflexion von Alltagsprakti-
ken on- und offline zukommt, und inwieweit diese dazu beiträgt, bislang fraglos 
übernommene Denkschemata und Geschmacksurteile kritisch zu hinterfragen 
und neue zu entwickelt, es also mit den Worten von Meyers zur Herausbildung 
von Autonomiekompetenzen kommt. Die besondere Herausforderung, der sich 
politische Konsumenten gegenüberstehen, besteht dabei in der Entwicklung 
einer verbraucherpolitischen Identität. Dazu gehört die Suche nach und Bestim-
mung von Werten, unter die sich die Verbraucher als politische Gemeinschaft 
versammeln können. 

Ein derartiges Verständnis von politischem Konsum wäre gleichfalls an-
schlussfähig an das Konzept des politischen Konsumerismus. Dieser „bezeichnet 
die Anstrengungen zur Bündelung der Macht der Verbraucher, um sie als Waffe 
gegen die Produzenten, den Handel sowie den Gesetzgeber in Stellung zu brin-
gen“ (Lamla 2013: 53). Indem nun aber zunächst einmal eine auf Prozesse und 
Entwicklung ausgerichtete Perspektive eingenommen wird, kann dieses verbrau-
cherpolitische Wertesystem nicht schon vorausgesetzt werden. Statt das Politi-
sche der Alltagspraxis politischer Konsumenten also durch die Orientierung an 
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bestimmten Werten (z.B. Gerechtigkeit, Gleichheit, Autonomie) zu bestimmen, 
kann Schütz „well-informed-citizen“ als ein geeigneter Brückenschlag dienen, 
indem politisches Engagement zunächst in einen Kontext zum Selbst gebracht 
wird. Damit rücken die Modalitäten der Herausbildung sowie der Identifikation 
persönlicher Relevanzen in den Vordergrund. Im hiesigen Kontext bedeutet das, 
die Triade Selbst – Gemeinwohl – Konsumbedürfnis in den Blick zu nehmen 
und zu prüfen, welche Vermittlungsinstanzen es zwischen ihnen gibt. Bei Dahl-
gren kommt diese Notwendigkeit darin zum Ausdruck, dass er zwischen den 
subjektiven und den kulturellen Voraussetzungen bürgerschaftlichen Handelns 
unterscheidet. In seiner Sicht auf „Engagement“, das er analytisch vom Begriff 
der Partizipation unterscheidet, spiegelt sich die Betrachtungsweise des „well-
informed-citizen“. Es geht auf einer ersten Ebene zunächst darum, etwas als re-
levantes Anliegen zu identifizieren, Betroffenheit wahrzunehmen, sich zu enga-
gieren. Erst dann ginge es – womöglich – darum, aktiv zu werden, also sich zu 
beteiligen. Im Gegensatz zu Schütz verweist Dahlgren im Zusammenhang mit 
Engagement jedoch auf die Notwendigkeit von Emotionen, Affekten und Lei-
denschaften (der Vorgang der Relevanzsetzung bleibt bei Schütz sehr vage). Mit 
seiner Betonung der Bedeutung von Emotionen stellt Dahlgren sich gegen die 
normative Idee des rationalen Bürgers, eine Figur mit einer politikwissenschaft-
lichen Tradition, die bis zu Max Weber zurückreicht (vgl. dazu Heins 1999). Er 
(Dahlgren) gibt zu bedenken, dass ein apathischer Bürger letztlich ein Bürger 
ohne Pathos sei, also ein Bürger ohne Leidenschaft (vgl. Dahlgren 2009: 85). 
Doch sei es andererseits wichtig, zwischen Leidenschaft als Motivation und als 
Ausdruck zu unterscheiden. Denn es sei sehr gut möglich, sich leidenschaftlich 
für etwas zu engagieren, dabei aber vollkommen rational vorzugehen. Dem-
gegenüber könne Leidenschaft als Ausdruck zwar in manchen Fällen eine nützli-
che Strategie sein, aber als „a subjective component of civic agency“ komme nur 
der Leidenschaft als Motivation Bedeutung zu. Im Hinblick auf die kollektive 
Dimension politischer Beteiligung sei jedoch das Teilen eines Anliegens („sha-
red Horizons“, ebd.: 86) eine Grundvoraussetzung. Leidenschaft stelle in diesem 
Zusammenhang ein wichtiges Bindeglied dar. In Anlehnung an den, in dieser 
Hinsicht stärker praxeologisch denkenden Kaufmann muss man auf der Alltags-
ebene also die Frage klären, wie es gelingt, die emotional-affektiven Selbstbilder 
im Sinne einer zu entwickelnden politischen Identität zu interpretieren und neu 
zu kodieren.  





 

Untersuchungsdesign 

 
 
 
Der Forschungsfokus auf die Alltagspraxis legt einen ethnographischen Zugang 
nahe. Nun lassen sich Medien- und Konsumhandeln aber nur schwer lokalisie-
ren, insbesondere durch die rasante Ausbreitung internetfähiger Handys und die 
Einrichtung kostenloser Hotspots in den größeren Städten Deutschlands lässt 
sich der Ort als locus der Internetnutzung nur schwer bestimmen. Onlineethno-
graphische Verfahren suchen unter anderem deshalb den Zugang zu Praktiken 
der Internetnutzung im Internet selbst, z.B. über teilnehmende Beobachtung in 
Onlinecommunitys, Chat- und Forenanalyse oder über technisch gestützte Ver-
fahren wie die Logfile-Analyse. Kritiker onlineethnographischer Verfahren füh-
ren demgegenüber das Argument ein, dass das Internet keinen Ort darstelle, sich 
entsprechend auch nicht mittels eines Verfahrens untersuchen lasse, dessen 
Kernkonzept gerade die physische Kopräsenz in der jeweiligen Praxis darstelle 
(Strübing 2006). Wie kann aus ethnographischer Sicht diesem Problem begegnet 
werden? Der in der klassischen Ethnographie zentrale Begriff der teilnehmenden 
Beobachtung ist an die Vorstellung eines lokalen Raums und einer lokalen Kul-
tur geknüpft. Während zunehmende Migrationsbewegungen, die Entbettung von 
Ereignissen aus ihrem lokalen Kontext durch globale mediale Berichterstattung 
und der Bedeutungsverlust raum-zeitlicher Grenzen aufgrund der Ausbreitung 
moderner Kommunikationsmittel (Castells 2001) diese Vorstellung ins Wanken 
gebracht haben, wird durch die Diskussion um einen Kulturraum Internet als die 
durch kommunikative Interaktion hergestellte Vernetzung multi-lokal verstreuter 
Individuen deutlich, dass sie nicht mehr haltbar ist. Aus methodischer Sicht er-
gibt sich nun die Frage, wie und ob Ethnographie als ortsgebundene Methode 
vor diesem Hintergrund noch durchführbar ist (vgl. auch Lamla 2010a). Zur Lö-
sung gibt es zahlreiche Vorschläge u.a. Virtuelle Ethnographie (Hine 2007), On-
line-Ethnographie (Marotzki 2003), Fokussierte Ethnographie (Knoblauch 
2001), die sich mehrheitlich auf das Konzept einer „Multi-Sited-Ethnography“ 
von George Marcus (1995) beziehen: Wenn sich Handeln zwischen und an ver-
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schiedenen Orten abspielt, müssen die Forscherinnen und Forscher sich auf Spu-
rensuche begeben und den Pfaden ihrer Untersuchungssub- oder -objekte folgen. 
Das ist jedoch leichter gesagt als getan, ist doch die Medien- und insbesondere 
die Internetnutzung häufig in höchst private Alltagspraktiken integriert oder 
stellt selbst (partiell) eine dieser Praktiken dar. So lässt sich schwer von den 
Untersuchungsteilnehmer verlangen, ihre Logfiledaten zugänglich zu machen 
oder die Verlaufsprotokolle ihrer Webbrowser. Darüber hinaus lässt sich kon-
sumbezogenes Internethandeln schwer terminieren: Wann und was jemand im 
Internet macht, ist nicht nur abhängig von seinen täglichen Routinen, sondern 
gerade bei politisch aktiven Internetnutzern auch von der aktuellen Medienbe-
richterstattung, neuen Skandalen in der Lebensmittelbranche oder Verstößen 
gegen den Tierschutz wie z.B. im Vorfeld der Europameisterschaft in der Ukrai-
ne1. Aus diesem Grund wurden im Projekt „Consumer Netizens“ die Untersu-
chungsteilnehmer zunächst selbst zu Beobachtern ihrer Konsum- und Medien-
praxis: Mittels der Konzeption eines Partizipationstagebuchs. Das im Projekt 
„Consumer Netizens“ entwickelte methodische Instrument des Partizipationsta-
gebuchs erlaubt es, die alltäglichen Praktiken des Konsumierens, Engagierens 
und des Selbst-Bildens in ihrem medialen Kontext insbesondere entlang der 
Achse on-/offline zu betrachten. 

 
 
DIE ERHEBUNG  
 
Die Erhebung fand im Rahmen des DFG-Projekts „Consumer Netizens – neue 
Formen von Bürgerschaft an der Schnittstelle von politischem Konsum und So-
cial Web“ an, das unter der Leitung von Prof. Dr. Sigrid Baringhorst an der Uni-
versität Siegen von Oktober 2011 bis August 2015 durchgeführt wurde, statt. Die 
folgende Darstellung bezieht sich entsprechend auf das Erhebungsdesign des 
Gesamtprojekts. 

 
  

                                                             
1   http://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/strassenhunde-in-der-ukraine-em-hat-

tier-schutz-verbessert-a-856980.html (zuletzt geprüft am 6.1.2015). 
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Auswahl der Teilnehmer 
 
Zunächst wurde ein allgemein gehaltener Aufruf im Internet gepostet, der solche 
Personen ansprechen sollte, die kritischen Konsum praktizieren und dafür zu-
mindest hin und wieder das Internet nutzen – dabei erwies sich die Vorerhebung 
deutschsprachiger Aktions-, Protest- und Projektwebseiten bezüglich politischen 
Konsums (vgl. Yang/Baringhorst 2014) als hilfreich, da im Grunde nur die Web-
redaktionen mit der Bitte um Verbreitung des Aufrufs angeschrieben werden 
mussten, durch den Interessierte zu einem Online-Fragebogen weitergeleitet 
wurden. Mit Hilfe dieses Online-Fragebogens konnte innerhalb von kurzer Zeit 
ein Pool Freiwilliger rekrutiert werden, die neben einer Kontaktadresse auch In-
formationen bezüglich ihres sozio-ökonomischen Status sowie ihrer Konsum- 
und Internetpraktiken zur Verfügung stellten. Durch telefonische Vorabinter-
views und daran anschließende persönliche Treffen mit potenziellen Untersu-
chungsteilnehmern wurde dann sukzessive im Sinne eines „theoretical sam-
plings“ (Glaser/Strauss: 1998 [1967]: 53) ausgewählt. Z.B. musste erfragt wer-
den, ob die dem Konsumverhalten zugrunde liegende Motivation tatsächlich Kri-
terien des Allgemeinwohls und nicht etwa der Sparsamkeit folgte. Zudem galt 
es, die potenziellen Untersuchungsteilnehmer behutsam auf den langwierigen 
und zeitintensiven Forschungsprozess vorzubereiten. Mit den auf diese Weise 
ausgewählten Personen wurde dann ein erstes persönliches Treffen vereinbart, 
das dazu diente, auf die Phase des Tagebuchschreibens vorzubereiten, aber auch 
eine Atmosphäre zu schaffen, die die Verbindlichkeit und die Auskunftsbereit-
schaft der Untersuchungsteilnehmer steigern sollte. Bei jedem Kontakt mit den 
Untersuchungsteilnehmer fertigten die Mitglieder des Forschungsteams Feldno-
tizen an, die sowohl dazu dienen sollten, wertvolle Informationen für den weite-
ren Forschungsprozess verfügbar zu machen, wie auch die intersubjektive Über-
prüfbarkeit von persönlichen Einschätzungen zu gewährleisten. Bei der Auswahl 
geeigneter Untersuchungsteilnehmer war es wichtig, eine möglichst große Varia-
tion in konsum- und internetbezogenen politischen Praktiken zu erreichen, 
außerdem sollten auch gerade in anderen Studien zu politischem Konsum häufig 
unterrepräsentierte Personenkreise wie Personen mit niedrigem Bildungsniveau, 
ältere Personen, Personen aus ländlichen Regionen und solche mit vielen Kin-
dern eingeschlossen werden. Da diese Personenkreise über das Internet augen-
scheinlich nicht erreicht werden konnten, wurde in einem zweiten Erhebungs-
schritt mittels Flugblättern auf Wochenmärkten und Aushängen in Bioläden ge-
zielt nachrekrutiert. Selbstverständlich mussten auch forschungspraktische Er-
wägungen bei der Auswahl von Untersuchungsteilnehmern berücksichtigt wer-
den – da sich die Zusammenarbeit mit ihnen auf zum Teil über zwei Jahren er-
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strecken würde und dabei mehrere persönliche Treffen notwendig sein würden, 
wurde das Einzugsgebiet auf die Regionen Berlin, Bremen, NRW und Rhein-
Main begrenzt. 

 
Das Partizipationstagebuch 
 
In einem persönlichen Instruktionsgespräch wurden die Untersuchungsteilneh-
mer auf das Führen des Partizipationstagebuchs vorbereitet. Zwar wurden im 
Rahmen des Forschungsprojekts sowohl quantitativ wie qualitativ auch Analy-
sen von konsumkritischen Webseiten durchgeführt, doch ist damit noch kein Zu-
gang zur situierten Praxis der individuellen Akteure gewonnen, die sich, wäh-
rend sie das Internet nutzen, ja nicht (nur) darin aufhalten, sondern (auch) Zu-
hause, auf dem Arbeitsplatz, bei Freunden oder in der Straßenbahn. In Anleh-
nung an die forschungspraktischen Erfahrungen von Nick Couldry (2007) wur-
den die Untersuchungsteilnehmer darum gebeten, über die Dauer von acht Wo-
chen ein Partizipationstagebuch zu schreiben. Inhalt des Tagebuchs sollte eine 
möglichst exakte Dokumentation des jeweiligen Konsumalltags, der Mediennut-
zung und des politischen Engagements – also dessen, was aus Perspektive der 
Teilnehmer politisches Engagement darstellt – sein. Bei der Konzeption des Ta-
gebuchs stellte sich vor allem die Frage, wie das Führen des Tagebuchs zu be-
gleiten sei, also wie exakt den Teilnehmern vorgegeben werden sollte, was mög-
liche Inhalte und Formen des Tagebuchs sein könnten. Darüber hinaus sollten 
Ausfälle vermieden werden: Wie viel Selbständigkeit konnte oder sollte von den 
Tagebuch Schreibenden erwartet werden? Schließlich wurde sich dafür ent-
schieden, den Untersuchungsteilnehmern sowohl formal wie inhaltlich wie zeit-
lich, maximale Gestaltungsfreiheiten einzuräumen. Entscheidend waren dabei 
zwei Argumente: Das Tagebuch würde als Instrument zur Selbstbeobachtung nur 
dann verwertbare Daten in Bezug auf die Alltagspraxis, das Bürgerverständnis, 
die konsum- und internetbezogenen Praktiken liefern, wenn die Untersuchungs-
teilnehmer in der Lage wären, von Beginn an ihre Relevanzen selbst zu setzen. 
Zudem sollten sie sich in ihrem Schreiben wohl fühlen, d.h. sie mussten ent-
scheiden, ob sie lieber jeden Tag einen Tagebucheintrag per Email schickten und 
darauf eine Rückmeldung wünschten oder ob sie acht Wochen lang für sich al-
leine mit Zettel und Stift arbeiten wollten. Das zweite Argument bezieht sich auf 
die Herstellung von Reflexivität bei den Untersuchungsteilnehmern. So war da-
von auszugehen, dass eine vage Instruktion für die Untersuchungsteilnehmer zu-
nächst eine Überforderung oder zumindest eine Herausforderung als zu bewälti-
gendes Problem darstellen würde: Sie sollten eine Aufgabe lösen, wussten aber 
nicht, was genau von ihnen erwartet wurde. Damit wurde ihnen ein Anstoß ge-
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geben, sich auf eine andere und womöglich auch essentiellere Art und Weise mit 
dem Tagebuch, ihrem politischen Konsumengagement und ihrer Mediennutzung 
auseinander zu setzen. Es stellte nicht zuletzt auch ihre medial-kommunikativen 
Fähigkeiten auf die Probe. Auf diese Weise, so die Vermutung, würde schon al-
lein die Form des Tagebuchs Hinweise über den jeweiligen Mediennutzungstyp 
liefern können. 

Im Ergebnis wurde durch diese Erhebungsmethode ein hochinteressantes, 
weil authentisches, aber selbstverständlich auch formal wie inhaltlich hochgradig 
heterogenes Datenmaterial erzeugt. Die Tagebücher changierten auf einer Band-
breite von formlosen Einkaufsprotokollen bis hin zu kreativen Bildmappen mit 
künstlerisch-ästhetischem Anspruch. Bei der Auswertung war es entsprechend 
notwendig, den Zugang zum Material über unterschiedliche Interpretationsver-
fahren zu finden. Während die sehr auf die alltäglichen Konsum- und Medien-
praktiken fokussierten Tagebücher einen Zugang mittels des Kodierverfahrens 
der Grounded Theory nahe legten, mussten für andere z.B. Techniken der Do-
kumentarischen Bildanalyse herangezogen werden. Eine Herausforderung stell-
ten zudem die zahlreichen Verlinkungen auf Webinhalte dar, die von größtem 
Interesse waren, weil daraus Rückschlüsse auf Praktiken des Informations- und 
Wissensmanagements der politischen Konsumenten möglich wurden. Abschlie-
ßend ist zu konstatieren, dass vor dem Hintergrund der doppelt erschwerten Er-
hebungssituation – einerseits die vage gehaltene Instruktion, andererseits der 
dreifache Erzählimpuls – Medien – Konsum – bürgerschaftliches Engagement – 
die Fähigkeit der Untersuchungsteilnehmer sich in dieser Krisensituation zu be-
währen und zu einem, wenn auch individuell teils sehr unterschiedlichem, kons-
truktiven Umgang mit ihr zu finden, beeindruckend war. 

 
Das Interview 
 
Wie bereits geschildert, wurden mit den Teilnehmern vor dem Schreiben der Ta-
gebücher Gespräche geführt, um einerseits eine gesicherte Auswahl zu treffen, an-
dererseits die Teilnehmer/innen auf ihre Aufgabe vorzubereiten. Diese Einfüh-
rungsgespräche, die zunächst telefonisch geführt und dann in einem persönlichen 
Treffen vertieft wurden, um ein Vertrauensverhältnis herzustellen, wurden teilwei-
se mitgeschnitten. Außerdem wurden kontinuierlich Feldnotizen angefertigt, um 
die wichtigsten Gesprächsinhalte sowie subjektive Eindrücke des Forschungsteams 
festzuhalten. Die Dokumentation der Kommunikation, was neben Gesprächsnoti-
zen auch den gesamten Emailverkehr vor und während des Tagebuchschreibens 
betrifft, muss als wichtige Kontextinformation bei der Analyse der Tagebücher be-
rücksichtigt werden. Nicht selten war zwischen Forschungsteam und Tagebuch-
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schreiber ein regelmäßiger Email-Austausch während des achtwöchigen Schreib-
prozesses notwendig, um Hemmungen und Unsicherheiten abzubauen und auch 
Lustlosigkeit entgegenzuwirken. Da das Tagebuch als methodisches Instrument in 
der Politikwissenschaft noch kaum erprobt ist, war zusätzlich und nachträglich ein 
Interview geplant, mittels dessen die Themenbereiche, die aus einer theoretischen 
Perspektive für relevant erachtet wurden, (nach-)erhoben werden konnten sowie 
durch einen narrativen Impuls zu Beginn des Interviews die biographische Ent-
wicklung hinsichtlich politischen Konsums und Internet abgefragt wurden. Im 
Hinblick auf das vorliegende Material erwies sich dieses Vorgehen insofern als op-
timierbar, da die Teilnehmer bereits sehr viel und ausgiebig im Rahmen der Vor-
gespräche erzählt hatten, so dass sie hinsichtlich der neuerlichen Erzählaufforde-
rung, die ihnen wie eine Wiederholung vorkommen musste, Ermüdungserschei-
nungen zeigten. Andererseits gab es gute Gründe, das eigentliche Interview erst im 
Anschluss an die Tagebücher zu führen, damit die Teilnehmer ihre Praktiken 
schildern konnten, ohne sich vorher zu einer bestimmten Orientierung zu beken-
nen. Für weitere Arbeiten mit diesem Erhebungsmodell empfiehlt es sich, das 
Interview weiterhin dem Tagebuch nachzuordnen, jedoch im Einführungsgespräch 
noch stärker darauf zu achten, gezielt andere Gesprächsthemen aufzugreifen als 
diejenigen, die im Interview von Bedeutung sein würden. 

 
 

KRITERIEN DER FALLAUSWAHL UND AUSWERTUNG 
 
Die Begründung für eine zunächst deskriptive Fragestellung ergibt sich laut 
Blatter (2007: 126f) schon aus der Art des empirischen Materials: Mittels der 
Tagebücher sind „dichte Beschreibungen“ der Alltagspraktiken und insbesonde-
re der medialen, politischen und ökonomischen Praktiken möglich. Kausale Zu-
sammenhänge ließen sich jedoch wenn, dann nur fallintern rekonstruieren und 
entsprechend sei ihr Erklärungspotenzial für allgemeine Trends eher gering. 
Dem gegenüber kann eingewendet werden, dass mit der Erklärung eines einzi-
gen Falles zumindest für diesen einen Fall eine Erklärung geliefert wurde. Und 
da sich soziale Strukturen in den Praktiken der sozialen Akteure reproduzieren, 
gibt der einzelne Fall damit auch immer Rückschluss auf die Struktur der Gesell-
schaft. Damit leisten sie etwas mehr, als nur erste Hinweise darauf zu enthalten, 
wo kausale Zusammenhänge bestehen könnten. Kausale Zusammenhänge spie-
len also durchaus auch in qualitativ orientierten Fallstudien eine Rolle, aber es 
geht weniger um die Überprüfung eines kausalen Zusammenhangs als darum, 
das Wirkungsverhältnis des kausalen Zusammenhangs zu bestimmen und zu er-
klären: 



UNTERSUCHUNGSDESIGN | 177 

„Die Suche nach Kausalmechanismen trägt dazu bei, in die ,black box‘ zwischen abhängi-
gen und unabhängigen Variablen einzudringen und den Wirkmechanismus nicht nur theo-
retisch-abstrakt (im deduktiv gewonnen Modell) sondern empirisch-konkret zu benennen.“ 
(Ebd.: 133) 

 
Dabei stellt sich die Frage nach dem besten Vorgehen bei der Auswahl der Fälle. 
Auch wenn es zunächst sinnvoll erscheint, solche Fälle miteinander zu verglei-
chen, bei denen der Kontext so ähnlich wie möglich ist und Variationen nur den 
interessierenden Aspekt betreffen, ist hiergegen einzuwenden, dass ein solches 
Vorgehen einer deterministischen Logik folgt und entsprechend einer qualitati-
ven Forschungslogik gerade entgegengesetzt ist: 

 
„Wenn sich z.B. die untersuchten Fälle in fast jeder Hinsicht gleichen, dann ergibt die Lo-
gik, dass unterschiedliche Ergebnisse in diesen Fällen auf den einen oder mehrere verblei-
bende Unterschiede zurückzuführen sein sollten. Dies führt zu dem Ratschlag, dass man 
bei Fallstudien Fälle möglichst so aussucht, dass sie sich in Bezug auf möglichst viele 
Kontextfaktoren ähnlich sind und nur in Bezug auf den interessierenden Aspekt unter-
scheiden. Versuche, durch gezielte Fallauswahl einen ,kontrollierten Vergleich‘ zu produ-
zieren, stoßen allerdings auf vielerlei theoretische und praktische Probleme. Theoretisch 
liegen die Hauptprobleme darin, dass eine solche logische Schlussfolgerung nur bei de-
terministischen Theorien gilt und dass die Möglichkeit der ,Äquifinalität‘ damit nicht er-
fasst werden kann.“ (Ebd.: 142) 
 

Wenn das Problem, das Blatter hier schildert, auf einer theoretischen Ebene auch 
nachvollziehbar ist, stellt es sich in der empirischen Realität qualitativer Sozial-
forschung so wohl selten. Denn selbst wenn es gelingt, die objektiven (messba-
ren) Kontextfaktoren, der Autor spricht hier insbesondere von sozio-
ökonomischen Merkmalen, konstant zu halten, dürfte es dennoch relativ schwie-
rig sein, zwei Fälle zu finden, die sich in allen Merkmalen bis auf das interessie-
rende Verhalten gleichen. Das von Blatter beschriebene Problem besteht viel-
mehr darin, die nicht messbaren Merkmale, insbesondere in biographischer Hin-
sicht, zu kontrollieren. Die Biographie zweier Menschen, ihre Sozialisation, die 
sozialen Bezugsgruppen, die für sie wichtig waren, mögen ähnlich sein, aber 
wenn die Kontingenz sozialer Handlungen überhaupt eine sichere Erkenntnis 
bringen kann, dann die, dass sich die Merkmale zweier Individuen niemals kon-
stant gleich halten lassen, es sei denn man begrenzt die Menge der Merkmals-
ausprägungen formal. Eine weitere Möglichkeit bestehe darin, die Fälle gemäß 
der oder den Theorie(n) auszuwählen, die die Fragestellung anleiten. Entspre-
chend werden dann solche Fälle ausgewählt, die besonders gut geeignet sind, die 
jeweilige theoretische Überlegung zu überprüfen, zu erweitern oder zu repräsen-
tieren (vgl. ebd. 149). Der Status der Fallstudie hänge jedoch auch davon ab, wie 
weit das spezifische Untersuchungsfeld bislang erforscht wurde. Da das kon-
sumpolitische Handeln von Frauen bislang nicht Gegenstand qualitativer For-
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schung gewesen ist und sich bestenfalls bruchstückhaft Hypothesen aus diver-
sen, benachbarten Disziplinen ableiten lassen, kommt hier den Fallstudien ein-
deutig explorativer Charakter zu, und das Ziel muss die Entwicklung induktiv-
theoretischer Kategorien sein. 

Sich bei der Fallauswahl von konkurrierenden Theoriemodellen anleiten zu 
lassen, kann dazu beitragen, im Material nicht nur einseitig nach Bestätigung für 
eine theoretische Position zu suchen. Bei der vorliegenden Fragestellung, wie 
sich das Zusammenspiel von Politisierung und Digitalisierung auf Konsumen-
tinnen auswirkt und welche (Autonomie-)Potenziale damit verknüpft sind, könn-
te es sich entsprechend anbieten, sowohl die Hellmannsche Lesart von Frauen 
als Konsumentinnen zu berücksichtigen, für die Kaufen Shopping ist und damit 
primär als selbstreferenzielle, affektuelle und Erlebnis orientierte Freizeitbe-
schäftigung zu sehen ist, als auch die Gegenannahme von Frauen als Expertin-
nen für rationalen Konsum und verantwortungsvoll-fürsorgende Verpflegung 
von anderen, die sich primär in historisch-politologischen Forschungsansätzen 
finden (vgl. De Grazia 1996). Entsprechend müssten solche Fälle ausgewählt 
werden, die die politischen Konsumpraktiken von Frauen entlang der Achse 
„domestic-/leisure-consumption“ rekonstruieren. Hilfreich kann es an dieser 
Stelle aber auch sein, auf den integrativen Ansatz von Baur/Luedtke (2008) zu-
rückzugreifen und die Konsumorientierung als konstitutives Merkmal eines be-
stimmten sozialen Milieus zu identifizieren, so dass man einen „domestic-
consumption-style“ am ehesten bei Frauen finden würde, die mit einem Partner 
in einer eheähnlichen Gemeinschaft, vorzugsweise mit Kindern leben und keiner 
oder nur einer geringfügigen Beschäftigung nachgehen, während man „leisure-
consumption“ vorzugsweise bei Single-Frauen ohne Kinder mit Vollzeiterwerbs-
arbeit finden würde. Diesbezüglich muss nach Baur und Akremi auch das Aus-
stattungsniveau berücksichtigt werden. Deshalb ist es ein außerordentlicher Vor-
teil für die vorliegende Arbeit, dass die im Rahmen des Projekts durchgeführte 
Analyse der Tagebücher aller Untersuchungsteilnehmer der Fallauswahl für die 
hier verfolgte Fragestellung vorgelagert ist. Auf diese Weise ist es möglich, aus 
den unterschiedlichen Typen von Consumer Netizens je einen Fall auszuwählen, 
wobei die Nutzung des Social Webs für den politischen Konsum die zentrale 
Unterscheidungsdimension darstellt. 

Zur Auswertung des Datenmaterials empfiehlt sich eine Strategie, die einer-
seits den Einbezug theoretischer Vorannahmen erlaubt, aber dem Material einen 
nicht nur falsifizierenden, sondern auch theoriegenerierenden Status einräumt. 
Wenn die Entscheidung deshalb auf die Grounded Theory fällt, ist das weniger 
als Methode der Auswertung zu verstehen, sondern vielmehr als eine Strategie, 
wie mit Datenmaterial umgegangen wird: Der Fall wird zunächst für sich anhand 
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der fallimmanenten Themen und ihrer Priorisierung, die sich quantitativ in der 
häufigen Bezugnahme zu dem Thema oder aber qualitativ in der besonderen, 
z.B. emotionalen Artikulation eines Themas, ausdrücken kann. Theoriegeleitet 
wird diese Strategie schon durch die Auswahl der Fälle, insbesondere durch die 
Auswahl des ersten Falles, der im Zentrum der weiteren Analyse steht. Ist ein 
Fall thematisch-inhaltlich erschlossen, erfolgt in einem zweiten Analyseschritt 
der Vergleich mit anderen Fällen, die sich von dem ersten Fall hinsichtlich der 
Social-Web-Nutzung für den politischen Konsum unterscheiden. Auch hier sind 
wiederum theoretische Vorannahmen von zentraler Bedeutung, da zwei empiri-
sche Fälle sich in zahlreichen Dimensionen unterscheiden können, es aber von 
der theoretischen Fragestellung abhängt, welche Unterscheidungsdimension für 
relevant erachtet wird. Anhand fortschreitender Kontrastierung und komparati-
ver Analyse, wobei ausgewählte Passagen mittels Sequenzanalyse rekonstruiert 
und verglichen werden, erfolgte eine praxeologische Typenbildung. Ziel bei dem 
Forschungsprojekt war es, vor allem den Raum konsumpolitischen Engagements 
on- und offline zu bestimmen und erste Überlegungen über den Zusammenhang 
bestimmter Praxistypen und ihrem Social-Web-Engagement zu entwickeln. 

Auf dieser Basis wurden für die vorliegende Arbeit solche Fälle ausgewählt, 
die im Spektrum möglicher Praxistypen auf den für die Analyse relevanten Ebe-
nen – der Social-Web-Nutzung und des verbraucherpolitischen Engagements – 
unterschiedliche Ausprägungen enthalten. An diesem Punkt erfolgt eine Perspek-
tivenveränderung, die sich auch in der Art und Weise der Materialanalyse zeigt. 
Im Folgenden werden neben dem Alltag und seinen Routinen auch die jeweili-
gen biographischen Dispositionen berücksichtigt, die diesen Alltagspraktiken 
zugrunde liegen. Als Datenmaterial werden hierzu die narrativen Passagen zu 
Beginn der Interviews herangezogen, die die Entwicklung zum politischen Kon-
sum in biographischer Perspektive thematisieren. Das methodische Vorgehen 
lässt sich also folgendermaßen zusammenfassen: 

 
• Zugang zur Alltagswelt und alltäglichen Praktiken des politischen Konsums 
 und der Mediennutzung durch das Partizipationstagebuch 
• Ergänzende Fallanalyse mittels der biographisch-narrativen Passagen des In-
 terviews 
• Kontrastierung von Alltagspraktiken und Selbstbeschreibung 
• Komparative Analyse der drei ausgewählten Fälle in Hinblick auf Wissens- 
 und Informationspraktiken, kollektive (web-gestützte) Reflexions- und Aus-
 handlungsprozesse, Form der Vermittlung zwischen Verbraucher- und Bürger-
 Identität 
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Um die Logik der Praxis zu erfassen und Momente der Transformation (und der 
Reproduktion von Transformation) sichtbar machen zu können, muss die Analy-
se prozessual verlaufen, weshalb sich die Anwendung einer sequenzanalytischen 
Methode in der vertiefenden Analyse anbietet. 

 
 

VORUNTERSUCHUNG 
 
Im Folgenden wird kurz das Gesamtsample des Projekts vorgestellt und über die 
komparative Analyse der Tagebücher die Fallauswahl begründet. Lassen sich auf 
dieser ersten Ebene des Vergleichs schon erste Erkenntnisse gewinnen, was den 
Einfluss von Geschlecht auf die politisch-medialen Konsumpraktiken angeht? 
Wo liegen die Unterschiede? 

 
Übersicht über das Datenmaterial 
 
Der aufwendige Betreuungs- und Gesprächseinsatz hatte letztlich 26 Tagebücher 
hervorgebracht, die sich im Umfang, in der Form und Selbständigkeit im 
Schreibprozess sehr stark voneinander unterschieden. Um zwei extreme Beispie-
le anzuführen, kann man die Schreibpraxis von Christopher Weiland2 und Anni-
ka Seifert gegenüberstellen: Christopher hat jeden Tagebucheintrag direkt per 
Email geschickt, was darauf schließen lässt, dass er seine Einträge sehr zeitnah 
getätigt hat. Aber er forderte damit gleichzeitig ein, dass ihm täglich auf seine 
Einträge geantwortet wurde. Wenn eine aufbauende, interessierte Nachfrage 
ausblieb, wurde der Schreibprozess unterbrochen, bis die Wiederaufnahme des 
Gesprächsfadens gelang. Annika hat sich demgegenüber dafür entschieden, acht 
Wochen lang Tagebuch zu führen, um es dann in einem Stück an das For-
schungsteam weiterzuleiten. Sie führte das Tagebuch im klassischen Sinne des 
Tagebuchschreibens handschriftlich und tippte es dann erst kurz vor Abgabe ab. 
Daraus ergibt sich ein vollständig anderer Datentyp als bei Christopher, der seine 
Angaben immer sehr stark von den Gesprächsimpulsen der Email-Korres-
pondenz abhängig machte. Zudem hat Annikas Tagebuch tatsächlich auch einen 
narrativen Charakter, was der Analyse ganz andere Möglichkeiten einräumt. 
Sehr schwer stellt sich eine irgendwie interpretative Analyse bei zwei weiteren 
Teilnehmern dar: Matthias Bonella und René Remberti, die beide eine Excel-

                                                             
2   Die Namen sämtlicher Untersuchungsteilnehmer und -teilnehmerinnen wurden ano-

nymisiert. 



UNTERSUCHUNGSDESIGN | 181 

Tabelle erstellt haben, in der sie lediglich Datum, Stichwort zur Tätigkeitsbe-
schreibung (meist eine Webadresse) und im besten Fall noch eine kurze Erläute-
rung eingefügt haben. Sehr ähnlich, nur ohne Excel, haben Lukas Bellinger, 
Hans Berg und Markus Herrmann ihr Tagebuch gestaltet: Jeweils unter dem 
Datum steht eine stichwortartige Zusammenfassung (meist eine Webadresse), 
die dann häufig per „copy and paste“ noch an weiteren Tagen als Eintrag einge-
fügt wurden, vermutlich um zu signalisieren, dass sich gewisse Praktiken eben 
einfach wiederholen: 

 
„5.12 
Internet: Zeit, boingboing, taz, spiegel, slashdot, heise, 
Webcomics/Youtube/Unterhaltungsseiten 
Spieleabend bei Freunden (Bahn) 
6.12  
Internet: Zeit, boingboing, taz, spiegel, slashdot, heise, 
Webcomics/Youtube/Unterhaltungsseiten 
Laborergebnis zu extremer Effizienzsteigerung von organischen Solarzellen, was diese 
billigere Variante deutlich attraktiver machen würde. Was mich allerdings noch mehr inte-
ressiert ist der Licht-durch-zu-kleine-Löcher-Effekt bzw. plasmonics – den Bereich kannte 
ich aus der Schulphysik überhaupt nich. http://phys.org/news/2012-12-nanostructures-
triple-solar-cells-efficiency.html.“ (Tagebuch Markus Breuer: 159–160) 
 

Nicht wesentlich anders sind Tina Grün, Christiane Neumann und Lara Seibert 
verfahren:  
 
„29.06  
Vollkornbrötchen (Bio) bei Rewe, MSC Fisch in der Mensa  
30.06  
Via facebook: 10 Things you can do to change our food system. –> Gelesen und “Gefällt 
mir“ gedrückt. 
Lange Diskussion über Fleischkonsum, Tierhaltung und Medikamentengabe der Tierärzte 
an die Tiere (meine Mutter arbeitet in einer Tierarztpraxis) am Frühstückstisch mit meiner 
Mutter und meiner Tante.“ (Tagebuch Tina Grün: 490–494) 
 

Noch schwieriger sieht es bei Franz Daub, Peter Fröhlich, Monika Bayram und 
Claudia Wollschläger aus, die zwar in Form einer Erzählung – in vollständigen 
Sätzen begonnen haben, dann aber nach dem zweiten Tagebucheintrag gemerkt 
hatten, dass ihnen das Tagebuchschreiben zu zeitaufwendig oder anstrengend ist. 
Die bisherige Bilanzierung soll nicht heißen, man könne mit den Tagebüchern in 
Protokoll- oder Tabellenform nichts anfangen, keineswegs, nur eignen sie sich 
nicht gerade für eine interpretative Arbeit, die nach Interdependenzen von All-
tagspraktiken, vor allem Medien- und Konsumpraktiken fragt. Doch schließlich 
gibt es noch die Tagebücher von Sabine Kleist, Inka Weiss, Annika Seifert, Jana 
Peters, Sarah Damm, Paul Wiese, Philipp Greif, Marc Kunze und Eugen Geor-
gieff, die allesamt nicht nur einen beeindruckenden Umfang von bis zu fünfund-
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zwanzig Din A4 Seiten aufweisen, sondern jeweils fast so etwas wie eine Anei-
nanderreihung von Alltags-Kurzgeschichten darstellen. Ein Tagebuch sollte 
noch erwähnt werden, da es im Vergleich zu den anderen vollkommen anders 
gestaltet ist: Das von Claudia Maas, welche statt mit Text maßgeblich mit Bild-
einträgen und insbesondere Fotomontagen arbeitete. Zu den sonstigen deskripti-
ven Kategorien lässt sich folgendes sagen: Von den 26 Teilnehmern sind 14 
männlich und 12 weiblich. Je zwei der Tagebücher der Frauen und der Männer 
ergaben bei der Sichtung des Materials, dass sie sich nicht für die Praktikenana-
lyse – entweder weil sie insgesamt als nicht passend für die Fragestellung oder 
weil das Datenmaterial keinen Zugang für eine komparative Analyse ermöglich-
te (wie im Fall von Claudia Maas) – eignen würden. D.h., dass letztlich die Ta-
gebücher von 12 Männern und 10 Frauen in die komparative Analyse eingingen. 
Von den 12 Männern sind sechs Studenten (Paul Wiese als Abiturient auf dem 
Weg ins Studium mitgerechnet), zwei sind selbständig tätig, einer angestellt und 
drei erwerbslos bzw. geringfügig beschäftigt. Vier Teilnehmer sind zwischen 18 
und 25, fünf zwischen 26 und 35, drei zwischen 36 und 45. Drei Teilnehmer 
wohnen noch oder wieder bei ihren Eltern, vier leben in einer Single-Wohnung, 
drei in einer Wohngemeinschaft, zwei gemeinsam mit ihrem Partner und Kin-
dern. Von den Frauen sind drei Studentinnen, fünf Vollzeit Beschäftigte, eine 
selbständig und eine erwerbslos. Fünf wohnen mit ihrem Partner zusammen, 
eine davon mit Kind. Je zwei wohnen in einer WG und einer Singlewohnung, 
eine Teilnehmerin lebt noch bei ihren Eltern. Drei sind zwischen 18 und 25, vier 
zwischen 26 und 35, zwei zwischen 36 und 45 und eine zwischen 46 und 55. 
Wenn sich auch aufgrund der geringen Fallzahl des Samples keine verallgemei-
nernden Aussagen machen lassen, sind einige Aspekte doch zumindest bemer-
kenswert. 

Zunächst ist bemerkenswert, dass es einen starken Überhang an Teilnehmern 
ohne Kinder (lediglich zwei3 der 22 Tagebuchschreiber hat Kinder) gibt. Das 
mag daran liegen, dass immerhin sieben Teilnehmer noch unter 25 Jahre alt sind 
und mindestens acht als Single leben. Andererseits ist bekannt, dass die Geburt 
des ersten Kindes häufig eine Sensibilisierung für zunächst Bio-Konsum in der 
Ernährung darstellt. Junge Eltern wollen ihr Kind möglichst gesund und ohne 
schädliche Zusatzstoffe ernähren und beginnen aus diesem Grund, sich einge-
hender mit der Produktion und den Produktionsbedingungen von Nahrungsmit-
teln auseinander zu setzen. Andererseits ist die Tatsache, dass lediglich acht der 

                                                             
3   Gegen Ende des Erhebungszeitraums stieg die Anzahl der Teilnehmer mit Kind/ern 

auf drei. 
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Teilnehmer in einer Partnerschaft und mit ihrem Partner zusammen leben, sich 
also überwiegend Personen gemeldet haben, die als Single oder in einer Wohn-
gemeinschaft leben, ein interessantes Datum. Die Anzahl der Singles ist mit vier 
unter den männlichen Teilnehmern zudem doppelt so groß als bei den weibli-
chen, tatsächlich stellt sich die Situation bei den Frauen genau umgekehrt dar, so 
dass knapp zwei Drittel der weiblichen Teilnehmerinnen mit ihrem Partner in 
einer Wohnung oder einem Haus zusammenlebt. Auch in der Erwerbstätigkeit 
gibt es in Bezug auf das Geschlecht Unterschiede: Während über die Hälfe der 
weiblichen Teilnehmerinnen einer Vollzeitbeschäftigung nachgeht, ist es bei den 
männlichen Teilnehmern nur ein Viertel. Auch wenn diese Angaben in erster Li-
nie dazu dienen sollen, das Sample anhand der allgemeinen Lebenssituation dar-
zustellen, könnte man sie als Hinweis darauf deuten, dass es in Hinsicht auf die 
Lebenssituation – alleine oder in Partnerschaft lebend, berufstätig oder studie-
rend – Unterschiede zwischen politischen Konsumenten gibt, die sich über das 
Geschlecht erklären lassen könnten. Die typisch weibliche politische Konsumen-
tin könnte dann so aussehen, dass sie Vollzeit arbeiten geht, in einer festen Part-
nerschaft lebt, um die 30 ist und keine Kinder hat. Der typisch männliche politi-
sche Konsument lebt demgegenüber eher alleine und ist Student. Auch wenn es 
sich bei einer derart geringen Fallzahl eher um eine Über-Interpretation als um 
eine gesicherte Analyse handelt, findet sich bei Baur/Akremi (2011) ein Hinweis 
darauf, dass Konsum für Männer als Sphäre der Anerkennung erst dann relevant 
wird, wenn ihnen Anerkennung in anderen, eher typisch männlichen Betäti-
gungs- und Darstellungsfeldern versagt wird, der hier womöglich zutrifft: 

 
„Marginalisierte Männer, also solche Männer, die aus verschiedenen Gründen keinen oder 
nur beschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt haben (Arbeitslose, Behinderte usw.) oder 
aufgrund niedriger Bildung nur geringe Aufstiegschancen haben, weichen auf andere 
Sphären wie Technik, Konsum, Wohnen, Freizeit sowie Körperpraktiken (Kleidung, Er-
nährung, Gesundheitsverhalten, Sport) aus.“ (Ebd.: 287) 

 
Ob dies bei konsumpolitischem Engagement tatsächlich der Fall ist, lässt sich 
auf Basis der geringen Fallzahl nicht mit Gewissheit sagen, andererseits wäre 
dies eine schlüssige Erklärung dafür, warum sich trotz des sonstigen Frauen-
überhangs in konsumaffinen Forschungsprojekten hier ebenso viele, sogar etwas 
mehr Männer als Frauen gemeldet haben. Dies mag vor allem auch daran liegen, 
dass sich Konsum im Forschungsprojekt „Consumer Netizens“ durch seine Be-
züge zu Technik und Politik als ein (zumindest bis dato noch) stärker auch Män-
ner ansprechendes Thema darstellte. Die Verteilung der Bildungsabschlüsse 
scheint hier jedoch kaum Einfluss zu haben, denn die Unterschiede in Bezug auf 
die Bildungsabschlüsse sind minimal. Insbesondere, wenn Fachabitur und Abitur 
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zusammengefasst werden, haben alle weiblichen wie männlichen Teilnehmer 
den entsprechenden Abschluss. Zum Vergleich: Zum Zeitpunkt der Erhebung 
2012 verfügten 27,3% der Deutschen über Fach- oder Hochschulreife4 und 7,8% 
über einen Hochschulabschluss. Auch der jeweilige Anteil der Frauen und Män-
ner, die studieren oder studiert haben, hält sich die Waage (13 zu 12). Allerdings 
liegt in der Frauengruppe der Anteil derjenigen mit Hochschulabschluss etwas 
über dem der Männer (5 zu 3). Am aussagekräftigsten sind aber die abwesenden 
Zahlen – so gibt es keinen Teilnehmer ohne (Fach-)Abitur und sogar diejenigen 
mit Fachabitur (2 Teilnehmer) sind gegenüber denen mit Abitur (zwanzig Teil-
nehmer) in der überwältigenden Minderheit. Auch die Tatsache, dass 17 Teil-
nehmer entweder studieren oder studiert haben, lässt Rückschlüsse auf ein stark 
akademisch geprägtes Milieu zu, das in diesem Sample vertreten ist. 

Die Altersverteilung verspricht auf den ersten Blick keine großen Erkennt-
nisse, zumindest nicht im Hinblick auf das Geschlecht. Allerdings kann man als 
Schwerpunkt der Verteilung die Kohorte der 26–35jährigen ausmachen (neun 
Teilnehmer), was einerseits auf einen Generationeneffekt, andererseits auf einen 
Zusammenhang von Alter – Berufstätigkeit – Einkommen und infolge eher Kauf 
von Bio- und fair gehandelten Produkten schließen lässt. Was aber tatsächlich 
bemerkenswert ist, ist die extrem schwache Ausprägung bei den 46–55jährigen 
(ein Teilnehmer) sowie das vollständige Fehlen von Teilnehmern über 56 Jahren. 
Dies könnte durch den Fokus der Untersuchung auf mediale Praktiken zurückzu-
führen sein, da Alter einer der ausschlaggebenden Faktoren ist, um vorherzusa-
gen, ob jemand regelmäßig online ist oder nicht. Immerhin nutzen laut 
ARD/ZDF-Onlinestudie 2013 noch 82,7% der 50–59jährigen das Internet, aber 
nur noch 42,9% der Personen über 60. Andererseits nutzen mit über 40% der 
über 60jährigen immer noch so viele Personen das Internet, dass nur das Alter 
als Erklärung nicht hinreichend wäre. Oder es liegt an einem anderen Konsum-
verhalten, an einer anderen Konsumsozialisation der Personen, die vor 1953, al-
so in der (Nach-)Kriegszeit geboren sind. Konsumgüter stellen für diese Genera-
tion womöglich einen höheren Wert dar, so dass sie von vornherein weniger am 
Massenkonsum partizipieren und eher dazu tendieren, die Praktiken, die nun die 
Generation 30+ und 20+ sich erst mühsam „neu“ aneignen – wiederverwerten, 
einkochen, selbst anpflanzen – bereits zum selbstverständlichen Inventar ihrer 
Alltagspraxis zählen, so dass sie gar nicht auf die Idee kämen, diese Praktiken 
als Ausdruck eines politischen Engagements zu interpretieren. Vermutlich sind 

                                                             
4   https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/BildungForschungKultur/ 

Bildungsstand/Tabellen/Bildungsabschluss.html (zuletzt geprüft am 28.07.2014). 
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die Alltags- und Konsumpraktiken älterer Personen auch einfach weniger anfäl-
lig für Transformationsprozesse. 

Noch ein weiterer, möglicher Effekt ist in Bezug auf das Alter bedenkens-
wert: Da, wie weiter oben dargestellt, ausschließlich Personen mit Fach- und 
Hochschulreife im Sample vertreten sind, ist die statistische Wahrscheinlichkeit, 
dass sich Teilnehmer der Generationen 60+ für das Projekt melden, nochmals 
geringer, da weitaus weniger der vor 1950 geborenen Personen über einen höhe-
ren Bildungsabschluss verfügen. Andererseits greifen gerade die hoch gebildeten 
Personen älterer Generationen (im Vergleich denen mit geringeren Bildungsab-
schlüssen) sehr viel eher auf das Internet zurück, so dass eigentlich die Wahr-
scheinlichkeit, unter den älteren Internetnutzern politische Konsumenten anzu-
treffen, größer sein müsste als in anderen Altersgruppen. Die Nutzung des Inter-
nets älterer Personen hängt aber insbesondere auch mit ihrer beruflichen Biogra-
phie zusammen – so ist die Nutzung des Internets bei technikaffinen Berufs-
gruppen, älteren Ingenieuren, Architekten oder Physikern, ungleich höher als bei 
bspw. Cellisten oder Sprachwissenschaftlern. Wenn man sich die Berufsgruppen 
anschaut, die in dem Sample vertreten sind, fällt die Dominanz von zwei Berufs-
gruppen auf (drei, wenn man die Studierenden als Berufsgruppe hinzuzählt): De-
sign-Berufe auf der einen Seite, Verbraucherberatung im weitesten Sinne auf der 
anderen. Augenfällig ist die Abwesenheit jeglicher Handwerker, Ärzte, Archi-
tekten – also klassischer, naturwissenschaftlich-fachlich geprägter Berufe. Geht 
man also davon aus, dass der (angestrebte) Beruf von entscheidender Bedeutung 
dabei ist, ob jemand politisch konsumiert oder nicht, dann hängt die geringe Re-
präsentanz älterer Internetnutzer womöglich mit ihrem beruflichen Hintergrund 
zusammen. 

 
Bildung von fallübergreifenden Merkmalsgruppen 
 
Die Fallauswahl hat entsprechend des Theoretical Sampling solche Fälle zu be-
rücksichtigen, die sich hinsichtlich der digitalen politischen Konsumpraktiken 
unterscheiden. Hierbei ist zu prüfen, ob die Variable Geschlecht überhaupt in 
einem Zusammenhang mit zunächst dem „Wie“ politischen Konsumhandelns 
steht. Wie bereits erwähnt, ist es von Vorteil, dass die offene Codierung sämtli-
cher Tagebücher der Untersuchungsteilnehmer primär im Rahmen des Projekts 
Consumer Netizens erfolgte, so dass der Einfluss des Geschlechts bei der Typo-
logisierung der Praktiken vorerst unberücksichtigt blieb. Die zentrale Analyse-
dimension, die im Hinblick auf die Praxistypologie angelegt wurde, war das 
Verhältnis Konsum- und Politikpraktiken, deren Einbettung in den Alltag und 
wie die jeweiligen On-/Offline-Praktiken miteinander verwoben sind. Bei zu-
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nehmender Verdichtung in der komparativen Analyse erwies es sich als sinnvoll, 
unterschiedliche Ebenen konsumpolitischen Handelns voneinander zu trennen, 
wenn sie auch in der Praxis häufig miteinander kombiniert oder verwoben auf-
treten. Diese Handlungsfelder können schematisch in ökonomische, kulturelle 
und politische eingeteilt werden. 

 
Typologie der Consumer Netizens 
 
Die pragmatische Alltagsexpertin 5 
Soziale Praktiken verfügen als alltagsverbundene Routinen über eine starke Be-
harrungstendenz, weshalb die Digitalisierung von Alltagspraktiken nicht 
zwangsläufig deren Transformation einleitet: Bestimmte Verhaltensweisen kön-
nen sich im digitalen Kontext auch lediglich reproduzieren. Dies ist der Fall 
beim ersten Typ, der pragmatischen Alltagsexpertin. Sie kann als jemand be-
schrieben werden, deren konsumpolitische Praktiken ausschließlich in der Sphä-
re des Privaten situiert sind. Das Internet wird genutzt, um die ökonomische und 
soziale Organisation des Alltags zu erleichtern, hinzukommen digitale Nut-
zungsweisen im beruflichen Kontext. 
 
„Habe ein paar Tage später auf Sarah Wieners Homepage geschaut, weil ich über andere 
Wege (beruflich: Newsletter der Ernährungsumschau) erfahren habe, dass Sarah Wiener 
den Fairness Preis erhält. Bin dann auf ihre Homepage, um mich zu informieren, was sie 
denn eigentlich noch so alles macht und ihr eventuell dort eine Nachricht zu hinterlassen. 
Eine Nachricht habe ich nicht hinterlassen, aber meine Verehrung für diese Person ist grö-
ßer geworden.“ (Tagebuch Monika Bayram: 72) 
 

Für den politischen Konsum wird das Internet genutzt, um bestimmte, offline 
nicht erhältliche Waren online zu erwerben oder um Informationen zu suchen, 
wenn sich entsprechende Fragen oder Problemstellungen aus dem Offline-Alltag 
ergeben. Entscheidend ist, dass die Praktiken des politischen Konsums sowohl 
online wie offline nicht-öffentlich vollzogen werden, sondern auf ökonomische 
Praktiken des Kaufens oder Nicht-Kaufens beschränkt bleiben. Entsprechend 
werden keine E-Petitionen unterzeichnet oder andere Möglichkeiten, eigene In-
halte öffentlich zu kommunizieren, genutzt. Untersuchungsteilnehmerinnen die-
ses Typs sind zwar durchaus Mitglied in sozialen Netzwerken wie Facebook, 
diese dienen aber vorzugsweise der Organisation offline geknüpfter Beziehun-
gen. 

 

                                                             
5   Es handelt sich hier beinahe ausschließlich um Frauen. 
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Die expressive Ästhetin 6 
Typ 2, die expressive Ästhetin, verwendet das Internet vor allem, weil es ihr Ge-
legenheit gibt, sich mit sich selbst und ihrem Konsum- und Lebensstil auseinan-
derzusetzen. Sie nutzt vorzugsweise ein soziales Netzwerk, um sich selbst und 
ihren Konsumstil auszudrücken und um mit anderen, die einen ähnlichen Kon-
sumstil haben, in Kontakt zu kommen, was zu einem wechselseitigen Austausch 
über Produktinformationen, neue Shops, aber auch von Anerkennung und Lob 
für bestimmte Konsumpraktiken führt: 
 
„Ich habe über Twitter die Webseite Karmakonsum.de gefunden, wahnsinnig interessantes 
Portal über ethischen Konsum. U.a. habe ich die Seite Slaveryfootprint.org gefunden und 
auch meinen eigenen slavery footprint ausprobiert. Ich bin auf ganze 64 Sklaven gekom-
men – ob das so stimmt, ist fraglich, interessant ist es dennoch.“ (Tagebuch Christiane 
Neumann: 164–165) 
 

Konsum stellt sich diesem Typ als Experimentierfeld dar, in dem in einer Art 
Selbstversuch Aufgaben wie „kann ich sechs Monate lang vegan leben“ oder 
„schaffe ich es, eine Woche ökologisch-sozial-korrekt zu konsumieren“ bewäl-
tigt werden. Online ist die expressive Ästhetin für Außenstehende sichtbar, in-
dem sie Online-Petitionen unterschreibt und eigene Inhalte veröffentlicht. Off-
line verbleiben ihre Praktiken jedoch wie bei der pragmatischen Alltagsexpertin 
im nicht-öffentlichen, privaten und ökonomischen Bereich. Das liegt nicht zu-
letzt daran, dass das soziale Umfeld offline häufig als hinderlich für die Umset-
zung konsumpolitischer Handlungen empfunden wird. Da die expressive Ästhe-
tin gerade erst dabei ist, politischen Konsum als Gelegenheit, sich selbst und sei-
ne politischen Ansichten auszudrücken, zu entdecken, stellt ihre neue Orientie-
rung für die soziale Bezugsgruppe womöglich eine Provokation dar. Im Gegen-
satz dazu bieten sich der expressiven Ästhetin im Social Web digitale Interak-
tionsräume, in denen sie mit Gleichgesinnten in Kontakt kommen kann. Trotz-
dem sind Konflikte gelegentlich unausweichlich, wenn beispielsweise Über-
schneidungen zwischen den verschiedenen Bezugsgruppen in einem sozialen 
Netzwerk online bestehen. 

 
Der technische Innovator 7 
Typ 3, der technisch-innovative Nutzer, ähnelt mit seinem Fokus auf das Internet 
als primären Handlungsraum Typ 2. Allerdings ist er nicht in einem sozialen 
Netzwerk aktiv, sondern in mehreren, ganz unterschiedlichen, die er je nach sei-

                                                             
6   Es handelt sich hierbei überwiegend um Frauen. 

7   Es handelt sich ausschließlich um Männer. 
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